Editorial: Neoliberale Konterrevolution - Die neue amerikanische 
Herausforderung auf dem Weltmarkt? 


Während der Abfassung dieser Zeilen wird in den Nachrichten bekanntgegeben, daß der 
»Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung« soeben 
ein Sondergutachten herausgegeben hat, in dessen Zentrum Vorschläge zum Abbau der 
Staatsverschuldung stehen. Die von der Bundesregierung für 1981 vorgesehene Neuver- 
schuldung in Höhe von 69 Mrd. DM soll nach den Vorstellungen der Sachverständigen um 
35 bis 40 Mrd. DM reduziert werden. Mit dem Argument, daß die fiskalpolitischen Maß- 
nahmen des Staates die Gefahr steigender Budgetdefizite für die nächsten Jahre nach sich 
zögen und schon heute eine Vertrauenskrise mit unabsehbaren Folgen für die Währung 
ausgelöst hätten, wird vom SVR ein rigides Auszerity-Programm formuliert, das in seinen 
Ausmaßen selbst noch die einschneidenden Regelungen des Haushaltsstrukturgesetzes des 
Krisenjahres 1975 übertrifft. Die vorgeschlagene Reduktion der Sozialausgaben (Kürzun- 
gen der Sozialhilfe, der Ausbildungsförderung, des Wohngeldes, der Zuschüsse zur Ar- 
beitslosenversicherung, des Arbeitslosengeldes usw.), die Aufhebung der bislang unbe- 
grenzten Defizithaftung des Bundes gegenüber der Bundesanstalt für Arbeit, die Um- 
schichtung der Steuereinnahmen hin zu einer Erhöhung der Verbrauchssteuern und die 
Kürzung der staatlichen Personalausgaben bedeuten postisch eine Kampfansage an die in 
erfolgreichen sozialen Kämpfen erreichten Errungenschaften der sozialen Sicherung und 
Ökonosmisch eine Forcierung der »bereinigenden Wirkungen der Krises. Durch die restrikti- 
ve und prozyklische Haushaltspolitik soll der zyklische Krisentrend verstärkt werden - und 
so vor allem die Gewerkschaften für ihre Verweigerung eines Lohnabschlusses in Höhe des 
Produktivitätszuwachses durch die beschleunigte Freisetzung von Arbeitskräften bestraft 
werden. Im Zentrum der Neustrukturierung der bürgerlichen Herrschaft steht also eine 
Veränderung des Verhältnisses von Staat und Gewerkschaften, mit der Tendenz, die eta- 
blierten korporativen Strukturen seitens des S/gafes aufzulösen. Die Desorganisation des 
Systems der industriellen Beziehungen wird dabei nicht nur zu einer weiteren Belastung 
des Verhältnisses von Sozialdemokratie und Gewerkschaftsbewegung führen, sondern auch 
die Notwendigkeit einer Veränderung der gewerkschaftlichen Politik offenlegen. 

Die in der Senkung der Sozialleistungen angelegte Reduktion des Kollektivlohns, also des 
Lohnanteils, der die politisch regulierte und systemnotwendige Reproduktion der Arbeits- 
kraft garantiert, bewirkt nicht nur eine Erhöhung der Mehrwertrate, sondern hat darüber- 
hinaus Bedeutung für den Gesamtreproduktionsprozeß des Kapitals. Da die ansteigenden 
Staatsdefizite infolge der vermehrten staatlichen Inanspruchnahme der ökonomischen Res- 
soutcen destabilisierende Tendenzen verstärken, ergibt sich systemimmanent der Zwang 
einer Rückverteilung der Ressourcen vom staatlichen in den privaten Bereich. Infolge des 
auch die gesamten siebziger Jahre hindurch erfolgenden Anstiegs der Kapitalintensität ist 
für die Einrichtung eines neuen Arbeitsplatzes eine erhöhte Kapitalsumme erforderlich, 
die bei den geringen Zuwachsraten der Produktion nur durch eine Ausweitung der Investi- 
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tionsquote bereitzustellen ist. Kreislauftheoretisch folgt daraus eine Verringerung der pti- 
vaten und staatlichen Konsumquote. Das Restriktionsprogramm des SVR zielt also nicht 
bloß auf eine Behebung der strukturellen Fiskalkrise des Staates, sondern darüberhinaus 
und vorrangig auf eine Förderung des Akkumulationsprozesses durch die Schaffung neuer 
Profitanreize. Während ökonomisch die Wiederhetstellung der Profitabilität des Kapitals 
sichergestellt werden soll, kommt dem Abbau der Sozialleistungen die Funktion zu, einen 
veränderten politischen, sozialen und ideologischen Rahmen für die erneute Verwertung 
von Kapital zu schaffen. 

Das Programm des SVR, das im Verlauf des Sommers in nur wenig modifizierter Form von 
der Bundesregierung übernommen zu werden droht, reiht sich damit in die Restrukturie- 
rungsprozesse ein, wie sie seit der Weltwittschaftsktise in nahezu allen kapitalistischen Län- 
dern als Vorbedingung für einen neuen und tragfähigen Aufschwung zu beobachten sind. 
Die Untersuchung dieser Prozesse bilden auch die thematischen Schwerpunkte dieser 
PROKLA-Ausgabe. In Anknüpfung an Heft 42, in dem versucht wurde, die Krisenmo- 
mente zu bestimmen, die gegenwärtig die als Resultat des Zweiten Weltkriegs entstande- 
nen ökonomischen und politischen Strukturen der kapitalistischen »Weltordnung« unter- 
graben und zerstören, sollen in den folgenden Beiträgen die Restukturierungsprozesse und 
die damit verbundenen theoretischen und strategischen Ansätze einer Analyse unterzogen 
werden. 

E/mar Altvater untersucht in seinem Beitrag 
die Ursachen der Renaissance der neolibera- 
len ökonomischen Theorien in den siebziger 
Jahren und versucht im Anschluß die ge- 
meinsamen Wurzeln des Neoliberalismus 
und des Konservatismus freizulegen. Die 
ökonomisch-politische Dimension dieser 
Strategie wird als eine Individualisierung und 
Entpolitisierung gesellschaftlicher Probleme 
und als eine »Entstaatlichung« des »durch- 
staatlichten Kapitalismus« (K. Renner) inter- 
pretiert. 

Urs Müller-Plantenberg interptetiert die ökonomische Entwicklung seit Mitte der siebziger 
Jahre als die Dritte Große Depression des Kapitalismus. Im Vergleich mit den beiden vor- 
hergehenden Großen Depressionen sieht er die mögliche historisch-politische Bedeutung 
der gegenwärtigen kapitalistischen Entwicklungsphase in der Rückkehr zu einem liberalen 
Kapitalismus des 19. Jhdts. Am Beispiel Chiles wird gezeigt, welche Bedeutung die staatli- 
che Politik für die Rückführung der ökonomischen und politischen Strukturen in ein sol- 
ches Kapitalismusmodell hat. 

Alex Schubert analysiert in seinem Aufsatz die außenpolitischen Strategien der USA und 
die möglichen militärischen Bedrohungen nach dem Amtsantritt von Reagan im Kontext 
der ökonomischen Umstruktutierungen. Und Fergzsor / Rogers untersuchen die internen 
politischen und personellen Verflechtungen zwischen Industrie, Gewerkschaften und po- 
litischen Institutionen, die zum Wahlsieg Reagans und der von ihm betriebenen Politik ge- 
führt haben. 

Chantal Mouffe zeigt die Ursachen für die Massenwirksamkeit der Neoliberalen, Neokon- 
servativen und Neuen Rechten in England, USA und Frankteich, die antistaatliche und 
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- bürokratische Ressentiments und populäre Gegenbewegungen gegen die Zerstörung der 
Familie, Abtreibung, Homosexualität, »Gegenkultur« und »Kollektivismus« geschickt für 
sich zu nutzen wissen. 

Die Verschiebungen auf dem Weltmarkt und die Umorganisation der nationalen Repro- 
duktionsprozesse sind das Thema von Marce/ Bühler. Über eine systematische Rezeption 
neuerer französischer Internationalisierungstheorien wird der bundesrepublikanischen 
marxistischen Weltmarktdiskussion eine veränderte Analyseperspektive vorgeschlagen. Die 
Analyse der Bedingungen der Kapitalverwertung zur Erklärung der Weltmarktverschie- 
bungen soll in der Untersuchung der historischen Veränderungen der Reproduktion domi- 
nanter Gesellschaftsformationen aufgehoben werden. 

Thomas Hurtienne nimmt in seinem Beitrag die Schoeller-Müller-Plantenberg-Debatte 
über die Überwindung von Abhängigkeit und Unterentwicklung (Heft 42) aus einer ande- 
ren Perspektive wieder auf. Durch eine Auseinandersetzung mit den Arbeiten von Dieter 
Senghaas versucht er der Dependenztheorie bzw. der Theorie des peripheren Kapitalismus 
ihre analytisch-historische Erklärungskraft zu bestreiten und deren politisch-strategischen 
Schlußfolgerungen in Frage zu stellen. 

Da aus technischen Gründen der Name der Übersetzer des Balibar-Textes aus Heft 43 ent- 
fallen ist, möchten wir dies hier nachholen: Wir danken Peter Schöttler und F.O. Wolf für 
ihre Übersetzungsarbeit. 


Die Redaktion 


Heft 45 der PROKLA erscheint im Dezember 1981 mit dem Titel »Staat, kein Staat, alternativer 
Staat?« mit Beiträgen von B. Blanke, H. Gerstenberger, J. Hoffmann, U. Jürgens, P. Schümann, 
Th. Blanke, R. Hickel u.a. 

Heft 46 wird Beiträge zur Entwicklung der Gewerkschaften in der Bundesrepublik enthalten und 
erscheint im März 1982. 
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Elmar Altvater‘* 
Der gar nicht diskrete Charme der neoliberalen Konterrevolution 


»Das Programm des Liberalismus hätte ..., in ein 
einziges Wort zusammengefaßt, zu lauten: Eigen- 
tum, das heißt: Sondereigentum an den Produk- 
tionsmitteln ... Alle anderen Forderungen des Li- 
beralismus ergeben sich aus dieser Grundforde- 
rung.« Ludwig von Mises 1927, S. 17 


Noch vor einem Jahrzehnt glaubten viele, sie sei am Schluß ihrer Weisheit und Wirksam- 
keit angelangt und zu Recht der Vergessenheit anheimgefallen: die Theorie des Neo-Libe- 
talismus. In allen Ländern der westlichen Welt hatte die keynesianische Theorie des Staats- 
interventionismus obsiegt; die Keynesianer besorgten das Geschäft der wissenschaftlichen 
Politikberatung und nicht mehr die Neoliberalen. Überall dort, wo sie noch eine Rolle spiel- 
ten, kompromittierten sie sich mehr als sie mit ihren Veröffentlichungen wieder gutma- 
chen konnten. Es schien so, als ob der Stern des neoliberalen Nobel-Preisträgers Milton 
Friedman als Berater der Nixon-Regierung mit deren skandalösem Abgang sinken würde. 
Die Anrüchigkeit der Neoliberalen Friedrich von Hayek - ebenfalls Nobelpreisträger -, 
Friedman und einer ganzen Schwadton von smarten Chicago boys wurde duich die Unter- 
stützung der Pinochet-Diktatur noch verstärkt. 


Und dennoch: offensichtlich ist die liberale Theorie nicht totzuktiegen. Gegenwättig er- 
lebt sie in verschiedenster Form (als Neoliberalismus, Neokonservatismus, Neoklassik, Mo- 
netatismus) eine erneute Renaissance. Dies ist weder der Intelligenz noch der Attraktivität, 
der Phantasie, dem Charme dieser »Konterrevolution« in der Theorie - so Friedman über 
den Monetarismus höchst selbstbewußt - geschuldet. Das Interesse, das gegenwärtig diese 
Theorie beansprucht, ist eher aus den Defizienzen der bisher im Zentrum stehenden Theo- 
rien und Politikkonzepte zu verstehen. Die ökonomische Krise der 70er Jahre hat die Hoff- 
nungen des keynesianischen Krisenmanagements zerstört; die Gewißheit, daß der Sozial- 
staat als materielle Grundlage der sozialen Demokratie und in dieser Eigenschaft auch als 
politische Festung der Sozialdemokratie unangefochten die Gefährdungen der Krise beste- 
hen könnte, ist berechtigtem Zweifel gewichen; die individuellen und kollektiven Hoff- 
nungen und Perspektiven der Jahre der Prosperität haben sich zerstreut und in diesem Zu- 
sammenhang ist Mißtrauen gegenüber den Emanzipationsvotstellungen und -theorien der 
60er Jahre entstanden. Der Neoliberalismus gewinnt also ohne eigenes Zutun Punkte - 
und verspielt sie nicht gleich wieder, da er jegliche Ansprüche von Individuen an die Ge- 
sellschaft zurückweist und also auch keine, dann nicht einlösbare Versprechungen macht. 
Erfolg und Scheitern sind Probleme des Individuums und haben nichts mehr mit der Ge- 
sellschaft oder dem Staat zu tun. Gesellschaftliche Probleme werden also zrdividuahisiert 
und damit zugleich scheinbar depoditisiert. 


* 


Elmar Altvater ist Professor am Otto-Suhr-Institut der Freien Universität Berlin und langjähriger 
Mitarbeiter und Redakteur der PROKLA. 
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Das Scheitern des Keynesianismus 


Das Wort vom Scheitern des Keynesianismus bedarf einer Erläuterung. Als wirtschaftspoli- 
tisches Konzept kann der Keynesianismus als ein staatlich vermittelter Kiassenkompromiß 
interpretiert werden. Der Korsers der lohnabhängigen Massen mit dem kapitalistischen 
System nach dem zweiten Weltkrieg wurde nicht zuletzt dadurch immer wieder reprodu- 
ziert, daß der Staat die materiellen Bedingungen zu garantieren schien (hoher Beschäfti- 
gungsstand und steigende Reallöhne), die den Interessen der Massen entgegenkamen. Die 
Prosperitätsperiode war also keineswegs nur eine Phase günstiger A&&urmulationsbedin- 
gungen des Kapitals, sondern gleichzeitig Grundlage des Klassenkonsenses und damit zu- 
sammenhängend der Zegitimität des Staates. 

Dieses historische Modell unterscheidet sich in mehreren Punkten von liberalen/ neolibera- 
len Vorstellungen über eine freie Marktwirtschaft: Erstens wird grundsätzlich angenom- 
men, daß ein System von auf Privateigentum an Produktionsmitteln beruhenden privaten 
Entscheidungen nicht aus seiner eigenen Dynamik heraus einen gewünschten Beschäfti- 
gungsstand erreichen kann und daher der staatlichen Intervention bedarf. Diese 
Keynes'sche Grundannahme impliziert sowohl eine Kritik am Effizienzbegriff der libera- 
len Theorie, die ja traditionell nur dem Markt die Fähigkeit zubilligt, ökonomische Ratio- 
nalität und Effizienz realisieren zu können, als auch am Gerechtigkeütsbegriff. Denn es 
wird davon ausgegangen, daß eine Gesellschaft ungerecht ist, wenn Menschen, die arbei- 
ten wollen, dazu keine Gelegenheit mangels Arbeitsplätzen finden können. Die liberale 
Theorie würde immer dagegen einwenden, daß Arbeitswilligkeit bei entsprechend redu- 
zierter Entlohnung auch realisiert werden könne und - grundsätzlicher - jeder Mensch 
selbst verantwortlich für sein Geschick sei und sich nicht auf staatliche Leistungen verlassen 
dürfe. Zweitens enthält der Keynesianismus eine Kritik an der liberalen Vorstellung von 
der Qualität des Menschen als eines Nutzen maximierenden und Leid minimierenden 
selbstverantwortlichen Individuums, insofern als er zum einen die Gemeinsamkeit der 
ökonomischen und sozialen Lage von Klassen in Rechnung stellt und zum zweiten den 
nach dem ersten Weltkrieg erfolgten »Eintritt der Massen in den Staat« vermittelt durch 
deren Organisationen (Ch. Maier 1975) als politisches Faktum berücksichtigt. Der Keyne- 
sianismus trägt also, anders als die neoliberale Theorie, dem Tatbestand Rechnung, daß 
mit der Entwicklung des Kapitalismus soziale Veränderungen stattgefunden haben, die ei- 
ne Anpassung der theoretischen Grundlagen von Wirtschaftspolitik erforderlich machen. 
Grundsätzlich stellt der Dra£tizierte Keynesianismus den Versuch einer Versöhnung der 
»Logik des Kapitals« und der »Logik der Arbeiterklasse« dar und begibt sich damit auf ein 
Feld, das der Liberalismus prinzipiell nicht akzeptieren kann, da es ihm ausschießlich um 
die »Logik des (klassenunspezifischen) Individuums« geht. 

Als aus Gründen, die hier nicht zu analysieren sind, die Bedingungen der beschleunigten 
Kapitalakkumulation erodierten, konnten die gesellschaftlichen Konflikte nicht mehr in 
der Kompromißzone gehalten werden; der soziale Mechanismus des Keynesianismus funk- 
tionierte nicht mehr reibungslos. Bevor in der Linken dieses Problem so recht wahrgenom- 
men wurde, entwickelte die Bourgeoisie bereits ihre Rezepte, um sich den Regeln des Klas- 
senkompromisses entziehen zu können. Prinzipiell stehen ihr dazu zwei Auswege offen. 
Der erste Ausweg führt zu einerStärkung des Staates, um die politischen Entscheidungen 
von »exzessiver demokratischer Beteiligung« freizuhalten, also die Interessen der lohnab- 
hängigen Massen nicht im Maße der Prosperitätsjahre berücksichtigen zu müssen. In der 
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Konsequenz führt diese Option zu einem technologisch-technokratischen, durchrationali- 
sierten autoritären Staatswesen, das sowohl den Einfluß der Massen auf die Entscheidungs- 
träger minimiert als auch die Interessen des »Gesamtkapitals« (undzwar auf weltweiter 
Ebene) gegen einzelkapitalistische Sonderinteressen durchzusetzen sucht. Es ist dies der 
Weg, der von der srlateralen Kommission weltweit propagiert wurde, um der aus den in 
der Krise uneinlösbaren Versprechungen der Massendemokratie resultierenden »Ungerech- 
tigkeit« begegnen zu können. Jedoch sieht es so aus, als ob dieser Ausweg inzwischen an 
Attraktivität verloren hat. (Zum Trilateralismus vgl. die Sammlung von Holly Sklar 1980) 


Neoliberalismus als Ideologie einer populistischen Bewegung? 


Denn der andere Ausweg aus dem Dilemma, in dem sich Keynesianismus und seine politi- 
sche Organisationsform, die soziale, liberale Demoktatie befinden, erscheint einfacher und 
angemessener: Der Staat soll keine zusätzliche Kapazität zur Intervention in die Gesell- 
schaft, sondern gegenüber den Trägern des kapitalistischen Akkumulationsprozesses werz- 
ger Kompetenz, ein auf ein absolut notwendiges Minimum reduziertes Interventionspo- 
tential erhalten. Der »durchstaatlichte Kapitalismus« (Karl Renner 1917) soll wieder »ent- 
staatlicht« werden: durch einen Abbau der Sozialstaatsleistungen (Schluß mit dem »Sozial- 
klimbim«); durch Reduzierung der Staatsquote (weniger Steuern, weniger Staatsausga- 
ben); durch Reduzierung der Interventionskapazität (Deregulierung; d.h. Reduzierung 
der Auflagen, z.B. der Umweltschutzauflagen, für private Unternehmen); durch eine Ver- 
kleinerung des öffentlichen Sektors (Reprivatisierung). Der Markt soll wieder zur Geltung 
gelangen und in seinem Funktionsmechanismus nicht durch die Rücksichtnahme auf die 
Kompromißparteien gestört werden. Dieser Weg führt direkt zum Neoliberalismus, der 
den keynesianischen Träumen von einem sozialen Staat »two cheers for capitalism« (Irving 
Kristol 1978) entgegenruft. 

Es ist leicht, Belege für diese Position zu finden. In der Bundesrepublik hat sie eine lange 
Tradition, da hier in den 40er Jahren mit Walter Eucken, Wilhelm Röpke, Alexander von 
Rüstow, Franz Böhm und anderen eine neoliberale Schule (Ordo-Liberalismus) entstanden 
ist, die in der akademischen Wirtschaftswissenschaft bis in die 60er Jahre hinein noch do- 
minant war, wo in anderen Ländern längst der Keynesianismus die Forschung und Lehre 
beherrschte. Erst Mitte der 60er Jahre verlor hierzulande der Neoliberalismus an Boden, 
nachdem die Regierung Erhard (»Vater der Marktwirtschaft« mit seinem langjährigen 
Kompagnon Alfred Müller-Armack, »Erfinder« des Konzepts der »sozialen Marktwirt- 
schaft«) zurücktreten mußte und das Stabilitäts- und Wachstumsgesetz verabschiedet wor- 
den war (das »beste wirtschaftspolitische Instrumentarium der Welt«, wie es Schiller ebenso 
wie Ehrenberg bejubelten). Doch lange sollte die keynesianische Hochzeit nicht dauern. 
Etwa 1973 wird der sogenannte »Paradigmenwechsek datiert, als der Sachverständigenrat 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung vom keynesianischen Nachfra- 
gemanagement abrückte und eine monetaristische Geldmengenpolitik zu favorisieren be- 
gann. Wenig später folgte die Deutsche Bundesbank diesem Schwenk. Der wissenschaftli- 
che Beirat beim Bundesministerium für Wirtschaft legt in aller wünschenswerten Deutlich- 
keit 1978 sein (neo)liberales Dogma dar: Die Marktwirtschaft sei überlegen effizient; zu 
Störungen der Funktionsweise des Systems komme es einmal durch eine feindliche Einstel- 
lung zur Marktwirtschaft, zum anderen durch Einzelinterventionen ohne ordnungspoliti- 
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sche Reflexionen. Die Marktwirtschaft habe eine außerordentlich hohe Problemverarbei- 
tungskapazität aufgrund von unbürokratischen Koordinationsmechanismen. Der Staat sol- 
le sich im wesentlichen auf ordnungspolitische Maßnahmen und notwendige Korrekturen 
beschränken, also dafür sorgen, daß der Preiswettbewerb möglichst gut funktioniere, daß 
das System von Risiko und Anreiz nicht durch staatliche Einzelinterventionen gestört wer- 
de. In diesem Zusammenhang müßten Gewinne als Anreize innerhalb der Marktwirtschaft 
von allen anerkannt werden, insbesondere auch von den Gewerkschaften, die keine lohn- 
politischen Strategien mit Umverteilungscharakter durchführen dürften. In das gleiche 
Horn stoßen die Vorschläge der CDU/CSU-Theoretiker Biedenkopf und Miegel, die 
nicht nur ins Wahlprogramm 1980 Eingang gefunden haben, sondern inzwischen die theo- 
tetischen Fundierung der politischen Äußerungen von CDU/CSU abgeben. Und wenn 
wir nicht nur die Bundesrepublik betrachten, dann erweist sich die politische Bedeutung 
dieser Theorie(n) noch klarer: Mit Thatcher in Großbritannien und Reagan in den USA 
sind politische Führer an die Macht gekommen (oder haben wie Strauß zur Macht gestrebt 
oder sind wie Barre in Frankreich an der Macht gewesen), die sich explizit auf das neolibe- 
tale Dogma beziehen und damit nicht nur Wirtschaftspolitik, sondern Gesellschaftspolitik 
betreiben. 

Damit aber geht es nicht nur um die Theorie, um ihre Stringenz, Konsistenz und Reich- 
weite. Es geht auch um die Frage, wieso sie Ausdruck einer populistischen Bewegung wet- 
den kann, wieso es zu einer neoliberal-konservativen Stimmung kommen konnte, die Ende 
der 70er, Anfang der 80er Jahre tiefgreifende politische Veränderungen herbeiführte. »Die 
Stimmung in der westlichen Welt ist neoliberal und konservativ«, schreibt triumphierend 
US News & World Report, und offensichtlich ist dieser Triumph weder Einbildung noch 
Selbstbetrug. Hier kommt tatsächlich noch ein weiteres Dilemma des Keynesianismus und 
der mit ihm nahtlos verbundenen Sozialdemokratie (in ihren verschiedenen Ausprägun- 
gen) zum Ausdruck. Um nämlich die Umverteilungsprozesse zugunsten der Sozialleistun- 
gen steuern zu können, mußte der Staatsapparat bedeutsam ausgeweitet werden. Es 
entsteht die neue Schicht der Sozialbürokratie, die das System der Umverteilung zu ihrer 
eigenen Reproduktion benutzt und verwaltet, ohne allerdings Einfluß auf die Quellen der 
Fonds zu haben, die umverteilt werden sollen. Die staatliche Bürokratie kontrolliert Mittel 
in einem immensen Umfang, aber sie kontrolliert weder die Produktionsbedingungen, die 
Produktivität, noch die Technologien oder die Organisation des Arbeitsprozesses; also blei- 
ben die Voraussetzungen des Wachstums, von dem ihre Aktivitäten und damit ihre Exi- 
stenz abhängen, ebenso außerhalb ihres Einflußbereiches wie die Ursachen für all die Schä- 
den, deren Symptome sie mit ihren Mitteln heilen soll (Rehabilitierung von Schäden an 
Gesundheit und Leben durch den Charakter des Arbeitsprozesses beispielsweise). Gleich- 
gültig wie ausgeprägt und umfangreich die staatliche und parastaatliche Sozialbürokratie 
auch ist, ihre Machtbefugnis bleibt auf die Korrektur von Symptomen beschiänkt, die im 
von ihr nicht kontrollierbaren Produktionsprozeß ihre Ursache haben. Wenn nun infolge 
der allgemeinen Weltwirtschaftskrise die ökonomischen Bedingungen des Wachstums un- 
terhöhlt werden, dann verringert sich notwendigerweise die Leistungsfähigkeit des Sozial- 
systerns, während jedoch die Sozialbürokratie erhalten bleibt und möglicherweise sogar 
noch wächst. In einer solchen Situation reagiert der Sozialstaat nur hilflos: die Einsparun- 
gen bei bestimmten Leistungen erscheinen als die Rücknahme von Versprechungen, als In- 
effizienz des Sozialstaats, der jedoch mit all seinen sichtbaren und erfahrbaren Bürokratien 
bestehen bleibt. Ja, mehr noch. In der Phase von Wachstum und Vollbeschäftigung bleibt 
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der Sozialstaat mit seinen Institutionen im Hintergrund; solange man beschäftigt ist, 
braucht man nicht auf den langen Gängen des Arbeitsamtes zu warten. Aber in der Krise 
erfährt man zugleich die Arroganz der verwaltenden Bürokratie urd ihre Ineffizienz. 
Dafür kann der Sozialstaat nichts; denn sowohl die Arbeitslosigkeit als auch die Inflation - 
deren Raten nicht zufällig zum »discomfort Index« addiert werden - sind keineswegs durch 
den keynesianischen Staat erzeugt worden. Die Ursachen der Erscheinungsformen der Kti- 
se als »discomfort« für die Menschen liegen tiefer in der Widersprüchlichkeit des kapitalisti- 
schen Akkumulationsprozesses, die vom Interventionsstaat zwar reguliert aber nicht aufge- 
hoben werden kann. Allerdings haben über Jahrzehnte die Keynesianer selbst - und nicht 
nur die »rechten« sondern auch »linke« Keynesianer - die Meinung propagiert, der modet- 
ne Interventionsstaat könne eine erfolgreiche Krisenvermeidungsstrategie durchführen. 
Die deutsche Sozialdemokratie hat bis zum Ausbruch der Weltwirtschaftskrise Mitte der 
70er Jahre das wittschaftspolitische Insttumentatium det BRD als »das modernste« det 
Welt deklatiert, mit dem jede Krise gemanagt werden könne. Für viele kritische Theoteti- 
ker ist dutch den Staatsinterventionismus det Krisenbegtiff überhaupt fragwürdig gewor- 
den, sofern er sich an »Bewegungsgesetzen« des Kapitals festmachte. Der vom Neoliberalis- 
mus demagogisch ausgenutzten Krise des Wohlfahrtsstaates, des Keynesianismus, des 
sozialdemoktatischen Reformismus sind die Keynesianer nun konftontiett, ohne offensiv 
wirkende Argumente gegen die Denunzierung des Sozialstaats als einer riesigen, kostspieli- 
genund obendtein ineffizienten Maschine, die für Inflation, hohe Steuerbelastung und 
wachsende Staatsverschuldung verantwortlich sei, ins Feld führen zu können. Sie sind 
sptachlos, wenn der Sozialstaat nicht mehr nur als eine Garantieinstitution zur Sicherung 
von Wohlstand, sondern als eine Belastung der Realeinkommen erfahren wird. 

Hier ist der Punkt, an dem die neoliberale Forderung nach weniger Staat, nach Vertinge- 
rung der Sozialbürokratie, nach Privatisierung im Sinne von Individualisierung, nach weni- 
get Steuern und testriktiver Geldpolitik das akademische Gehäuse als Theorie der Wirt- 
schaftpolitik verlassen und zur Ideologie einer populistischen Bewegung werden kann. Ir- 
ving Kristol hat dies klar erkannt: Amerikanischer Populismus ist nach seiner Meinung der 
Radikalismus der Kleinbürger, die wegen der hohen Inflationsraten und Steuern, wegen 
der Staatsverschuldung und der ineffizienten Verwaltung empört sind. »Das Problem ist 
die Bütoktatisierung der amerikanischen Gesellschaft und die Tatsache, daß die Bürokratie 
keinen Erfolg datin gehabt hat, das zu verhindern, was keine Bürokratie als Mißerfolg ver- 
buchen darf: nämlich die wirkungsvolle Erfüllung ihrer Vetsptechen« (Ktistol 1978, S. 
216). Der Neoliberalismus schwingt sich nun zum Anwalt der radikalisierten Kleinbürger 
auf: gegen Verschwendung und Ineffizienz, gegen die Gleichmacherei und für mehr Frei- 
heit vom Staat, für das Individuum und für den Markt. Sein Versprechen lautet: Wenn Du 
Dich im Sinne des Systems rational verhältst, und wenn der Markt freie Entscheidungen ab- 
stimmen kann, dann wird als Ergebnis die »unsichtbare Hand« des Marktes für Dich und 
für die Gesamtheit aller Individuen ein Optimum an Wohlstand schaffen ... Und Du wirst 
gegen die nivellierende Gleichmacherei des Wohlfahrtsstaates Deine Einzigartigkeit als In- 
dividuum realisieren können ... Und die ökonomischen Freiheiten des Marktmechanismus 
sind die besten Voraussetzungen für Deine politischen Freiheiten gegen die totalitären 
Tendenzen der Staatseingriffe ... 

Es wurde gesagt, der Neoliberalismus mache keine Versprechen, die sich als nicht einlösbar 
herausstellen; er entwickle keine politische Programmatik, die sich in der Krise als un- 
dutchführbar erweise; er reduziere seine Botschaft auf das Versptechen, die vom Sozial- 


Neoliberale Konierrevolution 9 


oder Wohlfahrtsstaat gesetzten Fesseln der bürgerlichen Eigeninitiative zu lösen. Es ist al- 
lerdings zu betonen, daß diese liberale Selbstbescheidung nicht nur für den populistischen 
Erfolg des liberalen Programms verantwortlich ist, sondern daß darin auch alle Momente 
des Scheiterns angelegt sind. Denn natürlich haben die Individuen die Erwartung, daß die 
»Befreiung« von der Belastung, die der Staat darstellt, ihnen auch materiell zugute kommt. 
Doch gerade dies kann nicht der Fall sein, da dies mit den Grundannahmen des Liberalis- 
mus konfligieren würde: Die Sicherung der Individualität und ihrer Rechte, dabei natür- 
lich insbesondere des Eigentumstechts auf Verwertung, impliziert den Konflikt. Denn Ei- 
gentum kann nur geger die Nicht-Eigentümer gesichert werden; es ist ein Ausschlußrecht, 
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Eigentumsrecht ist Ausschlußrecht: Nach der Räumung der Abbruch des 
Spekulationsobjekts. 


das der Staat des Liberalismus zu garantieren hat. Dies läßt sich moralisch zwar begründen 
(vgl. die kritischen Überlegungen von Cohen 1981), aber es ist überhaupt nicht einzuse- 
hen, warum dieses Recht und seine moralische Fundierung von allen denjenigen, denen es 
materiell nichts bringt, im aktuellen Fall - also nicht nur grundsätzlich, als ein Naturrecht - 
- akzeptiert werden soll. Der Neoliberalismus ist von seiner Grundstruktur her #ezr theore- 
tisch-praktischer Diskurs, der auf eine ideologische Syrthese in der Gesellschaft zielt - und 
darin unterscheidet er sich auch vom Keynesianismus. Er produziert Konflikte, Rebellio- 
nen, wie in Großbritannien unter Thatcher beobachtet werden kann. Aber indem er zugleich 
den »organisierten Kapitalismus« »desorganisiert«, setzt er auch einen Prozeß der Des-Or- 
ganisierung und Des-Integration der subalternen Schichten und Klassen als organisierter 
Macht in Gang und hat es dann bei Konflikten und möglichen Rebellionen zunächst nur 
mit schlecht organisierten, individualisierten Bewegungen zu tun, die dann politisch iso- 
liert werden können. Auf Dauer wird dies ganz sicher nicht so bleiben. Doch ist es zu be- 
denken, daß die Organisierung von Interessen gegen die neoliberale Desorganisierung an- 
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ders erfolgen muß als unter den Verhältnissen des »organisierten Kapitalismus« mit einem 
keynesianisch operierenden Interventionsstaat, der nach den Regeln der liberalen Demo- 
kratie gestaltet ist. Dazu nur ein Stichwort: Der keynesianische Klassenkompromiß eröffnet 
weite Möglichkeiten für Formen &orporativer Pohitikstrukturen, die in den vergangenen 
Jahren vielfältiger Gegenstand politikwissenschaftlicher Analysen geworden sind. Der 
ernstgemeinte Neoliberalismus hingegen bedeutet die radikale Auflösung des Korporatis- 
mus, des gesellschaftlichen oder staatlichen gleicherweise. Die Austauschbeziehungen zwi- 
schen den Klassen werden nicht mehr als mehr oder weniger staatlich vermittelte organi- 
siert, sondern der Brutalität des Marktes, auf dem nur noch das Recht des Stärkeren zählt, 
überantwortet. Es ist nicht schwer vorstellbar, daß dieser Wechsel für die Organisierung 
von Interessen sowie die Formen von Konflikten außerordentlich konsequenzenreich ist. 


Freier Markt und starker Staat 


Doch verbleiben wir noch einen Augenblick beim neoliberalen Projekt, das ja nicht nur 
Freiheit verspricht und damit Konflikte generiert, sondern das zugleich auch gegen die 
vom keynesianischen Wohlfahrtsstaat besorgte Gleichmachetei zu Felde zieht. An diesem 
Punkt kann sich der Neoliberalismus mit dem konservativen Denken treffen, für das Egali- 
tarismus schon immer das größte aller Greuel gewesen ist. »Ungleichheit ist nicht bedauer- 
lich, sondern höchst erfreulich. Sie ist einfach nötig ...« (Hayek in der Wirtschaftswoche 
vom 6.3.1981) Denn durch Gleichmacherei, d.h. durch Umverteilung, werde der »markt- 
wirtschaftliche Signalapparat« gestört und damit eine Auslese der Besten verhindert. Und 
dies gilt allüberall, auch im Verhältnis der reichen und armen Länder beispielsweise: Denn 
»schen Sie, in den nächsten 20 Jahren soll sich die Weltbevölkerung erneut verdoppeln. 
Für eine Welt, die auf egalitäre Ideen gegründet ist, ist das Problem der Überbevölkerung 
aber unlösbar. Wenn wir garantieren, daß jeder am Leben erhalten wird, der erst einmal 
geboren ist, werden wir sehr bald nicht mehr in der Lage sein, dieses Versprechen zu erfül- 
len. Gegen die Überbevölkerung gibt es nur die eine Bremse, nämlich daß sich nur die Völ- 
ker erhalten und vermehren, die sich auch selbst ernähren können ...« (ebenda) Gleichma- 
cherei verletzt die natürlichen, biologischen Unterschiede der Menschen und Völker, es 
wird das Prinzip der Auslese der Besten gestört. Individualität als Voraussetzung und 
Nährboden von Eliten kann sich nicht entfalten. Und ohne Eliten gibt es keinen gesell- 


Ku 
"TRIAL AND ERROR IST DAS PRINZIP DER FORTENTWICKLUNG DES HENSCHEN: 
VoM PRIHATEN ÜBER DEN NEANDERTHALER UND SOKRATES BIS ZU FRIEDRICH 
AUSUST NOBELPREISTRAGER VON HAYEK.* 


Neolhiberale Konterrevolution 11 


schaftlichen Fortschritt; denn Azs/ese ist das Prinzip der Fortentwicklung des Menschen. 
Die menschliche Evolution etscheint als ein Prozeß von »trial and ertot«, für dessen optima- 
le Funktion Voraussetzungen geschaffen werden müssen. In der Ökonomie ist der Ort für 
das Ausspielen von Versuch und Irrtum der Markt; er ist das »Entdeckungsverfahren« (Hay- 
ek im »Industriemagazin«, Sept. 1980) für Optimallösungen, für die Auslese von Eliten. 
Nichts ist für die menschliche Entwicklung abträglicher als vorausgesetzte Gleichheit der 
Menschen und diesem Prinzip verpflichtete staatliche Eingriffe in das »Entdeckungsverfah- 
ten«. Gleichheit führt zur Uniformität und von dort aus direkt zum Tofalitarismus (Alain 
de Benoist, nach Le Monde diplomatique, Mai 1981). In der Warnung vor dem »Weg in 
die Knechtschaft«, auf dessen Gefahren Hayek 1944 hinwies, treffen sich die Konservati- 
ven und Liberalen, die neue Rechte und die Monetaristen, um einen Entwurf für eine neue 
Ordnung der Gewährleistung von Freiheit, Leistung und Auslese zu errichten. »Ordo« 
heißt also das Schlüsselwort der Neo-Liberalen nicht zufällig; oder, weniger altphilolo- 
gisch-vornehm und subtil, in der hemdsärmelig-direkten Sprache von Milton Friedman: 
»Die grundlegende Voraussetzung (für die Freiheit des Tausches - E.A.) ist die Aufrechter- 
haltung von /aw and order«. (Friedman 1962, S. 14) 

Die Liberalen sind also durchaus kein Feind eines starker Staates, wie Herbert Marcuse 
1934 bewiesen hat. In dieser Auffassung können sie sich durchaus von Zitaten der liberalen 
Klassiker von Locke über Adam Smith bis J.St. Mill bestärken lassen. Allerdings ist hierbei 
zu betonen, daß der klassische Liberalismus in dieser Frage keineswegs widerspruchsfrei 
sein kann. Denn einerseits reklamiert er vorszaatliche individuelle Freiheitstechte als Na- 
turrechte, die auch gegen den Staat zu verteidigen sind, andererseits hat die Staatsgewalt 
die Aufgabe, die individuellen Freiheitsrechte zu schützen. Hier handelt es sich um einen 
»logischen Antagonismus«, der - wie Franz Neumann hervorhebt - durchaus zu einem »re- 
alen Antagonismus« werden kann, und der das Schwanken des Liberalismus zwischen der 
Vorstellung einer libertären, staatsfreien Gesellschaft und eines autoritären Staatswesens, 
zwischen Anarchie und dem Absolutismus der k.u.k. Monarchie, erklären kann. In der li- 
beralen Figur des »Rechtsstaates« ist der Versuch gemacht worden, diesem Antagonismus 
die Schärfe dadurch zu nehmen, daß szaatsfreie Sphäre des Individuums und szaatliche 
Sphäre kalkulierbar und verläßlich voneinander getrennt werden. Bourgeois und Citoyen 
erhalten ihre zugewiesenen Bereiche. 

In der neoliberalen Theorie allerdings ist von diesem Grundkonflikt des Liberalismus kaum 
noch etwas zu spüren. Zwischen der Freiheit des Individuums und der Freiheit der Verwer- 
tung von Eigentum als Kapitalakkumulation entscheidet sich der Neoliberalismus eindeu- 
tig für die Garantie der letzteren durch einen starken Staat. Dies hat natürlich auch damit 
zu tun, daß die staatliche ordnungspolitische Funktion in einer entwickelten »industriellen 
Gesellschafts außerordentlich komplex ist, gerade im Vergleich zum frühen Liberalismus 
der frühen bürgerlichen Gesellschaft. Insofern ist der Wandel der liberalen Theorie vom 
klassischen zum »neuen« Liberalismus auch (sicherlich nicht nur) ein Spiegelbild der Ent- 
wicklung vom Frühkapitalismus zur hochentwickelten kapitalistischen Gesellschaft. Um al- 
so das Leistungsprinzip zu gewährleisten, Einschränkungen der Marktkonkurrenz zu ver- 
hindern, gleichmacherische Tendenzen zu begrenzen - so die neoliberale Theorie -, 
»bedarf es allerdings eines starken Staates, der unparteiisch und machtvoll über dem wirt- 
schaftlichen Interessenkampf steht, ganz im Gegensatz zu der verbreiteten Auffassung, 
daß dem ‘Kapitalismus’ eine schwache Staatsgewalt entsprechen müsse. Der Staat muß 
aber nicht nur stark sein, sondern auch unbeirrt durch Ideologien aller Art seine Aufgabe 
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klar erkennen: den ‘Kapitalismus’ gegen die 'Kapitalisten’ zu verteidigen, so oft sie versu- 
chen, sich einen bequemeren Weg als den durch das Leistungsprinzip vorgezeichneten zur 
Rentabilität zu bahnen und ihre Verluste auf die Allgemeinheit abzuwälzen.« (Wilhelm 
Röpke 1946, S. 280). Der starke Staat soll den Rahmen sichern, eine Ordrungspohitik be- 
treiben, die die Grundlage dieser Ordnung, nämlich das Eigentum erhält und dessen Ver- 
wertung ermöglicht - wie Ludwig von Mises sehr klar formuliert. Der Staat soll sich aber 
aus den wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Prozessen (Austauschbeziehungen zwi- 
schen den Individuen) heraushalten und hier den Markt als Auslese- und Entdeckungsme- 
chanismus voll zur Geltung kommen lassen. Dieser prinzipiellen Unterscheidung von 
Ordnungspolitik (erlaubt) und Prozeßpo/itik (nicht erlaubt) des Staates folgt die feinsin- 
nig-zynische Unterscheidung zwischen einem autoritären und totalitären System: Das erste 
ist durchaus akzeptabel im neoliberalen Sinne, da zur Erhaltung der Ordnung Autorität 
von seiten des Staates unabdingbar ist. (Daher widerspricht der Entwurf der »formierten 
Gesellschafts durch Ludwig Erhard Anfang der 60er Jahre keineswegs seinem neoliberalen 
Weltbild.) Das letztere jedoch ist dadurch gekennzeichnet, daß der Staat nicht nur die 
Ordnung sichert, sondern in alle Bereiche der gesellschaftlichen Totalität eingreift, also 
auch in die Marktprozesse. Das ist notwendig mit Beschränkungen der Verfügung über Ei- 
gentum verbunden und infolgedessen für den Neoliberalismus nicht zu akzeptieren. In 
diesem Sinne ist das Chile Pinochets ein autoritäres und mithin akzeptables Regime, wäh- 
rend Cuba als totalitäres Regime bekämpft und möglichst eliminiert werden müsse. 

Der Rahmen der auf Privateigentum an Produktionsmitteln beruhenden Marktwirtschaft 
(freie Verkehrswirtschaft sagt die Freiburger Schule der »alten« Neoliberalen der 40er Jahre) 
wird vom starken Staat durch Gesetze und die Zwangsmittel, mit denen ihre Einhaltung 
erzwungen wird, und eine dem Wachstum des Produktionspotentials entsprechende Geld- 
versorgnung hergestellt. (Anzumerken ist hier allerdings, daß eine Reihe neoliberaler Theo- 
retiker, allen voran F.A. von Hayek, die zweite Bedingung nicht mehr akzeptiert; nach 
ihrer Auffassung sollte das Geld von Privaten und nicht vom Staat geschaffen werden.) 
Also »beseitigt die Existenz eines freien Marktes natürlich nicht die Notwendigkeit einer 
Regierung. Im Gegenteil, der Staat ist wesentlich sowohl als Forum, um die Spze/regein 
festzulegen, als auch als der Schiedsrichter, der die Spielregeln interpretiert und ihre Ein- 
haltung erzwingt.« (Friedman 1962, S. 15) Diese simple Idee ist konstitutiv für das liberale 
Denken. Und es wäre auch nichts gegen sie einzuwenden, würde es bei dem Spiel nicht um 
Ausbeutung von Menschen durch Menschen, um die Aneignung aus Eigentumstiteln, um 
Verwertung von Kapital gehen. So betrachtet, entpuppt sich die liberale Theorie als eine 
ziemlich finstere Erfindung. 

Erstens wird es im marktwirtschaftlichen Spiel Gewinner und Verlierer geben. Dieses Pro- 
blem wäre keines, würden sich Gewinne und Verluste gleichmäßig verteilen. Jedoch ist der 
Markt der »Nullsummen-Gesellschaft« eine außerordentlich konservative Instanz. Denn 
auf ihm zählen nicht Köpfe, sondern die Dicke der Brieftaschen. »Die individuellen Präfe- 
renzen bestimmen die Marktnachfrage nach Gütern und Dienstleistungen. Aber diese in- 
dividuellen Präferenzen sind mit den Einkommen gewichtet, bevor sie auf dem Markt mit- 
einander in Beziehung treten.« (Thurow 1980, S. 194) Wer also hat, dem wird durch den 
Marktmechanismus mehr gegeben. Wer nicht hat, wird auch selten das Glück haben, 
mehr zu bekommen. Eine einmal gegebene Verteilung (die Ungleichheit der Vorausset- 
zungen, die die Konservativen naturalisieren) wird durch den Marktmechanismus ohne 
korrigierende Einwirkung verfestigt. 


Neoliberale Konterrevolution 13 


Zweitens ist aber ein noch triftigerer Einwand anzumelden. Friedman geht davon aus, daß 
die »politische Freiheit als Abwesenheit von Zwang eines Menschen gegenüber seinem Mit- 
bürger« (Friedman 1962, $. 15) definiert werden könne. Dieser Definition liegt die formale 
Freiheit und Gleichheit des bürgerlichen Individuums als Szaztsbärger zugrunde. Bereits 
als Marktteilnehmer sind allerdings die Individuen, wie wir gesehen haben, chancenlos un- 
gleich. Erst recht tritt dies Problem zutage, wenn wir die gesellschaftlichen Formen des Pro- 
duktionsprozesses betrachten, die ein Ausbeutungsverhältnis konstituieren und infolge- 
dessen den Individuen Klassenpositionen zuweisen. Dies überschen zu haben, kritisierte 
Marx bereits an der Freiheits- und Gleichheitsemphase der französischen Revolution, in ei- 
ner Periode, in der das Proletariat noch gar nicht zur Massenerscheinung geworden war. 
Um so mehr muß dies heute zum Problem werden, wo die Mehrheit der Bevölkerung zur 
Klasse der abhängig Beschäftigten gehört (vgl. Vitoux in le Monde Diplomatique, Mai 
1981), also als »Verkörperungen des Produktionsfaktors Arbeit« den hertschaftlichen Di- 
spositionen des Unternehmers unterworfen sind. Was folgt daraus? Es ist Röpke, der eine 
Idee hat, wie diese Frage zu beantworten sei: »Eines der stärksten Zeichen der Unnatur des 
gegenwärtigen Zustandes ist die Existenz des Proletariats. Es ist gut, sich darüber klar zu 
sein, daß es uns früher oder später vor die unerbittliche Wahl stellen wird, es im Rahmen 
unseres Wirtschaftssystems zu überwinden oder die kommunistische Lösung hinzunch- 
men, die das Proletariat als Klasse dadurch beseitigt, daß sie alle zu Proletariern macht.« 
(Röpke 1946, 5. 289 ff.) Hier taucht die Ahnung auf, daß es mit der Freiheit in der Klas- 
sengesellschaft nicht so gut bestellt sein kann, und daß auch der Markt die Widersprüche 
zwischen den Klassenpositionen nicht ausräumen kann. Wie fürchterlich aber für das neo- 
liberale Denken die Vorstellung, daß die Lösung des Widerspruchs im proletarischen Sinne 
erfolgen könnte: Gleichmacherei, Totalitarismus, Rußland, Gulag ... 

Die »Unnatur des Proletariats« paßt so gar nicht in das neoliberale Bild der Ordnung von 
Freiheit, Effizienz und Wohlstand. Doch da gibt es theoretische Betrachtungsweisen, die 
diese Unnatur in den toten Winkel der theoretischen und politischen Perspektive rücken. 
Das Proletariat wird nun in doppelter Hinsicht »aufgelöst«e: Vom Produktionsprozeß her 
betrachtet verliert es jegliche Subjektivität als »Produktionsfaktor Arbeit«. Vom Markt her 
betrachtet wird es in eine Masse von »sowveränen Konsumenten« verwandelt, die mit ihrer 
(Geld)nachfrage die Richtung der vom Unternehmer autonom zu bestimmenden Produk- 
tion vorzeichnen. Der Markt ist in diesem Sinne die ideale Verwirklichung von Wirtschafts- 
demokratie (Demokratie der Dollar- oder DM-Stimmzettel), so daß Mitbestimmung erst 
gar nicht eingeführt zu werden braucht, ganz abgesehen davon, daß sie die Suche nach den 
tichtigen Entscheidungen des Unternehmers stört und das Anreizsystem von Risiko und 
Chance unwirksam mache (so jedenfalls Franz Böhm in seiner Streitschrift gegen die Mit- 
bestimmung 1951; ähnlich, aber vulgärer, auch der Nobelpreisträger Paul A. Samuelson in 
seinem Lehrbuch). 


Der Imperialismus der ökonomischen Theorie 

Nachdem die »Unnatur« der natürlichen Ordnung eskamotiert worden ist, kann die näch- 
ste Konsequenz gezogen werden: Jede Verfälschung oder Einschränkung der marktwitt- 
schaftlichen Grundprinzipien (der freien Verkehrswirtschaft) führe unweigerlich einen 
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»Interdependenz der Ordnungen« wird durch die Einschränkung ökonomischer Freiheiten 
auch die politische Freiheit aufgehoben - sagt Eucken. Unter diesem Aspekt betrachtet, 
kann der Neoliberalismus auch als die ökonomische Variante der Toraktarismustheorie be- 
zeichnet werden. Jedoch haben wir bei der Vorstellung der »neuen« Neoliberalen gesehen, 
daß die Interdependenz der Ordnungen asymmetrisch ist: Eine Einschränkung ökonomi- 
scher (Markt)freiheiten hat politische Unfreiheit zur Folge; jedoch muß keineswegs eine 
Einschränkung der politischen Freiheiten durch einen autoritären Staat die Beschneidung 
von ökonomischen Freiheiten zur Folge haben! Die alten Neoliberalen oder Ordo-Libera- 
len wären vielleicht betrübt über diese Asymmetrie gewesen und hätten sich hilflos über 
die »Unnatur« der Existenz des Proletariats beklagt. Die »neuen« Neoliberalen haben eine 
Lösung für das Problem parat, die auch den eigentlichen Fortschritt gegenüber der Tradi- 
tion des Liberalismus ausmacht: Sie lassen die verschiedenen Ordnungen (die ökonomische 
und politische Sphäre) nicht mehr gelten, eleminieren auf diese Weise mögliche Wider- 
sprüche und nehmen dem Begriff der »Interdependenz der Ordnungen« seinen Sinn. Statt 
dessen entwickeln sie eine Methodologie rationalen Handelns, das in jeder Hinsicht und in 
allen Lebensäußerungen und Entscheidungssituationen ökonomischen Prinzipien folgt. In 
der politischen Sphäre wird nach den gleichen Prinzipien entschieden wie in der Ökono- 
mie, im Denken von militärischer Strategie und Taktik erkennen wir das gleiche Muster 
wie in der Liebesbeziehung zwischen zwei Menschen. Henri Lepage hat in seinem Über- 
blick über den US-amerikanischen Neoliberalismus der 60er und 70er Jahre den Nagel si- 
cherlich auf den Kopf getroffen, wenn er sagt, daß die Grundlage der Philosophie des poli- 
tischen Liberalismus die ökonomische Theorie sei, als »wissenschaftlicher Unterbau der ka- 
pitalistischen Gesellschaft. (Lepage 1979, S. 11) 

Als eine Methodologie »wird die Ökonomie nicht durch den marktmäßigen oder matetriel- 
len Charakter des zu behandelnden Problems definiert, sondern sie umfaßt jede Fragestel- 
lung, bei der es um die Ressourcenverteilung oder die Wahl in einer Knappheitssituation 
geht, d.h. in der eine Entscheidung zwischen zwei konkurrierenden Zielen getroffen wer- 
den muß.« (Gary S. Becker, zit. nach Lepage 1979, D. 19) Die Ökonomie fühlt sich als 
Theorie nun zuständig für die Lehre von den politischen Institutionen, die Theorie der Fa- 
milie, die Kriminalitätsforschung, die natürliche Auslese von Tierarten usw., also für die 
Erklärung der Welt und was sie im Innersten zusammenhält. Und nicht nur das: Der Neo- 
liberalismus läßt sich nicht auf DesAription festlegen, er offeriert sich als Tseorie normatı- 
ver Präskription, als eine dem Rationalprinzip verpflichtete Entscheidungslehre. Als Joseph 
Schumpeter in seiner Schrift »Kapitalismus, Sozialismus und Demokratie« (1942) als einer 
der ersten den (kapitalistischen) demokratischen Prozeß in ökonomischen Kategorien 
(Stimmenmaximierung) untersuchte, und in den 50er Jahren Anthony Downs oder Dahl 
und Lindblohm diese Idee zu umfassenden Modellen verfeinerten, als die Morgenstern’- 
sche Spieltheorie von Arrow zu einer allgemeinen Entscheidungstheorie formalisiert wor- 
den war, konnte nicht angenommen werden, daß damit Grundsteine einer Methodologie 
geschaffen wurden, die von den Neoliberalen der 70er Jahre als Sesam-öffne-Dich für alle 
Weltfragen benutzt wird. Gordon Tullock, einer der wenigen Neoliberalen, der auch an 
den Konzepten der trilateralen Kommission mitgearbeitet hat, verwendet zur Benennung 
dieses totalen Erklärungsanspruchs der Ökonomie (als Methodologie, nicht etwa als politi- 
sche Ökonomie) das Wort vom »Immperiahsmus der Ökonomie«, das Lepage begeistert und 
mithin affirmativ zitiert. 

Indem alle menschlichen Lebensbereiche und -äußerungen der ökonomischen Methodolo- 
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gie zugänglich gemacht werden sollen, wird auch die Struktur der Beziehungen, des Den- 
kens und Handelns der Menschen definiert: es wird dem ökonomischen Rationalkalkül 
subsumiert. Wird dieses nun noch als eine normative Regel interpretiert, wie es in der bru- 
talen Gedankenlosigkeit der Chicago boys passiert, dann kann sogar noch die imperialisti- 
sche Vergewaltigung (zunächst »nur« im methodologischen Sinne) noch als Begründung 
dafür herhalten, daß »der Kapitalismus nicht mehr und nicht weniger als ein Bollwerk der 
Freiheit« (Lepage 1979, S. 237) sei. Die »Revolutions im ökonomischen Denken, von der 
Lepage in seinem Buch suggestiv spricht, wenn Milton Friedman den gleichen Gegenstand 
schnoddrig und selbstbewußt als eine »Konterrevolution« bezeichnet, besteht im Grund 
darin, daß die ökonomische Theorie als eine Methodologie formalisiert und ästhetisiert auf 
alle Äußerungen menschlichen, gesellschaftlichen Lebens angewendet wird - um es seiner 
Sonderheiten, Inhalte und Interessen zu berauben. An die Stelle der I»terdependenz von 
Ordnungen tritt in dieser Revolution/Konterrevolution die einseitige Dependenz, die 
Usurpation gesellschaftlicher Beziehungen durch das Kalkül von Ökonomen,die - um Os- 
car Wilde zu zitieren - den Preis von allem und den Wert von nichts kennen. Der »ökono- 
mische Imperialismus«, den Tullock und natürlich der Nachbeter Lepage propagieren, ist 
nichts anderes als der versuchte Export einer Borniertheit, die in Krisenzeiten aus Grün- 
den, die wir bereits angedeutet haben, die Tendenz hat, epidemisch zu wirken. 


Der Mensch als Humankapital 


Wir sind nun an einem Punkt angelangt, an dem wir entweder den Schleier des Vergessens 
vor den Neoliberalismus ziehen können, oder uns den Einzelheiten seines Diskurses zu- 
wenden müssen. Das erste wäre uns sympathisch, das letztere müssen wir tun, um den öko- 
nomischen Imperialismus zu »entkolonialisieren«, d.h. aufzuzeigen, daß die Unterwerfung 
aller Lebensbereiche unter das ökonomische Kalkül einem brutalen Vergewaltigungsver- 
such gleichkommt. Nehmen wir ein Beispiel, nämlich die Theorie des Hurzankapıtals, mit 
der Privatisierung und Individualisierung im Bildungssystem begründet werden. Nach Le- 
page ist diese Theorie »grundlegend« erarbeitet durch den »vermutlich begabtesten Öko- 
nomen seiner Generation«e, nämlich Gary S. Becker (Lepage 1979, $. 18). Dagegen ist zu- 
nächst einzuwenden, daß die Vorstellung einer Kapitalisierung des Menschen so alt wie die 
politische Ökonomie selbst ist. Schon William Petty stellte Überlegungen in dieser Rich- 
tung an, und die formalen Kategorien und Methoden zur Berechnung des »Humankapi- 
tals« sind von der Versicherungslehre einerseits entwickelt worden (die ein Interesse daran 
hatte, Versicherungsbeiträge und -summen auf das »rationale« Kriterium des in Geld 
quantifizierbaren »Werts« des Menschen zu gründen) und andererseits von den Militärstra- 
tegen, die mit Hilfe des Grenzkostenkalküls ihre Wahlhandlung zwischen Einsatz von Ka- 
nonenfutter und den Kanonen selbst rationalisieren wollten. Herr Heinrich von Thünen, 
bekannt wegen seiner Standorttheotie in der Volkswirtschaftslehre, hat den Militärs einige 
Argumente geliefert. Also ganz neu ist die Humankapital-Theorie nicht (vgl. Kiker 1966). 
Neu sind lediglich die Schlußfolgerungen (und methodischen Verfeinerungen), die die neo- 
liberalen Ökonomen ziehen. Bildungsaufwendungen werden als Investitionen in den 
Menschen verstanden. Damit wird Humankapital akkumuliert, das in Form von Lebens- 
einkommen Zinsen abwirft. Je.mehr Bildung ein Mensch akkumuliert, je größer also sein 
Humankapital, desto höher auch - so lautet die These - sein Lebenseinkommen. Mit dieser 
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simplen Idee wird nun die Privatisierung, die Entstaatlichung des Bildungssystemms als eine 
politische Forderung abgeleitet. Jeder soll einen Ausbildungsgutschein erhalten, mit dem 
die Bildung nach Wahl bezahlt werden kann. Gewählt werden natürlich die in der Kon- 
kurrenz des Bildungsangebots besten Anstalten. Je mehr einer Bildung in Anspruch 
nimmt, desto höher verschuldet er sich, desto größer der zurückzuzahlende Ausbildungs- 
kredit. Aber er besitzt ja auch ein entsprechend größeres Humankapital, aus dem ein ent- 
sprechend hohes Lebenseinkommen fließt. Die Frage ist nur, ob die Arbeitsmärkte Positio- 
nen nach dem akkumulierten Humankapital verteilen, und ob nicht andere Kriterien viel 
wichtiger sind. Die Neoliberalen haben aber gegen diesen Einwand das Argument parat, 
daß man nur die Arbeitsmärkte von monopolistischer Macht (sprich: Gewerkschaften) be- 
freien müßte, damit sich eine der Verteilung von Humankapital entsprechende Lohndif- 
ferenzierung durchsetzen würde, die überdies noch Vollbeschäftigung beinhalte. Denn die 
Faktoreinkommen würden sich nach den Grenzproduktivitäten ihrer Verwendung bei frei 
funktionierenden Märkten tichten können. 

En passant soll mit dieser Konzeption des Bildungssystems aber noch ein weiteres Problem 
gelöst werden. Da sich die einzelnen Bildungseinrichtungen nicht mehr länger über den 
Staatshaushalt, sondern aus den Studiengebühren der Auszubildenden finanzieren, diese 
aber infolge der spezifischen Finanzierungsmodalitäten eine besonders gut verwertbare Be- 
rufsqualifikation anstreben müssen, wird die Bildung an den aus der jeweiligen ökonomi- 
schen Entwicklung resultierenden Qualifikationsbedarf angekoppelt. Die Ausbildungsin- 
halte werden dem Verwertungsinteresse untergeordnet. Die Unternehmen als Arbeitskräf- 
tenachfrager strukturieren mit ihren Aurzfristigen Bedarfsanforderungen den /Jangfristigen 
Ausbildungsgang. Nun weiß man vom »Hanauer Schweinezyklus«, der auf englisch das 
»Cobweb-Problem« genannt wird, daß es auf Märkten, deren Nachfrage kurzfristig 
schwankt und das Angebot aber längere Fristen zur Anpassung an Nachfrageverschiebun- 
gen braucht, zu ständigen Ungleichgewichten kommen muß, die sich nur im Grenzfall 
über einen längeren Zeitraum zu einem Gleichgewicht austatieren können, die aber auch 
je nach den Elastizitäten von Nachfrage und Angebot das krasse Gegenteil, nämlich eine 
dauernde Verschärfung der Ungleichgewichtssituation hervorrufen können. Dies bedeutet 
also, daß die Marktsignale hier ständig auf »rot« stehen und ihre Lenkungs- und Auslese- 
funktion lediglich pathologisierend ausüben können. 
Nun hat Marx schon kritisiert, daß es genauso 
aberwitzig ist, von einem Humankapital zu 
sprechen wie davon, daß das Kapital des Se- 

hens das Auge sei. Und tatsächlich ist das 
»Humankapital« nichts anderes als ein spe- 

ziell qualifiziertes Arbeitsvermögen, das sich 

auf dem Arbeitsmarkt gegen Kapital aus- 

tauscht. Und nur wenn es einen Käufer fin- 

det, kann das Arbeitsvermögen fungieren 

und als »Humankapital Zinsen werfen«. Ob 

es einen Käufer findet, hängt aber nicht von 

den getroffenen Entscheidungen zwischen 

Bildung und Arbeit, sondern vom Kalkül des 

Verwenders des »Humankapitals«, des Untet-- Der Homo Oeconomicus maximiert sein 
nehmens, ab. Die Neoliberalen entziehen Humankapital 
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sich diesem Problem, indem sie dessen dichotomische Struktur leugnen oder bestimmten, 
durch die Beschränkung von Marktfreiheiten hervorgerufenen Funktionsmängeln anlasten, 
die durch eine Politik der Liberalisierung überwunden werden könnten. Diese Argumenta- 
tionsweise immunisiert natürlich gegen jede Kritik, da immer auf die immer-noch-nicht- 
hergestellte, aber jetzt-endlich-herzustellende volle marktwirtschaftliche Ordnung mit ei- 
ner weitgehenden Begrenzung des Staates verwiesen werden kann. Die Konsequenz dieser 
Immunisierungsstrategie ist blanke Apologie, die sich auch der dümmsten Argumente 
nicht schämt. Wir wollen dafür einige Beispiele aus dem schon erwähnten Überblicksbuch 
von Lepage zitieren, auch um den wirklich liberalen, an keine Regel von Wissenschaftlich- 
keit oder interpersonaler Kommunikation mehr gebundenen Umgang mit historischen 
Tatbeständen, Zusammenhängen und Problemen zu dokumentieren. 

Die Eisenbahnskandale im vorigen Jahrhundert in den USA beispielsweise, die Machen- 
schaften der Räuber-Barone werden nicht dem kapitalistischen Wildwuchs zugeschrieben, 
»sondern vielmehr dem damaligen politischen Apparat ..., weil dieser es zuließ, daß einige 
skrupellose Individuen die Hoheitstechte des Staates zu ihrem eigenen Vorteil 
ausnutzten«. (S. 45) Die Werbung dient in diesem Zusammenhang auch keineswegs der 
Manipulation, sie ist Mittel der Information, die für die Konsumenten die Informations- 
und Transaktionskosten senkt; sie hat also eine gesellschaftlich außerordentich positive Be- 
deutung. Auch bei seinen Überlegungen gegen die Kritik an monopolistischer Macht ist 
sich Lepage für kein noch so apologetisches Argument zu schade. Hinsichtlich der Bedeu- 
tung von Monopolen haben es nach seinen Worten »einige Bilderstürmer in den letzten 
“ Jahren gewagt«, die Rolle der großen Unternehmen und des Staates aufs Neue zu untersu- 
chen »und sind dabei immerhin zu überraschenden Schlußfolgerungen gekommen« 
(S. 48). Zu diesen von Lepage apostrophierten Bilderstürmern gehört allerdings auch das 
American Enterprise Institute, das nach seinen Worten wiederum eine »bemerkenswerte 
kritische Studie« herausgegeben hat. Es ist tatsächlich bemerkenswert kritisch und überra- 
schend, daß die Lobby der großen Monopole zu dem Ergebnis kommt, daß die Monopole 
eigentlich keine Monopole sind und lediglich soviel Aufsehen machen, weil die Gegner der 
Monopole ihnen den »Erfolg neideten« (S. 49). Aber es geht noch weiter, indem Lepage 
den Nobelpreisträger von Hayek mit seiner Apologie der kapitalistischen Industtialisierung 
zitiert. Das Elend der Industrialisierung sei gar nicht so schlimm gewesen, denn schließlich 
müsse man die »opportunity costs« kalkulieren: wieviele Menschen hätten sterben müssen, 
wenn es »cht zur Industrialisierung gekommen wäre. Dies liegt auf der gleichen Ebene wie 
folgende Logik, die ebenfalls von F.A. von Hayek und Helmut Schoeck stammt: Das Auto- 
mobil ist gar nicht so schlimm, und selbst die Automobilunfälle dürfen nicht überbewertet 
werden, denn man muß sich mal vorstellen, was passieren würde, wenn alle die Menschen, 
die heute mit dem Auto fahren, statt dessen Pferde benutzen würden. Die Anzahl der töd- 
lichen Unfälle wäre sicherlich bei weitem höher. Für solche Beipiele hat er wahrlich den 
Nobelpreis verdient. 

Daß Lepage dann noch Gewährsmänner liberaler Theorie zitiert, die die Lösung der Um- 
weltprobleme in der Schaffung neuer Eigentumstechte sehen, verwundert nicht mehr. Er 
möchte sogar den Anspruch auf reine Luft privatisieren. »Auf den ersten Blick scheint dies 
Problem bei der Luft (das Problem der Privatisierung nämlich) etwas schwieriger zu sein.« 
Aber unser Luftikus stellt sich die Lösung durch die Schaffung einer Art Luftbörse vor, auf 
der sogenannte Luftverschmutzungsquoten ausgetauscht werden. So einfach ist das. Der 
Kreuzberger Türke geht an die Börse, um mit dem Zehlendorfer Oberstudiendirektor die 
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Unser Luftikus stellt sich die Lösung der Privatisierung der luft durch die Schaffung einer 
"Art Luftbörse vor: 


Luftverschmutzung wechselseitig auszutauschen. An dieser Stelle wird die neoliberale 
Theorie nun endgültig absurdes Theater. Wir verlassen daher die Ebene der Beispiele und 
untersuchen die Grundstruktur des Arguments, das offensichtlich eines auch kluge Leute 
faszinierenden Charmes nicht entbehrt. 


Der Mensch als homo oeconomicus, reduziert auf ökonomische Rationalität 


Voraussetzung für eine minimale Plausibilität des »Imperialismus der Ökonomie« sind In- 
dividuen, die sich der öforormischen Rationahtät unterwerfen. Allerdings wissen wir, daß‘ 
bürgeriche Rationalität (eine rudimentäre Vorform der totalen Rationalität aller Lebens- 
sphären des Menschen bei den »neuen« Neoliberalen) eine relativ junge menschheitsge- 
schichtliche Errungenschaft ist, und daß die Chicagoer Rationalität nicht unbedingt die des 
mexikanischen Indios, des Arbeiters aus Tokio oder des sardischen Hirten sein muß. Ratio- 
nalität ist Aulturei/ bestimmt und nicht auf ein abstraktes, in mathematischen Formeln faß- 
bares Kalkül reduzierbar. Indem von den Neoliberalen dies gerade unterdrückt wird, 
bekommt ihre Theorie eine lebensfeindliche Neigung gegen die volle Entfaltung des Indivi- 
duums unabhängig von den ökonomischen Zwängen - es sei denn, die Menschen lassen 
sich tatsächlich auf das rationale Individuum, »dessen Entscheidungen sowohl von seinen 
Präferenzen als auch von den Problemen des Wahl- und Nutzenvergleichs abhängt, die 
durch die Knappheit unserer Ressourcen bedingt sind« (Lepage 1979, S. 32), also auf den 
»bomo oeconomicus«, reduzieren. Und diese Erfindung des bürgerlichen Zeitalters, das In- 
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dividuum als automatisches Subjekt, ist denn auch die arthropologische Grundvorausset- 
zung der neuen (wie der alten) Neoliberalen: »Alle mikroökonomischen Arbeiten versu- 
chen im Grunde immer wieder, das Paradigma des 'homo oeconomicus’ empirisch nachzu- 
weisen, das sämtlichen ökonomischen Analysen zugrundeliegt und von einem simplifizier- 
ten ... scharf kalkulierenden, erfinderischen und maximierenden Individuum ausgeht.« 
(ebenda) Nichts da, ihr sympathischen Gestalten des homo faber, des homo ludens! Selbst 
der homo politicus oder der homo sociologicus sind passe; mit seinem Hauptbuch und Ta- 
schenrechner beherrscht der homo oeconomicus das Terrain. Eine absurde und noch dazu 
gespenstische Vorstellung fürwahr! Und eine itrationale Vorstellung obendrein, weil die 
Individuen nicht als homines oeconomici geboren werden, sondern erst dazu hingemacht 
werden müssen: Das freie Individuum des Neoliberalismus ist ein depraviertes Individu- 
um, eine Puppe im freien Spiel der Kräfte, dessen Regeln unbedingt vorgegeben sind. 


Die zentrale Bedeutung von Privateigentum und Geld 


Damit das Individuum nach den Regeln der Nutzenmaximierung entscheiden und han- 
deln kann, muß es über einen - begrenzten - Fundus an alternativ verwendbaren Ressour- 
cen verfügen; es muß also privates Eigentum besitzen, um individuell entscheiden zu kön- 
nen. Kollektive Güter und Kollektiventscheidungen sollen daher möglichst weitgehend 
privatisiert werden. Die konsequentesten Verfechter der Theorie würden am liebsten den 
Erdball in Stücke schneiden und vom Magma bis zur Ozonschicht an Privatleute aufteilen. 
Selbst auf dem Mond, dem Planeten und anderen Sonnensystemen würden die furiosen 
Privatisierer noch, wenn es ginge, ihre Claims abstecken: ein hypertrophierter und ins Un- 
zeitgemäße verlängerter amerikanischer Traum von der »new frontier«. David Friedman 
beispielsweise möchte, daß »der Staat eines Tages seine Straßen verkaufen kann«, der At- 
lantische Ozean soll in privatisierbare Stücke aufgeteilt werden, jeder solle in der Lage sein, 
sich die eigene Polizei zu halten, wie dies ja von seiten der großen Konzerne schon längst 
üblich ist. Wer an dieser Stelle einwendet, das sei ja absurd und technisch gar nicht durch- 
führbar und überhaupt habe ja die Finanzwirtschaftslehre gezeigt, daß es eben öffentliche 
Güter gebe, die nicht marktmäßig verkaufbar seien, da ihre Nutzung nicht exklusiv dem 
Käufer garantiert werden könne - der vergißt die großen Hoffnungen, die die Neoliberalen 
auf die Entwicklung der Elektronik setzen. Denn mit dem Computer können die kompli- 
ziertesten Zurechnungen durchgeführt, Preissetzungen vorgenommen und Benutzungsfte- 
quenzen festgehalten werden, um dann periodisch dem Individuum wie heute die Tele- 
fonrechnung eine Straßenbenutzungs-, die Luftverbrauchs-, die Ozeanüberquerungs- oder 
eine Ausblicksgenußgebühr anlasten und per Bankeinzug kassieren zu können. An die 
Stelle der »perfect competition« tritt nun die »perfect-computation«, die tatsächlich keine 
unrealistische, jedoch eine gespenstische Perspektive darstellt. Das Individuum wird in die- 
sem Modell zu einem peripheren Terminal, nach den Regeln des homo oeconomicus funk- 
tionierend, aber angeschlossen an den Zentralcomputer. Rationalität im Sinne des »Impe- 
tialismus der Ökonomie« ist hier so abstrakt gedacht, daß sie tatsächlich in mathematische 
Kalkulationen übertragen werden kann, die dann einfacher im Computer durchgeführt 
werden. Die Frage ist nur, wessen Privateigentum eigentlich die zentrale Erfassungs- und 
Steuerungsanlage sein soll, wer die Programme einspeist. Big brother kann zuschlagen. 
Der. Neoliberalismus verkehrt sich in Orwells 1984 ... 
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Ein auf den homo oeconomicus reduziertes, 
rational handelndes Individuum mit - dies 
liegt im Begriff des Privaten - notwendig be- 
grenzter Entscheidungskompetenz kann zwi- 
schenmenschliche Beziehungen nur im Rah- 
men seiner Möglichkeiten gestalten - und 
diese sind nach den Regeln der Ökonomie 
definiert und determiniert. Sie können sich 
folglich nur als Ge/dbeziehungen herausbil- 
den und über die Bewegung der Preise regu- 
lieren. (So auch Lepage 1979, $. 213) Das 
Geld fungiert in diesem Konzept als ein 
Zwangsmittel, das rationales Verhalten von 
Individuen, aber auch von anderen Entschei- 
dungsträgern, z.B. von staatlichen Behör- 
den, erzwingen soll. Dies ist die Basisidee des 
Monetarismus jenseits der ökonomischen An- 
alysen und wirtschaftspolitischen Empfeh- 
lungen. Karl Marx hatte das Geld als »Kupp- 
ler aller menschlichen Beziehungen« 
bezeichnet, und er hatte dies als einen Ausdruck der Entfremdung, der Unfreiheit, der 
Entmenschlichung verstanden. In den monetaristisch-neoliberalen Theorien wird dies po- 
sitiv gewendet und als ein gesellschaftliches Regelungsprinzip für im Sinne des Systems ra- 
tionales Verhalten interpretiert. Der Mensch wird zur »money machines, die keine anderen 
Aspirationen haben darf, als einen Nutzen unter den restriktiven Bedingungen des be- 
grenzten Portefeuilles zu maximieren. Es ist in diesem Zusammenhang dann auch gar 
nicht verwunderlich, wenn Gesellschaft als durch über den Markt vermittelte monetäre Be- 
ziehungen, also als ein guantitativer Komplex verstanden wird. Es ist wieder Lepage, der 
dies aufspürt, wenn er den Fortschritt in der Geschichtswissenschaft als deren immer weiter 
fortschreitende Quantifizierung interpretiert. 


« Die INDIVIDUEN WERDEN NICHT ALS HOMINES 
OECONOMICI GEROREN, SONDERN MÜSSEN ERST 
DAZU HINGEMACHT WERDEN " 


Neoliberalismus als theoretischer Diskurs über den Primat der Ökonomie 


Nachdem in den Zeiten der Prosperität, insbesondere seit der Studenten- und Jugendre- 
volte und der Klassenoffensive der Arbeiter in der zweiten Hälfte der 60er Jahre andere 
sinnstiftende Prinzipien als diejenigen eines quantitativen, in monetären Einheiten kalku- 
lierenden ökonomischen Rationalismus das Leben und die Erwartungen an das Leben be- 
stimmt haben, werden nun diese emanzipativen Tendenzen wieder auf das Prokustes-Bett 
des ökonomischen Rationalismus gefesselt. Der ökonomische Liberalismus ist der Versuch 
einer Reduzierung der entwickelten Individualität auf den Teilaspekt des produzierenden 
und konsumierenden »ökonomischen Subjekts«, wie es seit Jahrzehnten durch die Lehrbü- 
cher geistert. Der homo oeconömicus ist nicht allein eine Abstraktion vom Menschen, son- 
dern als die nach bestimmten Regeln funktionierende Einheit in einem sich selbst steuern- 
den System zu verstehen, wie es mit immer weiter entfalteter Perfektion von der Wiener 
(von Menger, von Wieser), von der Lausanner (Walras, Pareto) oder der Stockholmer Schu- 


Neoliberale Konterrevolution 21 


le (Cassell, Wicksell) oder von Jevons und Marshal schon im vorigen Jahrhundert entwickelt 
worden ist. »Im Grunde ist der Liberalismus nichts weiter als eine Philosophie über soziale 
Systerne, die das menschliche Verhalten unter dem ökonomischen Aspekt betrachtet« (Le- 
page 1979, S. 119) und - so müßte hinzugefügt werden - ein solches System zu errichten 
bestrebt ist. Der Neoliberalismus stellt sich also als eine Theorie dar, die eindeutig und 
komptomißlos den Primat der Ökonomie vor alle anderen Entscheidungskriterien, Wün- 
sche und Hoffnungen stellt. Gegen die ökonomischen Gesetze gibt es keine Auflehnung; 
die Herrschaft des Marktes ist nicht zu unterlaufen, die Verwertung des Eigentums läßt kei- 
ne anderen Prinzipien neben sich zu. Wenn zum Beispiel Menschen arbeitslos sind, dann 
sollte man ja nicht versuchen, der Arbeitslosigkeit mit politischen Mitteln geger die ökono- 
mischen Gesetze beizukommen. Vollbeschäftigung als ein politisch erreichbares Ziel war 
ein Traum des John Maynard Keynes und paßt nicht in die rationale Welt der neoliberalen 
Ökonomie. Gewerkschaftliche Vorstellungen zur Reduktion der Arbeitslosigkeit sind also 
nicht nur von Übel, sofern sie die Gesetze der Ökonomie, also der Kapitalverwertung, 
nicht einfach akzeptieren, sondern zugleich nutzlos und hoffnungslos. Die »rational expec- 
tations« der Marktteilnehmer sorgen dafür, daß politische Korrektutversuche am Marktge- 
schehen sich als hilfloses Herumdoktern herausstellen. Die Kategorie der (ökonomischen) 
Notwendigkeit soll unangefochten über die Kategorie der Möglichkeit, des Machbaren, 
Dominanz gewinnen. 


Der Neoliberalismus stellt sich also als ein geschlossenes, doch zugleich auch als ein per- 
spektivloses System für viele, wenn nicht die Mehrheit der Menschen dar. Dies war für die 
liberale Theorie allerdings noch nie ein Problem. Denn bei der Entscheidung zwischen den 
Regeln, die das Eigentum, seine Erhaltung und Mehrung (sprich Kapitalverwertung) si- 
chern und einem Mesrbeitswillen, der sich dagegen wenden sollte, ist die Wahl eindeutig: 
für die Rege/r des marktwirtschaftlichen Systems und gegen die Mehrheit von Menschen. 
Dies hat Hayek in seinen Schriften zum wiederholten Male deutlich gemacht, und die 
übrige neoliberale Mischpoke ist ihm datin immer gefolgt. Nun könnte man sich über die- 
se autoritäre Wendung des Neoliberalismus empören - wenn nicht die strikten Regeln des 
ökonomischen Systems, wie sie von den Neoliberalen ausgearbeitet wurden, so etwas wie 
Halt in einer haltlosen Welt versprechen. Irving Kristol meint: »Wenn ich es recht sche, 
dann sollte die Forderung nach ‘Partizipation’ am chesten als eine Forderung nach Autori- 
tät verstanden werden - nach Führerschaft, die die Versprechungen auf Versöhnung zwi- 
schen der inneren und äußeren Welt des Bürgers einhält.« (Kristol 1978, S. 250) Thatcher 
und Reagan betreten nun die Szene; sie stützten sich auf die Regeln des marktwirtschaftli- 
chen Systems, auf den Primat der Ökonomie. Sie versprechen die Versöhnung der inneren 
und äußeren Welt des Bürgers - ganz im neoliberalen Sinne: Die äußeren Bedingungen 
der »Ordnung« werden aufgerüstet, damit der Markt im Innern eine Auslese treffen kann. 
Ja, wenn der anonyme Mechanismus und dessen Ausleseresultat akzeptierbar wären, wenn 
es sich bei den Individuen wirklich um homines oeconomici, um Menschen handeln wür- 
de, die die Regeln des Marktes einhalten und sich auch dann unterwerfen, wenn sie nicht 
nur einmal, sondern dauernd verlieren, also um Huxley's Gamma minus, dann könnte die 
neoliberale Utopie vielleicht funktionieren. Doch geht es bei der Auslese über den Markt 
um Leben und Tod, um Herrschaft von Menschen über Menschen, um Dominanz von 
Staaten über Staaten. Und das wissen die Neoliberalen in ihrem praktischen Diskurs sehr 
wohl. Sie rüsten daher auf, gegen die »Feinde der Freiheit«, zArer Freiheit. Sie sind bereit, 
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die Rüstung einzusetzen - nach innen und nach außen. Der praktische Neoliberalismus 
von heute ist eine lebensbedrohliche Konzeption. Er muß theoretisch und praktisch 
bekämpft werden. 


(Für Hinweise, Anregungen und Kritik danke ich besonders Kurt Hübner und Otto Kall- 
scheuer.) 
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Urs Müller-Plantenberg* 
Die mögliche historisch-politische Bedeutung der dritten Großen 
Depression 


»Jetzt sind wir alle Keynesianer.« 

Richard Nixon 1972 

»Vor sieben Jahren befanden wir uns allein in der 
Welt mit unserer festen antikommunistischen Hal- 
tung gegenüber dem sowjetischen Imperialismus 
und mit unserem entschiedenen Eintreten für ein 
System der sozialen Marktwirtschaft, entgegenge- 
setzt dem sozialisierenden Etatismus, der in der 
westlichen Welt vorhertschte. ... 

Vor sieben Jahren waren wit fast allein. Heute neh- 
men wir teil an einet weltweiten kategotischen 
Tendenz. Und ich sage Ihnen, meine Herren: Wer 
seine Vorstellungen geändert hat, das ist nicht 
Chile!« 
Augusto Pinochet am 11. März 1981 am Ende sei- 
ner Ansprache anläßlich der Übernahme der chile- 
nischen Präsidentschaft für eine neue Amtszeit 


Es ist nicht zu bezweifeln, daß wir in einer Periode einer neuen Großen Depression leben 
oder - wie Ernest Mandel und andere sagen würden! - in einer Periode einer langen Welle 
mit einem Grundton relativer Stagnation, einer Periode also, in der die zyklischen Krisen 
der Produktion und des Handels heftiger werden und länger dauern als in den Perioden 
langer Wellen mit expansivem Grundton. 

Uns interessiert hier nicht, die Forschungen über die sogenannten Kondratieff-Zyklen? 
methodologisch zu diskutieren; und wir wollen auch nicht über das genaue Datum strei- 
ten, mit dem der letzte Zyklus begonnen haben mag. Für die Zwecke dieses Artikels ge- 
nügt es zu wissen, daß wir uns zu Beginn der achtziger Jahre des 20. Jahrhunderts mitten in 
einer Großen Depression befinden. Wir möchten nun gern wissen, welche Auswirkungen 
diese neue Krisenperiode auf die Kräfteverhältnisse innerhalb der verschiedenen nationa- 
len Wirtschaften, auf die Beziehungen zwischen ihnen und auf das Verhältnis zwischen 
Wirtschaft und Politik haben könnte. Das heißt, wir wollen dazu kommen, eine These 
über die mögliche historisch-politische Bedeutung der neuen Großen Depression zu for- 
mulieren. 


* Urs Müller-Plantenberg arbeitet als Wissenschaftlicher Angestellter am Lateinamerika-Institut der 
Freien Universität Berlin. Der vorliegende Artikel ist die Übersetzung eines Vortrags, der Anfang 
Aptil 1981 in Caracas/ Venezuela in einem internationalen Seminar über die Weltwittschaftskrise 
und ihre Auswirkung auf Lateinamerika gehalten wurde. 


24 Urs Müller-Plantenberg 


Dazu ist es unvermeidlich, einen Blick auf die beiden ersten langen Perioden zu werfen, 
die unter den Historikern des entwickelten Kapitalismus als Große Depressionen bekannt 
sind, nämlich das letzte Viertel des vergangenen Jahrhunderts (genauer die Zeit zwischen 
1873 und 1896) und die Zeit zwischen den (ersten) beiden Weltkriegen (also zwischen 
1914/18 und 1939/45). Unvermeidlich erstens, weil wir nur so erkennen können, daß jede 
dieser Großen Depressionen tiefgreifende qualitative Veränderungen in der sozialen Orga- 
nisation der kapitalistischen Gesellschaften und in der Struktur des Weltmarkts zum Er- 
gebnis gehabt hat, und zweitens, weil der Inhalt dieser tiefgreifenden Veränderungen auf 
die eine oder andere Weise die mögliche historisch-politische Bedeutung der gegenwärti- 
gen Großen Depression bestimmen muß. 


I. Die erste Große Depression 1873 - 1896 und ihre Ergebnisse 


In der ersten Hälfte der siebziger Jahre des vorigen Jahrhunderts endete eine Epoche, die 
mit Recht die »Blütezeit des Kapitals« genannt worden ist.’ In den Jahren nach den Revo- 
lutionen von 1848 erlebte der Industriekapitalismus nicht nur in Großbritannien, das wei- 
terhin das Zentrum eines wachsenden Welthandels war, sondern auch in den USA, in 
Deutschland und anderen europäischen Ländern einen Aufstieg, wie man ihn vorher nir- 
gends gekannt hatte. Dieser Aufstieg vollzog sich auf der Grundlage der systematischen 
Anwendung und Entwicklung schon lange bekannter Techniken: Die Kohle diente als 
Hauptenergiequelle, Eisen und Stahl als Hauptmaterial für den Maschinenbau und die 
Dampfmaschine als wichtigste Bewegungsmaschine. Mit dem Bau eines Eisenbahnnetzes 
von Tausenden von Kilometern in aller Welt und einer enormen Zunahme der Dampf- 
schiffahrt wurde dieser Aufstieg außerdem von einer Revolution des Verkehrssystems be- 
gleitet. Sie erlaubte die zunehmende Integration vieler kolonialer und halbkolonialer Län- 
der in den kapitalistischen Weltmarkt in dem Maße, in dem diese Länder zu Produzenten 
und Exporteuren von Rohstoffen für die Industrieproduktion und für die Ernährung der 
Bevölkerung in den Industrieländern wurden. Die relativ niedrigen Löhne machten eine 
ziemlich hohe Profitrate möglich. Der Freihandel und eine Politik der Nichtintervention 
des Staates in die Wirtschaft erschienen als Garantien für eine ununterbrochene wirtschaft- 
liche Expansion. In den meisten europäischen Ländern hatte es zwar der politische Libera- 
lismus nicht erreicht, die politische Macht aus den Händen der konservativen Kräfte zu er- 
obern - und das vor allem wegen seiner natürlichen Angst vor einer sozialen Revolution -, 
aber die Prinzipien des Liberalismus wurden von den Regierungen allgemein akzeptiert, 
wenn diese sich auch das Recht vorbehielten, der Aristokratie einige Privilegien zu garan- 
tieren, die ihnen wichtig erschienen. 

Mit der ersten Großen Deptession ändert sich die Geschichte. In den verschiedenen Indu- 
strieländern entwickelte sich die Depression als eine Folge mehrerer Krisen der Überakku- 
mulation auf der Grundlage der alten Technologien der Kohle und der Dampfmaschine, 
während die neuen, auf Elektrizität, Verbrennungsmotor und bestimmten chemischen 
Prozessen beruhenden Technologien noch nicht genügend weit entwickelt waren, um eine 
ganze Welle großer und gewinnbringender Investitionen zu ermöglichen, die die gesamte 
technische Grundlage des Produktionssystems hätten umwälzen können. Diese Periode 
war deshalb durch eine relativ niedrige Profitrate gekennzeichnet. Trotzdem wuchs überall 
das Industrieprodukt insgesamt, wenn auch in einem langsameren Rhythmus als in der 
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vorangegangenen Epoche. In der Landwirtschaft, die mit den Einfuhren aus Übersee zu 
konkurrieren hatte, waren die Auswirkungen der Krisen viel schärfer spürbar. 

Die gründlichsten und wichtigsten Veränderungen hatten jedoch mit der Rolle zu tun, die 
der Staat für die Wirtschaft zu spielen begann. Mit der einzigen Ausnahme Großbritan- 
niens, das als Welthandelszentrum den Freihandel beibehielt und nur mit einigen Sozial- 
gesetzen in die industriellen Beziehungen eingriff, trafen alle anderen Industrieländer 
politische Maßnahmen, die schon damals von allen Fraktionen des Liberalismus als charak- 
teristisch für einen »kollektivistischen Protektionismus« gefährlicher Art beklagt wurden. 
Um das nationale Kapital und die Landwirtschaft zu schützen, um die »sozialen Kosten« 
der kapitalistischen Krise zu lindern und um auf diese Weise eine soziale Revolution zu 
verhindern, wie man sie am Beispiel der Pariser Kommune von 1871 kennengelernt hatte, 
begannen die Staaten, neue Funktionen zu übernehmen, die ihnen vorher nicht zugefal- 
len waren. Von nun an garantierten sie nicht mehr nur die allgemeinen Bedingungen der 
Reproduktion des Kapitals, sondern bestimmten auch über die konkreten Bedingungen. 
Die Staaten waren noch weit davon entfernt, in bezug auf Investitionen, direkte Förderung 
und eigene Unternehmen das Ausmaß an Aktivität zu entfalten, das wir heute kennen, 
wohl aber wurden sie tätig auf den Gebieten des Zollschutzes, der Errichtung großer 
öffentlicher Infrastrukturanlagen, der Organisation der Sozialversicherung und des Ar- 
beitsschutzes in Bergwerken und Fabriken. Und man darf auch die Auswirkungen nicht 
vergessen, die eine Politik beschleunigter Rüstung und die Eroberung von Kolonien auf die 
Wirtschaft der Mehrheit der Industrieländer hatten. 

Die Wirtschaftspolitik wurde damals eine der Hauptangelegenheiten des Staates. Wie aber 
die Politik immer mehr zur Wirtschaftspolitik wurde, so wurde auch die Wirtschaft und 
mit iht die gesamte Gesellschaft politisiert. In dem Maße, in dem der Staat in der Wirt- 
schaft intervenierte, sahen sich die Vertreter der verschiedenen Wirtschaftsinteressen und 
gesellschaftlichen Gruppen gezwungen, sich immer mehr zu organisieren, um auf den 
Staat Einfluß nehmen zu können, damit er zu ihren Gunsten oder wenigstens nicht gegen 
ihre Interessen interveniere. So entstanden oder wuchsen in dieser Zeit die großen Verbän- 
* de der'Industrie, der Landwirtschaft, des Bergbaus, des Bankwesens, der Arbeitgeber, der 
Hersteller bestimmter Waren, des Handels, die starken Gewerkschaften, die organisierten 
Massenbewegungen, die modernen politischen Parteien. Es war der Beginn eines gesell- 
schaftlichen Prozesses, den die neue Wissenschaft der Soziologie dann als »Fundamental- 
demokratisierung« bezeichnen sollte, der aber von Anfang an mit einer starken Tendenz 
zur Bürokratisierung verknüpft war, die notwendig erschien, damit die Organisation ihre 
Aufgaben gegenüber dem kapitalistischen Staat und gegenüber den Organisationen ande- 
ter sozialer Klassen erfüllen konnten. 

Diese grundsätzliche Veränderung der Rolle des Staates bedeutete auch, daß der National- 
staat zum natürlichen Raum nicht nur für die politischen Entscheidungen im engeren Sin- 
ne, sondern auch für die kapitalistische Entwicklung wurde, zum Raum, von dem aus das 
national organisierte Kapital den Teil des Weltmarktes zu erobern suchte, der ihm gerecht 
und notwendig erschien. Wenn wir zu dieser Tatsache der nationalen Organisation des Ka- 
pitals den Prozeß der Konzentration und Zentralisation des Kapitals hinzunehmen, der im 
Verlauf der Depression stattfand und zur Bildung großer Oligopole und Trusts führte, und 
wenn wir außerdem noch das wachsende Gewicht des Bankenkapitals und seine Vereini- 
gung mit dem Industriekapital zum Finanzkapital berücksichtigen, dann haben wir als Er- 
gebnis der ersten Großen Depression fast das gesamte Panorama dessen vor uns, was Lenin 
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20 Jahre später als Monopolkapitalismus in der imperialistischen Phase der Entwicklung des 
Weltkapitalismus beschrieben hat. 

Wir ziehen jedoch den Begriff des »organisierten Kapitalismus« vor, wie er zuerst von Ru- 
dolf Hilferding benutzt worden ist, weil dieser Begriff außer der nationalen Organisation 
des Kapitals unter der Hegemonie des Finanzkapitals eine starke Beteiligung des Staates an 
der Planung und Entwicklung der Wirtschaft und einen hohen Grad gesellschaftlicher Or- 
ganisation einschließt.‘ 


II. Die zweite Große Depression 1914/18 - 1939/45 und ihre Ergebnisse 


Die Jahre zwischen dem Ende der ersten Großen Depression und dem Eısten Weltkrieg 
waren dann durch die Konkurrenz mehrerer (national) organisierter Kapitalismen gekenn- 
zeichnet, innerhalb derer die systematische Anwendung und Entwicklung der neuen Tech- 
nologien durch die großen Konzerne, die steigende Arbeitsproduktivität und der Zufluß 
relativ billiger Rohstoffe aus der Peripherie des kapitalistischen Welstsystems eine ziemlich 
hohe Profitrate ermöglichten und ein Wirtschaftswachstum erlaubten, das von den marxis- 
tischen Theoretikern nicht vorhergesehen worden war und bis zu einem gewissen Punkt 
die Integration der Arbeiterklasse in die nationalen Gesellschaften und Staaten förderte. 
An der Seite Großbritanniens etablierten sich die neuen kapitalistischen (und imperialisti- 
schen) Mächte: die USA, Deutschland, Frankreich, Japan und in geringerem Grade auch 
Italien, Österreich, Rußland und andere Nationen. 

Wie wir wissen, mündete dieser neue Aufschwung des Kapitalismus in den Etsten Welt- 
krieg, der die Strukturen des organisierten Kapitalismus noch verfestigte. Selbst Großbri- 
tannien sah sich nun gezwungen, Maßnahmen eines »Kriegssozialismus« zu ergreifen, die 
im Grunde eine Annäherung an die gesellschaftliche Organisation der anderen nationalen 
Kapitalismen bedeutete. Die Veränderungen des britischen Kapitalismus waren jedoch 
nicht ausreichend, um zu verhindern, daß aus dem imperialistischen Krieg eine neue He- 
gemonialmacht innerhalb des kapitalistischen Weltsystems emporstieg: die USA. 

Die wichtigsten unmittelbaren Ergebnisse des Krieges waren jedoch andere: 

Eistens die Russische Revolution von 1917, die nicht nur dieses große Land aus dem kapita- 
listischen Weltsystem herauslöste, sondern auch zeigte, in welcher ernsthaften Gefahr sich 
die kapitalistische Produktionsweise zumindest in Europa befand. 

Und zweitens die neue Große Depression, eine neue Folge zyklischer Krisen, die in der so- 
genannten Weltwirtschaftskrise der Jahre 1929 bis 1933 gipfelte. Im Unterschied zur ersten 
Großen Depression war die zweite nicht nur begleitet von einem Fall der Profitrate, son- 
dern auch von einem Rückgang der Wachstumsrate der industriellen Produktion, einem 
enormen Rückgang des Volumens des Welthandels, der Zerstörung des Weltwährungssy- 
stems, das auf dem Pfund Sterling basierte, und einer enormen Steigerung der Arbeitslo- 
sigkeit, die noch stärker fühlbar wurde, weil die USA seit dem Krieg begonnen hatten, die 
Einwanderung zu bremsen und zu kontrollieren und auf diese Weise ihren Arbeitsmarkt 
zu schützen. Das kapitalistische Weltsystem schien nicht nur von außen, sondern auch von 
innen ernsthaft bedroht. 

Es ist hier nicht nötig, sich bei den politischen Konsequenzen aufzuhalten, die diese Situa- 
tion in den verschiedenen kapitalistischen Industrieländern hervorrief. Man muß nur fest- 
halten, daß der Faschismus in seinen unterschiedlichsten Ausdrucksformen ebenso wie die 


Zur dritten Großen Depression 27 


Massendemokratie trotz aller enormen Unterschiede, die zwischen diesen bürgerlichen For- 
men politischer Herrschaft existieren mögen, innerhalb des Rahmens des Organisierten 
Kapitalismus blieben. Besser gesagt: Sie waren die Ergebnisse unterschiedlicher Tendenzen 
dieses Organisierten Kapitalismus. 

So erklärt es sich, daß nach der Krise von 1929 praktisch alle kapitalistischen Staaten wirt- 
schaftspolitische Maßnahmen ergriffen haben, die den Ideen von John Maynard Keynes 
entsprachen und eine weitere enorme Zunahme stattlicher Eingriffe in die Wirtschaft be- 
deuteten. Man muß hier feststellen, daß sich die berühmte Allgemeine Theorie von Key- 
nes auf einige Grundannahmen stützte, die in der Wirklichkeit der dreißiger Jahre, als er 
sie formulierte, überall gegeben waren. Eine Steigerung der Beschäftigung und eine Politik 
der Vollbeschäftigung durch die Schaffung zusätzlicher (und sogar künstlicher) Nachfrage 
von seiten des Staates mußte ohne Förderung inflationärer Tendenzen möglich sein, wenn 
man voraussetzte, daß die Wirtschaft geschlossen und stationär war und daß eine scharfe 
Kontrolle der Preise und Löhne oder zumindest ein hoher Grad von Disziplin der Unter- 
nehmer und der Gewerkschaften existierte. Diese Situation war mehr oder weniger in den 
dreißiger Jahren gegeben. Und diese Politik konnte auch noch in offenen und wachsenden 
Wirtschaften weiter funktionieren, wenn die Regierungen aller wichtigen kapitalistischen 
Länder sie in gleicher Weise anwandten und in bezug auf die Geldmenge das gleiche Aus- 
maß an Disziplin aufbrachten. Mit diesen Betrachtungen nähern wir uns schon den Bedin- 
gungen für den Aufschwung des Kapitalismus nach dem Zweiten Weltkrieg. 


II. Die lange Periode der Prosperität 


Daß es nach dem Zweiten Weltkrieg in den Ländern des Zentrums des kapitalistischen 
Weltsystems einen: neuen Aufschwung des Kapitalismus gegeben hat, ist zunächst kein 
Wunder. Es gab eine Arbeiterklasse mit einem durchschnittlich sehr hohen Qualifikations- 
niveau, die nur beschäftigt zu werden brauchte, um eine rasche Steigerung der Produktion 
zu sichern. Es gab weiterhin einen in dreißig Jahren von Krisen und Krieg akkumulierten 
technischen Fortschritt, der nur systematisch angewandt und weiterentwickelt werden 
mußte, um den Produktionsapparat noch mehr zu erweitern. Die neuen Technologien der 
Elektronik und der Kunststoffe sowie die verallgemeinerte Nutzung des Verbrennungsmo- 
tors boten große Möglichkeiten sowohl zur Steigerung der Arbeitsproduktivität durch In- 
novationen in den Produktionsprozessen als auch zur Steigerung der Beschäftigung durch 
die Schaffung einer ganzen Palette immer neuer Produkte (und die wissenschaftlich betrie- 
bene Produktion der entsprechenden Bedürfnisse bei den Verbrauchern, um diese neuen 
Produkte auch verkaufen zu können). 

Eine höhere Wachstumsrate als Ergebnis einer stärkeren Beschäftigung einer schon existie- 
renden 'qualifizierten Arbeiterklasse und einer systematischen Anwendung bereits akku- 
mulierten technischen Fortschritts ist sowohl für eine Erholungsperiode nach einer langen 
Welle der Depression als auch für eine Wiederaufbauperiode nach einer Katastrophe oder 
nach einem Krieg charakteristisch. In den Ländern, in denen der Zweite Weltkrieg einen 
bedeutenden Teil des Produktionsapparats zerstört hatte, fielen nun die Erholungs- und 
die Wiederaufbau-Periode zusammen. So erklären sich die hohen und teilweise sehr hohen 
Wachstumsraten der industriellen Produktion in den kapitalistischen Ländern des Zen- 
trums nach 1945. 
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Aber diese Faktoren teichen nicht aus, das Ausmaß und die Dauer der neuen Prospetitäts- 
petiode zu erklären. Es gab andere, zusätzliche Faktoren. 

Ein erster Faktor war die enotme Ausweitung der staatlichen Aktivität in der Wirtschaft. 
Der soziale Wohlstand in der Form der Vollbeschäftigung und eines Netzes der sozialen 
Sicherheit wurde zu einer der Hauptsorgen der Wirtschaftspolitik des Sozial- und Wohl- 
fahrts-Staates. Diese vom Keynesianismus gutgeheißene staatliche Politik der Umvertei- 
lung wurde dutch die. realtiv hohen Wachstumsraten möglich gemacht und dutch die 
Konkurrenz mit den sogenannten sozialistischen Ländern sowie dutch den Druck der Ar- 
beiterklasse in der Massendemokratie noch zusätzlich angetrieben. Sie sicherte auch für die 
kurzen Phasen schwacher Konjunktur ein Minimum an politischer Statilität und Nachfra- 
ge, das die Investitionsrisiken beträchtlich herabsetzte. Der Staat steigerte auch außeror- 
dentlich seine Investitionen in große Infrastrukturprojekte (Autobahnen, Kraftwerke 
usw.), wodurch der steigende und massive Gebrauch immer neuer Produkte (Automobile, 
elektrische Geräte usw.) für den Normalverbraucher nicht nur zu einer realen Möglichkeit, 
sondern auch zu einem gesellschaftlich akzeptierten kulturellen Bedürfnis wurde. 

Der Druck der verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen, die einen größeren Anteil am 
wachsenden Produkt forderten, ließ nicht zu, daß die an Stabilisierung und Steigerung der 
globalen Nachfrage orientierte Wirtschaftspolitik je nach Konjunkturlage die staatliche 
Nachfrage steigern oder senken konnte. Allenfalls war es möglich, die staatliche Nachfrage 
in Zeiten der Hochkonjunktur auf dem erreichten Stand zu halten, um sie dann in Zeiten 
nachlassender Konjunktur erneut zu steigern. Die Finanzierung dieser wachsenden staatli- 
chen Nachfrage war nur in dem Maße möglich, wie die Steuerquote in Zeiten der Hoch- 
konjunktur und/oder die Staatsverschuldung anwuchsen. Das Ergebnis dieses ganzen Pro- 
zesses wat das, was Ernest Mandel die »Hypertrophie des bürgerlichen Staates« - seiner 
Ansicht nach ein notwendiges Kennzeichen des Spätkapitalismus’ - nennt, das heißt, ein 
enotmer und noch wachsender öffentlicher Sektor mit starken Bürokratisierungstendenzen 
ohne Möglichkeit wirksamer demokratischer Konttolle. Diese Wirtschaftspolitik, die dazu 
bestimmt wat, die Verbindung von Wachstum und Einkommensumverteilung, von Geld- 
wertstabilität und Vollbeschäftigung zu sichern, konnte jedoch nicht nur gut funktionie- 
ten, solange Erholung und Wiederaufbau hohe Wachstumsraten sicherten, sie konnte die 
Prosperitätspetiode auch bis zu einem gewissen Punkt vertiefen und verlängern. 

Ein zweiter Faktor für die Erklärung des Ausmasses und der Dauer des neuen Aufschwungs 
des zentralen Kapitalismus nach dem Zweiten Weltkrieg war die Öffnung der Wictschaf- 
ten gegenüber dem Weltmarkt. Der wachsende freie Handel mit Waren, Kapital und 
Technologien erlaubte eine größere Spezialisierung innerhalb der internationalen Arbeits- 
teilung und eine stärkere Ausnutzung der Vorteile der Produktion auf großer Stufenleiter 
durch die großen transnationalen Konzerne, in die sich die bisherigen nationalen Oligo- 
pol-Unternehmen verwandelten. Es gab jedoch zwei Gebiete, auf denen ein starker Protek- 
tionismus beibehalten wurde. Eins dieser Gebiete war der Arbeitsmarkt: Die Einwande- 
tung von Arbeitskräften aus den halbperipheren und peripheren Ländern wurde nur in 
dem Maße geduldet, wie zusätzliche Arbeitskraft benötigt wurde, um das Produktionsni- 
veau zu erhalten, ohne die Vollbeschäftigung zu gefährden. Eine stärkere Einwanderung 
hätte von den Unternehmern ausgenutzt werden können, um die Lohnkosten zu senken, 
hätte aber auch ungleich höhere Kosten für das System der sozialen Sicherheit bedeutet. 
Vor die Alternative gestellt, entweder die Vollbeschäftigung und die Wirksamkeit des Sy- 
stems der sozialen Sicherheit zu erhalten oder die Freiheit auf dem internationalen Arbeits- 
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markt zu proklamieren, hatten die Politiker der zentralen Länder des kapitalistischen 
Weltsystems keine großen Schwierigkeiten, sich zu entscheiden. Die wachsende Ungleich- 
heit der Situationen auf den Arbeitsmärkten der zentralen und der peripheren Länder hat- 
te mehrere Konsequenzen: eine immer größere Differenzierung der Löhne im Weltmaß- 
stab für die Arbeiter mit geringer oder gar keiner Qualifikation, eine Spezialisierung der 
zentralen Wirtschaften auf die Produktionszweige mit hoher Kapitalintensität und einen 
zunehmend ungleichen Austausch von Arbeitsstunden zwischen den zentralen und peti- 
pheren Wirtschaften. 

Das andere Gebiet, auf dem eine starke Protektion beibehalten wurde, war die Landwitt- 
schaft. Das hatte ebenfalls mit der Politik der Vollbeschäftigung zu tun. Um den Bauern 
ein genügend hohes Einkommen zu garantieren und auf diese Weise ihren massenhaften 
Eintritt in den Arbeitsmarkt der Industrie und der Dienstleistungen zu verzögern, wurden 
für die landwirtschaftlichen Produkte hohe Preise festgesetzt, was eine zunehmende Über- 
produktion auf der Grundlage außerordentlich hoher Arbeits- und Boden-Produktivität 
zum Ergebnis hatte. Diese Überproduktion muß entweder vernichtet oder unter den Welt- 
 marktpreisen verkauft oder im Rahmen der Programme gegen den Hunger in der Welt ver- 
schenkt werden. Diese Politik, die wegen der doppelten Kosten für die Verbraucher und 
die Steuerzahler nach streng wirtschaftlichen Kriterien offensichtlich absurd ist, hatte je- 
doch Auswirkungen, die noch mehr zur Verlängerung der Prosperitätsperiode im Zentrum 
beitrugen, in.dem Maße nämlich, in dern sie Kapazitäten möglicher Konkurtenten auf die- 
sem Gebiet zerstörte und auf diese Weise die übrigen Produkte, die von den Peripherielän- 
dern kommerzialisiert werden, noch mehr verbilligte. 

Was also die wachsende Konzentration der internationalen Einkommensstruktur ermög- 
licht hat, war weder eine generelle Politik des Freihandels, noch eine generelle Politik des 
Protektionismus, sondern eine Politik, wie sie Dieter Senghaas für eine autozentrierte Ent- 
wicklung der untetentwickelten Länder vorschlägt, nämlich eine »selektive Dissoziation« 
vorm Weltmarkt seitens der Länder des Zentrums.‘ 

Ein dritter Faktor, der zur Verlängerung der Prosperitätsperiode im Zentrum des kapitali- 
stischen Weltsystems beitrug, ist schon genannt worden: die niedrigen Rohstoffpreise und 
besonders das lange Zeit ultrabillige Erdöl, das als Energiequelle und Rohmaterial höchste 
Bedeutung für die dynamischsten Industrien der Epoche hatte: die Automibilindusttie, 
die Elektroindustrie und die chemische Industrie. Auf der Grundlage des niedrigen Öl- 
preises wurde der technische Fortschritt geplant, wurden die Produktivkräfte entwickelt 
und das gesamte Wirtschaftswachstum strukturiert. Das blinde Vertrauen gemäß der Theo- 
tie der »wissenschaftlich-technischen Revolution« in die Eindimensionalität des technischen 
Fortschritts verleitete auch die sogenannten sozialistischen Länder dazu, die Produktivkräf- 
te nach denselben Kriterien zu entwickeln wie die fortgeschrittenen kapitalistischen Län- 
der. Es ist daher nicht erstaunlich, daß auch die unterentwickelten Länder, die kein Erdöl 
fördern, ihre Industrialisierungsptojekte in derselben Weise entwarfen. 

Als einen vierten Faktor zur Erklärung des Ausmaßes und der Dauer der letzten Prospeti- 
tätsperiode im Zentrum des kapitalistischen Weltsystems könnte man die Tatsache erwäh- 
nen, daß für eine ziemlich lange Zeit als unbestritten galt, daß der Wirtschaft der USA im 
kapitalistischen Weltsystem die Führungsrolle gehörte, daß das Weltwährungssystem auf 
der Grundlage des Dollars als Reservewährung und als internationales Zahluagsmittel sta- 
bil war und daß eine ausreichende Menge von Dollars vorhanden war, um ein reibungsloses 
Funktionieren des sich ausdehnenden Weltmarktes zu garantieren. 
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IV. Die Anfänge der dritten Großen Depression 


Dieselben Faktoren, die für einige Zeit dazu beigetragen hatten, die Periode der Prosperi- 
tät in den zentralen Wirtschaften zu vertiefen und zu verlängern, waren es, die dann de 
Krise hervorriefen und verschärften, als schließlich die hohen Wachstumsraten, die für die 
Zeiten der Erholung und des Wiederaufbaus charakteristisch gewesen waren, endgültig 
verschwanden. 

Das permanente Defizit in der Zahlungsbilanz der USA zerstörte das Vertrauen in den 
Dollar ünd in die Stabilität des Weltwährungssystems, was dazu beitrug, überall inflatio- 
näre Prozesse in Gang zu setzen, die kaum kontrollierbar waren. 

Die unbegrenzte Verwendung und Verschwendung des ultrabilligen Erdöls sorgte dafür, 
daß sich die Regierungen der erdölexportierenden Länder klar darüber werden konnten, 
daß sie ein Monopol für einen Rohstoff besaßen, der einerseits nur begrenzt vorhanden, 
andererseits aber für das in der ganzen Welt verfolgte Wachstumsmuster unentbehrlich ist. 
Sie steigerten also den Preis des Erdöls in einem nie zuvor gekannten Ausmaß mit den ent- 
sprechenden und vorhersehbaren Konsequenzen für die Handelsbilanz der importieren- 
den Länder. 

Die Vollbeschäftigung und der Schutz des Arbeitsmarktes führten zu Lohnsteigerungen, 
die über die Erhöhungen der Arbeitsproduktivität hinausgingen, was die Unternehmen in 
Industriezweigen mit hoher Arbeitsintensität dazu trieb, ihre Produktion in andere Teile 
der Welt zu verlagern, in denen niedrigere Löhne gezahlt wurden.’ 

. “Die Freihandelspolitik der fortgeschtittenen Länder drohte, sich in dem Maße gegen sie 
selbst'zu richten, wie sich die transnationalen Unternehmen und Banken in ihren Investi- 
tionsentscheidungen von ihren Utsprungsländern unabhängig machten. 

Die Politik einer wachsenden staatlichen Nachfrage ließ es zu, daß »ineffiziente« und weni- 
ger produktive Einzelkapitale nicht in ausreichender Menge vernichtet wurden, um eine 
hohe Durchschnittsprofitrate aufrechtzuerhalten. 

Die Subventionen für die Landwirtschaft, die unkonttollierbaren Kosten für die öffentli- 
chen Infrastrukturanlagen und die hohen und wachsenden Kosten für das Netz der sozia- 
len Sicherheit bedeuteten ein immer stärkeres Ansteigen der öffentlichen Ausgaben, was 
bewirkte, daß sowohl die Steuern als auch die Haushaltsdefizite und die Verschuldung des 
Staates anstiegen, mit allen Folgen und Implikationen, die das für die Profitrate und für 
das Pteisniveau hat. 

Außerdem war die Gesetzgebung in vielen Bereichen während der langen Prosperitätspe- 
tiode unter der Annahme erfolgt, daß hohe Wachstumsraten und Vollbeschäftigung für ei- 
ne unbestimmte Zukunft würden aufrechterhalten werden können, was zur Folge hatte, 
daß die Umverteilungseffekte mit dem Rückgang des Wachstums und der Steigerung der 
Arbeitslosigkeit unverhältnismäßig wachsen mußten. Diese Situation stellt daher den Staat 
vor die Alternative, entweder mit den Umverteilungsmaßnahmen fortzufahren und das 
Wachstum zu gefährden oder eine Politik des Wachstums durch das Angebot günstiger In- 
vestitionensmöglichkeiten zu betreiben und dafür die Umverteilung zu beschneiden. Dies 
ist die Entscheidung, vor der insbesondere die europäische Sozialdemokratie steht, die sich 
mehr als andere politische Strömungen mit der Wirtschaftspolitik des Keynesianismus 
identifiziert hat. Im ersten Fall erscheint der Staat als unverantwortlich gegenüber der 
Bourgeoisie und den Mittelklassen, die deshalb mit ihren Investitionen dorthin gehen wer- 
den, wo die Zinsen höher, die Steuern niedriger und die Profitaussichten günstiger sind. 
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Im zweiten Fall schafft er eine massive Unzufriedenheit unter den Empfängern von Sozial- 
hilfe und Subventionen. Der Staat erscheint in beiden Fällen (und auch bei dem Versuch, 
einen Mittelweg einzuschlagen) als Träger der Verantwortung für die Wirkungen, die die 
Krise auf das tägliche Leben der Leute hat. Aber nicht nur das: Während in den früheren 
Großen Depressionen breite Teile der Arbeiterklasse und der Schichten mit niedtigerem 
Einkommen das kapitalistische System selbst als verantwortlich für die Krise identifiziert 
hatten, machen sie heute für dieselbe Krise den uneffizienten und zunehmend büroktati- 
schen Staat verantwortlich, der nach ihrer Ansicht nicht fähig ist, genügend kapitalistisch 
zu sein, um als Sozialstaat gut funktionieren zu können. Das ist der Grund, warum es we- 
nig wahrscheinlich erscheint, daß die kapitalistischen Krisen der dritten Großen Depression 
in eine Krise des Kapitalismus einmünden. 

Damit das geschähe, müßte es außer den kapitalistischen Krisen die reale und sichtbare 
Möglichkeit einer alternativen Produktionsweise geben, die den konkreten Bedürfnissen 
der Arbeiterklasse besser entspräche. Das war der Fall in den beiden früheren Großen De- 
pressionen, als die sozialistische Zukunft oder die Russisiche Revolution im Vergleich mit 
dem Elend, in dem die Arbeiter und Arbeitslosen lebten, große Erwartungen weckten, Die 
sogenannten sozialistischen Länder von heute bieten für die Arbeiterklasse der zentralen 
Länder des kapitalistischen Weltsystems diese Art von Perspektive nicht. Und das nicht 
nur, weil sie mit allen Folgen, die das für die Entwicklung der Produktivkräfte hat, (und 
mit quantitativ schlechteren Ergebnissen) dieselbe Art der Organisation des Produktions- 
prozesses übernommen haben wie die kapitalistischen Unternehmer‘, sondetn auch, weil 
sie sich detart in den Weltmarkt und die internationale Arbeitsteilung eingefügt haben’, 
daß sie von der neuen Großen Depression fast in demselben Ausmaß berührt und betrof- 
fen wurden wie die zenttalen kapitalistischen Länder, teilweise sogar noch stärker. Es ist be- 
zeichnend, daß die Wirtschaftskrise genau in den beiden Ländern (nämlich Rumänien und 
Polen) ein größeres Ausmaß erteicht hat, an deren Außenhandel der Anteil des Handels 
mit den kapitalistischen Ländern am größten ist. Die Ereignisse in Polen seit 1980 haben 
den westeuropäischen Arbeitern außerdem gezeigt, daf die Partei, die dort den wirtschaft- 
lichen und politischen Prozeß im Namen der Arbeiterklasse leitet, keineswegs der treue In- 
terpret der unmittelbaren und konkreten Bedürfnisse der großen Masse der Arbeiter und 
der Bevölkerung im allgemeinen ist. 

Der sogenannte »real existierende Sozialismus« stellt also für die Arbeiter der Länder des 
kapitalistischen Zentrums keine wirkliche Alternative zur kapitalistischen Produktionswei- 
se dar. Und auch die Projekte der sogenannten »alternativen« Gruppen (der Ökologen, der 
»Grünen« usw.) tun das nicht, weil die Produktionsweisen, die sie verfechten, eher kom- 
plementär zur kapitalistischen Produktionsweise sind. Solange nun aber keine reale und 
sichtbare Alternative zum Kapitalismus existiert, ist es wahrscheinlich und getadezu sicher, 
daß die qulitativen Veränderungen, die von einer Großen Depression zu erwarten sind und 
die Ptobleme, die mit ihr auftreten, Veränderungen sein werden, die sich innerhalb des 
kapitalistischen Schemas bewegen. Bevor wir jedoch in die Diskussion dieser sich schon an- 
kündigenden Veränderungen eintteten, ist es nötig, einen Blick auf die Entwicklung des 
Kapitalismus in Lateinamerika in den letzten fünfzig Jahren zu werfen. 
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V. Die Industrialisierungsversuche in Lateinamerika 


Anfänglich entsprach die Industrialisierung durch Substitution von Importen in verschie- 
denen lateinamerikanischen Ländern nicht einer überlegten und geplanten Politik, son- 
dern sie ergab sich als Möglichkeit und Notwendigkeit angesichts der schwierigen Situation 
des Welthandels nach der Krise der Jahre 1929 bis 1933. Der enorme Rückgang der Expor- 
te schwächte die gesellschaftliche Macht der Rohstoffexporteure und der sogenannten 
Kompradorenbourgeoisie so sehr, daß sie das Kräfteverhältnis zugunsten einer Industti- 
Bourgeoisie verschob, die wachsen konnte, weil sie den Schutz genoß, den ihr zuerst die 
zweite Große Depression selbst und dann der Zweite Weltkrieg boten. Aber im Verlauf re- 
lativ weniger Jahre entwickelte sich aus dieser Situation ein überlegter und geplanter Pro- 
tektionismus mit wachsender Intervention des Staates in die Wirtschaft, ein »kollektivisti- 
scher« Protektionismus, der seit der Gründung der Wirtschaftskommission der Vereinten 
Nationen für Lateinamerika (ECLA) mit der theoretischen Begründung und Absegnung 
durch die entwicklungsorientierten Denker dieser hoch angesehenen internationalen Insti- 
tution rechnen konnte, 

Es ist hier weder möglich noch nötig, den gesamten Prozeß der Industrialisierung durch 
Substitution von Importen zu analysieren. Was uns interessiert, ist die Tatsache, daß in 
diesem Prozeß im Zeitraum weniger Jahrzente alle Tendenzen zusammengeflossen sind, 
die in den fortgeschrittenen Ländern während eines ganzen Jahrhunderts allmählich als 
praktische Antworten auf die Herausforderungen, die die Großen Depressionen konkret 
mit sich brachten, entstanden waren, und das unter den erschwerten Umständen politi- 
scher, wirtschaftlicher, finanzieller und technologischer Abhängigkeit und des Rückstands 
der Produktivkräfte in großen Teilen der Landwirtschaft. Innerhalb ganz weniger Jahr- 
zehnte entwickelte sich auf diese Weise ein »organisierter Kapitalismus« mit allen oben be- 
schriebenen Eigenschaften, aber mit einem Staat, der fast von Anfang an mehr Funktionen 
übernahm als der typische europäische Staat vor dem Ersten Weltkrieg. Um seine Rolle in 
diesem Prozeß zu erfüllen, mußte der Staat nicht nur die Industrie schützen und Infra- 
strukturanlagen errichten, sondern auch die Industrialisierung aktiv fördern, große Investi- 
tionen selbst durchführen, große Unternehmen gründen, viele Leute beschäftigen, Sozial- 
leistungen verteilen und eine keynesianische Konjunkturpolitik betreiben. 

Dieser Industxialisierungsprozeß war solange wenig problematisch, wie es sich darum han- 
delte, den Import von Massenkonsumgütern zu substituieren, die mit relativ einfachen 
Technologien und relativ arbeitsintensiven Produktionsmethoden hergestellt wurden. In 
dem Maße aber, in dem die Industrialisierung in den verschiedenen Ländern in die Phase 
der Produktion von dauerhaften Konsumgütern für einen beschränkten Binnenmarkt und 
mit hohen Kapitalkosten eintrat, begannen die Probleme. 

Dieses Industrialisierungsmuster führte nun zu hohen Produktionskosten bei gleichzeitiger 
Schwierigkeit, optimale Betriebsgrößen zu erreichen. Seine Beibehaltung bedeutete hohe 
Haushaltsdefizite, eine wachsende Auslandsverschuldung und steigende Inflationstenden- 
zen. Aber die Probleme beschränkten sich nicht auf den rein wirtschaftlichen Bereich. In 
dem Maße, in dem die Wirtschaftspolitik zur Hauptsorge des Staates wurde, politisierte 
sich die Ökonomie und ökonomisierte sich die Politik. Die Gewerkschaften, die Berufsver- 
bände, die Unternehmerverbände und die politischen Parteien wuchsen, gewannen an 
Stärke und schlossen Bündnisse, um zur Verteidigung ihres Anteils bei der Verteilung des 
Wirtschaftsprodukts mehr Einfluß auf den Staat nehmen zu können. Es ergab sich so ein 
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Demokratisierungsprozeß mit starken nationalistischen und sozialistischen Tendenzen, 
während sich gleichzeitig als Ergebnis der wirtschaftlichen Entwicklung die Verstädterung, 
begleitet von der Marginalisierung großer Teile der ‚Bevölkerung, beschleunigte. In den 
sechziger Jahren und zu Beginn der siebziger sorgte diese Situation dafür, daß die Revolu- 
tionäre der Welt in Lateinamerika die Bühne für einen nahen Triumph des Sozialismus sa- 
hen. 

Man kann sagen, daß die Analysen über die Undurchführbarkeit dieser protektionistischen 
Industrialisierungsstrategie, wie sie die linken Kritiker (mit ihrem Abhängigkeits- Ansatz) 
anstellten, ziemlich genau mit denen der liberalen Ökonomen übereinstimmten. Nur gab 
es einen grundsätzlichen Unterschied: Für die ersten bedeutete die Krise des Modells die 
endgültige Krise des Kapitalismus an der Peripherie des Weltsystems, eines Kapitalismus, 
der schon so geschwächt war, daß ihn die Massen mit ein wenig mehr Kampfentschlossen- 
heit würden beseitigen können, während die anderen die Krise des Modells als eine Krise 
des »sozialisierenden Etatismus«, wie Pinochet das heute ausdrückt, analysierten. 

Für die Zwecke unseres Artikels interessieren uns hier aber vor allem zwei Dinge: Erstens 
vereinigte die Strategie der Industrialisierung durch Substitution von Importen in sich die 
Hauptmerkmale in bezug auf das Verhältnis zwischen Staat ud kapitalistischer Wirtschaft, 
wie sie sich im Zentrum des kapitalistischen Weltsystems entwickelt hatten. Und zweitens 
scheiterte und erschöpfte sich dieser Versuch einer geplanten kapitalistischen Industrialisie- 
rung (Ausnahmen sind möglicherweise Brasilien und Mexiko), noch bevor die ersten Aus- 
wirkungen der dritten Großen Depression im Zentrum voll spürbar wurden. Auf diese 
Weise waren, .als die Länder des Zentrums in die Periode der dritten Großen Depression 
eintraten, die Lösungen schon bekannt, die man in Lateinamerika gefunden hatte, um die 
scheinbar ausweglose Situation zu überwinden, und konnten so als Muster dienen. 


VI. Die Lösung nach chilenischem Muster 


Ironischerweise hat ein von Keynes selbst entworfener internationaler Organismus, näm- 
lich der Internationale Währungs-Fond, am stärksten darauf hingearbeitet, zu verhindern, 
daß die Politik der Überwindung von Konjunkturkrisen durch Steigerung der staatlichen 
Nachfrage überall angewandt wurde. Die von Keynes vorgeschlagene, auf Stimulierung 
der Nachfrage zielende Politik verlangte nämlich als Gegenstück ein außenwirtschaftliches 
Gleichgewicht der verschiedenen nationalen Wirtschaften, und der IWF war die Organisa- 
tion, die damit beauftragt war, dafür zu sorgen, daß die Länder mit einem außenwirt- 
schaftlichen Ungleichgewicht schnell zum Gleichgewicht zurückkehrten. In dem Maße 
aber, in dem das Ungleichgewicht in vielen unterentwickelten Ländern, die sich zu indu- 
sttialisieren suchten, chronisch wurde, verlangte der IWF von ihnen die Anwendung im- 
mer strengerer Programme: Senkung der öffentlichen Ausgaben, Erlaubnis der freien Ein- 
fuhr von Kapital und Waren, Senkung der Lohnkosten usw. usw. Da die Analysen desIWF 
ausschlaggebend für die Kreditfähigkeit dieser Länder sind, blieb ihnen keine andere Mög- 
lichkeit als seinen Instruktionen zu folgen, um so den Zufluß neuer Kredite zu sichern. 

Tatsächlich waren die Programme, die der IWF den ungleichgewichtigen unterentwickel- 
ten Wirtschaften auferlegt hat, niemals etwas anderes als eine Politik, die darauf gerichtet 
war, statt der Nachfrage das Angebot anzureizen, eine Politik also, deren soziale Konse- 
quenzen in einem großen Teil der Welt wohl bekannt sind und die nur in den Ländern des 
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Zentrums des kapitalistischen Weltsystems.als der letzte Schrei der Wirtschaftswissenschaf- 
ten, als die neue Alternative zum Keynesianismus verkauft werden kann. 

Als in vielen lateinamerikanischen Ländern die Strategien der Industrialisierung durch 
Importsubstitution scheiterten, war die Durchsetzung dieser angebotsorientierten 
Politik der einzige Weg, um diese Länder innerhalb des kapitalistischen Systems zu 
halten. Und in mehreren Ländern war das nicht anders möglich als durch einen Militär- 
putsch. i 

Chile ist für unsere Überlegungen der interessanteste und wichtigste Fall. Und das nicht 
nur, weil die gesellschaftiche und politische Entwicklung vor dem Putsch zu einem ernst- 
haften Versuch geführt hatte, das kapitalistische Funktionieren der Wirtschaft durch etwas 
anderes zu ersetzen, sondern vor allem, weil das ultraliberale und monetaristsche Wirt- 
schaftsteam der Militärregierung es verstanden hat, sich nach dem Putsch von 1973 schnell 
innerhalb des Machtblocks durchzusetzen, und so seine Entscheidungsgewalt weit über die 
reine Wirtschaftspolitik hinaus ausdehnen konnte, um sowohl die Wirtschaft, als auch 
Staat und Gesellschaft außerordentlich konsequent (und nach den eigenen Kriterien er- 
folgreich) neu zu gestalten. 

Das Hauptziel dieser chilenischen Wirtschaftsexperten unter der Führung von Sergio de 
Castro und Alvaro Bardön und unter dem Schutz von Präsident Pinochet, besteht nicht 
darin, eine Wirtschaftspolitik durch eine andere zu ersetzen, sondern, soweit das möglich 
ist, jeder Art von staatlicher Wirtschaftspolitik ein Ende zu setzen. Wir könnten ihr Haupt- 
ziel die »Desorganisation« des organisierten Kapitalismus nennen. Sie soll zur Schaffung ei- 
ner »freien Gesellschaft« (gemäß dem Sprachgebrauch des »Wall Street Journal«) führen, in 
der die unbeschränkte wirtschaftliche Freiheit jedes Einzelnen die Grundlage aller anderen 
Freiheiten wäre. 

Man hat oft darauf bestanden, daß das chilenische Militär-Regime die Kombination eines 
extremen Manchester-Liberalismus in der Wirtschaft mit einem extremen Anti-Liberalis- 
mus in der Politik darstelle. Das ist aber nicht so. Das chilenische Militär-Regime folgt dem 
Ultra-Liberalismus in jeder Beziehung. Nach der Ideologie seiner politischen Führer be- 
steht die Hauptaufgabe des Staates darin, das Individuum gegen die gesellschaftlichen und 
politischen Organisationen zu »schützen«, die, statt ihm zu helfen, nur seine Freiheit und 
Persönlichkeit zu unterdrücken suchen. Um diesen Schutz des Individuums zu gewährlei- 
sten, muß der Staat entschlossen sein, vor keinem Druck organisierter gesellschaftlicher 
Kräfte zurückzuweichen. Das bedeutet, daß sich seine Autorität in keinem Falle auf ein Sy- 
stem der Legitimation stützen darf, das es den gesellschaftlichen und politischen Organisa- 
tionen erlauben würde, Macht und Einfluß zu gewinnen und so Druck auf den Staat aus- 
üben zu können. Außerdem muß der Staat genügend gerüstet, vorbereitet und entschlossen 
sein, jeden Versuch der Neubelebung von Organisationen zu verhindern, die die »soziali- 
sierenden« Tendenzen der Vergangenheit wieder zu stärken versuchen. Die direkte Unter- 
drückung ist aber nicht der einzige Faktor, der bei der Schwächung der wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Organisationen eine Rolle spielt: Wenn der Staat sich durch keiner- 
lei Druck beeinflussen läßt, verlieren die Organisationen, die mit dem Ziel geschaffen wor- 
den waren, auf den Staat Druck auszuüben, und die mit jedem Erfolg Macht gesammelt 
hatten, notwendigerweise wieder an Stärke. Das Ergebnis ist eine Atomisierung der Gesell- 
schaft, ein »Isolierungseffekt«!®, wie er für alle im engen Sinne wirtschaftlichen Sozialbe- 
ziehungen kennzeichnend ist, die nicht auch in politischen Sozialbeziehungen einen Aus- 
druck finden. 
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Was man in Chile zu erreichen versucht, ist die Entökonomisierung des Staates und die 
Entstaatlichung der Ökonomie, die Entpolitisierung der Ökonomie und die Entökonomi- 
sierung der Politik. Alle sogenannten »Modernisierungen« in Wirtschaft, Staat und Gesell- 
schaft werden eindeutig und erklärtermaßen in diesem Sinne interpretiert. 

Die Strategie der Nicht-Intervention des Staates in die Wirtschaft bietet den Vorteil, als ge- 
sellschaftich neutral zu erscheinen. Natürlich ist sie es nicht. Sie läßt offen Arbeitslosigkeit 
und Lohnsenkungen zu und diszipliniert so die Gewerkschaften. Sie gestattet Freihandel 
und hohe Zinssätze und zerstört auf diese Weise »uneffiziente« Kapitale. Sie senkt die 
Steuern auf hohe Einkommen, kürzt drastisch die öffentlichen Ausgaben und schafft so 
die Grundlagen für eine langfristig hohe Profitrate. Das heißt, sie begünstigt die einen 
und benachteiligt die anderen. Sie begünstigt die Reicheren, die Fähigeren, die Bewegli- 
cheren, die Schnelleren, die Leute, die ihre Risiken verteilen können, und diejenigen, die 
besser zu spekulieren wissen. In wenigen Jahren hat sie zu einer enormen Konzentration 
der Einkommen geführt und eine unglaubliche Zentralisation des Kapitals in den Händen 
einiger weniger Wirtschaftsgruppen hervorgebracht, die Interessen in allen Wirtschaftsbe- 
reichen miteinander verbinden.'! 

Diese ganze Politik stellt sich selbst mit dem triumphierenden Pathos einer kapitalistischen 
Revolution dar, einer zweiten Bürgerlichen Revolution, die sich dieses Mal nicht gegen die 
feudalen Privilegien richtet, sondern gegen die Privilegien, die der kapitalistische Staat in 
den letzten hundert Jahren unter die gesellschaftichen Gruppen verteilt hat. Es ist eine im 
breitesten Sinne des Wortes anti-sozialistische Revolution, wobei Anti-Sozialismus »Oppo- 
sition gegen alle direkten Regierungseingriffe in den Markt, in wessen Interesse solche Ein- 
griffe auch immer ausgeübt werden mögen«, bedeutet, wie Friedrich August von Hayek, 
der gegenwärtig bei den chilenischen Regierungs-Ökonomen beliebteste Ideologe, das for- 
muliert.'? 

Der wichtigste Erfolg, den die sogenannten »Chicago boys« von Chile gehabt haben, ist der 
völlige und unbegrenzte Rückhalt, den sie beim internationalen Finanzkapital genießen, 
das auf diese Weise den Versuch belohnt, die Profitrate mittels der systmatischen Desorga- 
nisation des organisierten Kapitalismus zu steigern. 


VII. Die Desorganisation des organisierten Kapitalismus als mögliches Ergebnis der dritten 
Großen Depression 


Bis zum Jahre 1979 erschienen Chile und andere Länder, in denen eine ähnliche monetari- 
stische Politik betrieben wurde, als exotische Fälle, die mit der Situation in den Ländern 
des Zentrums des kapitalistischen Weltsysteras nichts zu tun hatten. In einem 1975 in 
Großbritannien gehaltenen Vortrag hielt es Eric Hobsbawm beispielsweise noch für absolut 
sicher, daß sich in Zukunft keine Regierung eines Industrielandes den politischen Luxus er- 
lauben könnte, eine Politik zu betreiben, die eine Rückkehr zu Massenarbeitslosigkeit in 
den Ausmaßen der Zwischenkriegszeit bewirken würde.!? Heute gibt es in diesem Land 
Großbritannien schon fast drei Millionen Arbeitslose als Ergebnis der Wirtschaftspolitik 
von Frau Thatcher. 

Der erste Schreck nach der sogenannten Ölkrise von 1973/74 wurde schnell überwunden. 
Das Recycling der Milliarden von Petro-Dollars funktionierte zufriedenstellend und sogar 
besser, als man gedacht hatte. Trotz der hohen Kosten für das importierte Öl konnte die 
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Bundesrepublik Deutschland ihren Handelsüberschuß 1974 sogar enorm steigern. Alle 
Welt sprach vom »Modell Deutschland«, das der Welt zeigen würde, wie man einen privile- 
gierten Platz in der Weltwirtschaft mit aktiver Beteiligung des Staates, der transnationalen 
Unternehmen und der Gewerkschaften und unter Anwendung einer modernen Wirt- 
schaftspolitik keynesianischen Stils erfolgreich erobern konnte.!* Nach den Regierungs- 
wechseln in Großbritannien und den USA und nach der zweiten drastischen Erhöhung der 
Erdölpreise sieht es heute schon ganz anders aus. 1980 waren Deutschland und Japan die 
fortgeschrittenen kapitalistischen Länder mit den höchsten Leistungsbilanzdefiziten. Die 
Analysen, die man über den »Neo-Korporatismuse, eine Art »super-organisierten Kapita- 
lismus«, angestellt hat, sind offenbar schon nicht mehr gültig. Der Mode entspricht heute 
eine Politik, die darauf ausgeht, die Rolle des Staates zu vermindern, die öffentlichen Aus- 
gaben zu kürzen, die Steuern zu senken, Subventionen zu streichen, Protektion abzuschaf- 
fen, kurz: eine Wirtschaftspolitik, die, wie ihre Vorkämpfer sagen, das Angebot stimulie- 
ten müßte, das sich dann schon immer seine Nachfrage schaffen wird. 

Um diese Politik zu betreiben, ist es nun aber in einer bürgerlichen Demokratie notwen- 
dig, die Mehrheit der Wähler zu gewinnen und jedem Druck gesellschaftlicher Organisa- 
tionen, woher er auch kommen mag, zu widerstehen. Und hier haben Eric Hobsbawm und 
andere und wir alle gedacht, daß das niemals möglich sein wird. Aber Margaret Thatcher 
und Ronald Reagan zeigen, daß es möglich ist. Jedem, der ihnen zuhören will, sagen sie: 

»Auf Druck reagieren wir nicht.« 

Schon mit diesen Worten schwächen sie die gesellschaftlichen Organisationen, die für ihre 
Mitglieder nichts erreichen können. Das Ziel, die Profitrate langfristig zu erhöhen und die 
Effizienz und Konkurrenzfähigkeit der Unternehmen zu steigern, gilt mehr als der nach- 
lassende Rückhalt bei den Wählern. Außerdem bleiben noch drei oder vier Jahre bis zu 
den nächsten Wahlen. Wichtiger als das Vertrauen der Wählerschaft ist das Vertrauen des 
transnationalen Finanzkapitals. Die neue Erhöhung des Erdölpreises hat die Menge der Pe- 
tro-Dollars enorm gesteigert, für die nun günstige Profitmöglichkeiten angeboten werden 
müssen. Im Unterschied zur Situation vor sieben Jahren erweist sich das Recycling als sehr 
schwierig. Es fehlt an guten Schuldnern. Und die besten Schuldner werden die sein, die an 
der neuen kapitalistischen Revolution gegen den »sozialisierenden Etatismus« teilnehmen. 
Es ist nicht sehr wahrscheinlich, daß die Vertreter dieser neuen kapitalistischen Revolution 
in demokratischen Wahlen wiedergewählt würden. Aber wenn sie ihre Posten in den Re- 
gierungen verlassen, werden ihre Länder nicht mehr dieselben sein wie vorher. Und die an- 
deren Länder auch nicht, denn an der Konkurrenz um das Vertrauen des transnatidnalen 
Finanzkapitals müssen alle teilnehmen, ob sie wollen oder nicht. Die transnationalen Unter- 
nehmen und Banken (und auch die großen Erdölexporteure) haben sich derartig von der Poli- 
tik der zentralen Staaten unabhängig gemacht!?, daß schon keine Wirtschaftspolitik mehr 
möglich ist, die sich auf die Grundannahmen einer geschlossenen Wirtschaft stützt. Es mag 
sein, daß einige Regierungen angesichts der Wirkung der Krise und mit Rücksicht auf demo- 
kratische Wahlen noch versuchen werden, bestimmte Bereiche gegen die Stürme des Weltmark- 
tes zu schützen. Das Wahrscheinlichste ist aber, daß mittelfristig alle zentralen Länder des 
kapitalistischen Weltsystems an der neuen kapitalistischen Revolution teilnehmen. 

Es scheint demnach, daß die qualitative Veränderung, die von der dritten Großen Depres- 
sion zu efwarten ist, in der Rückkehr zum liberalen Kapitalismus des vorigen Jahrhunderts, 
in der Desorganisation des organisierten Kapitalismus nach hundert Jahren Gemeinsam- 
keit zu suchen wäre. 
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Es wäte interessant und nicht einmal zu kompliziert, über die Wirkung nachzudenken, die 
diese Art von Entwicklung auf die internationale Einkommensverteilung haben kann. Es 
ist aber wichtiger und dringender, zu untersuchen, welche Bedeutung innerhalb der neuen 
kapitalistischen Revolution die Rüstungspolitik und die so erklärtermaßen antikommuni- 
stische' Außenpolitik haben. 
Es ist hier vielleicht lohnend, zu den Quellen des wirtschaftlichen Liberalismus zurückzu- 
gehen. Adam Smith sagt uns, daß es nur zwei Bereiche gibt, in denen die Staatsausgaben 
unbegrenzt hoch sein können und dürfen: die Repräsentation des Staatsoberhauptes und 
die Landesverteidigung. Die Ausgaben für die Landesverteidigung wachsen nun mit dem 
Grad an Zivilisation, den das Land erreicht hat, wobei die Zivilisation das Ergebnis der 
wirtschaftlichen Freiheit ist, die mit mehr und besseren Waffen gegen die weniger zivili- 
sierten Länder verteidigt werden muß. Für die Ideologen der neuen kapitalistischen Revo- 
lution sind nach dieser Denkfigur die verstaatlichenden Sozialdemokraten, die Sozialisten 
und die Kommunisten die weniger Zivilisierten, die von der Hertschaft des bedrohlichen 
Totalitarismus befreit werden müssen, um eine höhere Stufe der Zivilisation zu etreichen. 
Adam Smith glaubte an den Fortschritt und die Ausdehnung der Zivilisation und der witt- 
schaftlichen Freiheit. Eine kapitalistische Revolution kann nicht leben, ohne an ihre Aus- 
dehnung über die ganze Welt zu denken. 
Die erste Große Depression mündete in eine Konstellation, die den Etsten Weltkrieg her- 
vorbrachte. Die zweite Große Depression fand ihr Ende im Zweiten Weltkrieg. Die dritte 
Große Depression .. 

Hier endet das Manuskript. 
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Chantal Mouffe* 
Die Demokratie und die Neue Rechte** 


»Das Blatt wendet sich« erklärt Milton Friedman am Schluß seines neuen Buches »Free to 
choose«, dessen Hauptthesen auch in einer Fernsehserie vorgestellt wurden, die in Großbtri- 
tannien und den USA 10 Wochen lief und deren Ziel es offentsichtlich war, genau zu der 
Veränderung der öffentlichen Meinung gegenüber dem Wohlfahrtsstaat beizutragen, die 
Friedman angekündigt hatte. Nach einigen Jahrzehnten von Staatsinterventionen in allen 
Bereichen des sozialen Lebens und angesichts des Scheiterns westlicher Regierungen, ihre 
erklärten Ziele zu erreichen, beginnen die Leute - seiner Meinung nach -, die Gefahren ei- 
ner »überregierten« Gesellschaft und die Bedrohnung der Freiheit des Menschen, die sich 
durch die Konzentration der Macht in den Händen der Bürokratie geltend macht, zu er- 
kennen. Diese weitverbreitete Reaktion gegen eine allzu stark intervenierende Regierung 
ist die Ursache für die Niederlage der Sozialdemoktratischen Parteien und deren Politik in 
vielen Ländern und trägt zur Schaffung eines neuen Standpunktes bei, der im klaren Ge- 
gensatz zu den vorhertschenden Gedanken des Fabian-Sozialismus und des New Deal-Li- 
beralismus der letzten 50 Jahre steht. 

Wenige werden heute abstreiten, daß sich die entwickelten kapitalistischen Länder in der 
Krise befinden. Es existiert in der Tat ein überraschendes Einverständnis zwischen Marxi- 
sten, Konservativen und Liberalen über die Existenz einer solchen Krise. Die Diagnosen 
mögen unterschiedlich sein, aber die Analysen, (mit Ausnahme der der orthodoxen Marxi- 
sten, die schon immer davon ausgingen, daß wir schließlich den Augenblick des endgülti- 
gen Zusammenbruchs des Kapitalismus erreicht haben), wie die »Krise des Staates« (Pou- 
lantzas), die »Legitimationskrise« (Habermas), die »Kulturkrise« (Bell) und die »Krise der 
Demokratie« (Huntington), heben alle trotz ihrer Unterschiede ein gemeinsames Merkmal 
hervor: Einen Mangel an Vermittlung zwischen den politischen und den ökonomischen 
Strukturen in den entwickelten kapitalistischen Gesellschaften. Dieser Mangel ist Resultat 
einer Überforderung, der der Staat nicht gerecht werden kann, ohne inflationäre Prozesse 
in Gang zu bringen und damit die Profitabilität kapitalistischer Unternehmen aufs Spiel 
zu setzen. Der interventionistische Staat der letzten Jahrzehnte ist deshalb heute mit ei- 
nem Dilemma konfrontiert, das Claus Offe in folgender Weise darstellt: »Der kapitalisti- 
sche Staat erleidet eine Überbelastung an Forderungen und Etfordernissen, die er nicht 
befriedigen kann, ohne die kapitalistische Grundlage seiner Ökonomie zu zerstören, oder 
seine eigene institutionelle Struktur und die damit sichergestellte Regulierung des Klassen- 
gegensatzes zu untergraben.«! 


* Chantal Mouffe lebt in London. 
** Aus dem Englischen übersetzt von Brigitte Berger. 
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Es ist der Konflikt zwischen den miteinander verbundenen Imperativen der Akkumulation 
und der Legitimation, die James O‘Conor als zwei grundlegende und oft widersprüchliche 
Funktionen des kapitalistischen Staates bezeichnet?, denen er nachkommen muß, und der 
den Utsprung der Unregierbarkeit westlicher Demokratien in der heutigen Zeit bildet. 
Dieser Konflikt, der noch durch die Auswirkung der wirtschaftlichen Rezession verstärkt 
wird, zerstört die zerbrechliche Grundlage der herrschenden Ideologie einer liberalen De- 
moktatie, durch die der Konsens nach dem Krieg gefestigt worden war. 
In »The Life and Times of Liberal Democracy« hat C.B. Macphetson den langwierigen Pro- 
zeß analysiert, in dessen Verlauf seit dem frühen 19. Jahrhundert Liberalismus und Demo- 
kratie mit dem Ziel angestrebt wurden, die moralischen Prinzipien, die die Attraktivität 
demokratischer Ideale ausmachten, mit den Realitäten einer bürgerlichen Klassengesell- 
schaft in Einklang zu bringen. 
Jene lange und komplizierte Transformation, deren Antrieb der Klassenkampf war (ein 
Aspekt, der von Macphetson nicht austeichend herausgearbeitet wurde) dutch die det li- 
berale Staat demokratisiert und die Demokratie liberalisiert wird, findet im 20. Jahrhun- 
dert mit dem »Gleichgewichtsmodell« ihren Höhepunkt, das im Jahre 1941 erstmalig von 
Schumpeter in »Capitalism, Socialism and Democracy« formuliert und später von Dahl 
und der Pluralistischen Schule weiterentwickelt wurde. Die vielen Abhandlungen über den 
»pluralism-elitism« machen schnell deutlich, wie eine solche Theorie die Demokratie verar- 
men läßt, indem sie sie als eine bloße Konkurtenz der Eliten definiert. Aber ein solches 
Demokratiekonzept, das nicht die wirkliche Partizipation der Massen, sondern ihre Passivi- 
tät postuliert, war notwendig für das Funktionieren des Kapitalismus. Und er funktionierte 
“ auch in den darauffolgenden Jahrzehnten auf der Grundlage des wirtschaftlichen Auf- 
schwungs nach dem Krieg, während der Staat entsprechend keynesianischer Richtlinien in- 
terveniette, um die Vollbeschäftigung zu erhalten und das Wirtschaftswachstum zu si- 
chern. Genau zu diesem Zeitpunkt wagte Daniel Bell im Jahre 1960 die Ankündigung vom 
»Ende der Ideologie« und dem Beginn eines neuen Zeitalters, in dem der Pragmatismus 
auf dem Gebiet der sozialen Reformen vorhertschend und kein Platz mehr für revolutionä- 
re Phrasen sein wird. 
Nichtsdestotrotz, das Buch war gerade veröffentlicht, als die Bürgerrechtsbewegung in den 
USA und etwas später die internationale Studentenbewegung diese voreiligen Voraussagen 
widerlegten. Seit damals hat die Entwicklung und die Verstärkung des neuen Antagonis- 
mus, der durch die wachsende Anzahl von Staatsinterventionen auf allen Ebenen der ge- 
sellschaftlichen Reproduktion in Verbindung mit der durch die Energiekrise bedingten Re- 
zession hervorgerufen wurde, zu dieser Überforderung des Staates geführt, die die Krise 
der Demokratie ausgelöst hat, wie sie von den Experten der Trilateralen Kommission dia- 
gnostiziert wurde. Ihrer Meinung nach verdeutlicht die gegenwärtige Krise jene Gefahren, 
die im, Funktionieren der Demokratie selbst liegen, in der politische Parteien dazu neigen, 
zu viel zu versprechen, um Stimmen zu gewinnen. Sie erklären, daß die einzige Lösung die 
Reduzierung der Erwartungen und der politischen Partizipation der Massen sei. 
In der Tat erleben wir heute eine Krise der liberalen Demokratie, die den von Grund auf 
widersprüchlichen Charakter einer Ideologie enthüllt, die versucht, zwei gegensätzliche 
Prinzipien auszusprechen. Alan Wolfe definiert den Liberalismus als eine Ideologie, die 
dazu bestimmt ist, die freie Marktwirtschaft mit allen Begleiterscheinungen entstehen zu 
lassen, zu schützen und zu fördern, und die Demokratie als ein politisches Ideal, das das 
Prinzip sozialer Gleichheit und politischer Partizipation vereinbart. Daraus zieht er den 
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überzeugenden Schluß: »Die Schwierigkeit der liberalen Demokratie ist, daß der Liberalis- 
mus die Logik der Demokratie und die Demokratie die Logik des Liberalismus bestreitet, 
aber keiner von beiden ohne den anderen existieren kann.«‘ In Zeiten des Wachstums 
konnte ein solcher Widerspruch mehr oder weniger gut bewältigt werden, aber die Zeit ist 
gekommen, in der es notwendig geworden ist, das Ideal des Liberalismus von den Gefah- 
ren der Demoktatie zu trennen. In seinem Bericht für die Trilaterale Kommission spricht 
Huntington sehr offen über diese Notwendigkeit und führt aus, daß es heute zum Schutz 
der Realisierung des amerikanischen Liberalismus notwendig ist, daß die Liberalen sich 
dem Konservatisvismus zuwenden. Es gehört tatsächlich zum konservativen Gedankengut, 
daß der Liberalismus die Waffen finden wird, die er braucht, um seinen lästigen Partner zu 
eliminieren oder zumindest zu neutralisieren, indem er die beiden Stützpfeiler, auf denen 
das Ideal der Demokratie ruht, aushöhlt: Die soziale Gleichheit und die politische Partizi- 
pation. 


I. Von der liberalen Demokratie zum liberalen Konservatismus 


Was auf dem Spiel steht ist die Neuorganisierung der herrschenden Theorie, deren Ziel es 
ist, die ideologischen Parameter der entwickelten kapitalistischen Gesellschaften zu verän- 
dern, um sie an die neue soziale und politische Strategie, die durch die Krise erforderlich 
wird, anzupassen, und um ein neues Gemeinschaftsgefühl bei den Massen zu erwecken, 
das sie besser auf die bevorstehenden harten Zeiten vorbereitet. Diese Neuorganisierung 
findet statt durch eine neue Definition der existierenden Elemente der vorherrschenden 
Diskurse und durch die Gegenüberstellung fundamentaler Thesen des Liberalismus mit 
speziell ausgesuchten konservativen Thesen, woraus sich eine neue Zusammensetzung er- 
gibt, die wir als »Liberalen Konservatismus« bezeichnen können. Im Verlauf der Herausar- 
beitung und Weiterentwicklung dieser neuen Ideologie können wir in der Hauptsache drei 
ideologische Quellen unterscheiden: Die Neo-Liberalen, die Neokonservativen und die 
Neue Rechte. Diese Kategorisierung ist ziemlich ungenau und wird von den Betroffenen 
nicht immer akzeptiert, sie ist aber sehr nützlich zur Differenzierung von drei Bewegun- 
gen, deren Thesen und Orientierung in vielen Punkten spezifisch und manchmal sogar 
entgegengesetzt sind, die aber die Hauptthesen einer neuen Problematik darstellen. 


Die Neoliberalen 


Die erste Notwendigkeit ist die einer neuen Definition des Liberalismus, der auf Grund 
seiner Verbindung mit Demokratie einige gefährlich radikale Nebenbedeutungen erhalten 
hat. Hier gehen die Hauptimpulse von der neoliberalen Schule der sozialen Marktwirt- 
schaft aus. Diese Gruppe entstand in den 40er Jahren als Reaktion auf den Aufstieg von 
Kommunismus und Faschismus und ihre Mitglieder aus aller Welt organisierten sich um 
die Zeitschrift »Ordos und die »Mont Pe&lerin Society«.? Einer ihrer einflußreichsten Mit- 
glieder ist Friedrich Hayek, dessen Arbeit besonders zur Neuauflage der Prinzipien der li- 
beralen politischen Ökonomie beitrug. Seiner Auffassung nach ist der Liberalismus die 
Lehre, die auf eine bis auf das Minimum reduzierte Macht des Staates insistiert, um das 
höchstmögliche politische Ziel zu erreichen: Die Freiheit. Unter »Liberty« oder »Freedom« 
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(er benutzt die Wörter austauschbar) versteht Hayek »die Bedingungen der Menschen, un- 
ter denen die Gewalt einiger über andere soweit es in einer Gesellschaft möglich ist, besei- 
tigt sind«° - oder noch genauer, die Bedingung »unter der ein Mensch nicht dem Zwang 
durch das willkürliche Denken eines anderen oder mehrerer anderer unterworfen ist«’ Das 
ist für ihn die wirkliche Bedeutung des Begriffs Freiheit und er nennt es »individuelle Frei- 
heit«, um ihn von andeten Interpretationen dieses Begriffes zu unterscheiden. In der Tat 
läßt er nicht außer Acht, daß diese Definition alles andere als die heutzutage vorhertschen- 
de Definition von Freiheit ist. Zwei andere Bedeutungen sind geläufiger: Freiheit als: »die 
Möglichkeit unsere Wünsche zu erfüllen, oder die Wahl zwischen Alternativen, die uns 
offenstehen« (Freedom as power), demgemäß sind Armut, Mangel an Bildung und Ar- 
beitslosigkeit Verhinderung von Freiheit, weil sie dem Individuum die angeboteen Mög- 
lichkeiten beschränken. Eine andere wichtige Bedeutung ist die Freiheit als Teilnahme der 
Menschen an der Wahl ihrer Regierung, bei der Gesetzgebung und der Kontrolle ihrer 
Verwaltung« (political freedom). Hayek hingegen sagt, daß die politische Freiheit kein not- 
wendiger Bestandteil det individuellen Freiheit sei, und von dieser unterschieden werden 
müsse, und daß »Freedom as powet« als sehr gefährliche Definition abzulehnen sei, da sie 
zut Legitimation unbegtenzter Staatseingriffe und damit zur Zerstörung der Freiheit des 
Individuums führen könne. Genau das versucht der Liberalismus zu vermeiden und es sei 
daher notwendig, die Freiheit des Individuums von der Beschränkung dutch den Staat zu 
schützen durch die Abgrenzung der Sphäre, die frei von Staatseingtiffen ist. So gesehen 
bezieht sich die Freiheit natürlich in exster Linie auf die ökonomische Freiheit, das heißt 
auf ein »freies Unternehmertum, das den Regeln des Marktes unterworfen ist und in dem 
Regierungseingriffe streng auf die Angelegenheiten begrenzt snd, die durch den Markt 
überhaupt nicht oder nur mit so großen Kosten geregelt werden können, daß die Benut- 
zung politischer Wege vorzuziehen wäre. Ein solches Konzept, das die Grundlage der so- 
zialen Marktwirtschaft bildet, beinhaltet die Vorstellung, daß die Regierung fast ihre 
gesamten Wohlfahrts- und Regulierungsfunktionen aufgeben sollte und sich auf die Si- 
cherstellung der Geldstabilität durch die Kontrolle des Geldumlaufs und auf die Auftecht- 
erhaltung der freien Konkurrenz, der Sicherheit des Eigentums und der Einhaltung von 
Verträgen beschränken sollte. In den Worten Keith Josephs: »Die Regierung kann dazu 
beitragen, den Kreislauf aufrechtzuerhalten, die Infrastruktur bereitzustellen, die Wäh- 
rung stabil zu halten, gesetziche Rahmenbedingungen sowie die Durchsetzung von Recht 
und Ordnung, die Sicherheit, das Recht auf Eigentum und alle anderen dem ökonomi- 
schen Prozeß zugrundeliegenden Rechte zu gewährleisten. Nach Ansicht der Neolibera- 
len ist eine freie Marktwirtschaft notwendige (und wie sich herausstellt ausreichende) Be- 
dingung um die Freiheit des Individuums sicherzustellen. Ihr Argument ist die Unteilbar- 
keit der Freiheit, die es unmöglich macht, »Freiheit auf politischem und intellektuellem 
Gebiet ohne Freiheit auch auf dem Gebiet der Ökonomie zu wollen und ohne die unfteie 
Kollektivordnung abzulehnen.«!® 

In »Capitalism and Freedom« hat Milton Friedman versucht aufzuzeigen, daß eine »Freie 
Tauschwirtschaft mit Privatunternehmen« für eine entwickelte Gesellschaft die einzige 
Form einer sozialen Organisation darstellt, die das Prinzip der Freiheit des einzelnen te- 
spektieit, weil sie das einzige ökonomische System ist, worin die ökonomischen Aktivitäten 
einer großen Anzahl von Menschen ohne Zwang koordiniert werden könnten. Sein Argu- 
ment besteht aus dem Nachweis, daß in einem Modell mit einfachem Warentausch zwi- 
schen direkten Produzenten, der Austausch nur dann stattfindet, wenn alle Beteiligten ei- 
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nen Nutzen daraus ziehen, und er deshalb ohne Zwang stattfindet. Von da aus geht er 
über zum komplexeren Modell des Konkurrenzkapitalismus und erklärt: »wie in dem ein- 
fachen Modell ist auch in der komplexer Unternehmen und Geldwirtschaft die Zuammen- 
arbeit völlig individuell und freiwillig, vorausgesetzt, a) daß die Unternehmen Privateigen- 
tum sind, so daß letztlich die vertragsschließenden Parteien Individuen sind, und b) daß 
die Individuen völlig frei den Eintritt in einen bestimmten Austauschprozeß entscheiden 
können, so daß jede Transaktion ganz und gar freiwillig ist«'!. In einer vernichtenden Kri- 
tik an dem Argument Friedmans hat Macpherson bewiesen, daß dieser Nachweis auf einem 
grundlegenden Irrtum beruht, weil er nicht in Betracht zieht, was die kapitalistische Wirt- 
schaft vom Modell des einfachen Warentausches unterscheidet: Das Vorhandensein einer 
Gruppe von Individuen ohne Kapital, die gezwungen sind, ihre Arbeitskraft auf dem 
Markt zu verkaufen, um zu überleben. Und deshalb, so argumentiert Macphetson weiter, 
scheitert Friedmans Nachweis, weil im Kapitalismus »die Bedingung, die erforderlich ist, 
um jeden Austauschakt freiwillig zu machen, nicht die Freiheit ist, nicht in irgendeinen 
bestimmten Prozeß einzutreten ist, sondern die Freiheit, in gar keinen einzutrteten«'*. 
Bei Hayek ist die Verteidigung des kapitalistischen freien Marktes eher ein Resultat seiner 
Kritik an den Konsequenzen des Staatsinterventionismus als eine Rechtfertigung der posi- 
tiven Auswirkungen der »unsichtbaren Hand«. Seiner Meinung nach erfordert der Schutz 
der individuellen Freiheit eine strenge Beschränkung der Gewaltausübung des Staates, die 
durch die »Herrschaft des Gesetzes« begründet sein muß. Damit meint Hayek nicht, »eine 
Herrschaft des Gesetzes selbst, sondern eine Regierung, die sich um die Einhaltung des 
Gesetzes bemüht«!?. Es ist in der Tat eine außerjuristische Frage, die sich um die Eigen- 
schaften bemüht, die Gesetze haben sollten um wirkliche Gesetze zu sein, was nicht für 
sämtliche Regierungsfunktionen gilt, sondern nur für die Begrenzung ihrer gewaltaus- 
übenden Funktionen. Er trifft eine strenge Unterscheidung zwischen Gesetz und Bürokratie 
und meint, daß der Staat gezwungen werden müsse, eine Reihe von Gesetzen einzuhalten 
und daß die Macht der Bürokratie streng begrenzt werden muß, damit sie aufhört, sich der 
Gesetze zu bedienen, um ihren Einfluß zu vergrößern. Denn, wenn diese Schwelle einmal 
überschritten ist, gibt es keine Möglichkeit, die Aneignung von in ihrem eigenen Ermessen 
liegenden Handlungsspielräumen durch die Regierung zu beenden, wodurch die Gesell- 
schaft den »Weg der Sklaverei« betritt. Deshalb ist ein kollektivistisches System (und damit 
meint er jede Art des Staatseingriffs inklusive New Deal und Sozialstaat) irnmer schon der 
erste Schritt zum Totalitarismus und zur Zerstörung der Freiheit des Individuums. Hierin 
liegt der prinzipielle Grund seiner Ablehnung jeder Art von Planung und seiner Verteidi- 
gung des Marktes als regulierendem Prinzip. 

Was die Demokratie angeht, sind weder Hayek noch Friedman im Prinzip gegen ihre Exi- 
stenz, aber sie legen sich auf alles andere als ihre Verteidigung fest. Wie wir bereits früher 
erwähnt haben, ist für Hayek die politische Freiheit kein notwendiges Element der persönli- 
chen Freiheit, und die Demokratie soll nicht als Ziel an sich angesehen werden, sondern als 
»ein Mittel, ein nützliches Ding zur Aufrechterhaltung des inneren Friedens und der Frei- 
heit des Individuums.«!* Wenn es zu dem Punkt kommt, an dem die Demokratie die Frei- 
heit des einzelnen gefährdet, muß zweifellos letztere verteidigt werden. Und Friedman, 
der einen Unterschied aufmacht zwischen autoritären Regimen (mit ökonomischer Freiheit 
aber ohne Demokratie) und totalitärten Regimen (ohne ökonomische Freiheit und ohne 
Demokratie) erklärt frei heraus, daß ein Liberaler den ersten Typ unter bestimmten Um- 
ständen akzeptieren könne, während das beim zweiten nie der Fall sein kann.'? 
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Die Neokonservativen 


Wenn der Liberalismus einmal gefaßt ist als die Verteidigung des freien Unternehmertums 
und der individuellen Freiheit, ist der nächste Schritt die Neudefinierung der Demokratie, 
und zwar dergestalt, daß ihr potentieller Antagonismus mit der Existenz der kapitalisti- 
schen Gesellschaftsordnung geleugnet wird. Diese Veränderung findet über eine Kritik der 
zwei wichtigsten Lehrsätze des demokratischen Ideals, wie es heute formuliert wird, statt: 
Die soziale Gleichheit und die politische Partizipation. Hierbei spielen die Theoretiker ei- 
ner Gruppe, die in den USA Neokonservative genannt werden, die wichtigste Rolle. Die 
geistige Herkunft dieser Gruppe unterscheidet sich stark von der der Neoliberalen. Sie 
setzt sich hauptsächlich aus Intellektuellen und Professoren renommierter Universitäten zu- 
sammen, die von einer linksliberalen Position auf eine konservative Kritik an der amerika- 
nischen Gesellschaft geschwenkt sind. 

Im Allgemeinen stehen sie dem Sozialstaat nicht feindlich gegenüber, aber sie üben starke 
Kritik an dem Projekt »great society«, das in den 60er Jahren zu einer Überbetonung des 
Sozialen geführt hat und damit am Anfang der Überforderung des Staates stand, die eine 
Autoritätskrise verursacht hat und damit die soziale Stabilität bedroht. Die Neokonserya- 
tiven gehen davon aus, daß es das demokratische System ist, das den größten Beitrag zu der 
Überforderung des Staates geleistet hat. Der Bericht der Trilateralen Kommission aus dem 
Jahre 1975 über die »Regierbarkeit von Demokratien«, der eine ganze Reihe von Thesen 
des neokonservativen Gedankenguts zum Ausdruck bringt, zieht folgende Schlußfolge- 
tung: »Neben den eigentlichen politischen Frgen, mit denen demokratische Regierungen 
konfrontiert sind, haben sich eine Menge spezifischer Probleme ergeben, die ein fester Be- 
standteil des Funktionierens der Demokratie selbst zu sein scheinen«!®. Anhaltende Forde- 
rungen nach wachsender gesellschaftlicher Gleichheit werden als einer der Hauptfaktoren 
der gegenwärtigen Krise herausgesondert, weil sie die amerikanische Gesellschaft an den 
Rand des »egalitären Abgrunds« geführt haben. Was seit den 60ern passiert ist, ist eine Be- 
deutungsverschiebung von »Gleichheit« in zweifacher Sicht: 1. Das Abweichen von einer 
Gleichheit der Möglichkeiten zu einer Gleichheit des Resultats. 2. Das Abweichen von der 
Gleichheit zwischen einzelnen und der zwischen Gruppen. Dieser »New egalitarism« be- 
droht nach Daniell Bell das wahre Ideal der Gleichheit, dessen Ziel nicht eine »equality of 
tesults«, sondern eine »just meritocracy« ist!’. Was Irving Kristol angeht, geht er davon aus, 
daß ein solches Konzept von Gleichheit der natürlichen Ordnung der Dinge widerspricht, 
weil „menschliche Talente und Fähigkeiten sich selbst nach einer glockenförmigen Kurve 
verteilen, wobei die meisten Leute in der Mitte liegen, und nur ein kleiner Prozentsatz an 
den unteren und oberen Enden« und er bestätigt, daß die amerikanische Gesellschaft 
exemplarisch ist, weil sowohl die Verteilung der Einkommen als auch die Verteilung des 
politischen Einflusses dieser glockenförmigen Kurve folgen.'? 

Hier können wir nun ziemlich deutlich sehen, daß das, was wirklich auf dem Spiel steht, 
hinter dem Vorwand der Neufassung des wahren Ideals der Gleichheit gegen die Verzer- 
tungen des Egalitarismus, das Akzeptieren und die Legitimierung bestehender Ungleich- 
heiten ist. Aber nach Ansicht der Neokonservativen reicht es nicht, das subversive Potential 
in der Bedeutung der Gleichheit zu zerstreuen, es ist außerdem erforderlich, das Feld poli- 
tischer Partizipation zu verkleinern. Zbignew Brzezinski schlug als Direktor der Trilatera- 
len Kommission vor, das politische System immer mehr von der Gesellschaft zu trennen 
und sich die beiden Elemente als getrennte Dinge vorzustellen. Der Gedanke ist dabei, 
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Entscheidungen zunehmend der politischen Kontrolle zu entziehen und sie allein der Ver- 
antwortung der Experten zu überlassen. Eine solche Maßnahme zielt darauf ab, grundle- 
gendere Entscheidungen nicht nur auf ökonomischem, sondern auch auf sozialem und poli- 
tischem Gebiet zu depolitisieren. Das wird durch die Behauptung gerechtfertigt, daß Re- 
gierung und Demokratie im Gegensatz zueinander stehen, und daß, wenn komplexe In- 
dustriegesellschaften funktionieren sollen, sie einen wie Huntington es ausdrückt, »größe- 
ten Grad an Mäßigung in der Demokratie« brauchen!?. Für Brezinski wäre eine solche Ge- 
sellschaft demokratisch in einem »libertären, negativen Sinn; Demokratie nicht was die 
Wahrnehmung einer Alternative bezüglich der Politik angeht, sondern im Sinne der Er- 
haltung bestimmter autonomer Bereiche für die Äußerungen der Individuen«.?° Wie Peter 
Steinfelds in einer exzellenten Studie über die Neokonservativen betont: »Für die Neokon- 
servativen heißt Demokratie nicht viel mehr als die Republik für die Gründerväter: Eine 
Regierung, die ihre Machtbefugnisse letztlich von der Zustimmung des Volkes ableitet, sie 
aber ausübt durch Repräsentation und damit in einem verfassungsmäßigen Rahmen arbei- 
tet, der die Freiheiten, die in der Bill of Rights aufgeführt sind, bewahrt.«?! 

An diesem Punkt nähern sich die Gedanken der Neokonservativen einer der zentralen The- 
sen der Neoliberalen an, die ein grundlegendes Mißtrauen gegenüber Politikern und poli- 
tischen Institutionen hegen, denen sie die Fähigkeit absprechen, die Verwaltung öffentli- 
cher Angelegenheiten mit der nötigen Kompetenz und Unparteilichkeit zu verrichten. Sie 
halten an der Möglichkeit fest, die Funktionen der Regierung, die immer noch unter de- 
moktatischer Kontrolle sind, an nicht-politische Einrichtungen zu übertragen. Solche Maß- 
nahmen, in Verbindung mit denen, die darauf abzielen, das Feld der Regierungsinterven- 
tionen zu begrenzen, und die regulierenden Marktmechanismen wieder zu installieren, 
sollen den Staat von det Überforderung entlasten, unter der er leidet. Wenn er für eine 
Reihe sozialer Fragen keine Verantwortung mehr trüge, würde dies ebenfalls dazu beitra- 
gen, das gefährliche Konzept außer Kraft zusetzen, das mit dem Ausbau des Sozialstaats 
aufgekommen ist, und nach dem der Staat als die Hauptinstanz für die Verfolgung sozia- 
len und wirtschaftlichen Fortschritts angesehen wird mit direkter Verantwortlichkeit, was 
die Verwirklichung sozialer Gerechtigkeit angeht. Sowohl die Neoliberalen als auch die 
Neokonservativen stehen dem Gedanken der distributiven Gerechtigkeit kritisch gegen- 
über. Erstere, weil er ein Konzept von Gleichheit beinhaltet, das ihnen fraglich erscheint, 
letztere, weil er Eingriffe des Staates und eine Reihe von Zwangsmaßnahmen techtfertigen 
würde, die sie ablehnen. 

Außerdem, sagt Hayek, ist ein solcher Gedanke völlig unrealisierbar, da es keine objekti- 
ven Kriterien dafür gibt, die moralischen Verdienste eines Individuums und die entspre- 
chende materielle Belohnung zu bestimmen. Demzufolge sind alle Entscheidungen bezüg- 
lich einer angemessenen Belohnung von vornherein durch die Willkür einer bestimmten 
Regierung gesetzt.?? Diese Opposition der Neokonservativen gegenüber der distributiven 
Gerechtigkeit erklärt ihre scharfe Kritik an der Arbeit John Rawls, den sie als einen der 
Theoretiker des »new egalitarianism« ansehen. Nach Frankels Ansicht finden wir in »A 
Theory of Justice« die grundlegenden Annahmen dieses Standpunktes, wenn Rawls be- 
hauptet, daß der Charakter eines Menschen »zu einem großen Teil von seinem Familien- 
. glück und seiner Umgebung abhängt, was nicht sein Verdienst ist.« Und er setzt seine Ar- 
gumentation fort, daß ein solches Konzept abgelehnt werden muß, »eine Theorie der Ge- 
techtigkeit, die das Individuum als ein nicht aktiv Betroffenes bei der Erfüllung seines 
Schicksals unterstellt, und der die Einschätzung des Lebens als einer Lotterie zugrunde- 
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liegt, stärkt höchstwahtscheinlich nicht das persönliche Verantwortungsgefühl der Men- 
schen.«?? Friedman erklärt, daß »faire Beteiligung für alle« der moderne Wahlspruch ist, 
der an die Stelle von Karl Marx: »Jedem nach seinen Bedürfnissen, jedem nach seinen Fä- 
higkeiten« getreten ist.” 


Die neue Rechte 


Der gleiche Angtiff auf die Gleichheit findet auf der anderen Seite des Atlantik statt, näm- 
lich in den Schriften einer Gruppe, die in Frankreich »La nouvelle Droite« genannt wird. 
Diese Bewegung organisiert sich um ein Zentrum zum Studium der europäischen Zivilisa- 
tion (GRECE), zwei Zeitschriften »Elements« und »La Nouvelle Ecole« und einen Verlag 
»Les Editions Copernicse. Sie unterhält enge Kontakte zum Club de l’Horloge, einet Grup- 
pierung einflußreicher französischer Staatsbediensteter und Technokraten und hat seit 
1977 mit der Herausgabe des »Le Figaro Magazine« unter Leitung von Louis Pauwel eine 
 Anhängerschaft von einer halben Million Lesern gewonnen. Pauwel ist einer ihrer aktiven 
Befürworter, der den führenden Theoretiker der Gruppe, Alain de Benoist mitbrachte. 
Die französische neue Rechte ist in ihrer Kritik der »Gleichheitsutopie« bei weitem radika- 
ler als die Neokonservativen, einer Idee, die sie als lebensgefährlich für die westliche Zivili- 
sation anschen, weil sie sämtliche Unterschiede in det Gesellschaft zerstört. 

Sie verkünden das Recht auf Andersartigkeit und lassen damit eine Hauptthese von 1968 
wieder aufleben, und sie setzten Unterschied = Ungleichheit = Freiheit, während Gleich- 
heit = Identischsein = Totalitatismus ist. Alain de Benoist erklärt: »Ich betrachte die Hal- 
tung der Rechten, die die Vielfalt der Welt und daher auch die daraus notwendigerweise 
tesultierenden telativen Ungleichheiten anerkennt, als gut und die wachsende Homogeni- 
sierung der Welt, die dutch die Diskussion der Ideologie des Egalitarismus verteidigt und 
realisiert wird, für schlecht.«?? Die neue Rechte, die Gramscis Hegemoniekonzept (das von 
Benoist als grundlegender Beitrag angesehen wird) ihren Zielen hervorragend angepaßt 
hat, hat sich dazu entschlossen, um ihte intellektuelle Vormachtstellung zu kämpfen. Sie 
hat einen Kultutktieg vom Zaun gebrochen, dessen Devise ist: »Gegen Totalitarismus, ge- 
gen Egalitarismus, gegen Rassismus. Für eine neue Kultut«. Es scheint etwas überraschend, 
daß eine rechtsgerichtete Bewegung sich explizit als antirassistisch vorstellt und es ist sehr 
interessant, die Ursprünge einer solchen Position zu analysieren. Unsere Kulturktieger leh- 
ten, daß die Menschen ihte Unterschiede anerkennen und die Bedeutung der Vererbung, 
psychomettischer und soziobiologischet Auswirkungen akzeptieren sollen. (Sie gehen da- 
von aus, daß die Biologie in Zukunft in det Politik genauso wichtig sein sollte wie bisher 
die Ökonomie.) 

Es ist diese Betonung menschlicher Unterschiede, die es ihnen erlaubt, ihren Standpunkt 
so vorzutragen. Wenn abet diese Betonung der Unterschiede einmal in diesem anti-egali- 
tären Zusammenhang auftaucht, wie Jean Francois Kahn betonte: »Was die Meister des 
GRECE wirklich meinen, ist zum Beispiel, daß ein 6-jähriges Kind, das in einem Test als 
besonders begabt aufgefallen ist, auf keinen Fall zu der gleichen Klasse gehören und die 
gleiche Erziehung genießen sollte wie ein weniger begabtes Kind gleichen Alters. Das 
heißt, die Elite muß sehr früh ausgelesen und streng von der Nicht-Elite getrennt werden; 
vererbte Kulturen sollten nicht vermischt werden, weil es sie pervertieren würde. Alles in 
allem sollten alle Besonderheiten sorgfältig erhalten und auch gegen jede Tendenz zur In- 
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tegration verteidigt werden. Genau das wird sehr effektiv in Südafrika durchgeführt und 
nennt sich Apartheid«.?° 

Dieser Feldzug gegen die Gleichheit führt die Ideologen der neuen Rechten zu einer Her- 
ausforderung der gesamten christlichen Tradition Europas. Für sie liegt der Ursprung der 
egalitären Utopie im Christentum, das von Alain de Benoist »Bolschewismus der Antike« 
genannt wird. Mit dem Nietzsche-Zitat: daß »das Christentum uns der Früchte der antiken 
Zivilisation beraubt hat«, fährt er in seiner Argumentation fort, daß der Kult der Schwäche 
und Erniedrigung, den das Christentum verbreitete, den Zusammenbruch des römischen 
Reiches verutsacht habe und den Utsprung des Gleichheitsmythos darstelle, der sich später 
als so destruktiv erwiesen habe.?’ Robert de Herte stellt die Sache folgendermaßen dar: 
»Gemäß dem klassischen Prozeß der Entwicklung und des Zerfalls von Zyklen, hat sich die 
These des Egalitarismus aus dem Stadium des Mythos (Gleichheit vor Gott) in das der Ideo- 
logie (Gleichheit vor den Menschen) und letztlich zu einem wissenschaftlichen Anspruch 
entwickelt (Nachweis der Existenz des Egalitarismus). Um es deutlicher zu machen: Vom 
Christentum zur Demokratie und später zum Sozialismus und Marxismus«*®. 

Wie wir sehen ist es nicht nur das Ideal der Gleichheit, das hier in Frage gestellt wird, son- 
dern hier geht es um einen direkten Angriff auf die Demokratie. Die französische Revolu- 
tion wird als Meilenstein im Prozeß der Auflösung westicher Kulturen vorgestellt, und de 
Benoist behauptet, daß es darum ginge, gegen den Geist der Menschenrechtserklärung von 
1789 zu kämpfen. Denn das Ideal der Demokratie mit der bestimmenden Rolle, die dem 
allgemeinen Wahlrecht zukommt, setzt alle Individuen gleich, ungeachtet der gravieren- 
den Unterschiede zwischen ihnen. Das führt zu einer Uniformierung und Vermassung der 
Bürger, denen eine einheitliche Norm auferlegt wird, was den totalitären Charakter der 
Demokratie ausmacht. Louis Pauwel erklärt: Damit Unterschiede zwischen den Menschen 
respektiert werden, sollte eine Gesellschaft in folgender Weise organisiett sein: »Dem Ge- 
hirn sollte die Souveränität entsprechen, den Muskeln die Verteidigung, dem Mund die 
Produktion.«? 


Ideen, die Gleichheit und Demokratie so offen und radikal angreifen, können (wie lange 
noch?) als zu extrem angesehen werden, um die vorherrschende Rolle bei der Transformie- 
tung der ideologischen Parameter in entwickelten kapitalistischen Gesellschaften und bei 
der Herausbildung der neuen Ideologie des liberalen Konservatismus zu spielen. Wie wir 
gesehen haben, ist durch die neue Definition einer Reihe fundamentaler Kategorien wie 
Freiheit, Gleichheit, Demokratie und ihre Besprechung in einem Diskurs, dessen zentraler 
Grundsatz die Bestätigung der »Freiheit des Individuums als das letzte Ziel bei der Beurtei- 
lung sozialer Gefüge«”” ist, die Ideologie der liberalen Demokratie von ihren Bindungen an 
die Verteidigung der Demokratie und sozialen Gerechtigkeit getrennt worden und ver- 
wandelt sich in einen »neuen Individualismus«, der die alte Botschaft der Selbsthilfe, Spar- 
samkeit und petsönlichen Verantwortlichkeit verbreitet. Das Ziel einer solchen ideologi- 
schen Offensive ist es, den existierenden Gemeinsinn, det sich in sozialdemokratischen 
Werten ausdrückt, so zu verändern, daß sich die Erwartungen der Leute verringern, ihr So- 
lidaritäts- und Verantwortungsgefühl gegenüber den Unterptivilegierten zerstört wird und 
sie auf den autoritären Gesellschaftstyp vorbereitet werden, wie er vielerorts schon existiert. 
Dieser Prozeß beginnt seine Früchte zu tragen und eine neue Definition der Realität taucht 
auf, nach der Ideen, die vor 10 Jahren untragbar schienen, heute schon fast als selbstver- 
ständlich hingenommen werden.?! Eine derartige Einstellungsänderung hat sicher eine 
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entscheidende Rolle bei der Machtübernahme der neuen Art von Konsetvatismus in Groß- 
britannien und den USA gespielt. 


II. Rechtsgerichtete Volksbewegung 


Im Jahre 1970 hat Irving Kristol in einem Ar- 
tikel, der in »The Public Interest« veröffen- 
ticht wurde, die Aufmerksamkeit auf die Tat- 
sache gelenkt, daß das liberal-konservative 
Ideal einer »freien Gesellschaft« sich völlig 
von dem einer »gerechten Gesellschaft« ge- 
trennt hat, und daß letztendlich jenes Ideal 
die Massen in einer modernen Gesellschaft 
nicht mehr ansprechen würde.?? 10 Jahre spä- 
ter ist der Sieg Margaret Thatchers in England 
und Ronald Reagans in den USA, den sie auf 
der Grundlage eines Programms errungen 
haben, das stark von den Theorien der sozia- 
len Marktwirtschaft beeinflußt ist, ein deutli- 
cher Gegenbeweis für diese Voraussage. Müs- 
sen wir daraus schließen, daß die Massen von 
dem abstrakten Gedankengut der Neolibera- 
len zu den Tugenden der Marktwirtschaft be- 
kehrt worden sind? Offensichtlich ist dieses 
Phänomen wesentlich komplexer und ver- 
dient mehr Aufmerksamkeit. 

Zueist einmal ist, worauf wir bereits hingewiesen haben, seit dem Ende der 60er Jahre das 
sozialdemokratische Gemeinschaftsgefühl, in dem die ‘soziale Gerechtigkeit’ eine große 
Rolle gespielt hat, mehr und mehr durch die Betonungsverlagerung in der herrschenden 
Ideologie von der liberalen Demokratie zum liberalen Konservatismus ausgehöhlt worden; 
womit ein neues ideologisches Feld für den Erfolg einer rechten Bewegung gegeben ist. 
Auf der anderen Seite standen die Krise des Sozialstaats und die sie begleitende Frustration 
der Bürger am Beginn des Ausbruchs anti-staatlicher Gefühle und Reaktionen, die die 
Rechte im Sinne einer neoliberalen Kritik umsetzen konnte. Die Machtergreifung rechtsge- 
tichteter Volksparteien ist also alles andere als ein Zufall. Sie wurde seit Mitte der 60er Jah- 
re sowohl in Großbritannien als auch in den USA durch die Entwicklung einer Reihe von 
rechtsgerichteten Pressure Groups und Organisationen vorbereitet, welche populäre Ge- 
genteaktionen auf die »nachsichtige Gesellschaft«, die »Gegenkultur« und den »kollektivi- 
stischen Staat« organisierten.” Die Auswirkungen zeigten sich ungefähr 1974 mit der 
Übernahme der Führung der konservativen Partei durch M. Thatcher und dem ersten öf- 
fentlichen Rückschlag für die Kampagnen der 60er Jahre mit den Ausschreitungen in Bo- 
ston für die Erhaltung der Rassentrennung in den Schulen. Seit damals ist der Einfluß der 
neoliberalen Rechten ständig gestiegen, vor allem durch ihre Fähigkeit, eine Reihe von 
Gruppen, die sich wegen einzelner Fragen organisiert haben, in ein nationales Netzwerk 
einzubinden, was in beiden Ländern seinen Höhepunkt im Wahlsieg fand. 
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Einige Analysen des Thatcherismus haben gezeigt, wie dessen Aufstieg durch die genuine 
Unzufriedenheit der Bürger mit der Bürokratie und dem Verbändewesen des Sozialstaats 
in Großbritannien erleichtert wurde. In seinem wegweisenden Aufsatz »The Great Moving 
Right Show« schreibt Stuart Hall: »Der Staat wird von immer mehr arbeitenden Menschen 
in der Tat nicht als eine nützliche Institution, sondern als eine Belastung empfunden. Und 
diese Empfindung ist nicht so abwegig, da bei seinen tatsächlichen Funktionen im Bezug 
auf die Bürger der Staat immer weniger als Wohlfahrtsinstitution und mehr und mehr als 
Staat des "Monopolkapitals’ präsent ist.«* Die Identifizierung von Sozialstaat und Sozial- 
demokratie war offensichtlich ein mächtiger Trumpf in den Händen der Neokonservati- 
ven, aber sie mußten ihn auch richtig ausspielen, und man muß anerkennen, daß sie sehr 
erfolgreich für die Rechten ein weites Spektrum von Bürgernöten zum Ausdruck gebracht 
und damit eine Polarisierung geschaffen haben, in der »die Arbeiter untrennbar zum Staat 
stehen, und der Machtblock und Mts. Thatcher untrennbar draußen ‘beim Volk’ sind.<? 
Der Thatcherismus wurde populär durch einen gut durchdachten Versuch, die Widersprü- 
che für die Rechte zu vereinnahmen, die als Resultat aus der Entwicklung des Spätkapita- 
lismus hervorgegangen sind. Zu diesem Zweck benutzt die Rechte das reiche Repertoire 
anti-dirigistischer und anti-egalitärer Thesen, die in den vielfältigen Schattierungen neo- 
konsetvativer Ideologien verbreitet werden. 

Die Eigenschaften der radikalen Rechten in den USA sind den britischen bemerkenswert 
ähnlich und hinter den offensichtlichen Unterschieden, die auf die spezifischen Bedingun- 
gen in beiden Ländern zurückzuführen sind, erkennt man den gemeinsamen Versuch, 
durch eine Art von rechtsgerichteter Massenbewegung eine neue konservative Mehrheit 
auf die Beine zu stellen. j 
Der Kampf setzt an zwei Hauptfronten an, und det Angriff auf den interventionistischen 
Staat wird kombiniert mit einer machtvollen Wiedererweckung traditioneller Werte be- 
züglich der Familie, der Rolle der Frau, der Abtreibung, der Homosexualität und anderer 
sozialer Fragen. Eine der erstaunlichsten Eigenschaften dieser Bewegung ist, daß sie ver- 
sucht, Leute jenseits von Partei- und Klassenzugehörigkeit auf der bloßen Grundlage sozia- 
ler und moralischer Fragen zusammenzuschließen. In ihrem Kampf gegen den Staatsinter- 
ventionismus und der Kampagne für umfassende Steuerkürzungen nehmen sie ihre Muni- 
ton von den Neboliberalen (vor allem dem Monetarismus Milton Friedmans und der kalifor- 
nischen Schule Arthur Laffers, dem Theoretiker der ‘Proposition 13’), in ihrer moralischen 
und kulturellen Offensive haben sie sehr wichtige Anregungen und Argumente in den Ar- 
beiten neokonservativer Vertreter wie Daniel Bell und Irving Kristal, bei deren ständi- 
gem Angriff auf die »Gegenkultur« und dem von ihnen verkündetenBedürfnis nach Reli- 
gion.?® 

Ein schr wichtiges Element der amerikanischen Variante der techten Populistenbewegung 
ist die Verteidigung der patriarchalischen Ordnung. In einem aufschlußreichen Aufsatz 
haben Linda Gordon und Ellen Hunter nachgewiesen, wie sich kürzlich dem Rassismus ein 
neues Element hinzugesellt hat, der ursprünglich die zentrale Position in der konservativen 
amerikanischen Politik einnahm: »Rassismus als politische Kraft ist nicht zurückgegangen, 
sondern vereinheitlicht worden, und die gesamte Rechte ist gestärkt worden dutch eine 
Reihe konservativer Kampagnen zur Verteidigung der Familie, einer restriktiven und 
heuchlerischen Sexualmoral und männlicher Vorhertschaft.«”” In den vergangenen Jahren 
konnte man in den USA eine bemerkenswerte politische Gegenteaktion gegen die Schwu- 
len- und Frauenbewegung beobachten, die in einer Vielzahl von Organisationen bezüglich 
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einzelner Fragen ihren Ausdruck fand: gegen die Gesetzesänderung zur Frauengleichbe- 
rechtigung, gegen Abtreibung und gegen die Rechte der Homosexuellen. Die radikale 
Rechte war in der Lage, all jene profamiliären Vorgänge zu artikulieren (die einflußreichste 
Kraft ist die Evangelical Church von Rev. Jerry Falwell), und die Verteidigung traditionel- 
ler pattiarchalischer Strukturen und des von Männern beherrschten Systems der Hete- 
tosexualität hat sich als starkes ideologisches Bindeglied bei der Neugruppierung der mora- 
lische Mehrheit bewährt, wie der Wahlsieg Reagans beweist.?® In GB gibt es ein ähnlich 
pattiarchalisches Element (auch wenn es zur Zeit weniger betont wird) des Thatcherismus, 
das, wie Tricia Davis und Catherine Hall feststellen, »nicht einfach nur ein Angriff auf die 
Rechte der Frauen, sondern vielmehr der Versuch ist, alte Ideologien wiederzubeleben und 
sie einzubringen in einen Konsens über die Rolle der Frau und die Natur des Feminismus 
als eine der ideologischen Stützen für die Umstrukturierung der Gesellschaft.«” 

In der liberalen Demoktatie haben sich Privateigentum, Familie und Demokratie historisch 
in einer bestimmten Weise herausgebildet. Zur Zeit aber, wo die Tendenz spürbar wird, 
die Demokratie in den Hintergrund zu drängen, ist die wachsende Bedeutung, die der Fa- 
milie beigemessen wird, nicht verwunderlich, und ich wage die Voraussage, daß die Fami- 
lie eine immer größere Rolle in der aufkommenden Ideologie des liberalen Konservatismus 
spielen wird. 


Verteidigung der Demokratie 


Die Entwicklung des Monopolkapitalismus seit dem 2. Weltkrieg und die wachsenden In- 
terventionen des Staates auf allen Ebenen des sozialen Lebens haben zu einer grundlegen- 
den Veränderung der westlichen Gesellschaften und zu einem Bruch im traditionellen Po- 
litikkonzept geführt. In allen Bereichen, in die der Staat eingreift: Gesundheit, Wohnen, 
Erziehung, Energieversorgung etc., sind aus gesellschaftlichen Widersprüchen politische 
Widersprüche geworden, und die neuen Gegensätze sind dort zum Vorschein gekommen, 
wo der Staat als Unterdrücker wahrgenommen wird. Gleichzeitig sind die bereits existie- 
tenden Widersprüche aufgrund der Gegensätze zwischen den Geschlechtern und Rassen 
immer dringlicher geworden, und die gesamte Sphäre der bürgerlichen Gesellschaft, die 
traditionell als private angesehen wurde, ist als Austragungsort politischer Kämpfe erkannt 
worden. Aber weder die alten Formen der Parteipolitik noch die neuere Form des Dreipar- 
teienkorporatismus sind in det Lage, mit diesen »demokratischen Aufwallungen« fertig zu 
werden. Wir erleben deshalb die Freisetzung eines enormen Herausforderungspotentials der 
bestehenden Ordnung, das keine institutionellen Kanäle findet, um sich auszudrücken. 
Das bedeutet die Fortsetzung der neuen Bewegungen und Initiativen. Die meisten Wider- 
sprüche sind in sich nicht notwendig klassenspezifische und können in sehr unterschiedli- 
cher Weise artikuliert werden, wie der kürzlich deutlich gewordene Erfolg des rechtsgerich- 
teten Populismus bewiesen hat. Auf diesem Gebiet ist die Linke weit hinter der Rechten 
zurück. Mir scheint, daß das Versagen der sozialistischen Kräfte auf diesem Kampfplatz 
zwei Gründe hat: 

1. Der bei ihnen vorherrschende Ökonomismus, der sie daran hindert, in ernsthaften Wi- 
dersprüchen etwas anderes als den Klassengegensatz zu sehen und zu erkennen, daß ideo- 
logische Streitfragen ein mächtiger Faktor bei der Konstituierung und Vetreinheitlichung 
sozialer und politischer Kräfte sein können. 
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2. Ihr weitverbteitetes ditigistisches Sozialismuskonzept und die Tatsache, daß sie bisher 
die Transformation der bürgerlichen Politik, von der die Durchsetzung des Keynesianis- 
mus begleitet war, noch nicht richtig erfaßt haben. Sie machen weiter wie bisher und stel- 
len die Eingriffe des Staates als Mittel gegen sämtliche gesellschaftlichen Übel dar, ohne zu 
erkennen, daß die Boutgeoisie sie ihrer Flagge beraubt hat. Kein Wunder also, daß die Kri- 
se des Keynesianismus sie absolut unvorbereitet und ohne das Angebot einer wirklichen 
Alternative trifft, da ihre einzige Strategie der Linkskeynesianismus ist. Aus diesem Grun- 
de konnten in vielen Ländern die Rechten aus der Krise des Wohlfahrtsstaates ihr Kapital 
schlagen. Dieser Rechtsruck ist allerdings noch nicht endgültig, glücklicherweise: es gibt 
Anzeichen dafür, daß diese Entwicklung gebremst und umgekehrt werden kann.“ Aber 
wir brauchen eine radikale Neubestimmung dessen, was sozialistisches Ideal und sozialisti- 
sche Strategie sein kann, wenn wit einen wirklich andauernden Sieg erzielen wollen, det ei- 
ne linke Lösung der gegenwärtigen Krise einschließt. Eine Lösung, die auf der fundamen- 
talen Demoktatisierung der Gesellschaft beruhen müßte. 

Was heute eindeutig auf der Tagesordnung steht, ist det Entwurf einer Strategie, die alle 
»Bruchstücke« der demokratischen Bewegung um eine sozialistisches Projekt vereinigen 
könnte. Das geht aber nicht ohne eine grundlegende Änderung der hertschenden Sozialis- 
muskonzeption. Denn solange sie nur gefaßt ist als »Vergesellschaftung der Produktions- 
mittek, hat sie sehr wenig zur Befriedigung der Forderungen der »neuen Bewegungen« zu 
bieten. Der Kampf muß auf einem viel niedrigeren Niveau aufgenommen werden, als 
gemeinhin in der Linken angenommen, und die Ausarbeitung einer sozialistischen Alter- 
native muß sich mit allen Widersprüchen der Gesellschaft, nicht nur mit denen auf wirt- 
schaftlichem Gebiet, auseinandersetzen. Das Ende der Gegensätze im Verhältnis der 
Geschlechter und der Rassen zum Beispiel sollte beim Aufbau einer sozialistischen Gesell- 
schaft genauso wichtig genommen werden wie die Beendigung des Gegensatzes zwischen 
Kapital und Arbeit. 

Die Ausarbeitung und Verwirklichung einer solchen Strategie ist alles andere als einfach, 
und es ist nicht meine Absicht, die großen Schwierigkeiten, die gelöst werden müssen, zu 
verharmlosen. Ich möchte dennoch einige Anregungen zur Diskussion stellen. Es wird 
manchmal behauptet, daß es für eine Vereinheitlichung der verschiedenen Teile der demo- 
kratischen Bewegung keine Basis gäbe. Auf den ersten Blick sehen ihre Forderungen wirk- 
lich so verschieden, sogar partikularistisch aus, daß es ohne die Feststellung einer bereits 
vorhandenen Einigkeit, die auf einem gemeinsamem Punkt beruht: dem der kapitalisti- 
schen Produktionsweise, sehr schwierig zu sein scheint, die Behauptung zu rechtfertigen, 
daß eine Einheit hergestellt werden kann und hergestellt werden sollte. Trotz allem ist ein 
gemeinsames Element erkennbar, denn all jene Forderungen sind in der einen oder ande- 
sen Weise Ausdruck eines Kampfes um Gleichheit und Mitbestimmung, gegen Unter- 
drückung und Ausschluß. Sie zeigen die Notwendigkeit einer Demokratisierung der Ge- 
sellschaft auf allen Ebenen, und eine derartige gemeinsame Zielsetzung könnte das Prinzip 
eines Bündnisses der verschiedenen Fragmente sein. Damit das aber möglich werden kann, 
brauchen wir ein wesentlich breiter gefaßtes Demokratiekonzept als das, was gegenwärtig 
zur Verfügung steht. 

Unser gegenwättiges Demokratiekonzept ist zu begrenzt und hat im liberal-demokrati- 
schen Dialog viel von seinem Ausdruck verloren.*! Um es in ein Werkzeug umzuformen, das 
als Rahmen für einen neuen Sozialismus geeignet ist, ist es unbedingt erforderlich, es in ei- 
ner Weise neu zu formulieren, die es uns erlaubt, nicht nur für echte Mitbestimmung der 
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Menschen bei allen Entscheidungen, die die Organisation des sozialen Lebens betreffen, 
sondern auch für eine wirkliche Gleichheit unter den Menschen, ungeachtet ihres Ge- 
schlechts, ihrer Klasse oder sexuellen Orientierung, einzutreten. Was die Offensive des li- 
beralen Konservatismus betrifft, der eine rechte Neudefinition der herrschenden ideologi- 
schen Parameter gibt, ist es notwendig, mit einer starken ideologischen und politischen Of- 
fensive zu antworten, um demokratische Werte zu erhalten und zu verbreiten. Weil die 
Probleme, denen wir heute gegenüberstehen, nicht auf demokratische Auswüchse zurück- 
zuführen sind - wie die Neokonseryativen uns glauben machen möchten - sondern auf ei- 
nen Mangel an Demokratie, werden sie auch nur mit mehr Demokratie gelöst. 
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Thomas Ferguson/ Joel Rogers * 
Der Sieg Reagans 


Interessengruppen und ihre Koalitionen in der Wahlkampagne von 1980** 


I. Einleitung 


Unter den vielen Stationen seiner langen Reise zur amerikanischen Präsidentschaft war 
Reagans Besuch in Dallas, Texas Ende August 1980 sicherlich eine der bemerkenswerte- 
sten. Denn dort kamen innerhalb eines einzigen Tages wirklich alle bizarren Themen der 
Wahlkampagne zusammen. 

Reagan kam in diese Wirtschaftsmetropole des Südwestens, um die bereits starke Unter- 
stützung durch die »wiedererweckten« christlichen Fundamentalisten abzusichern, die eine 
neue und wichtige Kraft bei den Wahlen im November darzustellen versprachen. Sein Be- 
such begann mit einem privaten Treffen mit mehr als zweihundert »religiösen und wirt- 
schaftlichen Persönlichkeiten« im großen Saal des Dallas Hyatt Regency. Eine Szene, die 
geradewegs aus Elmer Gantry oder Robert Altmans Nashville kommen könnte. Die Ver- 
sammlung zog viele der bekanntesten und einflußreichsten Mitglieder der amerikanischen, 
schwerreichen Ultrarechten an. Unter den Anwesenden befand sich der Milliardär und Öl- 
konzernbesitzer Nelson Bunker Hunt, dessen Versuch, Weltsilberkönig zu werden, erst 
kürzlich gescheitert ist und die Intervention eines speziell eingerichteten Bankensyndikats 
ausgelöst hat. Weiterhin der Texas-Ranger-Besitzer und rechte Verleger »Mad« Eddy Chi- 
les, Jesse Helms, der Senator aus North Carolina, Textilien und Tabak, den seine Gegner 
wegen seiner großen Kampagnenkasse den »6-Millionen-Dollar Mann« nennen, und den 
Fort Worth-Industriellen T. Cullen Davis, ein »Wiedererweckter« nach seinem Freispruch 
im 3. Verfahren, in dem er angeklagt war, seine Frau ermordet zu haben. 

Es war ein Ereignis, das etliche wirre Themen des 80er Wahlkampfes vereinigte: die Vermi- 
schung protektionistischer Eliten und führender Bankiers, das Wiederhervortreten des 
christlichen Fundamentalismus als entscheidende Kraft in der nationalen Politik, den Ver- 
fall organisierter Parteistrukturen und die ausgedehnte Mobilisierung von Gott und Geld 
bei der erfolgreichen Kandidatur einer Person, die einstmals nur am Rande des amerikani- 
schen politischen Lebens stand. Aber auch wenn Dallas sämtliche Mysterien des Wahl- 
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kampfes von 1980 in einem einzigen Tag zusammenfaßt, unterstreicht es doch, wie schwie- 
rig eine Analyse der letzten Jahre amerikanischer Politik ist - und da passierten kaum 
Wunder. Bis 1984, also in nur einer einzigen Präsidentenamtszeit, sind die Sprache und 
die Leitlinien, die das öffentliche Leben Amerikas seit mehr als einer Generation bestimmt 
haben, plötzlich irrelevant. Da sie auf der politischen Formel des New Deal-Liberalismus 
basieren, sind sie nutzlos geworden zur Erklärung des politischen Zusammenbruchs genau 
dieses Systerns - eines Systerns, dessen ökonomische, soziale und politische Grundlagen 
überall abbröckeln und wegen einer zweistelligen Stagflationsrate, protektionistischem 
Druck, einer stockenden technologischen Entwicklung und einer chronisch negativen Zah- 
lungsbilanz nicht mehr zu retten sind. 

Wie in jeder Periode sozialen Zerfalls, im Zeitraum zwischen dem Ende der alten und dem 
Aufstieg der neuen Ordnung, sind eine Reihe Zerfallssymptome aufgetreten. In wohlha- 
benderen Kreisen: eine Fixierung auf die therapeutische Wirkung der Macht und der Vor- 
teile der Konkurrenz, manische Grundstücksspekulationen, Narzißmus der Masse und die 
Ideologie der Selbsterneuerung. Unter den Armen und Schwachen in allen Schichten der 
Gesellschaft: Erleuchtungen, Wahrsagerei, Glaube an den Satan, Astrologie, Katastro- 
phenfilme und Retromanie. In der Presse: die Unfähigkeit, die Ursachen und die Bedeu- 
tung der gegenwärtigen politischen Auseinandersetzungen zu erklären. 

Aber nicht alle wurden durch diese Krise gelähmt. Parallel zu den kulturellen Experimen- 
ten in allen gesellschaftlichen Gruppen kommt es zu drastischen Umgruppierungen der in- 
ternen Beziehungen innerhalb der amerikanischen Eliten. Angesichts des Zerfalls überhol- 
ter Bündnisse versuchen sie, festen Boden unter die Füße. zu bekommen und schauen nach 
neuen Institutionen, Kandidaten und politischen Bündnispartnern aus, die ihnen dienlich 
sein könnten und dem Druck der 80er Jahre standhalten. 

Für diejenigen, die sich mit dem Studium der amerikanischen Politik befassen, ist diese 
Mobilmachung der Eliten und ihre Umgruppierung mehr als von vorübergehendem Inter- 
esse, denn sie beeinflußt grundlegend die Form der Parteiauseinandersetzungen und der 
Konkurrenz, wie es bei den Präsidentschaftswahlen deutlich wird. Die existierenden 
Machtstrukturen in Amerika müssen sich den demokratischen Regeln beugen, aber sie wer- 
den dabei kaum zerstört. Stattdessen füllen sie den demokratischen Prozeß systematisch, 
geben ihm Form und Gehalt, schließen einige Möglichkeiten aus, während sie anderen den 
Anschein der Notwendigkeit geben. Jede Präsidentschaftswahl muß deshalb als aus zwei 
verschiedenen Kampagnen bestehend gesehen werden. Eine, die in der Öffentichkeit ab- 
läuft und sich in Vorwahlen, Parteitagen, Ansprachen und Diskussionen, schließlich dem 
Gang zu den Wahlurnen und dem Wahlergebnis ausdrückt. Die andere ist versteckter und 
spiegelt den komplizierten Prozeß wider, durch den zentrale Interessengruppen wie Ölge- 
sellschaften, internationale Banken, Waffenproduzenten, Gewerkschaften und sogar frem- 
de Länder sich hinter bestimmte Kandidaten stellen, um so ihre eigenen Ziele zu verfol- 
gen. Beide Kampagnen finden ihren Höhepunkt in den Wahlen, die eine Wahl ist offen, 
die andere verborgen. 

Die Aufgabe einer politischen Analyse muß es nun sein, die Verbindung zwischen den bei- 
den zu finden und damit den Prozeß zu erfassen, in dem die grundlegenden wittschaftli- 
chen Konflikte und Abhängigkeiten in eine Wahlbewegung umgesetzt werden. Manchmal 
ist diese Verbindung augenscheinlich, oft ist sie es nicht. Aber sie ist niemals unwichtig 
und im Fall der Wahlen 1980 deuten andere Faktoren darauf hin, daß ihre Bedeutung sehr 
groß ist. 
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Viele Fragen warf der Wahlsieg Reagans auf, aber unter dem Gesichtspunkt einer politi- 
schen Analyse kann das niederschmetternde Resultat der 80er Wahlen in eine Reihe einzel- 
ner Puzzles zerlegt werden. Eine wichtige Gruppe dieser Fragen betrifft den tatsächlichen 
Zusammenbruch der Parteiführung der Demokraten. Wie kann Jimmy Carter so schnell 
aus der Position des Retters in die des Lumpen kommen; warum hielt er, wie Grover Cleve- 
land und Herbert Hoover, die selbstmörderische Entfremdung von seiner eigenen Partei- 
basis aufrecht? Was soll die eigenartige Ambivalenz, die er gegenüber erhöhten Militäraus- 
gaben und der Aufrüstung an den Tag legte? Manchmal, wie bei seinen ersten Reaktionen 
auf die Iran- und die Afghanistan-Krise, schien Carter nach mehr Militarisierung zu rufen. 
Bei anderen Gelegenheiten und deutlicher am Ende der Kampagne, hielt er sich zurück. 
Was hat der seltsame Verlauf der Kandidatur Kennedys für einen Sinn? Sein allmählicher 
Aufbau, sein dramatischer Zusammenbruch und das plötzliche Wiedererstarken bis fast 
zum Erfolg? Eine andere Reihe von Fragen drehen sich um die Kampagne der Republika- 
ner. Hier ist das größte Geheimnis wahrscheinlich die Kandidatur Connallys. Am Anfang 
seiner Kampagne, bei der eine enorme Unterstützung durch die Geschäftswelt sichtbar 
war, schien Connally auf seinem Weg, das Führerprinzip als Leitlinie im öffentlichen Le: 
ben Amerikas einzuführen, erfolgreich zu sein. Aber er verschwand bald von der Bildflä- 
che und hinterließ lediglich eine Eintragung in das Guinnessbuch der Rekorde als der teu- 
erste Konventsabgeordnete der Geschichte. Was waren die Ursprünge der Kampagnen 
Bushs und Andersons? Und warum hatte Reagan seinen so spektakulären Aufstieg nach 
den Vorwahlen in New Hampshire? Wie wichtig war die Übereinkunft, die Reagan mit 
Gerald Ford auf dem Parteitag der Republikaner abgeschlossen hat, und wie hat er die har- 
ten Diskussionen in der Kampagne vor dem Parteitag auf eine Linie gebracht, womit er die 
Unterstützung durch die amerikanischen Geschäftsleute schon vor den Wahlen sicherge- 
stellt hat? Schließlich stellt sich die Frage, was für eine Bedeutung (wenn überhaupt eine) 
wird die Präsidentschaft Reagans auf Dauer haben? 
Die historische Bedeutung der 80er Wahlen, ihre besondere Verbindung mit dem laufen- 
den Prozeß der Neuorientierung der Elite, deutet darauf hin, daß keine dieser Fragen ohne 
ihre Beziehung zu den bedeutenderen Tendenzen, die das amerikanische System als Gan- 
zes vorantreiben, beantwortet werden kann. Hier, wie in allen anderen entwickelten kapi- 
talistischen Demokratien, wird die Hauptdynamik der Innenpolitik und des Parteienstreits 
durch zwei Faktoren bestimmt: den Stand des Kräfteverhältnisses zwischen Kapital und 
Arbeit im inneren des Landes und die Konkurrenz der industriellen Sektoren innerhalb der 
Weltwirtschaft. Aber die wirkliche Bedeutung des ersten Faktors ist im Falle Amerikas be- 
grenzt durch die »Außergewöhnlichkeit« amerikanischer Politik, die durch eine schwache 
und desorganisierte Arbeiterbewegung gekennzeichnet ist. Dementsprechend ist auch das 
"Management die treibende Kraft in der Innenpolitik, und ein politischer Konflikt ist in der 
Regel am besten definiert als ein abgeleiteter Konflikt zwischen verschiedenen Interessen- 
gruppen. Eine dermaßen stark auf das Management konzentrierte Analyse kann natürlich 
nicht für sich in Anspruch nehmen, sämtliche Ereignisse der Innenpolitik zu erfassen, aber 
sie kann eine Schlüsselfunktion zum Verständnis der Ursprünge der Kräfte und Konflikte, 
die sich im öffentlichen Bereich abzeichnen, erhalten. In diesem Zustand schuf die Viel- 
zahl der Konflikte ein komplexes Muster von Bündnissen zwischen Interessenverbänden 
und politischen Koalitionen. Obwohl diese Muster sich permanent verändern und schr la- 
bile Grenzen haben, tendieren sie historisch dazu, eine haltbarere und einflußreichere Ko- 
alition in ihrem Zentrum herauszubilden. Ganze politische Systeme können im Bezug auf 
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solche Zusammenschlüsse bestimmt werden, die die größten Nutzbringer dieser Systeme 
“und die wichtigsten Faktoren ihrer Stabilität sind. Der Kern der amerikanischen Politik im 
»goldenen Zeitalter« nach dem 2. Weltkrieg kann verstanden werden als auf dem Bündnis 
technologisch hochentwickelter Konzerne (von denen große Ölgesellschaften am zahlteich- 
sten und einflußreichsten vertreten waren) und internationalem Finanzkapital gegründet, 
das zum erstenmal in den 30er Jahren hervortrat. Was in diesem Sinne die gegenwärtige 
Periode der amerikanischen Politik besonders kennzeichnet, ist das Auseinanderbrechen 
der Kernkoalition. Nichts ist erstaunlicher in der gegenwärtigen Periode als die unwider- 
tufliche Desintegration der »normalen Politik«. Diese Desintegration ist ein tiefgreifender 
und anhaltender Prozeß. Er bestimmt die Wahl 1980 und ermöglicht das Auftauchen Ro- 
nald Reagans, während er gleichzeitig die Stabilität des Wahlbündnisses infrage stellt. Was 
1980 passierte, war keine klassische Machtverlagerung - in deren Verlauf eine klar definier- 
te Gruppe auf Kosten einer anderen gewinnt - sondern eine Verlagerung bei genau den 
Interessen und Strukturen, die solche Koalitionen bilden. In diesem Sinne, meinen wit, 
hatte die verborgene Wahl keinen Gewinner. Die zentrale politische Bewegung ging weder 
von einem der Kandidaten, noch einer der Interessengruppen, sondern vom Auflösungs- 
prozeß selbst aus. 
Bei der Analyse dieser Wahlen scheinen zwei Aspekte von besonderer Bedeutung zu sein. 
Der erste leitet sich ab aus der veränderten weltwirtschaftlichen Lage. Ihre Analyse erfor- 
dert die Einbeziehung des schnelleren Tempos der internationalen Integration und det 
Konkurrenz, des relativen Abfalls amerianischer industrieller Leistungsfähigkeit, der Span- 
nung zwischen den industrialisierten Ländern und zwischen den entwickelten und sich ent- 
wickelnden Ländern sowie die ausgedehnte Militarisierung von Gedanken und Handlun- 
gen, die all diese Veränderungen in der Form des internationalen Wirtschaftssystems her- 
vorgebracht haben. Der 2. Aspekt leitet sich ab von dem auffälligen Verfall der Massenpo- 
litik in Amerika. Seine Analyse erfordert die Einbeziehung einer Analyse der Veränderung 
der amerikanischen Parteienstrukturen, der Zurückbildung des Einflusses der Gewerk- 
schaften, der Verringerung außerpatteilicher und außergewerkschaftlicher Formen der Mo- 
bilisierung und des Widerstandes sowie des Angriffs und der Vorherrschaft der Organisa- 
tion des Kapitals, das all das hervorgerufen hat. 
Bevor die Dynamik der Wahl 1980 richtig erkannt und verstanden werden kann, muß die- 
ser Rückfall aufgezeigt werden. Die Strukturen der Weltwirtschaft und die Innenpolitik 
bestimmen die Form des Wahlkampfes. Sie liefern das Terrain, auf dem die Wahlkampag- 
ne und der komplexe Prozeß des Aufbaus politischer Koalitionen ihren mühsamen Verlauf 
nehmen. Im zweiten Teil dieses Aufsatzes charakterisieren wir diese Zwänge, im dritten 
Teil beziehen wir sie auf die Kampagne selbst. 


II. Die veränderte Weltwirtschaft und der Zerfall der Massenpolitik 


Nicht nur Amerika, sondern die ganze Welt formiert sich neu. Die Strukturen der Welt- 
wirtschaft sind durch die tiefgreifende und sich beschleunigende ökonomiche Integration, 
ein starkes Anwachsen der Mobilität des Kapitals, erhöhte Konkurrenz unter den wichtig- 
sten Industriezweigen und die Desintegration traditioneller Arbeitsmärkte zerstört wor- 
den. Dieser Prozeß ist komplex, aber seine Auswirkungen auf die Vereinigten Staaten lie- 
gen auf der Hand. Die relative Stellung der USA in der Weltwirtschaft hat sich drastisch 
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verschlechtert. die Hegemonie Amerikas ist am Ende. Und obwohl die USA noch eine be- 
achtliche Präsenz im Ausland vorzuweisen hat, geht dies immer mehr auf Kosten wichtiger 
Sektoren der nationalen Wirtschaft. Diese Kosten nähern sich jetzt einem kritischen Punkt 
und damit droht ein Zusammenbruch der liberalen Internationalen Wirtschaftsordnung 
der Nachkriegszeit. 

1. Aufstieg und Zerfall der liberalen Kernkoalition 

Die USA ging aus dem Jahr 1945 als die größte Wirtschafts- und Militärmacht hervor. Ob- 
wohl die völlige Zerstörung, die der Krieg ihren Hauptkonkurrenten zugefügt hatte, sich 
teilweise zum Vorteil Amerikas auswirkte, war das wirkliche Geheimnis Amerikas phäno- 
menaler Nachkriegsstärke der Aufstieg einer Reihe von Schlüsselindustrien zu internatio- 
naler Überlegenheit: internationales Ölgeschäft, Computer, Elektronik, Flugzeuge, Autos, 
Entwicklungen auf dem Agrarsektor, Investitions- und Handelskapital. Das Resultat war 
die schnelle Ausdehnung Amerikas multinationaler Industrie- und Finanzkapitale in einer 
Welt, die größtenteils unfähig war, sich dem zu widersetzen, während die einflußreichen 
Teile der amerikanischen Geschäftswelt einen klassischen »Imperialismus des Freihandels« 
praktizierten. 

Freihandel, die Integration ehemals restriktiver Blöcke und die militärische Vorherrschaft 
auf der ganzen Welt wurde die unantastbare Dreiheit des Nachkriegssystems. Die überwäl- 
tigende Wirtschaftsmacht garantierte den Gewinn aus einem liberal strukturierten interna- 
tionalem System, das durch den freien Güter- und Kapitalfluß gekennzeichnet war. Eben- 
so erleichterten die amerikanische Dominanz in den internationalen Währungsinstitutio- 
nen und Abkommen (inklusive der Weltbank, des IMF und dem Währungssystem von 
Bretton Woods) das Wachstum und den Handel. 

Die Leistungen dieses liberalen Systems waren beachtlich. Es steht außer Frage, daß die 
multinationale Expansion zu der bemerkenswerten amerikanischen Prosperität in der Zeit 
zwischen 1945 und 1971 beigetragen hat, und daß dadurch erfolgreich andere Gebiete - zu- 
erst Europa und Japan, später Teile der Dritten Welt - in den Prozeß der internationalen 
Wirtschaftsentwicklung einbezogen wurden. Diese Bewegungsfreiheit bürgte für Kapital 
und Waren, ermöglichte die Expansion und Aussiedelung von Produktionsstätten, senkte 
die Anfangsinvestitionen und beschleunigte den Technologietransfer. Außerdem interna- 
tionalisierte sie das Verwaltungssystem und die für den bürokratischen Kapitalismus cha- 
rakteristische Form der Arbeitsorganisation. Der Kapitalfluß schuf komplexe internatio- 
nale Abhängigkeiten; die inflationsbereinigte Höhe amerikanischer Direktinvestitionen 
verdoppelte sich in den 50er Jahren und diese Verdoppelung wiederholte sich in den 
60ern. Sie vergrößterte die Handelsströme, verbesserte die Kommunikation über nationale 
Grenzen hinweg, führte zu der Entwicklung einer Regionalplanung im Weltmaßstab und 
verbesserte massiv den Kulturaustausch. 

Aber zusammen mit den »Ertungenschaften« dieses liberalen Systems tauchten eine Reihe 
von Nachteilen auf. Einige von ihnen, vor allem die Gefahren eines unausgeglichenen in- 
dustriellen Wachstums und die Instabilität der sich entwickelnden Gebiete, die von der 
Entwicklung der Industrieländer abhängig sind, wurden viel diskutiert. Die Nachteile al- 
lerdings, die direkt für die Erklärung der amerikanischen Politik wichtig wurden, haben 
wenig Aufmerksamkeit erregt. 

Um sie sichtbar zu machen, ist es erforderlich, scharfe Unterscheidungen zwischen den ver- 
schiedenen politischen Akteuren hinsichtlich ihrer Verbindungen mit bestimmten indu- 
striellen Sektoren (und oft einzelnen Firmen) zu treffen. Die Notwendigkeit einer solchen 
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Unterscheidung ist nirgends augenscheinlicher als bei der Analyse der scharfen Auseinan- 
dersetzungen innerhalb der amerikanischen Geschäftswelt über den Beitrag Amerikas zur 
Weltwirtschaft. Gesellschaften, die vornehmlich im Ausland produzieren und an das Aus- 
land verkaufen (im Gegensatz zu denen, die ausländische Rohstoffe für die Produktion im 
eigenen Land beschaffen müssen) sind Nutznießer dieses liberalen Regimes und fördern 
weiterhin den freien Handel und direkte Auslandsinvestitionen, genauso wie die großen 
Handels- und Investitionsbanken, die sie finanzieren. Im Gegensatz dazu stehen Sektoren, 
die auf dem internationalen Markt weniger erfolgreich sind, wie Schuhfabrikation, Stahl, 
Textilien, nationale Ölgesellschaften (und zunehmend auch Gummi, Autos und Teile der 
chemischen Industrie). Die meisten Kleinunternehmen und örtliche Banken versuchten 
mit wachsender Verzweiflung, sich dem Druck der Weltwirtschaft, durch Zölle, Kontigen- 
tierungen, Investitionsbeschränkungen und andere Restriktionen des freien Güter- und 
Kapitalflusses zu entziehen. 
Diesen untergehenden und auf den Binnenmarkt konzentrierten Unternehmen bietet das 
liberale System nichts als die permanente und wachsende Herausforderung durch die cx- 
pandierenden Industriezentren im Ausland. Diese Herausforderung findet ihren deutlich- 
sten Niederschlag im Ringen um Marktanteile auf dem Weltmarkt und in der Akkumula- 
tion nationaler Handelsüberschüsse, und macht sich in der progtessiven Verschlechterung 
der Handelsposition der USA in den Nachkriegsjahren geltend. Angaben der Vereinten 
Nationen aus dem Jahre 1949 zum Beispiel zeigen eine positive Handelsbilanz der USA für 
alle wichtigen Bereiche (Standard International Trade Classification), aber diese durchweg 
positive Handelsbilanz veränderte sich bald unter dem Druck der wiederaufgebauten Wirt- 
schaften Westeuropas und Japans (letztendlich auch der aufkommenden Wirtschaften der 
Dritten Welt). Das machte sich zuallererst bei den älteren und wenig technisierten Indu- 
striezweigen wie der Schuh- und Textilindustrie bemerkbar, die schon Mitte und Ende der 
50er Jahre negative Bilanzen aufwiesen. Der Druck aus dem Ausland ging allmählich auf 
hochtechnisierte Industriezweige über, wie Eisen- und Stahlproduktion, die 1960 ein kriti- 
sches Verhältnis von Export und Import aufwiesen, und ein paar Jahre später eine nur noch 
negative Bilanz. Ebenso die Kraftfahrzeugproduktion, die 1965 in die roten Zahlen geriet. 
Bis 1970 machte sich die amerikanische Handelsschwäche in stark negativen Bilanzen im 
Bereich der Grundstoff- und Zulieferbetriebe geltend. 1971 kam es zum ersten völligen 
Handelsdefizit in der neueren Geschichte Amerikas. 
Zusätzlich zu dem Importdruck litt die nationale Industrie außerdem an den riesigen Kapi- 
talabflüssen, die als Direktinvestitionen ins Ausland gingen und deren Höhe sich bis 1970 
auf 75,5 Milliarden Dollar belief. Gleichzeitig mit der Expansion der Industrie in Übersee 
kam es zu einer stufenweisen Internationalisierung amerikanischer Bankgeschäfte, die sich 
in den 60er Jahren rapide beschleunigte. Die Vermögenswerte amerikanischer Banken jen- 
seits des Atlantiks wuchsen von 3,5 Milliarden 1960 auf 52,6 Milliarden bis Ende des Jahr- 
zehnts an, und die Giganten der internationalen Bankenwelt wie die Banc of America, 
Chase, J.P. Morgan und Company und die Citibanc zogen einen ständig steigenden Anteil 
ihres Gesamtprofits aus Auslandsaktivitäten. Der Inlandsindustrie wurden so die Kapital- 
quellen vorenthalten, die sie am meisten benötigte, um ihre Industrieanlagen zu erneuern 
und ihre Konkurrenzfähigkeit wiederherzustellen. Angelockt durch vielversprechendere 
Möglichkeiten im Ausland verließen Großinvestoren die USA in Massen. Obwohl der Ab- 
fall nicht völlig dem Kapitalexport zugeschrieben werden kann, fiel bis Ende 1960 die 
durchschnittliche Jahreswachstumsrate des realen, nicht in Immobilien angelegten Kapitals 
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in den USA auf 2,6 %, also von einer durchschnittlichen Höhe im Boom Anfang der 60er 
Jahre von 9,6 % auf ungefähr die Hälfte des 1949 - 1966er Durchschnitts von 5 %. Der 
Abschwung in wichtigen Sektoren spiegelte sich wieder in einer relativen Abnahme des 
US-Anteils an der Weltproduktion, die während der goldenen Jahre ständig sank, von 
60 % der Weltproduktion in den 40er Jahren und 40 % der Weltgüter- und Dienstlei- 
stungen bis Ende 1970 auf die Hälfte dieses Anteils. Die wachsende Zahl der Importe und 
der steigende Kpitalabfluß wurden durch das Währungssystem von Bretton Woods, das 
nach dem 2. Weltkrieg installiert wurde, sowohl gefördert als auch verkompliziert. In Bret- 
ton Woods legte man spezielle Austauschverhältnisse zwischen den nationalen Währungen 
fest und bestimmte den US-Dollar zum allgemeinen Vermittler des internationalen Aus- 
tauschs, indem man seine Konvertibilität in Gold fixierte. Er war der Punkt der Stabilität, 
um den das liberale System sich drehte. Die Rolle des Dollars als Reservewährung des inter- 
nationalen Systerns, der selbst abhängig ist von der internationalen Überlegenheit der 
amerikanischen Industrie, erleichterte in großem Maße die Ausweitung derselben und ih- 
rer Auslandsinvestitionen, indem er die Kosten des chronischen Leistungsbilanzdefizits der 
USA dieser Periode verringerte. Fremde Regierungen waren bereit, die Dollarüberschüsse 
als Währungsreserve aufzukaufen, die in der ganzen Welt vorhanden waren, und schütz- 
ten damit den Dollar vor einem internationalen Druck der Entwertung. Die festen Wech- 
selkurse wurden von den USA so weit wie möglich ausgenutzt, um zusätzliche internatio- 
nale Kräfte durch den Kauf von Fabriken und Waffen aufzubringen, indem sie einfach 
mehr Geld druckten und damit das praktizierten, was französische Kritiker als »das maßlo- 
se Privileg« der führenden Wirtschaftsmacht bezeichneten. Aber während es amerikanische 
Direktinvestitionen im Ausland förderte, funktionierte das System von Bretton Woods ge- 
gen die Interessen der inländischen Produzenten. Aufgrund der Rolle des Dollars als Reser- 
vewährung hätte seine Abwertung gegenüber anderen Währungen so enorme Kosten nach 
sich gezogen, daß eine Abwertung als politisches Mittel von vornherein ausgeschlossen war. 
Aber mit dem Anwachsen der Importe führte diese Inflexibilität dazu, daß die Preise ame- 
rikanischer Waren verglichen mit den Preisen ausländischer Konkurrenten überdurch- 
schnittlich hoch blieben, wobei die anderen Länder ihren Kurs oft wohlüberlegterweise 
niedrig hielten. Das behinderte die amerikanischen Exporte, die auf dem internationalen 
Markt teuer waren, förderte aber die Importe und vermehrte die Auslandsinvestitionen 
amerikanischer Firmen, die mit einem Dollar bezahlt werden konnten, der gegenüber den 
anderen Währungen stark war. Inländische Produzenten mußten auf jeden Fall Verluste 
hinnehmen. 

Zu keinem Zeitpunkt der Nachkriegsära war die aufkommende Freihandelsordnung ohne 
mächtige und gutorganisierte Opposition. Aber zu Beginn der fünfziger Jahre beschränk- 
ten sich die Proteste angesichts des überwältigenden Aufschwungs Amerikas in der Welt- 
wirtschaft auf wenige, spezifische Bereiche der Industrie - der Textilindustrie, unabhängi- 
gen (d.h. nationalen) Ölgesellschaften, einige Agrarsektoren und Teile der chemischen 
Industrie. Aber als sich der Rest der Welt wieder erholt hatte, vermehrten sich die Kosten 
der inländischen Produzenten. Mehr und mehr Sektoren mußten sich harter Konkurrenz 
stellen und innerhalb der amerikanischen Geschäftswelt tat sich eine tiefe Kluft auf. Ver- 
treter des Freihandels aus hochtechnologisierten, international konkurrenzfähigen Firmen 
und Vertreter des Protektionismus aus auf den Inlandsmarkt konzentrierten und abstei- 
genden Industriezweigen standen sich verfeindet gegenüber. Die Republikanische Partei 
der Eisenhower-Jahre, in der Vertreter des Protektionismus in friedlicher (trotz Spannun- 
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gen) Koexistenz mit Multinationalisten wie Nelson Rockefeller lebten, begann sich zu spal- 
ten. Das Resultat dieser Kämpfe innerhalb der Partei zeichnete sich auf ihrem Parteitag im 
Jahre 1960 ab. Nelson Rockefeller - er verkörperte den multinationalen Gedanken - verlor 
die Nominierung zum Präsidenten an Richard Nixon, der damals nicht die erste Wahl der 
Multinationalisten war und es auch nie werden sollte, obwohl einige ihn bei seinem Griff 
nach der Macht unterstützt hatten. Barry Goldwater’s Sieg auf dem Parteitag 1964 war ein 
Zeichen der Konsolidierung der Macht des protektionistischen Flügels, der von so promi- 
nenten Goldwater-Anhängern wie George Humphrey, Roger Milliken (Deering Milliken), 
dem großen Textilunternehmer, nationalen Ölproduzenten wie John Pew und Henry Sal- 
vatori und einer Reihe kleiner und mittlerer Unternehmen repräsentiert wurde. Die Forde- 
tung nach Importrestriktionen wurde in die Plattform der Republikaner aufgenommen, 
während die Parteispitze die Rockefellers, das »östlich-liberale Establishment«, die Aus- 
landshilfen und die Vereinigten Nationen angtiff. 

Nachdem sie ihre einflußreiche Stellung innerhalb der republikanischen Partei verloren 
hatten, fanden die Vertreter des internationalen Freihandels eine neue Heimat unter den 
Demokraten der sechziger Jahre. John F. Kennedy löste frühe Versprechungen ein, indem 
er multinationale Geschäftsleute wie Robert Mc Namara und Douglas Dillon für Kabinetts- 
posten nominierte. Er arbeitete mit dem »Committee for Economic Developments an ei- 
ner Gesetzesvorlage zur Steuersenkung und bestätigte seine überzeugte Freihandelsposi- 
tion mit dem »Gesetz zur Ausweitung des Handels« aus dem Jahre 1962 und der darauf 
folgenden Kennedy-Runde mit massiven Zollsenkungen (im Durchschnitt 35 %). Lyndon 
Johnson trat, was den entscheidenden Punkt des Freihandels anging, in Kennedys Fußstap- 
fen und ignorierte die zunehmend protektionistischen Forderungen seines Arbeiterwahl- 
kreises. 

Obwohl Vietnam und die fehlgeschlagene McGovern-Bewegung die amerikanische Politik 
kurzzeitig verkomplizierten, war schon Mitte der sechziger Jahre die gegenwärtige Form 
amerikanischer Parteipolitik gefestigt. Der Präsidentschaftswahlkampf der Republikaner 
war durch brudermörderische Kämpfe zwischen den Konservativen und einer kleiner wer- 
denden Anzahl liberaler »Rockefeller«-Republikaner gekennzeichent. Die multinationale 
Elite festigte ihren Zugriff auf die Demoktatische Partei, während der Einfluß der organi- 
sierten Arbeiterschaft entschieden zurückging. In der Zwischenzeit schnellten die Kosten 
für den Freihandelsimperialismus in die Höhe. 

Mitte der sechziger Jahre wurde die Weltwirtschaft Dreh- und Angelpunkt der Innenpoli- 
tik. Die massive militärische Intervention in Vietnam zehrte die nationale Wirtschaft auf. 
Die noch unversteuerten Einkommen der Verbände erreichten ihren Höchststand im Jahre 
1965 und erlitten dann einen starken Abfall. Die Inflation hatte ihren unwiderruflichen 
Auftritt auf der nationalen Bühne, da die Dollars in der ganzen Welt stark zunahmen. 
Lyndon Johnson, der bestätigte Kandidat des demokratischen Multinationalismus, der Ge- 
wehre und Butter, soziale Wohlfahrt und imperialistische Ambitionen versprochen hatte, 
wurde während der Währungskrise 1967 - 68 gezwungen, seine Teilnahme an der Wieder- 
wahl aufzugeben. Am Ende der sechziger Jahre und zu Beginn des neuen Jahrzehnts zeig- 
ten sich die ersten wichtigen Herausforderungen des Dollars auf dem internationalen 
Geldmarkt, das entscheidende Handelsdefizit im Jahre 1971 verschärfte die Rivalität zwi- 
schen den USA und anderen Wirtschaftsmächten und damit die Unstimmigkeiten im IMF, 
es schob die Niederlage in Vietnam hinaus, verstärkte die Gegensätze im Land selbst und 
verhärtete die Diskussionen in der Nato über die militärische Zukunft der USA in Europa. 
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Besonders bemerkbar machten sich die wachsenden Spannungen unter den großen Indu- 
striemächten: den USA, Westeuropa und Japan. Die Unstimmigkeiten zwischen den na- 
tionalen Eliten liefen parallel dazu und spiegelten den Konflikt zwischen diesen »trilatera- 
len« Staaten wider - ihre Unfähigkeit, sich auf feste Bedingungen in Währungsfragen, mi- 
litärischen Strategien, dem Anteil an der Finanzierung der Führungsansprüche innerhalb 
des sich wandelnden internationalen Wirtschaftsgefüges, zu einigen. Westeuropa und Ja- 
pan spielten eine immer größere Rolle in der Weltwirtschaft und wollten ihr exportorien- 
tiertes Wachstum immer weniger der Aufrechterhaltung einer internationalen Ordnung 
unterordnen, von der sie meinten, daß sie der USA systematisch Vorteile auf Kosten der 
anderen Mächte verschaffte. Obwohl Westdeutschland schließlich doch noch zu einer zehn- 
prozentigen Aufwertung der DM gezwungen wurde, stellten sich Westdeutschland und Ja- 
pan gegen das Drängen der Amerikaner nach stärkeren Aufwertungen, die die Exportko- 
sten in die USA und damit den Druck der inländischen Produzenten gesteigert hätten. In 
ihrem Streben nach neuem internationalem Einfluß und den dazu erforderlichen Devisen 
brachten es beide Länder zu erheblichen Handelsüberschüssen, die die Herrschaft Ameri- 
kas im Exportgeschäft direkt bedrohten. 1952 belief sich der amerikanische Exportanteil 
unter den IMF-Mitgliedern auf 20,8 %, während Japans Anteil bei 1,7 % lag. Zwanzig 
Jahre später sank der amerikanische Anteil auf 13,2 %, während sich Japans Anteil von 
7,6 % fast vervierfacht hatte. Als 1971 die amerikanische Handelsbilanz schließlich negativ 
wurde, verfügten Japan und Westdeutschland über einen ansehnlichen Handelsüberschuß 
von 12 Milliarden Dollar. 

Präsident Richard Nixon reagierte 1971 auf das Defizit mit seiner umstrittenen New Eco- 
nomic Policy (NEP). Im August dieses Jahres wertete Nixon den Dollar einseitig ab und 
hob seine Konvertibilität in Gold auf. Er schürte den Handelskrieg, indem er auf praktisch 
alle Importe eine zehnprozentige Abgabe verhängte. Er richtete offene Forderungen an Ja- 
pan, Südkorea, Hongkong und Taiwan, ihre Textilflut auf den amerikanischen Markt zu 
verlangsamen, und setzte Japan und Westeuropa unter Druck, ihre wachsenden Handels- 
barrieren zu lockern, um damit Amerika einen größeren Zugang zu ihren nationalen Märk- 
ten zu verschaffen. 

Für die inländischen Hersteller war der »Nixonschock« der New Economic Policy (NEP) ei- 
ne willkommene Erleichterung und vorausschauende Politik. Aber für die Multinationali- 
sten, die weiterhin von dem liberalen System profitiert hatten, war es die Einleitung des 
Rückschritts. Prominente Vertreter des Freihandels wie C. Fred Bergsten, Philip Trezise 
und J. Robert Schaetzel verließen die Regierung und übernahmen Ämter bei der liberalen 
Brookings Institution und dem Council on Foreign Relations (CFR). Nixon wurde von der 
gesamten einschlägigen Presse scharf kritisiert. In der Zeitschrift »Foreign Affairs« des CFR 
machte Bergsten einige Monate nach Einführung der neuen Politik die Bedeutung der Re- 
aktion des multinationalen Flügels klar: 

»Im Sommer 1971 revolutionierten Präsident Nixon und Minister Connally die Außenwirt- 
schaftspolitik der USA. Damit förderten sie einen protektionistischen Trend, der Fragen 
über die Zukunft der amerikanischen Wirtschaft aufwirft, die zumindest ebenso grundle- 
gend sind wie die, die durch die übereilte Annahme der Lohn-Preis-Kontrollen aufgewor- 
fen wurden. Damit haben sie außerdem einen ruinösen Trend gefördert, der Fragen über 
die Zukunft der amerikanischen Außenpolitik aufwirft. 

... Sowohl die amerikanische Wirtschaftspolitik als auch die amerikanische Außenpolitik 
der nahen Zukunft stehen auf dem Spiel. 
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(Nixon) verletzte den Geist international herrschenden Rechts sowohl was Währungsfragen 
als auch Handelsfragen betrifft. ... die neue Wirtschaftspolitik ging zu weit. Sie setzt so- 
wohl quantitativ als auch qualitativ unmögliche Ziele. ... Sie ist für die amerikanische 
Wirtschaft falsch. ... Sie stellt eine Katastrophe für die amerikanischen Weltinteressen dar.« 
Auf den Fersen Nixons neuer Wirtschaftspolitik und des Zusammenbruchs fester Wechsel- 
kutse (in verschiedenen Etappen) folgten die von der OPEC gesetzten Ölpreissteigerungen. 
Sie verdienen weitaus mehr Aufmerksamkeit, als wir ihnen hier widmen können, und lei- 
ten ein wichtiges Kapitel in der Geschichte der Dritten Welt ein, weil sie in kurzer Zeit ei- 
nige Länder reich machen und andere ins Elend stürzen. Außerdem wurden durch sie die 
Beziehungen unter den Industriestaaten neu definiert. Arabische Investoren spielen heute 
eine größere Rolle auf den internationalen Finanzmärkten, und wie andere »Neureiche« 
vor ihnen gewannen sie in vielen Ländern zunehmend an Einfluß. Nicht weniger bedeu- 
tend war die Rivalität unter den führenden Ländern der industrialisierten Welt, die sich 
stark verschärfte - die Rivalität um günstige Positionen auf dem sich rapide entwickelnden 
arabischen Markt, um langfristig gesicherte Energiequellen und um Exportübertschüsse an- 
gesichts der hohen Ölpreise. 

Es wat daher selbst vor der weltweiten Rezession von 1973 - 1974 nicht überraschend, daß 
sich bei dieser Verstärkung des Drucks jene Teile des Kapitals entwickelter Länder zur 
Selbstverteidigung organisierten, die sich von einer offenen Weltwirtschaft Vorteile ver- 
sprachen. 

Mit dem Ausbau eines Netzes übernationaler Stiftungen, politischer Organisationen, For- 
schungsinstituten und administrativer Körperschaften, der sich bei Beginn des Kalten 
Krieges langsam durchsetzte, ergriffen einflußreiche internationale Geschäftsleute die Ini- 
tiative. Eine Reihe existierender Organisationen wie die Organisation für ökonomische Zu- 
sammenarbeit und Entwicklung in Europa (OECD), der Internationale Währungsfond 
(IMF) und der (U.S.) Council on Foreign Relations, organisierten sich auf vielen Ebenen 
neu, nahmen neue Mitarbeiter auf und weiteten ihre Aktivitäten aus. Gleichzeitig kamen 
eine Reihe neuer Organisationen auf, unter ihnen ist die 1972/73 von David Rockefeller 
(Chase Manhattan Bank) organisierte Trilaterale Kommission (die schnell ein breites Spek- 
trum multinationaler Banken, industrieller Verbände, Stiftungen und Medienvertretun- 
gen nach sich zog) die bekannteste. 

Obwohl zwischen den verschiedenen Organisationen beträchtliche Unterschiede bestehen 
(der IMF hat ein gewichtetes Abstimmungssystem, das den USA wesentlich mehr Einfluß 
verleiht als in der OECD) und die Übereinstimmung der Mitglieder nur in der Ablehnung 
des Protektionismus besteht, tragen sie dazu bei, den multinationalen Eliten ein Netz von 
gemeinsamem Personal und gemeinsam genutzten Ressourcen bereit zu stellen. Zusam- 
men bilden sie eine neue und mächtige Kraft gegen die zersetzenden Kräfte der Weltwirt- 
schaft. 

Aber der Einfluß multinationaler Organisationen bei der Behandlung von Weltkonflikten 
sollte nicht überschätzt werden. Zusätzlich zum Widerstand im Inland, den ihr liberales 
Wirtschaftsprogramm auslöst, leiden solche Organisationen genau unter den widersprüch- 
lichen Impulsen der Weltwirtschaft, die zu bekämpfen sie sich zusammengeschlossen ha- 
ben. Nirgends wird dies deutlicher als in den divergierenden Reaktionen der Multinationa- 
len auf die Formulierung diplomatischer Beziehungen zwischen Ost und West und auf die 
Bedeutung der Streitkräfte in der Außenpolitik, die sich im Falle Amerikas von einer Feier 
amerikanisch-sowjetischer Entspannung in den frühen siebziger Jahren zu einem sich in al- 
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len Lagern ausbreitenden Militarismus des amerikanischen Kapitals entwickelte. Sowohl 
wegen der enormen Konsequenzen auf das Alltagsleben als auch wegen der deutlichen 
Auswirkungen auf den Ausgang des Wahlkampfes 1980 verdient dieser letzte, desintegra- 
tive Druck auf die Weltwirtschaft, die militärische Rivalität, besondere Beachtung. 

Der Ursprung der Entspannung kann direkt auf den weltweiten wirtschftlichen Druck der 
sechziger Jahre zurückgeführt werden. Mit dem relativen Abstieg der USA als wichtigstes 
Profitzentrum beschleunigten amerikanische Banken und die Industrie ihre Suche nach In- 
vestitionsmöglichkeiten im Ausland. Einer der vielversprechendsten Kandidaten auf die- 
sem Gebiet war die Sowjetunion. Die Größe und die politische Stabilität der SU schienen 
einen langfristigen Markt für das US-Kapital, seine Technologie und Konsumgüter sicher- 
zustellen, während eine Normalisierung der Beziehungen eine Begrenzung der enormen 
Kosten für ein strategisches Waffensystem zu sein schien und damit den wachsenden 
Druck auf den amerikanischen Dollar mildern sollten. Wichtige amerikanische Zeitungen 
wie die »New York Times und die »Washington Post«, führende Intellektuelle und das 
Fernsehen porträtierten die SU als eine vernünftige und verantwortliche Nation, die nach 
Pepsi-Cola dürstet, nach Weizen hungert, aufgeschlossen dem Fortschritt der Computer- 
technologie gegenübersteht und vor allem bei den größten amerikanischen Banken kredit- 
würdig ist. Pepsi-Colas überschäumender Enthusiasmus für dieses Projekt wurde von Chase 
Manhattan, Caterpillar Tractor und einer Reihe anderer Multinationaler und Handelsban- 
ken geteilt. Richard Nixon, Henry Kissinger und David Rockefeller schauten alle nach Mos- 
kau. Erinnerungen an Ungarn, Ost-Berlin und die (damals noch sehr junge) brutale sowje- 
tische Invasion der Tschechoslowakei verblichen. Das Zeitalter der Entspannung begann. 
Dennoch war der Enthusiasmus im Inland gegenüber einer solchen Angleichung nicht all- 
gemein verbreitet. Die plötzliche Kehrtwendung der Außenpolitik, die die Entspannung 
symbolisierte, stand in völligem Gegensatz zu einer Reihe amerikanischer Interessen: Kapi- 
talanlagen durch Wettrüsten, Schutz vor dem Druck auf dem Weltmarkt und die Auf- 
techterhaltung amerikanischer Verpflichtungen zu so kritischen Kunden wie Staaten im 
Nahen Osten. Diese umfaßten die Rüstungsindustrie und ihre Infrastruktur von Zuliefe- 
tern und Vertriebsorganisationen, das Pentagon und seine ausgedehnte Universitätskund- 
schaft, absteigende Industriezweige, die am besten bedient wären, wenn die USA mit nie- 
mandem Handel treiben würden, von der Regierung unterstützte Rüstungsunternehmen 
und die zahllosen Anhänger Israels. Von Anfang an stark mobilisiert, höhlte die starke An- 
ti-Sowjet-Lobby die Diplomatie der Entspannung aus, indem sie die Zustimmung des 
Kongresses zum Meistbegünstigungs-Status der SU blockierte, und belebte den Anfang 
der siebziger Jahre mit rechten Angriffen auf die »liberale« Politik Henıy Kissingers. 

Die inländische Opposition zur Entspannungspolitik hätte die Politik nicht ändern kön- 
nen, hätten sich nicht einige dieser Politik zugrunde liegende wirtschaftliche Annahmen 
als falsch erwiesen. In wenigen Jahren war der sowjetische Markt für Bankanleihen fast ge- 
sättigt, und es wurde klar, daß den finanziellen Besonderheiten der Sowjet-Ökonomie 
Kompensationsgeschäften und wechselseitigen Produktionsvereinbarungen entsprachen, 
die (vor allem ohne Meistbegünstigten-Status) am besten von den näher gelegenen, west- 
europäischen Staaten ausgenutzt wurden. Vor allem nachdem die Rezession 1973/74 be- 
wies, daß die großen Industrieländer sich anglichen, kümmerten sich amerikanische Inve- 
storen verstärkt um die weniger entwickelten Länder (LDCs) der Dritten Welt und Süd- 
europas, da sie das größte Potential für Wachstum und eine Ausdehnung der Märkte dar- 
stellten. 
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Das Wirtschaftswachstum dieser Länder war Ende der sechziger und Anfang der siebziger 
Jahre beachtlich. Während der amerikanische Anteil der Weltproduktion zum Beispiel 
zwischen 1963 und 1977 von40 % auf36 % fiel, stieg der Anteil dieser Länder in der glei- 
chen Zeit um fast das Doppelte von 5 % auf knapp 10 %. Das Hauptwachstum fand nach’ 
1970 statt und führte zu einer fantastischen Expansion der nationalen Wirtschaften mit 
ausgedehntern Kapitalbedarf. 

Für die schwergeprüften amerikanischen Industriellen und die internationalen Banken war 
die Sache klar. Vor allem nach den drastischen Ölpreiserhöhungen durch die OPEC im 
Jahre 1973 nahmen Bankanleihen an die Dritte Welt zu. Petrodollars der OPEC wurden 
durch amerikanische Handelsbanken als Staatsschuld an die Dritte Welt zurückgeschickt 
(recycled). Privatkredite an weniger entwickelte Nicht-OPEC-Länder verdreifachten sich 
von 34 Milliarden Dollar auf schätzungsweise 120 Milliarden Dollar im Jahre 1979. 
Zusammen mit den sich allmählich normalisierenden Beziehungen zu China (das mit der 
Sowjetunion um die Stellung als wichtiger sozialistischer Markt der Zukunft konkurriert 
und auf dem die Europäer nicht den Vorteil haben, den sie beim Handel mit der SU aus- 
spielten, änderte diese Verlagerung des Investitionsschwerpunktes die außenpolitische Dis- 
kussion im Land völlig. Die Existenz alternativer Investitions- und Kreditmärkte senkte die 
Kosten des Abbruchs amerikanisch-sowjetischer Beziehungen. Die wachsende ökonomi- 
sche Betätigung in Südeuropa und der Dritten Welt (zusammen mit dem Druck nach poli- 
tischer Autonomie in einigen Ländern und den ständigen Gefahren einer übereilten Ent- 
wicklung) führten gleichzeitig zu Forderungen nach einer Liberalisierung der Außenpolitik 
und erhöhter Kapazität für militärische Interventionen im Ausland. Gleichzeitig ver- 
schlimmerte die anhaltende Stagflation in den führenden Industrieländern die Konkur- 
renz in der internationalen Wirtschaft unter den wichtigsten Staaten und verdeutlichte da- 
mit die Bedeutung militärischer Macht in den internationalen Beziehungen. Das betraf vor 
allem so kritische Gebiete wie den Nahen Osten. In der Tat läßt jeder Eingriff der amerika- 
nischen Wirtschaft in den Weltmarkt die Forderung nach besserer militärischer Vorberei- 
tung lauter werden und führt damit zu einer Neuorganisierung der Eliten. 


1.2. Der Wiederaufschwung der Rüstungslobby 


Innerhalb des amerikanischen Multinationalistenlagers und unter den Waffenherstellern 
und Befürwortern erhöhter Militärausgaben kam es zu wichtigen Veränderungen. Seit vie- 
len Jahren hatte eine Reihe von Organisationen wie der »American Security Council« und 
das »National Strategy Information Center« (NSIC) Antikommunismus, Rüstungsausga- 
ben und militärische Bereitschaft auf fast religiöse Art gefördert. Ihre gleichbleibende Bot- 
schaft war von verschiedenen Teilen der amerikanischen Geschäftswelt in verschiedenen 
Punkten rechtzeitig unterstützt worden. Der NSIC wurde zum Beispiel Anfang der sechzi- 
ger Jahre auf dem Höhepunkt des Kalten Krieges mit Unterstützung der American Bar As- 
sociation und einer Menge wichtiger amerikanischer Geschäftsleute gegründet (einschließ- 
lich des ehemaligen Generals Lucius Clay / Continental Can, Sandford Cousins/AT&T, 
Frank Folsom / RCA, Jack Howard / Scripps-Howard Newspaper, Don Mitchell / Gene- 
tal Telephone & Electronics und Frank Stanton / CBS). Unter Leitung von William J. Ca- 
sey startete die Gruppe bald eine massive Propagandakampagne mit Seminaren, Konferen- 
zen und Vorträgen (einschließlich eines Vortrages vor dem »American Society of Corporate 
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Secretaries« mit dem provokanten Titel »Neue Dimensionen im Wettbewerb: Clausewitz, 
Pavlov und Dschingis Khane). 

Aber wie andere militaristisch orientierte Gruppierungen veränderten sich die Stärke und 
die Aktivitäten des NSIC mit den veränderten Forderungen der sie unterstützenden Ge- 
sellschaften. Das geht deutlich aus den »Nettobeiträgen, Spenden, Zuschüssen und der 
Kategorie für ähnliche Beträges auf den Formblättern des IRS-Berichtes hervor. Auf dem 
Höhepunkt der Entspannung im Jahre 1971 gab zum Beispiel der NSIC ungefähr 620000 
Dollars in dieser Spalte an. Aber als Mitte der sechziger Jahre die Entspannung scheiterte 
und die Forderung nach Militarisierung Mitte der siebziger Jahre lauter wurde, stieg der 
Haushalt des NSIC, im Gegensatz zu den gegen die Militarisierung gerichteten gemein- 
nützigen Vereinen, stark über die Inflationsrate hinaus an. 1976 und 1977 sammelte die 
Organisation zum Beispiel mehr als 1,1 Millionen Dollar an Beiträgen und Spenden. Auf 
der Grundlage einer breiteren Unterstützung begann der NSIC sich Mitte der siebziger 
Jahre zu konsolidieren und seinen politischen Einfluß auszudehnen. In einem Brief an den 
Professor der Yale Law School und Oberfalken Eugene Rostow kündigte der Präsident des 
NSIC, Frank R. Barnett, seine Pläne an: 


»ein Büro in Washington zu eröffnen, um 

a) mit Polizeistaffeln im Weißen Haus und im Pentagon (wo wir noch viele Freunde ha- 
ben) den Kontakt zu halten. 

b) Kongreßmitarbeiter zu »betreuen« und die Mitglieder auf dem laufenden zu halten, 

c) die Zusammenarbeit mit den Handelsverbänden, die Interesse an Verteidigung haben 
und in Washington Büros unterhalten, zu fördern, 

d) mehr Informationen über Militär und auswärtige Angelegenheiten dutch Freunde in 
der Washingtoner Presse an die Öffentlichkeit zu bringen.« 


Andere mit der Verteidigung befaßte Organisationen wie der American Security Council 
zeigten in dieser Zeit ähnliche Ansätze einer wachsenden Unterstützung und größerer Am- 
bitionen. Bis Ende der siebziger Jahre gab es eine Menge Organisationen (die normalerwei- 
se aber nicht nur multinational orientiert waren), die für höhere Militärausgaben eintraten 
und bedrohliche Einschätzungen der sowjetischen Verteidigungsstrategie förderten. Die 
bedeutendsten unter ihnen waren das »Center für Strategic and International Studies« in 
Georgetown, der »US-Atlantic-Council«, das in Paris stationierte »Atlantic Institute«, das 
»International Institute for Strategic Studies« in London und die für die amerikanische In- 
nenpolitik vielleicht wichtigste Organisation, das »Committee on the present danger« 
(CPD). Es wurde direkt nach dem Wahlsieg Carters im November 1976 von einer Reihe 
prominenter Geschäftsleute und ehemaliger Militärs gegründet und erhielt eine riesige 
Staatsspende von David Packard (Hewlett-Packard). Aber während alle wichtigen Teile des 
Big-Business für größere Verteidigungsausgaben eintraten, erreichten sie weder eine Über- 
einstimmung über die Höhe und die beste Verwendung dieser Einnahmen, noch hatte 
man eine einheitliche Einschätzung der wirklichen Beziehungen zwischen den USA und 
der Sowjetunion. Programme wie das des »Committee on Present Dangeıs, die jährlichen 
Steigerungen des Verteidigungshaushaltes um 6 % und mehr für die kommenden Jahre, 
größere strategische Waffensysteme und das völlige Wiederaufleben des Kalten Krieges 
vorsahen, zogen Waffenproduzenten, das Pentagon und diejenigen Vertreter des Multina- 
tionalismus an, die sich besonders bedroht fühlten (z.B. viele große Ölgesellschaften) sowie 
inländische Unternehmer, die über die Entwicklung des internationalen Wettbewerbs be- 
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sorgt waren. Aber obwohl sich damit eine mächtige und schlagkräftige Lobby konstituier- 
te, reprfäsentierte sie nur einen Teil des amerikanischen Kapitals. 

Die Stimmung innerhalb der Geschäftswelt war hingegen durchaus zwiespältig. Obwohl 
einige Handels- und Investitionsbanken mit Einlagen in bestimmten Gebieten große Ge- 
winne aus wachsenden Verteidigungsausgaben zogen, wurde ihr Enthusiasmus gegenüber 
der Aufrüstung durch die Angst vor einer möglichen inflationären Auswirkung der gestei- 
gerten Militärausgaben gezügelt. Sie fürchteten, daß höhere Verteidigungsausgaben zu ei- 
ner Vergrößerung der Staatsschulden und damit, nach der üblichen Wall-Street-Philoso- 
phie, zur Steigerung der Inflation führen würden. Die Investitionsbanken, deren Geschäft 
durch eine zweistellige Inflationsrate gefährlich geschädigt werden könnte, taten sich be- 
sonders durch ihre Warnungen vor exzessiven Militärausgaben hervor (im Wahlkampf 
1980 forderten sogar einige Partner des stellvertretenden Vorsitzenden bei Goldmann 
Sachs, Henıy Fowlers, Beschränkungen bei den Verteidigungsausgaben). 

Auch die Aufrüstungs-Begeisterung der Handelsbanken fand ihre Grenzen in der Angst 
vor Inflation und dem Verlust der ausstehenden Anleihen an die Ostblockländer. Obwohl 
ihre Interessen im Nahen Osten sie stark in die entgegengesetzte Richtung drängen, hat 
die Position der amerikanischen internationalen Banken heute einige Ähnlichkeit mit der 
der Londoner Bankiers Mitte der dreißiger Jahre, deren Zögern bei der Aufrüstung ange- 
sichts der militärischen Aufrüstung der Nazis ständig von den amerikanischen Falken argu- 
mentativ aufgegriffen wird. Neben einer Steigerung der Inflation beschleunigen steigende 
Verteidigungskosten auch die Dollarflucht und bedrohen dadurch die großen Dollarreser- 
ven der wichtigen internationalen Banken. Obwohl er das Getreideembargo Jimmy Carters 
und andere Exportrestriktionen gegenüber der Sowjetunion befürwortete und die Militari- 
sierung im Nahen Osten verteidigte, argumentierte David Rockefeller (Chase): »Es wäre 
ein Fehler, in den Kalten Krieg zurückzufallen.« Eine derartige Einschränkung war nicht 
auf die Finanzwelt beschränkt. Ungeachtet der Schwierigkeit bei der innenpolitischen 
Durchsetzung der Entspannung fanden die Multinationalisten die Logik einer Integration 
der UdSSR in die kapitalistische Wirtschaft so bestechend wie eh und je. (Nach dem Rück- 
tritt des Außenministers Cyrus Vance aus Protest gegen Carters Rettungsunternehmen im 
Iran und der Neigung zum Militarismus des »National Security Council« war dieser im Auf- 
sichtsrat der New York Times und von IBM, die er vier Jahre vorher verlassen hatte, sofort 
wieder willkommen.) Und natürlich waren die Farmer des Getreidegürtels immer noch be- 
strebt, Getreide an die Russen zu verkaufen. Wie alle anderen zentralen Konflikte in der 
Außenpolitik erörterte die Geschäftswelt Verteidigungsausgaben, die Zukunft amerika- 
nisch-sowjetischer Beziehungen und die Form der militärischen Präsenz der USA im Aus- 
land während des gesamten Wahlkampfes 1980 und setzte damit die Bedingungen einer 
allgemeinen Diskussion über Krieg und Frieden. 


Il.3. Der Zerfall der Massenpolitik und der Gewerkschaften 


Die ausgedehnte Umgruppierung der Elite, ausgelöst durch die Veränderung der Welt- 
wirtschaft und die verschlechterte Position der amerikanischen Industrie in der internatio- 
nalen Wirtschafts(un)ordnung, fand zum größten Teil ohne eine demokratische Opposi- 
tion von unten statt. Dies ist teilweise zurückzuführen auf langfristige strukturelle Verän- 
derungen der Arbeitsweise der amerikanischen Regierung und der Parteien, teilweise auf 
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den kontinuierlichen Zerfall der organisierten Arbeiterschaft und der Bürgetrechts- und 
Friedensbewegungen und anderen Utsprüngen und Themen demokratischer Mobilisie- 
rung und des Massenptotestes in den siebziger Jahren. In der Gesamtheit kündigten diese 
Tendenzen den Zusammenbruch der amerikanischen Massenpolitik an. 

Wie Walter Dean Burnham in einem Aufsatz beschreibt, müssen det Schauplatz und die 
Strukturen der Bürgerbeteiligung bei den amerikanischen Wahlen streng von denen aller 
anderen entwickelten, formal-demoktatischen Industriestaaten unterschieden werden. Das 
gegenwärtige amerikanische Parteiensystem zeichnet sich durch eine erstaunlich niedrige 
Mitbestimmung und organisatorisch schwache politische Parteien einer »nicht-ideologi- 
schen« Spielart aus. Die Wahlbeteiligung in Amerika ist nicht nur niedrig im Vergleich zu 
ähnlich entwickelten Industriesystemen, sondern auch ziemlich klassenspezifisch und 
macht große Unterschiede im Einkommen und Reichtum deutlich. Relativ wenige Ameti- 
kaner gehen zur Wahl, und die Armen zählen weniger als die Reichen. Diejenigen, die am 
meisten Demokratie brauchen, haben sie am wenigsten. 

Obwohl die schwindende Wahlbeteiligung und die ausgedörrten Parteistrukturen die bei- 
den am meisten erötterten Momente des Zerfalls der Massenpolitik in Amerika darstellen, 
sind sie lange nicht ihre zentralen Merkmale. Hinter diesen formaldemokratischen Indika- 
toren steht ein wesentlich mehr fundamentaler Prozeß: der Verfall unabhängiger (d.h. 
nicht profitbehertschter, -kontrollierter oder -orientierter) sozialer Organisationen im All- 
gemeinen. Das wichtigste, wenn auch nicht das einzige Beispiel der Auflösung des Pluralis- 
mus ist der Zerfall der organisierten Arbeiterschaft als politischer Kraft in Amerika. Da die 
Stärke der organisierten Arbeiterschaft der Prüfstein jedweder unabhängiger Massenbewe- 
gung ist, verlangt der spektakuläre Niedergang der Gewerkschaften besondere Beach- 
tung. 

Es gibt jede Menge statistischer Beweise für die schwierige Situation der Arbeiter in der Ge- 
genwart. Am Ende des 2. Weltkrieges waren ungefähr 30 % der gesamten amerikanischen 
Arbeiter gewerkschaftlich organisiert. Heute sind es weniger als 20 %. Die sinkende An- 
zahl der Gewerkschaftsmitglieder wird begleitet von einer Verlagerung in den meisten Ge- 
werkschaften von organisierenden zu bürokratischen Strukturen; diese Verlagerung spiec- 
gelt sich in etwa im Verhältnis von Repräsentation (einschließlich des Anspruchs der 
Gewerkschaft, die Arbeiter zu vertreten) und den Fällen ungesetzlichen Vorgehens gegen 
die Arbeiter wider (einschließlich der offensichtlichen Verletzung des Gesetzes zum 
Schutz gemeinsamer Aktivitäten), die vor den National Labor Relations Board (NLRB) 
kommen. 1945 waren 75 % der vor den NLRB geladenen Fälle Repräsentationsfälle, bis 
1978 ist diese Zahl auf ganze 25 % gefallen. Außerdem sind die Kampagnen, die die Ge- 
weıkschaften organisieren, zunehmend erfolgloser. Noch Mitte der sechziger Jahre gewan- 
nen die Gewerkschaften ungefähr 60 % ihrer »RC«-Wahlen (in denen sie versuchen, als 
Verhandlungspartner anerkannt zu werden), aber schon Ende der siebziger Jahre gewan- 
nen sie nur noch knapp über 40 %. Mit dem Schwinden des Erfolgs der Organisation geht 
eine allgemeine Schwächung der Gewerkschaft bezüglich ihrer Mitgliederzahl einher. Ent- 
mächtigungsumfragen (= deauthorization polls - eine Anfechtung der Sicherheitsklausel 
der Geweikschaft) und Absetzungswahlen (= decettification elections - Anfechtung des 
Repräsentantenstatus der Gewerkschaft bei Tarifverhandlungen) werden immer häufiger. 
1950 gab es ungefähr 100 »decertification elections«, von denen 9500 Arbeiter betroffen 
waren, 1978 waren es mehr als 800, und fast 40000 Arbeiter waren betroffen. Obwohl die 
»decertification procedures« oft in dem mörderischen Rechtsspechungsverfahren ablaufen, 


Der Sieg Reagans 71 


von denen die amerikanische Arbeiterbewegung geplagt ist, gehen diese in der Regel ge- 
gen die Gewerkschaften aus, 1978 in mehr als 75 % der Fälle. 

Diese Verringerung der Verhandlungsautorität und der organisatorischen Stärke der Ge- 
werkschaften ist schlagend genug, aber sie setzt sich in eine absolute Abnahme der Mitglie- 
derzahlen in vielen Gewerkschaften um, die sich auf die Grundstoffindustrie und den 
Transportsektor konzentrieren. Die Auswirkung auf einzelne Gewerkschaften war oft er- 
staunlich. In der Zeit zwischen 1969 und 1979 zum Beispiel verlor die »Association for Ma- 
chinists and Aerospace Workers« mehr als 150000 Arbeiter (fast ein Viertel ihrer gesamten 
Mitgliederzahl), die »Amalgamated Clothing and Textil Workers« verloren 149000 Arbei- 
ter (ein Drittel ihrer Mitglieder). Während solche absoluten Verluste durch Fortschritt in 
der Organisierung der Beschäftigten bei der Regierung und im Dienstleistungssektor wett- 
gemacht wurden, belief sich auch bei den großzügigen Schätzungen des »Bureau of Labor 
Statistics«, das Organisationen wie die »National Educational Association« und die »Ameti- 
can Nurse Association« miteinbezieht, die absolute Zunahme der Mitglieder in der Zeit 
zwischen 1968 und 78 auf nur zwei Millionen - im Verhältnis zu einem Wachstum der ge- 
samten Arbeiterschaft um 20 Millionen. 

Außerdem litten die Gewerkschaften in den siebziger Jahren unter dem Aufkommen ag- 
gressiv-antigewerkschaftlicher Unternehmerorganisationen. Um nur ein Beispiel herauszu- 
greifen: Der »Business Roundtable«, der sich ursprünglich als eine Reaktion auf die wach- 
senden Forderungen und Lohnerfolge der Baugewerkschaften Ende der sechziger Jahre ge- 
gründet hatte, hat fast mit der linken Hand diese einst uneinnehmbare Bastion gewerk- 
schaftlicher Macht genommen. Viele, ehemals ausschließlich gewerkschaftlich organisierte 
Betriebe sind es jetzt nicht mehr oder laufen als Gewerkschafts- und Nicht-Gewerkschafts- 
Betriebe, »double-breasted operations« Regelung. Die »Associated Builders and Contra- 
tors« (der größte nichtgewerkschaftliche Bauverband) schätzen, daß die nichtgewerkschaft- 
lichen Betriebe 60 % der Bauunternehmen des neuen Jahres ausmachen, verglichen mit 
ungefähr 30 % des Marktes, über den sie Anfang der siebziger Jahre, als sich der »Round- 
table« gründete, verfügten. An anderen Stellen leiteten der »Roundtable« in Verbindung 
mit der »National Association of Manufactorers’ Counsil for a Union Free Environment« 
(Unternehmerverein zur Abschaffung der Gewerkschaft), das schon lange existierende 
»National Right for Work Committee« und seine »National Right to Work legal Defense 
Fondation«, die »National Federation of Independent Business«, die neu aufgemachte 
amerikanische Handelskammer und eine Reihe angeschlossener Handelsverbände, ständig 
gerichtliche Maßnahmen ein und bildeten Lobbys gegen die Gewerkschaften. 

Nicht weniger ungünstig für die Gewerkschaften war der Wandel der öffentlichen Einstel- 
lung. Eine Vielzahl von Meinungsumfragen zeigten, daß die Arbeitervertretung weit hin- 
ter den Unternehmerverbänden liegt, sowohl was das Vertrauen der Öffentlichkeit angeht 
als auch was ihren repräsentativen Charakter betrifft. Eine Mehrheit der Befragten war au- 
ßerdem der Ansicht, daß die Funktionäre der größeren Gewerkschaften über zu viel Ein- 
fluß verfügen. Bei einem kürzlich vom amerikanischen Senat veröffentlichten Bericht von 
Lewis Harris wurden die Befragten gebeten, ihr »Vertrauen« in die Führung einer Reihe 
wichtiger amerikanischer Institutionen anzugeben. Das Resultat war ein allgemeiner Ver- 
trauensverlust gegenüber den Institutionen, aber es wurde auch deutlich, daß das Vertrau- 
en in die Gewerkschaftsführungen merklich geringer ist, als das Vertrauen in wichtige Mili- 
tärverbände, den Congress und die amerikanische Executive. 

Noch heikler als all jene Maßnahmen zur Schwächung der Gewerkschaften ist die voran- 
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schreitende Verschlechterung ihrer Position innerhalb der Demokratischen Partei. Obwohl 
der Einfluß der Gewerkschaften in Roosevelts »New-Deak-Koalition wahrscheinlich gerin- 
ger war, als die meisten zeitgenössischen Beobachter zugaben, da sie mit einer großen 
Anzahl von Investitions- und Handelsbanken, den Vertretern der verschiedensten hoch- 
technologisierten Industrien und vielen Leuten im Ölgeschäft zu tun hatten, um sich ent- 
sprechend einzubringen, spielten sie doch ab 1935 in demokratischen Kreisen eine 
entscheidende Rolle. Sie beteiligten sich an der Schaffung eines großen Teils der Sozialge- 
setzgebung dieser Zeit und hatten einen beachtlichen Einfluß auf die Führungsspitze der 
Demokratischen Partei. 1947 waren sie zum Beispiel in der Lage, Harry Trumans Veto ge- 
gen die »Taft-Hartley«-Vorlage zu erzwingen. 

Aber bis Ende der fünfziger Jahre begann sich die Position der Gewerkschaften in den Rei- 
hen der Demokraten zu verschlechtern. Ein Jahr vor der entscheidenden Präsidentschafts- 
wahl von 1960 verabschiedete ein demokratischer Kongreß als Folge des durch die Rezes- 
sion ausgelösten Erdrutsches von 1958 den stark anti-gewerkschaftlichen »LandrumGriffin 
Act«. 1965 beschloß ein Kongreß, der mit den meisten Demokraten seit der zweiten Amts- 
zeit Roosevelts besetzt war, das Gesetz 14b (»Recht auf Arbeit«) zu ändern, das in der 
»Taft-Hartleye-Bestimmung vorgesehen war; andere Demokratische Kongresse dieser Zeit 
brachten es trotz routinemäßiger Wahlversprechungen an die Arbeiter fertig, diese Streit- 
fragen zu umgehen. Damit war die Arbeiterschaft nicht mehr in der Lage, die Abwande- 
rung von Betrieben aus dem Nordosten und Mittelwesten in die Südstaaten zu verhindern, 
in denen das »Recht-auf-Arbeits-Gesetz gültig war. Sie war auch nicht mehr dazu in der 
Lage, eine immer stärker multinational orientierte Abfolge demokratischer Regierungen zu 
Importbeschränkungen zu veranlassen, um den Verlust von Arbeitsplätzen in niederge- 
henden Bereichen der Industrie wie Textil-, Stahl- und Schuhindustrie, die unter der wie- 
dererstarkten Weltwirtschaft litten, aufzuhalten. Die sechziger Jahre hindurch fiel der 
Anteil der gewerkschaftlich organisierten Arbeiter weiterhin stark ab, und die Gewerk- 
schaftsmitglieder, wenn nicht gar Funktionäre, schauten sich vermehrt nach neutralen 
Kandidaten um, um ihrer Unzufriedenheit Ausdruck zu verleihen. Trotz eines wachsen- 
den Budgets für politische Aktivitäten in dieser Zeit hatte die AFL-CIO die stärksten 
Schwierigkeiten, das Wahlverhalten ihrer Mitglieder mit den Prioritäten der nationalen 
Führung zu vereinbaren. 

Ende der siebziger Jahre wurde der Abstieg der Arbeiterveitreter innerhalb der demokrati- 
schen Partei noch einmal illustriert, als die Rückkehr einer demokratischen Regierung im 
Jahre 1977 die Gewerkschaftsführung noch einmal dazu veranlaßte, ihre Position über den 
Weg der Gesetzgebung zu verbessern. Die AFL-CIO schlug eine Reihe von Änderungen 
der existierenden Arbeitsgesetze vor, deren Stoßrichtung es war: die Repräsentationswah- 
len zu beschleunigen, die Strafen für die rapide steigenden, von den Unternehmern ange- 
wandten »ungesetzlichen« Vorgehensweisen zu erhöhen, den Zugang der Gewerkschaften 
zu der »captive audience« der Anti-Gewerkschafts-Taktik der Unternehmer zu erreichen, 
dem NLRB zusätzliche Befugnisse in Fällen von »Verhandlungsverweigerung« zu gewäh- 
ren, den NLRB zu vergrößern und den Rechtsprechungsprozeß zu modernisieren. 

Diese Vorlage zur Reformierung der Arbeitsgesetze war für die Gewerkschaften deshalb 
wichtig, weil sich innerhalb des NLRB langsam eine Krise zusammenbraute, die direkte 
Auswirkungen auf die Organisationsfähigkeit hatte. Da sie zu komplex ist, um sie hier völ- 
lig zu erörtern, sollen nur einige Aspekte dieser Krise betrachtet werden. Trotz der gestie- 
genen Kapazität in der Behandlung ihrer ständig zunehmenden Anzahl von Fällen (von 
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13000 Fällen 1955 auf 50000 Fälle 1978) ist der NLRB zum Beispiel unfähig, rechtzeitig 
Repräsentationswahlen abzuhalten, um festzustellen, ob eine existierende Gewerkschaft 
als verhandelnder Repräsentant für eine bestimmte Einheit von Arbeitern tätig werden 
darf. Die ständig wachsende Länge der Zeitspanne zwischen der Beantragung einer Wahl 
und ihrer tatsächlichen Durchführung während der sechziger und siebziger Jahre hatte 
verheerende Folgen für die Fähigkeit der Gewerkschaften, die Schwungkraft ihrer Kam- 
pagnen aufrechtzuerhalten. 1962 waren bereits 60 % der Repräsentationswahlen im auf 
den Monat der Beantragung folgenden Kalendermonat abgeschlossen. Bis 1977 war diese 
Zahl auf 40 % gefallen, und eine wachsende Anzahl von Wahlen nahm einige Monate in 
Anspruch. Verzögerungen nach den Wahlen durch die Bestätigung der Resultate sind 
ebenfalls häufiger geworden, eine Veränderung, die größtenteils auf die neue Form der 
meisten Repräsentationswahlen von der »Konsenswahk (in der die Parteien ihre Rechte, 
sich an das »National Board Office« zur Beschließung wahlbezogener Fragen zu wenden, 

abtreten) hin zu »festgesetzten« Wahlen (bei a solche Aufrufungsrechte nicht aufgege- 
ben werden), zurückzuführen ist. 

In der Zeit zwischen 1962 bis 1977 entfiel auf die Konsenswahlen nur ein schwindender 
Anteil aller NLRB-Wahlen, er fiel von 46,1 % auf 8,6 %, während die »festgesetzten« 
Wahlen von knapp unter 27 % auf knapp über 73 % stiegen. Die steigende Anzahl von 
»festgesetzten« Wahlen führt zu größeren Verzögerungen nach der Wahl bei der Feststel- 
lung der Wahlergebnisse und der Initiierung der Lohnverhandlungen. Diese Verzögerun- 
gen haben negative Auswirkungen auf die Unterstützung der Gewerkschaft und ihre 
Glaubwürdigkeit in der Verhandlungseinheit. Da sich die Verzögerungen durch den An- 
tufungsprozeß und die weitverbreitete Verhandlungsunwilligkeit der Arbeitgeber ver- 
mehrten, wird die Verhandlungsfähigkeit der Gewerkschaft, gemessen an ihrer Fähigkeit, 
Streiks zu organisieren, immer schwächer. Kürzlich veröffentlichte Zahlen zeigen, daß 
selbst nach Beendigung einer Wahl für die Gewerkschaft eine 20 %-Wahrscheinlichkeit 
besteht, niemals einen Tarifvertrag abzuschließen, während die steigende Anzahl von Ent- 
mächtigungswahlen außerdem noch eine Wahrscheinlichkeit von 13 % in sich birgt, daß 
bereits abgeschlossene Verträge nur von begrenzter Laufzeit sind. 

Verzögerungen bei der Durchführung der Repräsentationswahlen werden noch weiter ver- 
schärft durch die Unfähigkeit des NIRB, die immer popolärere Unternehmensstrategie 
massiver, unrechtmäßiger Einschränkungsvetsuche gegen Gewerkschaftskampagnen und 
bereits etablierte Gewerkschaften zu beantworten. Denn die Gewerkschaftsvorstände ha- 
ben weder die Möglichkeit, Strafen einzuleiten, noch können sie selbst einschreiten. 
(D.h.: um die Befolgung zu erzwingen, muß der Vorstand das Gericht anrufen.) Es ist in 
der Regel billiger für die Unternehmer, daß,Gesetz weiterhin mit dem Ziel zu brechen, die 
gewerkschaftliche Organisierung zu zerstören oder zu verhindern. Der allgemeine Tatbe- 
stand der ständigen Verletzung des Arbeitsrechts dutch die Textilfirma J.P. Stevens ist nur 
eines der anschaulichsten Beispiele für die inzwischen allgemein durchgesetzte Unterneh- 
mertaktik. Schließlich ist auch die Benutzung gewerkschaftsfeindlicher Consulting-Firmen 
zu Reklamezwecken, bei der Organisierung von Kampagnen und bei der Aussonderung 
gewerkschaftsfreundlicher Arbeiter ein aufstrebender und wichtiger Industriezweig zur Re- 
gelung der Beziehungen zwischen Kapital und Arbeit geworden. Die neuen Firmen setzen 
so viel Vertrauen in ihre Fähigkeit, die Gewerkschaftskampagnen zu beenden, daß viele 
von ihnen auf Basis von Erfolgshonorar arbeiten. Sie werden nur bezahlt, wenn die Ge- 
werkschaft ihre Aktivitäten einstellt oder hinausgeworfen wurde. Auch hier ist es den Ge- 
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werkschaften nicht gelungen, Erleichterungen zu schaffen, sei es durch Aktivitäten des 
Vorstandes oder dutch die Melde- und Aufdeckungspflicht des »Landrum-Gtiffin Acte. 
Trotz ausgedehnter Mobilisierung der AFL-CIO und der von Jimmy Carter angekündigten 
Unterstützung erlitt die Arbeitsgesetzreformvorlage eine vernichtende Niederlage durch 
ein einmalig breites Bündnis großer und kleiner, gewerkschaftsfeindlicher Kapitalgruppen. 
Das war eine Katastrophe für die Organisation der Arbeiter, dieser Verlust verstärkte er- 
neut die Unfähigkeit der Gewerkschaft, Konzessionen zu erlangen oder Unterstützung 
aus den vermeintlich freundlich gesonnenen Reihen der Demoktatischen Partei zu erhal- 
ten. 

Ein neuer Aspekt des Verfalls der Gewerkschaftsbewegung war die zunehmende Abwande- 
rung vieler ihrer führenden Kräfte in eine Vielzahl von Elite- und verteidigungsorientierer 
Organisationen. Für sie hängt die Stellung eines verantwortungsbewußten, arbeitenden 
Staatsbürgers eng zusammen mit dem Geld, »öffentlichen Ehren« und demzufolge einer 
Karriere außerhalb der Gewerkschaft. Der »Council on Foreign Relations« findet willige 
Kandidaten, um den Repräsentationsanteil von 1 % Gewerkschaftlern bei seinen Mitglie- 
dern abzudecken. Das Gleiche gilt für die Trilaterale Kommission. Zu den Tiilateralisten 
unter den ehemaligen Gewerkschaftsführern gehört Leonard Woodcock von »United Auto 
Workers«, det Jimmy Carter zu einer kritischen und fast einzigartigen Gewerkschaftsunter- 
stützung in seiner Kampagne zut Nominierung zum Präsidenten 1976 verhalf. Er wurde 
nach seinem Rücktritt aus dem UAW zum Leiter des »US Liaison Offices und später zum 
Botschafter in Peking ernannt. Weiterhin I.W. Abel, der die »United Steel Workeıs of 
America« durch eine Periode starken Protestes aus allen Reihen steuerte, die ihren Höhe- 
punkt im Sieg seines Nachfolgers Lloyd McBride nach einer mächtigen Herausforderung 
des Kritikers Ed Sadlowski fand. Ebenso Glenn Watts, Präsident der »Communication 
Workets of Americas, der George Meany öffentlich wegen dessen Kritik an Jimmy Carter 
nach der Niederlage des Reformgesetzes angriff. Ebenso Sol »Chick« Chaiken der »Interna- 
tional Ladies‘ Garment Workers Union«, ein weiterer Unterstützer Carters (dessen Befür- 
wortung der Wiederwahl Carters Anfang der achtziger Jahre gegen erheblichen Wider- 
stand in der eigenen Gewerkschaft durchgesetzt wurde) und der derzeitige Präsident des 
AFL-CIO Lane Kirkland. Kirkland und Woodcock haben sich auch mit dem »Council on 
Foreign Relations eingelassen, genau wie Jerry Wulf, dessen »American Federation of Sta- 
te, County and Minicipal Employees« es offentlichtlich unterließ, das Reformgesetz ent- 
sprechend ihrer relativen Größe und Stärke zu unterstützen. 

Unter den 141 Gründungsmitgliedern des »Committee on the Present Danger« waren die 
Arbeitervertreter repräsentiert durch Chaiken, den geschäftsführenden Direktor der ILG- 
WU Evelyn DuBrow, den amtierenden Vice-Präsidenten der ACTWU William DuChessi, 
Kirkland, den Präsidenten der »Iron Workers« John H. Lyons, den Präsidenten des »Ameri- 
can Federation of Teachers« Albert Shanker, den Präsidenten der »Operating Engineers« 
J.C. Turner, Martin Ward, den Präsidenten von »Plumbers and Pipefitters« und den lang- 
jährigen »Kalte Krieg«-Arbeiterbürokraten Jay Lovestone, dessen Rolle bei der systemati- 
schen Desorganisierung der Gewerkschaften im Nachkriegseutopa bereits ausgiebig doku- 
mentiert wurde und der sich selbst immer noch als »für internationale Angelegenheiten« 
zuständiger Berater des AFL-CIO und des ILGWU bezeichnet. 

Das bemerkenswerteste Beispiel der Verflechtung von Industtie- und Gewerkschaftsfunk- 
tionären ist der derzeitige Präsident des AFL-CIO, Lane Kirkland. Zusätzlich zu Diensten 
für den CFR, CPD und die Trilaterale Kommission ist Kirkland Mitglied des Vorstandes 
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des »Atlantic Councik, der »Carnegie Endowment for International Peace« und der »Rocke- 
feller Foundation«. (Kirklands Assistent als Finanzleiter des AFL-CIO, Thomas Donahue, 
ist Treuhänder der »Carnegie Cooperation of New York« und ehemaliger Mitarbeiter beim 
Radio Freies Europa.) Ebenfalls bemerkenswert ist die Vertrauensseligkeit der Gewerk- 
schaften gegenüber politischen Institutionen der vorherrschend demokratisch-multinatio- 
nalen Eliten. So verließ sich die »Progtessiv Alliance« und die von der UAW unterstützte 
»Federation of Unions«, die als Reaktion auf den »Klassenkampf« der Cartet-Jahre gegrün- 
det wurde, auf das »Social Science Research Council und die »Btookings Institution« bei 
der Formulierung ihres eigenen Programms. 

Dieser steile Abfall in der Fähigkeit der Arbeiterschaft, die Richtung der nationalen Politik 
zu bestimmen, hatte wichtige Auswirkungen auf das Klima des öffentlichen Lebens in 
Amerika. 

Vielleicht als Reaktion auf die turbulente Massenpolitik am Ende der sechziger Jahre, aber 
eher noch hervorgerufen dutch das Bedürfnis, auf der Höhe det sich verändernden Welt- 
wirtschaft und der sich daraus ergebenden sozialen Umschichtungen zu sein, brachten eine 
Reihe von Stiftungen enorme Geldmittel zur Förderung einer Politik auf, die das erfüllte, 
was sie nun als die Bedürfnisse der »Brave New World« der siebziger und achtziger Jahre 
ansahen; unter ihnen die »Olin Foundation« und die pharmazeutische, streng verteidi- 
gungsorientiette »Smith Richardson Foundation«, Fotschungsinstitute wie das »American 
Enterptise Institute«, die »National Conservative Reseatch and Education Foundation« und 
die »Heritage Foundation«, gemeinnützige Stiftungen wie die »Pacific Legal Foundations, 
die »Mountain States Legal Foundation«, die »Washington Legal Foundation« und die »Na- 
tional Right to Work Legel Foundation«, sowie Verleger und Verlage einschließlich der 
»Green Hill Publications«, des »Conservative Digest« und des »New Right Repotte. Ihr poli- 
tisches Programm war untetschiedlich und ihr organisatorischer Zusammenhalt sollte nicht 
überschätzt werden, aber zusammen starteten diese vielen Gruppen eine politische Offen- 
sive, in deren Zentrum Forderungen standen nach Kürzung von Sozialleistungen, ein An- 
griff auf die Anti-Trust Gesetze und andere wirtschaftliche Bestimmungen, ein Angriff auf 
den Umweltschutz und andere soziale Bestimmungen, eine regressive Überarbeitung der 
Besteuerungsgesetze, die Förderung des religiösen Familienlebens auf Kosten der Frauen, 
die Säkularisierung der Kultur, eine Beendigung der Solidaritätsaktionen für Schwarze und 
andere Minderheiten und das Zurückdrängen der bundesstaatlichen und nationalen Ge- 
setzgebung zum Schutz der Gewerkschaften. 

Während das neue Netz von finanziell unterstützten Zeitschriften, finanzierten For- 
schungsinstituten und bezuschußten Publikationen den Beobachter angenehm mit der 
Aussicht erregte, daß irgendwie »Ideen wieder was zählen«, begannen Teile der Geschäfts- 
welt (obwohl nicht alle) nach einer neuen Säuberung der Universitäten zu rufen. (Nach 
unserer Zählung die vierte in der amerikanischen Geschichte des zwanzigsten Jahrhun- 
derts.) Sie waren deshalb in einer hervorragenden Position, diese Säuberungen dutchzuset- 
zen, da, wie David Dixon und David Noble in ihrem Aufsatz hervorheben, die unter 
Druck stehenden Universitäten sich immer mehr an Geschäftsleute gewandt hatten, um 
ihre Verluste durch sinkende Einschreibungszahlen, Inflation und sinkende Regierungsun- 
terstützung wettzumachen. 

Das Zurückdrängen der Studenten-, Jugend- und anderer von der Universität ausgehender 
Massenbewegungen war gekoppelt mit einer konkreten Demontage und Zersplitterung 
von Bürgerrechts- und Basisorganisationen, die Ende der sechziger und zu Beginn der sieb- 
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ziger Jahre aufgekommen waren. Wie Ira Katznelson in seinem Aufsatz ausführt, waren 
die sozialen Einrichtungen der größeren Städte die ersten Opfer der Steuerkrise auf dem 
Land. Da sie bei der Artikulierung ihrer politischen Forderungen besonders abhängig von 
den Strukturen und der Unterstützung des Staates sind, wächst ihre Verletzlichkeit mit der 
Verminderung ihres »Status als Anspruchsberechtigte«. 

Bei alledem stand die Arbeiterschaft im Abseits. Sie konnte es sich nicht leisten, sich mit 
den Ergüssen der konservativen »Political Action Committeess (PACs) zu messen und er- 
wies sich zum größten Teil als unfähig oder auch unwillig, die großen Postwurfkampagnen 
nachzumachen, aus denen der »Neue Rechte«-Publizist Richard Viguerie fast eine Kunst 
gemacht hat. 

Es ist nicht erstaunlich, daß das Zusammentreffen tiefgreifender Veränderungen in der 
Weltwirtschaft und stark geschwächter Strukturen der demokratischen Mitbestimmung bei 
einer Menge normaler Amerikaner ein Gefühl der Desorganisation und Bedrohung hervor- 
gerufen hat. Mit dem tatsächlichen Verschwinden einer organisierten Alternative zum »Bu- 
siness as usuak ließen sie sich auf eine immer verzweifeltere Suche nach individuellen, 
nichtpolitischen Wegen zur Wahrnehmung ihrer persönlichen Erfahrung ein. Neben der 
in die Höhe schnellenden Anzahl von Handwaffenkäufen und Einschreibungen in Karate- 
Clubs bestehen die spürbaren Nebenwirkungen ihrer vielen Odysseen in einem weitver- 
breiteten Wiederaufleben der Religiosität und der subtileren Wertschätzung der Tugen- 
den der »bürgerlichen Privatsphäre«. 

Aber während die Rolle der Hälfte der wählenden Bevölkerung, wie so oft in der neueren 
amerikanischen Politik, darauf beschränkt war, Angaben in Meinungsumfragen für die 
ständige Neustrukturierung und Anpassung des Images der Kandidaten zu liefern, wuchs 
der Einfluß eines unendlich kleineren Teils der Bevölkerung entsprechend an. Unter der 
Oberfläche des Wahlkampfes 1980 hat sich der Kampf der Eliten, in dem sich die verbor- 
gene Wahl abspielt, weiterhin verschärft. 


II, Die Wahlkampagne - Der Aufstieg Reagans 


Im Gegensatz zu den Vorwahlen der Demokraten, bei denen der plötzliche Abstieg Jimmy 
Carters und später seiner führenden Rivalen erklärt werden müssen, ist es bei den Vorwah- 
len der Republikaner der kontinuierliche Aufstieg Ronald Reagans als eigentlicher Front- 
kämpfer, der das größte Rätsel darstellt. Als Erbe des größten Teils der Koalition, die 1964 
unter Barry Goldwater loyal in die Katastrophe matschierte, stand Reagan noch 1974 fast 
völlig außerhalb des öffentlichen Lebens. Wie die sehr negative Berichterstattung zu Be- 
ginn des Wahlkampfes 1980 vermuten ließ, war Reagans vorhertschendes Image das eines 
seichten, ultrakonservativen Ex-Schauspielers, der auf frevelhafte Art der extremen Rech- 
ten verpflichtet war. ; 

Aber im Verlauf des Wahlkampfes stieß Reagan allmählich in das Zentrum der ametrikani- 
schen Politik vor. Auf Dauer gewann er die Unterstützung vieler Einzelpersonen, denen 
sein ursprünglicher Kern von Anhängern sehr kritisch gegenüberstand. Das waren vor al- 
lem David Rockefeller und Henry Kissinger, traditionelle »Schwarze Schafe« der extremen 
Rechten. Worauf zu Beginn dieses Aufsatzes bereits hingewiesen wurde: eine angemessene 
Erklärung dieser wunderlichen Entwicklung muß sowohl den Zusammenbruch der ur- 
sprünglich so erfolgreich scheinenden Kampagne John Connallys, als auch den Aufstieg 
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und anschließenden Zusammenbruch der Bush-Kampagne und der unabhängigen Kandi- 
datur Andersons erklären. 

Es ist am einfachsten, mit Reagan selbst an- 
zufangen. Wie wir bereits geschen haben, 
besteht der Kern der Goldwater-Bewegung 
aus arbeitsintensiv produzierenden, stark 
protektionistisch eingestellten Unternehmen, 
die sowohl Gewerkschaften als auch die Kon- 
kurrenz mit dem Ausland ablehnen, sowie 
nationalen Ölgesellschaften (von denen sich 
viele schon seit langer Zeit für Zölle auf 
Ölimporte der multinationalen Ölgesell- 
schaften stark machen) und einigen Rohstoff- 
produzenten (die eine Menge Gründe hatten, 
sich von Goldwaters starkem Nationalismus 
angezogen zu fühlen). Schließlich aus einer 
beachtlichen Anzahl kleiner und mittlerer 
Unternehmen, für die eine offene Weltwirt- 
schaft entweder wenig oder gar nichts bedeu- 
tete außer der Bedrohung ihrer ökonomi- 
schen Überlebensfähigkeit. 

Die wachsende Flut ausländischer, vor allem japanischer Importe Ende der sechziger und 
zu Beginn der siebziger Jahre ließen natürlich die Reihen dieser Gruppen anwachsen. Ge- 
nauso wirkten die vermehrten Forderungen nach Aufrüstung und die Ablehnung der Ent- 
spannung, obwohl - wie bereits bemerkt wurde - ein Großteil diesbezüglicher Forderun- 
gen aus den Reihen der Multinationalen kam, die den Protektionismus strikt ablehnten. 
Vertreter all dieser Gruppen (vor allem Befürworter erhöhter Verteidigungsausgaben, die 
unter anderem von James Schlesinger repräsentiert wurden) spielten eine entscheidende 
Rolle bei Reagans erfolglosem Versuch, Gerald Ford in den Vorwahlen von 1976 auszuste- 
chen. Aber wenig in dieser Kampagne und den darauf folgenden Kontroversen über den 
Panamakanal und die Reform des Arbeitstechtes, an denen Reagan beteiligt war, waren 
darauf abgestimmt, Reagan bei den Multinationalisten, die in der Demokratischen Partei 
und dem sogenannten »Eastern Liberal Establishment« der GOP den Ton angaben, belieb- 
ter zu machen, Nur die lauter werdenden Forderungen nach einem Ausbau der Verteidi- 
gung deuteten eine Möglichkeit an, diese Spaltung zu überbrücken. 

Zu Beginn des Wahlkampfes sah der Reagan des Jahres 1979 dem des Jahres 1976 sehr ähn- 
lich oder, noch offensichtlicher, dem Goldwater von 1964. Im Mittelpunkt des Wahlkamp- 
fes stand eine Gruppe von wohlhabenden Geschäftsleuten aus dem Westen, von denen 
viele Reagan schon seit mehr als zehn Jahren unterstützen: Millionär und Autohändler 
Holmes Tuttle; der ehemalige Supermarktbesitzer Theodore Cummings; William Wilson, 
Rancher und Investor; Jack Wrather, der Hollywood-Produzent von »Lassie«, »The Lone 
Ranger« und anderen amerikanischen Filmhits; ein nationaler Ölhändler und die Direkto- 
ten verschiedener Gesellschaften, einschließlich Capitol Records, Continental Airlines 
und, was sehr geeignet zur Unterstützung eines Kandidaten war, der einer zerrütteten Na- 
tion wieder Sicherheit versprach, Muzak, Inc; Pflegeheimketienbesitzer Charles Wick; Jo- 
seph Coors, erzkonservativer Vorsitzender von Cooıs Brewery, ein wichtiger Spender vieler 
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konservativer politischen Institutionen der Neuen Rechten; der Senator von Nevada, Paul 
Laxalt, kürzlich noch ein enger politischer Verbündeter des Milliardärs Howard Hughes 
(und von 1978 obwohl Senatsmitglied, Präsident des »ormby House Hotel and Casino« in 
Carson City, Nevada); William French Smith, Reagans persönlicher Rechtsbeistand (und 
Direktor von Pullman, Pacific lightning, Pacific Mutial Life, Crocker National Bank und 
Pacific Telephone and Telegraph); Alfred Bloomingdale, ehemaliger Vorstandsvorsitzen- 
der des Diners Club und derzeit (zusammen mit Mrs. William French Smith) Direktor von 
Beneficial Standard und sehr aktiver Bodenspekulant sowie eine Handvoll anderer Leute. 
In diesen Kreisen standen nur wenige in Verbindung mit dem gehobenen Bürgertum der 
amerikanischen Geschäftswelt, wie Justin Dart (der Vorsitzende der Dart Industries, Mit- 
glied des »Business Roundtable« und Leiter der sogenannten »Dart-Gruppes, die rechte 
Kandidaten in Kalifornien fördert) und Earle Jorgenson (Direktor von Northrup, 
Kert-McGee Oil und dem American Iron and Steel Institute sowie Treuhänder von Cal 
Tech), in dessen’ Jorgenson Steel Company Wilson und French Smith Direktorenposten 
haben. 

Dieser sich im allgemeinen sehr nahstehenden Gruppe schlossen sich eine Handvoll ande- 
rer Geschäftsleute an, unter ihnen der Superstar William Simon. Ehemals arbeitete er als 
Nixons Finanzminister, wo er sich den Ruf eines aggressiven Ideologen zulegte. Die wach- 
sende Sympathie, die Simon von einer immer größer werdenden Anzahl von Vorständen 
wichtiger Gesellschaften Mitte und Ende der siebziger Jahre entgegengebracht wurde, sym- 
bolisierte die tiefgreifenden Veränderungen in der Struktur der amerikanischen Industrie. 
Bis 1979 arbeitete er, neben seinem Direktorenposten bei Dart Industries, in den Vorstän- 
den der Citibank, XEROX und INA. Außerdem war er aktiv als Präsident der Olin Foun- 
dation, einer der aggressivsten Stiftungen, die das Wiederauftreten der Verbändeideologie 
. in Amerika finanziert. (Einige Monate nach der Ankündigung der Nominierung Reagans 
übernahm Simon einen neuen Job. Er wurde Investitionsberater bei Suliman S. Olayan, ei- 
nem führenden saudischen Geschäftsmann, der, wie The New York Times einen Tag vor 
der Wahl berichtete, zum Direktor von Mobil Oil gewählt wurde.) 

Eine Verstärkung dieser ziemlich schwachen Lobby stellten eine Reihe von Beratern alter 
und neuer Vertreter der Neuen Rechten dar, wie zum Beispiel Martin Anderson, Witt- 
schaftswissenschaftler (und Direktor der Federal Home Loan Bank of San Francisco), der 
bei der Hoover Institution mitarbeitet (die ihr Netz aus Arbeitskreisen auf regionaler Basis 
und traditionellen Anhängern der Rechten leicht ausgeweitet hatte) und mit einigen Leu- 
ten Beziehungen unterhält, die mit der Heritage Foundation in Verbindung stehen. Der 
wichtigste unter den außenpolitischen Beratern Reagans war Richard Allen. Allen hatte zu- 
vor in der Nixon-Regierung mitgearbeitet, die er schließlich nach harten Auseinanderset- 
zungen mit Henry Kissinger verließ. Danach wurde er Unternehmensberater und Präsident 
der Potomac International Corporation. Er war ein starker Nationalist, mit engen Verbin- 
dungen zu Gruppen, die Israel unterstüzen und Mitglied des »Committee on the Present 
Dangeı«. 

Neben der Unterstützung durch rechte politische und Forschungsgruppen profitierte Rea- 
gan von seinen langjährigen Verbindungen zu den vielfältigen, politisch konservativen Ak- 
tionsgruppen und den vorwiegend im regionalen Bereich arbeitenden Republikanischen 
Staatsbediensteten. Bei den Republikanischen Vorwahlen, an denen ungefähr 25 % der 
Bevölkerung teilnahmen, die sich zu den Republikanern bekennen, stellte dieses starke 
Netz von Unterstützern auf lokaler Ebene einen wirklichen Vorteil für Reagan dar. 
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Im Gegensatz dazu liefen die aktivsten Connally-Befürworter auf die Seite Reagans über 
und brachten ihm schließlich die Unterstützung wichtiger Geschäftsleute ein. Bei den Vor- 
wahlen in Pennsylvania zum Beispiel half der Vorsitzende der U.S.-Steel, eine der ent- 
schieden protektionistischen Gesellschaften in Amerika, David M. Rodrick, zusammen mit 
einer Reihe anderer Stahlindustrieller Geld für Reagan gegen Bush aufzubringen. Viele 
Befürworter verstärkter Rüstungsproduktion, die ursprünglich von Connallys starker Forde- 
rung nach erhöhten Verteidigungsausgaben angezogen wurden, liefen ebenfalls zu Reagan 
über. Jesse Helms zögerte nicht mehr lange und machte ebenfalls Wahlkampf für Reagan. 
Bevor der Wahlkampf sich völlig polarisieren konnte, ließ sich die Reagan'sche Mannschaft 
auf eine Reihe dramatischer Maßnahmen ein. Fast unbemerkt von den Medien leitete Rea- 
gan eine erstaunliche Verlagerung seiner Politik und ihrer Hauptelemente ein. Für einige 
Wochen nach seiner Niederlage bei den Vorwahlen in Iowa war Reagans Wahlkampf- 
mannschaft in Aufruhr. Aber als er die Vorwahlen in New Hampshire gewann, schien sein 
Wahlkampf wieder die Schwungkraft gewonnen zu haben, die von den populären politi- 
schen Kommentatoren so geschätzt wird. 

Während Reagans ursprünglicher Kern rechtsgerichteter Unterstützer dies mit Befremden 
beobachtete, kam es zwischen ihm und den Internationalisten zu einer Reihe zaghafter 
Annäherungen und diskreter Signale. Im Frühjahr schlossen sich George Shultz (Präsident 
und Direktor von Bechtel, Direktor von Morgan Guaranty und Sears, Treuhänder der Al- 
fred P. Sloan Foundation, und was am wichtigsten ist, er wurde küzrlich zum Direktor ei- 
ner der für die Rechten wichtigsten Organisationen, dem Council on Foreign Relations, er- 
nannt und schloß sich dem Trilateralisten Caspar Weinberger (Bechtels allgemeinem 
Rechtsbeistand) an und befürwortete Reagan. 

Reagan reagierte fast sofort. Er integrierte schnell Shultz und Weinberger in den Wahl- 
kampf und kündigte am 17. April die Aufstellung eines speziellen politischen Rates unter 
Vorsitz von William Simon an, in den Shultz, Weinberger, Casey und einige andere pro- 
minente Personen aus den Teilen der Geschäftswelt, die bisher noch keine engeren Verbin- 
dungen zu dieser Kampagne unterhielten, mitarbeiteten. Beteiligt war Alan Greenspan, 
Charles Walker (der ursprünglich Connally unterstützt hatte, der aber außerdem noch Vor- 
sitzender des American Council on Capital Formation, Schatzmeister des Committee on 
the Present Danger und einflußreicher Rechtsanwalt und Lobbyist verschiedener großer 
Gesellschaften war), William P. Rogers, (ehemaliger Außenminister Nixons, im Anschluß 
daran ein Vertreter des iranischen Schah, Rechtspartner von William J. Casey und zur Zeit 
ein Direktor von Sohio, das im Besitz des Giganten British Petroleum, Merrill Lynch und 
der Gannett Zeitungskette ist, der »Theoretiker der Freien Marktwirtschaft« Murray Wei- 
denbaum, der neokonservative »Godfather« Irving Kristol, (der neben seiner Rolle als In- 
tellektueller vom »American Enterprise Institute« Direktor mehrerer größerer Gesellschaf- 
ten war, einschließlich bei Warner Lambert), und Donald Rumsfeld (ein Rand-Treuhänder 
und Direktor von Bendix, dem »Atlantic Council und anderen Organisationen). Dazu 
kam der New Yorker Kongreßabgeordnete und Held der Neuen Rechten Jack Kemp und 
einer, dessen Auftreten einen wirklich durchschlagenden Effekt erzielte: John McKetta. Er 
wurde im Wahlkampf für Reagan bescheiden als Professor für Chemische Ingenieurwesen 
der Universität Texas geführt, war aber eine wichtige Person des großen = internationalen 
Ölgeschäfts - der Direktor von vielen texanischen Ölkonzernen einschließlich zweier Toch- 
tergesellschaften von Gulf; McKetta war außerdem Vorsitzender der Editorengruppe des 
»Petroleum Refiner«: Zusammen mit Shultz und Weinberger stellte seine Anwesenheit im 
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Van Heusen Century shirts 


»Knittert nie«: 1953 macht Ronald Reagan Werbung für Hemden Marke Van Heusen. Er ist 
Schauspieler und hat gerade die Hauptrolle in dem Western »Law and Order«. Reagans 
alte Werbe- und Filmplakate sind heute begehrte Sammlerstücke (stern) 
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Lager Reagans sicher, daß Reagan auf keinen Fall ein neuer Goldwater werden würde, was 
auch immer beiden Wahlen herauskäme. Mit dem Anwachsen von Spekulationen und der 
Ankündigung vom Business Week, daß der »Kampf um Herz und Geist Ronald Reagans 
begonnen hätte«, begann der Wahlkampf klare Anzeichen interner Auseinandersetzungen 
. zu zeigen. Wenige Tage nach der Aufstellung des »Policy Committee« verkündete Reagan 
eine Liste von Ratgebern, in der Kissinger bewußt nicht aufgeführt war und die eine starke 
Neigung in Richtung der extremen Rechten hatte. Sie enthielt Leute wie Joseph Churba (Prä- 
sident des »Institut for International Secutitye), General Louis Walt (ehemaliger Befehlsha- 
ber des Marine Cotps) und Admiral Thomas Mooter A.D., der Hauptrepräsentant der Rü- 
stungsindustrie, der als Berater der Admiral Nimitz Stiftung und des »Georgetown Center 
for Strategic and International Studies« arbeitete, sowie als Direktor von Fairchild, Texaco, 
Alabama Drydock and Shipbuilding, United Services Life Insurance und Präsident des »As- 
sociation of Naval Aviation). 

Reagan begann einige seiner vorher konttoversen ökonomischen Positionen miteinander in 
Einklang zu bringen. Et wandte sich mehr und mehr von den »radikalen« Ratgebern einer 
angebotsorientierten Wirtschaftstheorie ab und schränkte nach dem Rat von Greenspan, 
Shultz und Simon seine Befürwortung umfassenderer Steuerkürzungen ohne gleichzeitige 
Maßnahmen zur Begrenzung der Regierungsausgaben ein. Nach früheren Zugeständnis- 
sen, bei denen er ähnliche Vorschläge des Kongreßabgeordneten Jack Kemp an Senator 
William Roth (ein anderes Mitglied der Trilateralen Kommission) zugrundelegte, akzep- 
tierte Reagan auch eine Betonung der Ausgabenkürzung, um mit den Steuerkürzungen 
fertig zu werden. \ 

Mitte Juni war die Transformation der Reagan-Koalition schon weit gediehen. Obwohl es 
gelegentlich Rückschläge gab, waren bis zu diesem Zeitpunkt nicht nur das Big Business 
sondern auch wichtige Vertreter des multinationalen Lagers gewonnen. Am 17. Juni ver- 
kündete Reagan die Einsetzung eines vierzig Mitglieder starken Unternehmetrats, zu dem 
R.H. Baldwin von Morgan Stanley, William Agee/Bendix; John Whitehead/Goldman 
Sachs; J. Robert Fluor/Fluor Corporation; Richard Schubert/Bethlehem Steel; Alfred 
Brittian/Bankers Trust; Theodore Brophy/ General Telephone and Electronics; Fletcher 
Byrom/Koppess (ein von Mellon kontrollierter Konzern) und die Präsidenten, Vorsitzen- 
den und geschäftsführenden Direktoren vieler anderer großer Gesellschaften, einschließ- 
lich Monsanto, Procter & Gamble, Deere, Goodyear, Pfizer, Merrill Lynch, Mettopolitan 
Life und Weyerhauser gehörten. 

Am 3. Juli wendete Reagan wieder einmal den vertrauten Kunstgriff eines gemischten 
Kampfverbandes zur Organisierung seiner neuen Unterstützer an. Als Berater für Innen- 
politik und Wirtschaft rangierten eine Menge Sozialwissenschaftler wie Edward Banfield, 
Herman Kahn, Milton Friedman, Irving Kristol und George Stigler. Auch viele wichtige 
Personen aus Unternehmerkreisen und Militär wie der Vice-Präsident der Crocker Bank, 
Laurence Silberman, Bryce Hatlow von Proctor & Gamble, Edwin Harper von Emerson 
Electric und Clarence Palmby von Continental Oil, tauchten auf. 

Eine letzte Runde von Verhandlungen zwischen Reagan und seinen früheren Geschäfts- 
freunden unter den Multinationalen wurde während des Republikanischen Konvents abge- 
halten. Kissinger, Ford und Gefolgschaft drängten auf größere Zugeständnisse als Preis für 
die Zustimmung Fords zum Job Nr. 2; dazu gehörte die Überantwortung alltäglicher Ver- 
pflichtungen an den ehemaligen Präsidenten zur Leitung des »National Security Councik«, 
sowie des »Council of Economic Advicers« und des »Office of Management and Budget. 
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Einige Ratgeber Reagans lehnten diese Bedingungen als Beitrag zur Zersetzung der Ver- 
fassung ab; sie wurden aber trotzdem ernsthaft von Reagan, Casey, Meece und anderen 
Spitzenberatern diskutiert. Dies ist vielleicht in der neueren Geschichte Amerikas der 
deutlichste Hinweis darauf, was den auf die Wahlen konzentrierten Berechnungen der 
amerikanischen Politik eindeutig fehlt. Die Verhandlungen scheiterten schließlich. Fast 
augenblicklich wischte Reagan Proteste von Jesse Helms, Howard Phillips, Paul Weyrich, 
Paul Laxalt und anderen führenden Persönlichkeiten der Rechten vom Tisch und akzep- 
tierte den Rat von Edwin Meece und Gerry Ford, George Bush zum zweiten Mann dieses 
Unternehmens zu machen. Im Verlauf der Wahlen behielt Reagan seine dramatische Nei- 
gung zum multinationalen Flügel der Partei bei und integrierte viele ehemalige Carter- 
und Anderson-Anhänger in seine Kampagne. Reagan setzte die Ausweitung seiner Bezie- 
hungen zur Geschäftswelt fort, indem er wiederholt, die »gemischte Spezialeinheit« zur 
Institutionalisierung seiner Unterstützung benutzte. 

Reagan lavierte vorsichtig um einige heikle Fragen herum. Obwohl er einen Plan zum 
Schutz der Stahlindustrie herausgab, den Carter übertreffen mußte, wenn er nicht den si- 
cheren Verlust Pennsylvenias hinnehmen wollte, legte Reagan sich nicht auf die Beschrän- 
kung japanischer Importe fest und überzeugte den Ökonomen der Citibank, Leif Olson 
(wie wir meinen zu voreilig) davon, daß er den Freihandel aufrecht erhalten würde. Außer- 
dem kündigte er eine Unterstützung New Yorks an und änderte sein ursprüngliches Wirt- 
schaftsprogramm. 

In den letzten Tagen der Kampagne, in denen die meisten Meinungsumfragen ein sehr 
knappes Wahlergebnis voraussagten, sprachen sich Kissinger, Elliot Richardson und andere 
Internationalisten entschieden für Reagan aus. Während die John Birch Society ihren Mit- 
gliedern nahelegte, »die Präsidentschaft zu vergessen«, verfügte Reagan über das außenpoli- 
tische Netz Kissinger und Rockefellers und verfolgte damit Carters Schritte zur Befreiung 
der Geiseln im Iran. 

Außer Warner Communications, Natomas, Seagram, Du Pont und Phillip Morris waren 
die wichtigsten Leute sämtlicher großer amerikanischer Konzerne rechtzeitig zur Wahl für 
Reagan aufgetreten, obwohl am Ende Vorfälle wie George Bushs Reise nach Taiwan Zwei- 
fel schürten. Bei den Investitionsbanken allerdings, deren Geschäft nach wie vor durch ei- 
ne zweistellige Inflationsrate bedroht war, und die (wenn sie nicht gerade speziell entge- 
gengesetzte Interessen wie solche im Nahen Osten hatten) Angst vor Reagans geplantem 
Ausbau des Militärapparats hatten, blieb Carters Position ungebrochen. Unter den Finanz- 
kapitalisten, die ihn unterstützten, befanden sich Felix Rohatyn und George Ball (die, wie 
die meisten führenden amerikanischen Geschäftsleute, die Unterstützung der Kandidatur 
Andersons kurz vor Ende des Wahlkampfes aufgegeben hatten) John Gutfreund, Manager 
und Partner der Salomon Brothers; Präsident John Marion/Paine Webber; Paul Halling- 
by/Bear Stearns; Richard Jenrette/Donaldsen Lufkin & Jenrette; Harry Jacobs/Bache Hal- 
sey Stuart & Shields und Walter D. Scott/ Investors Diversified Services (einer nn Fi- 
nanzgesellschaft). 
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IV. Schlußbemerkung 


Obwohl eine oder zwei der letzten Meinungsumfragen eine entscheidende Verlagerung zu 
Gunsten Ronald Reagans andeuteten, überraschte die Überlegenheit seines Sieges die 
meisten Beobachter. Noch erstaunlicher für viele war der Triumph der Republikaner im 
Senat, wo die GOP genug Sitze von liberalen Demokraten erhielt, um das erste Mal seit 
der Eisenhower-Ära dessen Kontrolle sicherzustellen. Am Morgen nach der Wahl beeilten 
sich viele Journalisten, Intellektuelle und sogar einige Politiker, ein neues Zeitalter ameri- 
kanischer Politik auszurufen. 

Wenn sie nicht im Zusammenhang der neuesten Entwicklung des amerikanischen politi- 
schen Systems analysiert worden sind, bringen solche Proklamationen Mißverständnisse 
hervor und sind sowohl verfrüht als auch ungenau. 

Ronald Reagans Sieg wird sicherlich wichtige Konsequenzen haben. Die inländische Wirt- 
schaft und alle, außer den wohlhabenden Amerikanern, werden sicher in den nächsten 
Jahren verstärktem Druck ausgesetzt sein. Verschärfte Klassenunterschiede, Unruhe in den 
Städten und eine allgemeine Verhärtung des amerikanischen Lebens werden mit Sicherheit 
eintreten. Noch etschreckender ist, daß Reagans Sieg die Beschleunigung des Rüstungsaus- 
baus, der bereits unter Carter begonnen wurde, impliziert und daß damit die Wahrschein- 
lichkeit militärischer Zusammenstöße in den Unruhegebieten der ganzen Welt erhöht 
wird. Außerdem, und darauf deutet Reagans schnelle Aufgabe der Menschenrechtskam- 
pagne Jimmy Carters bereits hin, wird die Entliberalisierung der amerikanischen Außenpo- 
litik vor allem in den Entwicklungsländern sofortige und verheerende Konsequenzen für 
die Opfer jener autoritären Regime haben, die skrupellos genug sind, sich mit der »Freien 
Welt« zu verbünden. 

Wir bezweifeln allerdings, daß Reagans Sieg einen Beitrag zu einer »kritischen Neuord- 
nung« liefert - einer dauerhaften Umformung der wichtigsten politischen Elemente, Koa- 
litionen und den tragenden Gruppen der Parteien, die periodisch die Fähigkeit der organi- 
sierten amerikanischen Politik erneuerten, politische Konflikte zu artikulieren, beiträgt. 
Wir meinen, daß das, was den Sieg Reagans am ehesten repräsentiert, keine »kritische 
Neuordnung« ist, sondern ein fast ebenso schicksalhafter Zerfall, eine kontinuierliche Des- 
integration jener politischen Koalitionen und ökonomischen Strukturen, die der amerika- 
nischen Parteipolitik der vergangenen Generation Stabilität und Bestimmung gegeben ha- 
ben. 

Vielleicht fand die durchschlagendste Entwicklung des Wahlkampfes vor den Parteitagen 
statt, in dem kritischen Zeitraum zwischen den Bemühungen in Camp David und dem 
dramatischen nächtlichen Besuch der Investitionsbankiers bei den Kongreßabgeordneten. 
[Dieser Zeitraum ist - wie die Autoren an anderer Stelle ausführen - einerseits durch den 
Versuch Carters gekennzeichnet, durch eine Kabinettsumbildung - in Camp David 1979 - 
seine Politik angesichts ökonomischer Instabilitäten und der Energickrise zu reformulieren. 
Andererseits gerät die Budget-Politik Carters aufgrund der u.a. durch sie finanzierten In- 
flation zunehmend unter den Druck des Finanzkapitals; dieser Druck kulminierte in dem 
Besuch von vier führenden Bankern bei Kongreßabgeordneten der Demokratischen Partei 
Anfang März 1980: Wenige Tage später verkündet Carter drastische Budgetkürzungen, 
während seine Außenpolitik - seine Reaktionen auf Afghanistan und Iran - die Stimmung 
für die Aufrüstung des Landes und damit mehr Staatsausgaben auf dem Rüstungssektor 
anheizen: Carters Dilemma zwischen Aufrüstung und Budgerkürzung, die zugleich seine 
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Massenbasis in der Partei zerfallen ließ, war perfekt. - Anmerkung der Red.] 

Genau zu diesem Zeitpunkt spitzte sich der Druck auf die demokratische Partei zu. Ange- 
sichts eines schwierigen Kampfes um die Wiederwahl meinte ein amtierender demokrati- 
scher Präsident, daß er die gleichzeitigen und einander ausschließenden Forderungen der 
Parteispitze und der sozialen Massenbasis nicht mehr befriedigen könne. 

Egal wie Carter versuchte, die Mischung von Gewehren und Butter oder die Ansprüche 
staatlicher Austerität und sozialer Wohlfahrt so vorteilhaft wie möglich zu gestalten, so wa- 
ren doch entscheidende Teile beider Elemente von vornherein einander fremd. In dieser 
Situation tat er das Beste, was er tun konnte. Während er Forderungen nach staatlicher Be- 
scheidenheit und erhöhten Militärausgaben (so widersprüchlich sie waten), beipflichtete, 
vetsuchte er doch wenn auch nicht die »Große Gesellschaft«, so doch einen Teil der Erb- 
schaft des New Deal zu bewahren. Aber wie die niedrigen Energiepreise und die amerika- 
nische Vorherrschaft auf dem Weltmarkt den New Deal so lange in Gang gehalten hatten, 
so war sein sozialer Raum schließlich doch verschwunden. Auch Carter würde bald ver- 
schwinden und Reagans Sieg sollte definitiv kundtun, daß das New Deal-System der Macht 
nicht länger die Form der amerikansichen Politik bestimmte. Eine Welt ist untergegangen, 
was wird ihren Platz einnehmen? Aus verständlichen Gründen ist es schwierig, das zu sa- 
gen. Ein zukünftiger demokratischer Präsidentschaftsanwärter wird noch widersprüchliche- 
ten Forderungen als Carter gegenüber stehen. Da sich die Konkurrenz auf dem Weltmarkt 
verschärft, werden auch die Forderungen nach Militärausgaben lauter werden. Da aber in 
einer Wirtschaft mit Stagflation steigende Militärausgaben eine notwendige Folge sind, die 
‘wiederum unvermeidlich auf Kosten der Sozialausgaben gehen, wird die Befriedigung mi- 
litärischer Bedürfnisse ernsthafte Belastungen an anderen Stellen des Systems hervorrufen. 
Die Vermutung ist nicht abwegig, daß bis 1984 viele Städte im Nordosten an Szenen aus 
»Clockwork Oranges erinnern werden - öde Straßenzüge mit verfallenen Gebäuden, unter- 
brochen von Oasen befestigter Erhebungen oder gutbewachter Sandsteindörfer, aus denen 
eine schwindende Mittel- und Oberschicht ängstlich auf das sich draußen entwickelnde 
Chaos blickt. Die regionalen Konflikte zwischen dem Nordosten und dem aufstrebenden 
Sunbelt werden sich sicherlich verschärfen. Die Kapitalflucht wird anwachsen. Die Span- 
nung zwischen Kapital, Arbeit und den Armen wird sicherlich steigen. 

Um wieder wählbar zu werden, glauben wir, daß die Demokratische Partei sich auf lange 
Sicht in Richtung einer Art Sozialdemokratie nach amerikanischer Machart entwickeln 
muß, die sich durch die Integration der organisierten Arbeiterschaft und der im allgemei- 
nen desorganisierten arbeitenden Bevölkerung in ein modifiziertes System bürokratischer 
Struktur umwandeln muß, mit einer Kontrolle der inländischen Produktion, mit Investiti- 
ons- und Lohn-Preiskonttollen sowie direkten Staatsinterventionen in einem »Reindusttia- 
lisierungsprogramm«, wie es Rohatyn, Kennedy und Carter selbst während des Wahlkamp- 
fes vorgebracht haben. Ob eine derartige Entwicklung der Partei die Herausforderung oder 
das Verlassen auf eine ständig sinkende Wahlbeteiligung darstellt, sowie die Unstetigkeit 
seines sogar größeren Anteils der amerikanischen Wählerschaft und die allmähliche Ver- 
schlechterung unabhängiger Mechanismen der Kontrolle des Volkes, ist vielleicht noch 
fraglich. Hier wären die Verflechtung und die örtlich auftretenden bürokratischen Deforma- 
tionen der organisierten Arbeiterbewegung von großer Bedeutung. Aber was für Kontrol- 
len auf nationaler Ebene auch immer ausgearbeitet werden, ihre Effektivität wird begrenzt 
durch den immer stärkeren internationalen Charakter industrieller Produktion. 

Ronald Reagans eigene Koalition, und das ist sicher, wird auch nicht halten. Eine wachsen- 
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de Zahl von Gesellschaften wird unter den Druck der integrierten Weltwirtschaft kommen 
und damit werden sich die Spannungen zwischen den nachziehenden Multinationalisten 
und dem rechten Flügel der Republikaner verschärfen. Vorhetsehbare Kürzungen innen- 
politischer Ausgaben werden Rüstungsausgaben in der Größenordnung, wie sie von Grup- 
pen wie dem »Committee on the Present Danger« vorgeschlagen werden, nicht kompensie- 
ren können. Das Rätsel, wie Militärausgaben erhöht und die Inflation gleichzeitig be- 
kämpft wird, bleibt ungelöst, und allein die Gegenwart eines Republikaners im Weißen 
Haus ist sicher nicht ausreichend, um die in Konflikt stehenden Forderungen von Reagans 
Geschäftsgrundlage in Einklang zu bringen. Seine Regierung wird Sich sicher in anhalten- 
den Debatten über die richtige Haltung der Vereinigten Staaten gegenüber der Sowjet- 
union und die außenpolitische Linie im allgemeinen aufteiben - seien es neu auszuhan- 
delnde Formen von Waffenbegrenzungsabkommen, sei es, daß das Außenministerium 
dem National Security Council oder dem Pentagon bezüglich der Geschwindigkeit, des 
Ausmaßes und der Art neuer Waffenanschaffung und anderer Militärausgaben nachgeben 
sollte. Der Nahe Osten stellt eine weitere Konfliktquelle dar. Saudi-Arabien und andere 
Staaten am Persischen Golf vertiefen schnell ihre Verbindungen zu Westeuropa und Japan 
und damit steigt der Druck in Richtung auf eine einschneidende Veränderung der ameri- 
kanischen Politik gegenüber diesem Gebiet täglich an. Ein derartiger politischer Kurswech- 
sel und seine Konsequenzen für Israel kann wahrscheinlich nicht ohne den Austausch füh- 
render Personen in der Regierung vonstatten gehen. 

Und natürlich bleiben da auch noch Japan und die anderen internationalen Konkurrenten 
der Vereinigten Staaten. In den achtziger Jahren wird der Exportüberschuß der Japaner 
weiterhin wachsen und damit wird sich die Belastung der traditionellen Basis unter den 
protektionistischen Inlandindustrien enorm steigern, genauso wie die Auswirkungen auf 
alle multinationalen Firmen, die jetzt die Hitze der aufgehenden Sonne spüren. Es ist fast 
sicher, daß formale und nicht-formale Importbeschränkungen als Reaktion auf den immer 
stärkeren Druck auf die Industrie aufkommen werden, und damit auch explizit protektio- 
nistische Forderungen, wie die der mißlungenen Connally-Kampagne, wieder in den Vor- 
dergrund treten. 

An irgendeinem Punkt werden all diese Unstimmigkeiten ihren Ausdruck in ein oder zwei 
schärferen Umschwüngen im Verlauf der Präsidentschaft Reagans entsprechend den Leitli- 
nien Nixons »New Economy Policy« führen. Wie auch in der Nixon- und Ford-Regierung 
vorher werden schwere Konflikte innerhalb der Reagan-Regierung einstimmige und laut- 
starke Rücktritte in Spitzenpositionen nach sich ziehen oder eine völlige Kabinettumbil- 
dung der Sorte, auf die sich Carter eingelassen hat, zur Folge haben. Um einen größeren 
Krieg zu umgehen, wird Ronald Reagan wahrscheinlich der sechste amerikanische Präsi- 
dent in einer Reihe sein, der es nicht schafft, zwei Amtszeiten hinter sich zu bringen. 
Wenn das so ist, wird der Grund dafür nicht sein fortgeschrittenes Alter sein, sondern der, 
daß die Wahlkoalition, die ihn an die Macht brachte, nicht stark oder haltbar genug ist, 
um die Struktur des amerikanischen politischen Systems zu erneuern und noch einmal vor- 
anzutreiben. Durch das Fehlen einiger starker politischer Initiativen wird dieses System sei- 
ne unabwendbate Desintegration fortsetzen. Wenn das so ist, wird das Gefüge des ameri- 
kanischen Lebens wieder und wieder an den Stellen reißen, die im Wahlkampf von 1980 so 
sichtbar geworden sind. 
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Alexander Schubert‘ 
Die militaristischen Androhungen 
des Neokonservatismus von Reagan 


Bei jeder neuen Präsidentenwahl scheint es, als würden in den USA öffentlich die tiefen 
gesellschaftlichen Meinungsunterschiede über die Bedeutung der eigenen moralischen und 
ideologischen Vorstellungen ausgetragen, über die Rolle der USA in der Welt, den Sinn ih- 
ter politischen Allianzen und - vor allem - über die Natur und Dimension der sie wirklich 
oder nur imaginär bedrohenden Kräfte. Während des Wahlkampfes war der Diskurs Ro- 
nald Reagans eindeutig dutch traditionell konservative und neokonservyative Positionen ge- 

kennzeichnet. Kurz vor seiner Wahl scheint sich die »literarische Rechte« (Calleo 1981, 

S. 800) - d.h. die Neokonservätiven - im Reagan-Lager durchgesetzt zu haben, was wohl 

die Abwesenheit so bedeutender republikanischer Persönlichkeiten im Kabinett Reagan er- 

klärt wie William Simon und Henıy Kissinger. Für die nordamerikanischen Neokonserva- 
tiven bedeutete die Wahlniederlage Carters das Ende einer Periode des Niedergangs der 

»amerikanischen Macht«. Sie beschuldigten Carter folgender Sünden: 

- Erhabe den Schwächungsprozeß der US-Wirtschaft fortgesetzt, indem er die Privatini- 
tiative weiter eingeschränkt und die ökonomischen Interessen der USA im Ausland ver- 
nachlässigt hätte; 

- Er habe die nordamerikanische Nation vor den Gefahren des Kommunismus nicht im 
erforderlichen Umfang gewarnt, sie ideologisch entwaffnet und die Ausbreitung eines 
Schwächegefühls gegenüber anderen Mächten erlaubt; 

- Er habe einseitig die Erhaltung und Entfaltung der nordamerikanischen Militärmacht 
gehemmt; 

- Er habe dem »Nord-Süd«-Konflikt eine höhere Priorität gegenüber dem »Ost-West«- 
Konflikt beigemessen und ihn in den Mittelpunkt seiner Außenpolitik gestellt; 

- Er habe die nordamerikanische Politik in der Dritten Welt den »Kräften des Wandels« 
angepaßt. 

Carter habe, so schrieb der Herausgeber der neokonservativen Zeitschrift » Commentary, 

Norman Podhoretz, »vom amerikanischen Volke verlangt, daß es die Impotenz der USA 

eingestehe und es sich der Unvermeidlichkeit seiner Dekadenz unterwerfe« (Podhoretz 

1981, 5. 24/25). Mit Reagan sollte dagegen ein Mann an die Macht kommen, der nicht nur 

gewillt war, diese »Dekadenz« aufzuhalten, sondern darüber hinaus auch die »amerikani- 

sche Macht« wiederherzustellen. Das neokonservative Programm schien ihm gut genug, 
um dieses Ziel zu verwirklichen. 
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I. Neohiberalismus und Neokonservatismus im Wirtschaftsprogramm Reagans 


Die Ideologie des Reaganismus ist eine Mischung aus doktrinären Prinzipien des Neolibe- 
ralismus, Neokonservatismus, Militarismus und Imperialismus. Die Vorstellung einer »bes- 
seren Zukunft«, die durch eine globale Vorhertschaft der »amerikanischen Werte« gekenn- 
zeichnet und nur durch den Sieg über mächtige Feinde zu erreichen sei, drückt den uralten 
imperialistischen Glauben des »Manifest Destiny« des vorigen Jahrhunderts aus. Aber im 
Unterschied zur ursprünglichen Version des »Manifest Destiny« - derzufolge es Gottes Wil- 
le war, daß die USA die Welt mit ihren angeblich freiheitlichen Werten evangelisieren soll- 
te - besteht die »Zukunft« von heute teilweise in der Rückkehr in die Vergangenheit, in ei- 
ne Situation, in der ähnlich wie nach dem Zweiten Weltkrieg die nordametikanische Hege- 
monie weder in Frage gestellt noch ernsthaft bedroht wurde. Heute gilt es also nicht nur, 
die Macht zu schaffen, um den »amerikanischen Werten« universelle Geltung zu verschaf- 
fen. Die Aufgabe des Reaganismus besteht nach seinem Selbstverständnis auch darin, die 
Erosion dieser Werte innerhalb der nordamerikanischen Gesellschaft zu bremsen. 

Als Gesellschaftskonzept drückt der Reaganismus eine Kritik des kapitalistischen Konsens 
aus, der in den letzten Jahrzehnten in den entwickelten kapitalistischen Ländern vorhan- 
den war. Dieser Konsens fußte nach Meinung J.K. Galbraith auf folgendem Glauben: 


-  daß.der Staat eine globale Wirtschaftslenkung zur Bekämpfung der Inflation, der Un- 
terbeschäftigung und zur Glättung der Konjunkturkrisen durchzuführen hätte; 

- daß der Staat die Dienste zur Verfügung zu stellen habe, die normalerweise von der Pri- 
vatinitiative entweder vernachlässigt oder überhaupt nicht geleistet werden, wie z.B. 
der soziale Wohnungsbau, die Gesundheit, öffentliche Verkehrsmittel, usw.; 

- daß es notwendig sei, die Schwachen und Bedürftigen der Gesellschaft durch öffentli- 
che Instanzen zu unterstützen. (Galbraith 1981, S. 26) 


Der neokonservative - reagansche - Angriff auf diesen Konsens vollzieht sich auf der 

Grundlage der neoliberalen Doktrin von Friedman, von Hayck u.a. (vgl. den Aufsatz von 

Elmar Altvater in diesem Heft). Folgerichtig geht das neoliberale Wirtschafts- und das »neo- 

nationalistische« außenpolitische Programm, das zut Wiederherstellung der »amerikanı- 

schen Macht« führen soll, von folgenden Postulaten aus. Für den nationalen Bereich gilt: 

- daß die Inflation den Wohlstand und den privaten Reichtum der Menschen einge- 
schränkt und das Vertrauen der US-Bürger in ihre Zukunft unterminiert habe; 

- daß die USA ihre industrielle Vorherrschaft und internationale Konkurrenzfähigkeit 
verloren haben; 

- daß die Regierung sich in ein bürokratisches, unfähiges, teures und lästiges Monster 
verwandelt habe, das sich überall in den Privatbereich der Personen hineinmische; 

- daß die vorhandene Demokratie in den USA nur Mittelmäßigkeit und Stagnation her- 
vorrufe, weil sie die freie Entfaltung der Personen hemme und sie absurden Reglemen- 
tierungen unterwerfe (so z.B. der gesetzlichen Rassenintegration). 

Im außenpolitischen Bereich gelten die folgenden Prämissen: Es sei nicht länger hinzuneh- 

men, 

- daß die Alliierten, die die USA aus den Ruinen des Zweiten Weltkrieges tetteten, heu- 
te die nordamerikanische Macht herausfordern; 

- daß die früheren Feinde, die von den USA besiegt wurden, heute dieses Land an Pro- 
duktivität und Handelsstärke übertreffen; 
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- daß die »amerikanische Macht« durch die wachsenden Ambitionen der UdSSR unter- 
graben werde; 
-  daßdie USA das Opfer einer permanenten Erpressung seitens der OPEC-Länder gewor- 
den sind; 
- daß die USA einer chaotischen und feindlich gesinnten Dritten Welt gegenüber stehen, 
die mehr an einer Konfrontation als an einer Kooperation interessiert ist. 
Angesichts einer solchen Situation sollen selbst die Grundsäulen der Demokratie und der 
»amerikanischen Macht« neu überdacht und reformuliert werden. Die Neustrukturierung 
der Demokratie soll sich auf der Grundlage der »Entpolitisierung« der Regierung und des 
Staates, der »Rationalisierung« der Wirtschaft und der Beseitigung aller Hemmnisse für die 
freie Entfaltung der »Privatinitiative« vollziehen. Diese neokonservativen Vorstellungen 
unterscheiden sich wesentlich von den Rezepten des Trilateralismus. Obwohl dieser den 
Glauben an die »Unregierbarkeit der Demokratie« popularisiert und folglich auch die 
Einschränkung der Massenbeteiligung ann den politischen Entscheidungen des Staates ge- 
fordert hat - was durch Einschränkung der wachsenden Erwartungen und Forderungen er- 
reicht werden sollte -, wurde von ihm gleichzeitig die Ausweitung der staatlichen Rege- 
lung der Wirtschaft befürwortet. Nach Huntington und anderen erfordert die gegenwätti- 
ge Krise eine stärkere Beteiligung des Staates innerhalb der kapitalistischen Akkumulation, 
auch wenn sie gleichzeitig auf die Dringlichkeit hinweisen, die sozialen Leistungen des 
Staates einzuschränken (Wolfe 1980, $. 298 ff.; Frieden 1980, S. 61 ff.). Damit stimmten 
die Vorstellungen Brzezinskis über die Notwendigkeit von neuen internationalen Institu- 
tionen überein, die das alte - zusammengebrochene - System von Bretton Woods ersetzen 
und die Eliten der rohstoffreichen Länder der Dritten Welt harmonisch in das »trilaterale 
System« integrieren könnten (vgl. Brzezinski 1970; Cooper 1977). Die neokonservative Of- 
fensive hält dagegen nichts von solchen neuen Institutionen. Sie richtet sich auf ein ande- 
res Ziel, nämlich auf eine drastische Einschränkung der staatlichen Beteiligung am Vertei- 
lungsprozeß des gesellschaftlichen Reichtums. Milton Friedman behauptet in manischen 
Wiederholungen, daß der Staat den Reichtum nicht verteilt, sondern »usurpiert«, daß er 
seine Schaffung nicht fördere, sondern hindere. Der Grund hierfür sei der Zwang zur Mas- 
senlegitimation demokratischer Regierungen, die den politischen Vertretern unwissender 
Massen die Möglichkeit gebe, ja selbst die Pflicht auferlege, immer mehr Mittel von den 
produktiven (d.h. privaten) Bereich in die unproduktiven (also öffentlichen) Bereiche um- 
zuleiten, die dann dort verschwendet werden. So erscheint die »Entpolitisierung« des Staa- 
tes - d.h. seine »Rationalisierung« im Sine der »freien Marktwirtschaft« - als wesentliche 
Voraussetzung zur Steigerung der wirtschaftlichen Effizienz und der internationalen Kon- 
kurtenzfähigkeit. 
Im reaganschen Wirtschaftsprogramm hat diese Ideologie in der Form der »supply-side- 
economics« Eingang gefunden. Dieser Theorie zufolge läßt sich parallel zur Bekämpfung 
der Inflation (durch Anwendung der monetaristischen Rezepte) das Wirtschaftswachstum 
fördern. Mit monetaristischen Maßnahmen soll der Preisauftrieb gehemmt, mit Steuersen- 
kungen die Wirtschaftsaktivität gefördert werden. Die angestrebten Ziele bestehen des- 
halb darin, im Jahre 1982 die Inflation auf 8,3%, 1983 auf 7% und 1984 auf nur 6% zu 
senken. In den darauf folgenden Jahren werden geringere Inflationsraten vorausgesagt. 
Das reale Wirtschaftswachstum würde sich wie folgt entwickeln: 4,2% (1982), 5% (1983) 
und 4,5% (1984). 
Um diese Ziele zu erreichen, sieht der von Reagan unterbreitete Haushaltsentwurf - der 
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noch im Parlament modifiziert werden kann, angesichts der bisherigen Diskussionen aber 
sicherlich nur unwesentlich - für das Jahr 1981/82 eine globale Senkung der Staatsausga- 
ben in Höhe von ungefähr 50 Mrd. Dollar vor, bei einem Gesamtvolumen von 654 Mrd. 
Dollar. Wegen der gleichzeitigen Senkung der Direktsteuern in Höhe von etwa 10% 
(30% in drei Jahren) wird 1982 das Haushaltsdefizit dennoch auf 54 Mrd. Dollar ge- 
schätzt. Angeblich soll dieses Defizit in den folgenden Jahren weiter zurückgehen, um ab 
1984 sogar völlig abgebaut und durch einen Überschuß abgelöst worden zu sein. Die Un- 
ternehmen und Bezieher höherer Einkommen sollen 6,4 Mrd. (1981), 44,2 Mrd. (1982) 
und 162,4 Mrd. (1986) weniger an Steuern zahlen, was der Theorie det »supply-side-eco- 
nomics« zufolge angeblich die Ersparnisse und die Investitionen im gleichen Umfang erhö- 
hen wird. Die Senkung des Staatshaushalts soll durch partielle oder globale Kürzungen der 
Zuschüsse für eine große Anzahl von Sozialprogrammen erreicht werden, z.B. Nahrungs- 
mittelzuschüsse, Arbeitslosenunterstützung, Umschulungssubventionen, Studienbeihil- 
fen, Krankenversorgung, usw. Außerdem sollen eine Reihe von Industriesubventionen ab- 
gebaut werden, z.B. im Bereich der synthetischen Brennstoffe, Eisenbahnen usw., wäh- 
rend die Selbstfinanzierung einer Reihe von staatlichen Dienstleistungsbetrieben (durch 
höhere Gebühren) zur Regel gemacht wird. Die Militärausgaben sollen stattdessen auf 
astronomische Höhen klettern, und zwar von 159 Milliarden Dollar (1981) auf 250 Mrd. 
(1984) und 336 Mrd. Dollar im Haushaltsjahr 1986. Diese Steigerung übertrifft bei weitem 
die Erhöhung der »Verteidigungs«-Ausgaben, die zur Zerstörung Vietnams notwendig 
war. Deshalb konstatiert »The Economiste: »Auch um die Inflation bereinigt ist die geplan- 
te Aufstockung (der Militärausgaben, d.A.) wesentlich größer als während des Vietnam- 
Kriegs in den 60er Jahren. In der Erinnerung vieler Amerikaner waren das unglückliche 
Jahre, z.T. deswegen, weil damals die große Inflation begann« (Economist, 16.5.81, 
S. 55). Nach Auffassung des Vorsitzenden der Wirtschaftsberater Reagans, Murray Wei- 
denbaum, läßt heute jedoch eine derart massive Ausweitung der Militärausgaben keine In- 
flationsbefürchtungen zu. Einerseits werde trotz dieser Erhöhung der Anteil der Militär- 
ausgaben am Sozialprodukt 1986 immer noch niedriger liegen als 1967 (6,7 statt 8,9%). 
Zweitens stünden angesichts einer industriellen Auslastung von nur 80 % noch offene Ka- 
pazitäten und wegen der hohen Arbeitslosigkeit (7%) noch genügend Arbeitskraftreserven 
zur Verfügung. Schließlich werde. der Ausgleich des Staatshaushalts, die Kürzung der 
nicht-militärischen Ausgaben und die strikte Kontrolle der Geldzirkulation die Rahmen- 
bedingungen für eine nicht inflationäre Aufstockung der US-Militärausgaben schaffen 
(Economist, 16.5.81). 

Diese optimistischen Einschätzungen Weidenbaums werden in den USA allerdings nicht 
nur von Radikalen in Frage gestellt. So befürchtet W. Leontief, daß die massiven Militär- 
ausgaben und das damit verbundene Haushaltsdefizit sowie die Kürzung der Direktsteu- 
ern einen zusätzlichen inflationären Druck auslösen werden. Außerdem ist anzunehmen, 
daß gerade die Preise der neuen Militärausrüstungen überdurchschnittlich steigen, was 
heute schon der.Fall ist. »Die Kosten der 47 wichtigsten Waffensysteme, die vom Pentagon 
gekauft werden, stiegen allein 1980 um mehr als 20 %« (Economist, $. 57). Das Haushalts- 
defizit würde sich entsprechend erweitern. Eindringlich warnt auch Lester Thurow vor den 
Folgen der geplanten Erweiterung der Militärausgaben. »Die Voraussagen Reagans gehen 
von einem jährlichen Wachstum der Produktivität um 3% von 1982 an aus, aber wir ha- 
ben 15 Jahre lang die Produktivitätsverschlechterung erlebt. Es ist also unmöglich, daß die 
erhoffte Entwicklung eintritt.« (Newsweck, 8.6.81, S. 22) Deshalb meint Thurow, daß 
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Reagans »Kanonen-und-Butters-Politik (die Senkung der Steuern ist die ‘Butter’) zu ei- 
nem Haushaltsdefizit von mindestens 86 Mrd. Dollar im Jahre führen und den inflationä- 
ren Auftrieb verstärken werde, so daß die Militärausgaben einen ständig wachsenden Teil 
des Sozialprodukts absorbieren würden. Tritt eine solche Entwicklung ein, dann wird es 
nur eine Alternative geben: Entweder die Militärausgaben werden wieder gekürzt, oder - 
und dies ist angesichts der Reagan-Politik wahrscheinlicher - die Verbündeten der USA wer- 
den gezwungen, diese Aufrüstungspolitik zu finanzieren. 

Nun hat aber David Calleo in einem ausführlichen Beitrag in »Foreign Affairs« den engen 
Zusammenhang zwischen einer wachsenden Einschränkung der internationalen Hand- 
lungsfähigkeit der USA und der Wirtschaftspolitik von US-Regierungen aufgezeigt, die die 
veränderten ökonomischen Weltrealitäten ignorierten und der internationalen Gemein- 
schaft die Kosten ihrer Weltmachtbestrebungen durch Inflation aufbürdeten. Zwar geht 
auch Calleo davon aus, daß den Rüstungsanstrengungen der UdSSR begegnet werden müs- 
se und daß dies höhere Rüstungsanstrengungen im Westen erforderlich mache. Trotzdem 
weist er auf die Notwendigkeit hin, der geschwächten geopolitischen Position der USA 
durch eine entsprechende Wirtschaftspolitik Rechnung zu tragen, indem die Weltmacht- 
stellung der USA auf das ökonomisch vernünftige Maß reduziert wird (Calleo 1980, 
S. 808 ff.). Die entsprechende Transformation der NATO habe zu einer Erweiterung der 
ökonomischen Rolle der Westeuropäer, zu einer selbständigen Verfügung über Atomwaf- 
fen und zu einer selbständigeren Formulierung der westeuropäischen Verteidigungspolitik 
zu führen. Denn »das vergangene Jahrzehnt müßte eigentlich klar gemacht haben, daß das 
Gleichgewicht unserer Wirtschaft nicht ohne ein tealistischeres Machtgleichgewicht im 
Ausland wiederhergestellt werden kann (S. 812). 

Das politische und wirtschaftliche Programm Reagans zeigt aber eindeutig, daß in den 
USA ein »realistisches Machtgleichgewicht« izrerhalb des westlichen Bündnisses keines- 
wegs angestrebt wird und schon gar nicht ein tealistisches Weltgleichgewicht. Die Erhal- 
tung der Hegemonieposition der USA soll also nicht in Abstimmung mit den »befreunde- 
ten« Regierungen durchgeführt werden, sondern vielmehr auf deren Kosten - und zwar 
entweder durch entsprechend ausgeübten Druck oder dadurch, daß der Weltwirtschaft Be- 
dingungen aufgezwungen werden, die sich positiv auf die kapitalistischen Akkumulation 
in den USA auswirken. Unter diesen Umständen können diese positiven Auswirkungen al- 
lerdings nur kurzfristiger Natur sein, es sei denn, der Rest der kapitalistischen Welt ordnet 
sich tatsächlich dieser verantwortungslosen Politik der USA lautlos unter, was wohl kaum 
anzunehmen ist. 

Wenn trotz dieser düsteren Perspektive das Wirtschaftsprogramm Reagans im Kongreß 
Unterstützung fand, obwohl im Repräsentantenhaus die Demokraten eine Mehrheit ha- 
ben, so liegt das wahrscheinlich an seiner, das neonationalistische »Erwachen« der US-Be- 
völkerung bestätigenden Zielrichtung. Denn gerade dieses Programm »oder etwas schr 
ähnliches wurde von den Wählern schr stark gefordert« (Rohatyn 1981, S. 14). Auch unter 
den Demokraten scheint die Meinung vorzuhettschen, daß man zwar nicht den Erfolg, 
aber auch nicht den Mißerfolg des Wirtschaftsprogramms voraussagen kann. »Seine Aus- 
sichten hängen zum großen Teil von der Psychologie ab, und vielleicht - nur vielleicht - 
läßt sich eine solche Psychologie herstellen, und zwar dank der heute vorherrschenden Mei- 
nung im Lande« (ebd.). Reagan soll also eine »faire Chance« bekommen, unter anderem 
wohl auch deshalb, weil das Ausmaß der US-Krise - vorerst - kein mehrheitsfähiges Alter- 
nativprogramm zuläßt. 
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Es wäre deshalb auch ganz falsch zu glauben, ein Mißerfolg der reaganschen Wirtschaftspo- 
litik würde automatisch auch den Zusammenbruch des Reaganismus als politisches Pro- 
gramm zut Folge haben. Podhoretz hat sicher recht, wenn er feststellt, daß »solange der 
Eindruck einer Vorwärtsbewegung zur Wiederherstellung der amerikanischen Macht exi- 
stiert, und zwar in einem umfassenden Sinn, wird auch die Neue Mehrheit (des reagan- 
schen Konservatismus, A.S.) fortbestehen, auch wenn in den nächsten zwei oder drei Jah- 
ten die Wirtschaftspolitik Reagans weniger als ganz erfolgreich ist« (Podhoretz 1981, 
S. 26). Außerdem kann die Regierung Reagans innerhalb der USA die öffentliche Mei- 
nung so zu beeinflussen suchen, daß der Eindruck entsteht, die Verbündeten würden nicht 
»mitmachen« und ihren gerechten Anteil am Wiedererstarken der US-Wirtschaft und der 
US-Macht nicht tragen wollen. Unter dem Motto »was für Amerika gut ist, das ist auch für 
die Freunde Ametikas gut«, lief schon in den vergangenen Monaten die Propaganda in die- 
se Richtung. Die ständige Aufforderung, die Militärausgaben im Bereich der NATO zu 
erhöhen, ist ein Komplement zum Versuch, die öffentliche Meinung im Inland für das 
Aufrüstungsprogramm zu gewinnen. Außerdem können die USA praktisch von den Län- 
dern der Dritten Welt fordern, daß sie einen großen Teil der Kosten der neoliberalen Poli- 
tik übernehmen, indem sie konsequent die mannigfaltigen Forderungen dieser Länder in 
Hinblick auf eine Neuordnung der Weltwirtschaft boykottieren. Die Länder der OPEC 
sind schon seit Jahten zur Hauptzielscheibe eines solchen Boykotts geworden - obwohl sie 
im Vergleich zu vielen anderen Ländern noch am längeren Hebel sitzen. Schließlich muß es 
der Reagan-Regierung auch noch gelingen, die Vorherrschaft des Dollars innerhalb des in- 
ternationalen Finanzsystems aufrecht zu erhalten, jede die US-Banken im internationalen 
Kreditsystem benachteiligende internationale Abmachung zu verhindern, die wichtigsten 
Handelspartner der USA zu »freiwilligen« Exportbeschränkungen (wie im Fall det japani- 
schen Autoexpotte) zu veranlassen, eine vollständige Stagnation des Nord-Süd-Dialogs zu 
bewirken, die Lösung der internationalen Energieptobleme den US-Interessen unterzuord- 
nen und tatsächlich eine stärkere Beteiligung der NATO-Bündnispartner am gesamten 
Aufrüstungsptogramm der USA dutchzusetzen. 

Aber schon die einfache Auflistung der wichtigsten internationalen Wirtschaftsprobleme, 
für deren Lösung die Regierung Reagan bisher kein kohärentes Programm vorgeschlagen 
hat (dies zeigen auch die negativen Ergebnisse des »Wirtschaftsgipfels« in Ottawa), zeigt, 
daß die Erfolgsbedingungen des Wirtschaftsprogrtamms der US-Regierung weit über die 
nationale Sphäre hinausgehen und von der Wiederhetstellung einer globalen US-Hegemo- 
nie in der Welt abhängen. Denn nur so können die internationalen »Rahmenbedingun- 
gen« für die zukünftige Akkumulation des US-Kapitals geschaffen werden. Auf internatio- 
naler Ebene müssen Bedingungen existieren, die nicht nur die Stärkung der »amerikani- 
schen Macht« finanzieren, sondern diese Stärkung auch als erforderlich erscheinen lassen. 
Wirtschafts- und außenpolitisches Programm stehen daher in einem unmittelbaren Zu- 
sarmmenhang. Neokonservatismus und »Neonationalismuss erweisen sich somit als ver- 
schiedene Gesichter einer einzigen, weltweiten militaristischen Bedrohung. 
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II. Die strategischen Optionen des nordamerikanischen Neonationalismus 


Das Hauptziel der US-Außenpolitik besteht nach Meinung der »Neonationalisten« in der 
Wiederherstellung einer unbezwingbaren »amerikanischen Macht«. Dazu sollen folgende 
Teilziele verwirklicht werden: 


- Beendigung der Entspannungspolitik, d.h. Ende der Politik des »strategic retrench- 
ment« (Strategischer Rückzug) und ihre Ablösung durch eine neue, »gemäßigte« oder 
»globale« Version der alten Eindämmungspolitik; 

- Beendigung des »Finnlandisierungsprozeß« in der Welt; 

- Veränderung des militärischen Weltgleichgewichts zugunsten der USA, die eine nu- 
kleare Vorherrschaft erlangen sollen; 

- Herstellung einer direkten militärischen Kontrolle über »lebenswichtige« Zonen der 
Dritten Welt; 

- Stützung (politisch und militärisch) von allen »befreundeten« Regierungen, gleich wel- 
chen repressiven oder autoritären Charakters, damit sie nicht durch antiamerikanisch 
»totalitäre«, »kommunistische« Regierungen verdrängt werden; 

- Bekämpfung des »sowjetischen Expansionismus« in der Dritten Welt. (Dippel 1980, 
S. 528 ff.) 


Das Prinzip heißt also: Macht! Oder, wie es Reagan noch im Wahlkampf - und danach fast 
jeden Tag - formulierte: Frieden und Sicherheit soll durch Stärke erlangt werden (Reagan 
S. 467 ff.). »Macht: dies ist die Losung der Neuen Orthodoxie von Reagan und seinen Pub- 
lizisten geworden«, schreibt Stanley Hoffmann (1981, S. 26). »Die Dekadenz der ameti- 
kanischen Macht aufzuhalten: darin besteht ihr wesentlicher Inhalt. Macht war es, was Car- 
ter nicht anwenden wollte; Macht ist es, was die neue Administration wieder herstellen 
muß; Machtpolitik, darin besteht das Spiel der Nationen. Deswegen: wir müssen mit der 
Macht anfangen.« 

Folglich haben die Ideologen des Reaganismus ein Globalprogramm entworfen, das die 
»Absichten der amerikanischen Macht« und die »Lebensinteressen« der USA definiert. Ein 
Teil dieser Vorschläge wird von Ideologen im Stile Norman Podhoretz’ oder Jeane Kirkpat- 
tick u.a. vorgetragen. Nach ihrer Auffassung besteht neben anderen Aufgaben das 
Hauptziel der Regierung Reagans darin, ein »Aufrüstungsprogramm in Gang zu setzen, 
das unsere Verteidigung unangreifbar macht und uns die Macht gibt, den sowjetischen Ex- 
pansionismus aufzuhalten und unsere Lebensinteressen im Persischen Golf zu verteidigen« 
(Podhoretz 1981, S. 25). Hierzu sei es nicht nur notwendig, eine nukleare Übermacht der 
USA gegenüber der UdSSR wiederherzustellen, sondern darüber hinaus auch den Zugang 
zu den »lebenswichtigen Zonen« in der Dritten Welt durch direkte Militärpräsenz zu si- 
chern. Das Nuklearpotential soll nicht nur zur Abschreckung dienen, sondern den USA ei- 
ne Erstschlagkapazität einräumen, .die sich auch auf den Ausgang der Konflikte in der 
Dritten Welt auswirkt. So folgert dann auch Podhoretz, daß wenn die Parole »no more 
Vietnams« tatsächlich die Beschneidung der eigenen Macht bedeutete, heute »no more 
Irans« zum Ausdruck bringen soll, daß sich die USA mit Sicherheit nie wieder hilflos her- 
umschieben lassen werden. Ebenso wird die »Lehre von Afghanistan« darin bestehen, daß 
man einsieht, die USA müßten »unter gewissen Umständen« in der Dritten Welt militä- 
tisch intervenieren, auf die Gefahr hin, »daß wir sonst unseren Feinden ausgeliefert sind« 
(Podhoretz 1980, $. 89). 
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Weniger extrem scheint eine andere Variante des Neonationalismus zu sein. Robert 
Tucker, außenpolitischer Berater Reagans während des Wahlkampfs, schlägt z.B. eine dif- 
ferenzierte Politik vor, auch wenn er mit Podhoretz in der Einschätzung des Niedergangs 
der »amerikanischen Macht« übereinstimmt. Nach Meinung Tuckers befinden sich heute 
die USA vor einer schwerwiegenden Entscheidung hinsichtlich der Definition ihrer »Sicher- 
heitsinteressen« (Tucker 1980, $. 267). Einerseits würde seiner Auffassung zufolge unter 
den gegebenen Bedingungen eine Rückkehr zur vexpansiven Version der Eindämmungs 
die große Gefahr eines Zusammenstoßes zwischen der UdSSR und den USA heraufbe- 
schwören. Eine solche Politik »würde in der Tat die Botschaft nach Moskau bringen, daß 
die Uhr um mindestens 15 Jahre zurückgedreht werden soll, daß der gegen Ende der 60er 
Jahre anerkannte Gleichheitsstatus mit der UdSSR heute nur noch einen symbolischen 
Sinn habe und daß die USA nicht mehr bereit seien, die UdSSR als globale Macht anzuer- 
kennen«. Es sei aber andererseits unvermeidlich, den »sowjetischen Expansionismus« zu be- 
kämpfen, wozu die entsprechende Politik formuliert werden müsse. Hierzu schlägt Tucker 
die Politik der »gemäßigten Eindämmung« vor. 

Wie soll nun eine solche »gemäßigte Eindämmung« aussehen? Zuerst müsse man davon 
ausgehen, meint Tucker, daß sich das Militärgleichgewicht zugunsten der Sowjetunion ver- 
ändert habe und daher die westliche Macht in vitalen Lebenszonen - z.B. am arabisch-per- 
sischen Golf - geschwächt sei. Folglich sei es notwendig, eine Unterscheidung zwischen 
Gebieten von »primärem« und Gebieten von nur »sekundärem« Lebensinteresse zu treffen. 
Unter den ersten würden sich Westeuropa und die Länder des arabisch-persischen Golfes 
befinden; unter den zweiten die Länder Mittelamerikas und anderer Regionen der Welt. 
Um die »Sicherheit« in den Gebieten von »primären« Lebensinteressen zu gewährleisten, 
ist es nach Tucker unerläßlich, heute ein Aufrüstungsprogramm zu realisieren. »In den 
zwei am meisten kritischen Problemzonen der USA sind die nötigen Mittel ... militärischer 
Natur« (ebd., S. 250). Denn, während in Europa die Ziele der amerikanischen Macht darin 
bestünden, eine bewaffnete sowjetische Aggression abzuschrecken oder zurückzuschlagen, 
bestehe das Ziel am arabisch-persischen Golf darin, den Zugang zu den Erdölquellen zu 
sichern. Zwischen beiden Zonen bestehe zwar der Unterschied, daß in Europa der Feind 
bekannt, wohingegen er in der Golfregion nicht so klar ausfindig zu machen sei. In dieser 
Region befände sich aber der Schlüssel für die Sicherheit der gesamten westlichen Welt. 
Gelänge es der Sowjetunion, die arabischen und iranischen Ölquellen zu besetzen, dann 
würde die europäische Wirtschaft schlagartig zum Stillstand kommen. »Der Verlust des 
Zugangs zum Golf seitens des Westes würde ungefähr einem tödlichen Schlag gegen die 
globale amerikanische Interessenstruktur bedeuten, die nach dem Zweiten Weltkrieg er- 
richtet wurde« (S. 249). Und: »Der Golf ist ein unerläßlicher Schlüssel zur Verteidigung 
der globalen Position Amerikas, so wie er auch der unverzichtbare Schlüssel für die Sowjet- 
union ist, ohne den sie niemals ernsthaft eine globale Vorherrschaft anstreben kann.« 
(S. 256) 

Nun könne aber die »Sicherheit« in der Golfregion auch durch Ereignisse gefährdet wer- 
den, an denen die UdSSR nur gering beteiligt sei. Außerdem bestehe in dieser Region seit 
der iranischen Revolution ein »Machtvakuum«, das wie ein Magnet auf die zwei Super- 
mächte wirke. Deshalb sei es notwendig, sowohl ein »politisches« als auch ein »strategi- 
sches« Dilemma zu lösen. Das erste bestehe darin, den Willen zu haben und tatsächlich 
zum Ausdruck zu bringen, jederzeit die »Sicherheit« der Ölquellen zu garantieren und 
durch eine direkte konventionelle Militärpräsenz auszudrücken - wozu sich u.a. die von Is- 
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rael zu täumenden Basen auf Sinai anböten (Tucker 1981, S. 89). Das betreffe die Land-, 
See- und Luftstreitkräfte. Das zu lösende »strategische Dilemma« bestehe dagegen darin, 
durch nukleare Waffensysteme jeden sowjetischen Einmischungsvetsuch in der Region ab- 
zuschrecken oder in einer »Grenzsituation« aktiv zurückzuschlagen. Wenn also das vorhan- 
dene Machtvakuum nicht dutch konventionelle Waffensysteme - die in der Region ständig 
stationiert werden sollen - gefüllt werden könne, und die UdSSR den Versuch unterneh- 
men sollte, das Vakuum durch eigene Präsenz zu füllen, dann bliebe auch nach Meinung 
der »gemäßigten« Eindämmungsideologen keine andere Alternative als der Atomkrieg. 
Wenn dennoch die Vorschläge einer »gemäßigten Eindämmung« realistischer als die der 
»globalen Eindämmung« zu sein scheinen, so liegt das daran, daß die eiste Alternative die 
innere Ordnung der Staaten nicht notwendig zum Maßstab der Bedrohung für die USA 
macht. Der Neonationalismus von Podhoretz begreift als Feind jede Regierung, die für 
»kommunistisch« gehalten und als solche definiert wird. Die »gemäßigten« Neonationali- 
sten akzeptieren dagegen die Legitimität der globalen Weltmachtbestrebungen der 
UdSSR, weshalb sie nicht notwendig jede Regierung zum Feind der USA erklären, die zu 
jener Weltmacht diplomatische oder enge politische Beziehungen unterhält. Außerdem 
räumen diese Neonationalisten ein, daß es ein breites Feld gegenseitiger Kooperation zwi- 
schen den Supermächten gäbe. Sie weisen also auf die Möglichkeit hin, daß sich die USA 
»mit der Perspektive einer Welt anfreunden müssen, in der ein großer - und vielleicht 
wachsender - Teil der nicht zu den industriellen Demokratien gehörenden Länder sich 
der Ausübung eines amerikanischen Einflusses widersetzen« (Tucker 1981, S. 265). Gerade 
deshalb sei es nötig, nicht in jeder sozialen Bewegung in der Dritten Welt eine Bedrohung 
für die US-Sicherheitsinteressen zu schen. 

Gleichwohl ist die vorgeschlagene Politik der »gemäßigten Eindämmung« nicht weniger in- 
terventionistisch und militaristisch als jede andere, die die sogenannten »Lebensinteressen« 
der USA zum letzten Maßstab für die Entscheidung für oder wider Krieg macht. Wenn 
nämlich, um ein aktuelles Beispiel zu nehmen, die Intervention in Mittelamerika und im 
karibischen Raum davon abhängt, ob die dortigen Interessen als »primäte« oder »sekundä- 
te« Lebensinteressen definiert werden, dann ist die Interventionsdrohung immer latent 
vorhanden. Es reicht aus, daß der gesellschaftliche Protest in diesem Raum einen bestimm- 
ten Rebellionsgrad übersteigt, damit die Klassifizierung und die Bedrohung konktetisiert 
witd. »Die Definition unserer Lebensinteressen ist keineswegs selbstevident«, schreibt 
Hoffmann. »Nicht jede Position in der Welt kann verteidigt werden, und nicht alle sind 
gegenüber allen Arten von potentiellen Bedrohungen verteidigungswert. Die Neue Ott- 
hodoxie erklärt z.B. nicht, ob man nur der Expansion det sowjetischen (oder kubanı- 
schen oder vietnamesischen) Militärmacht widerstehen soll. Oder sollen wir alle Regime be- 
kämpfen, die zur UdSSR eine ähnliche Beziehung haben, wie Kuba? Oder sollen wir die 
Errichtung aller Regime bekämpfen, die von Moskau oder Kuba unterstützt werden? 
Tucker nimmt eine mittlere Position ein, abet es ist eine uneindeutige Position: Wie kann 
man vorher wissen?« (Hoffmann 1981, S. 26 £.) 

Das Problem des US-Neonationalismus besteht aber nicht nur darin, daß man nie im vor- 
aus wissen kann, was Reagan, Weinberger, Haig und andere unter »primären« und »sekun- 
dären« Lebensinteressen verstehen und mit welchen Manipulationen sie die angeblichen 
Bedrohungen erst schaffen, um die Intervention zu rechtfertigen. Darüber hinaus droht 
die bipolare Interpretation des gegenwärtigen Weltgeschehens, die überall den »Westen« 
auf den »Osten« stoßen sieht, allen internationalen Konflikten eine eminent militärische 
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Bedeutung zu verleihen. 
Dies gilt umso mehr, wenn wir die von Stanley Hoffmann erwähnten »Komplexitäts-« und 
»Möglichkeitskrise« der USA berücksichtigen. Nicht nur der interne Druck auf den Staat 
und auf die gesamte US-Gesellschaft ist angesichts des höheren Organisationsgrads der ver- 
schiedenen Bevölkerungsschichten und des Fehlschlags der Sozialreformen der 60er und 
70er Jahre größer geworden. Außerdem haben in der ganzen Welt Veränderungen stattge- 
funden, die die Stellung der USA wesentlich geschwächt haben. Eine der bedeutendsten 
dieser Veränderungen ist das Emporkommen vieler Länder der Dritten Welt und ihr kräfti- 
ges Auftreten auf der Bühne der internationalen Politik. Selbst der Neonationalismus in 
den USA scheint zu postulieren, daß, ohne Europa zu vernachlässigen, gerade in der Drit- 
ten Welt das Schicksal der »amerikanischen Macht« entschieden wird. Aber die Länder der 
Dritten Welt sind weder hinsichtlich ihrer inneren Ordnung homogen, noch stimmen not- 
wendig ihre internationalen Bestrebungen überein. Zwischen einigen von ihnen gibt es 
sogat tiefe Widersprüche, die nicht nur das Erbe des Kolonialismus sind, sondern auch tie- 
fergehende historische oder religiöse Ursachen haben können. Der beklagenswerte Krieg 
zwischen Iran und Irak bestätigt diese Auffassung. Trotzdem gibt es gemeinsame Bestre- 
bungen und Forderungen dieser Länder gegenüber der industrialisierten Welt, wie es auch 
gemeinsame Forderungen der Bevölkerung dieser Länder gegenüber den inneren Struktu- 
ren ihrer jeweiligen Gesellschaft gibt. In einer solchen komplexen Welt werden die Mög- 
lichkeiten einer friedlichen Lösung der internationalen Konflikte eingeschränkt, es sei 
denn, das Bewußtsein setzt sich dutch, daß neue internationale Abmachungen und Insti- 
tutionen geschaffen werden müssen, um weltweite kriegerische Auseinandersetzungen zu 
verhindern. Der nordamerikanische Neonationalismus weist jedoch eine solche Schlußfol- 
gerung weit von sich. So wie auch im Inneren des Landes die Probleme nicht mehr konsen- 
“ suell, sondern durch die rücksichtslose Entfaltung der Kräfte der »freien Marktwirtschaft« 
gesteuert werden (Wolin 1980, S. 11 ££.), so sollen die internationalen Probleme vornehm- 
lich durch die militärische Präsenz der »amerikanischen Macht« entschieden werden. Statt 
die Aktionstegister der internationalen Politik um zusätzliche politische, diplomatische 
und ideologische Mechanismen und Instanzen zu bereichern, sollen sie auf die Intetven- 
tionslogik einer allmächtigen Militärmacht Amerikas reduziert werden. Es gibt kaum einen 
ausdrucksvolleren Beweis als die Haltung der Neonationalisten der USA gegenüber dem 
»Nord-Süd-Dialog«. Nach Auffassung Podhoretz’ haben die USA in allen ihren Konflikten 
mit dem ‘Süden’ immer vor der Möglichkeit einer Konfrontation mit der militärischen 
Macht des ‘Ostens’ gestanden«. Denn »trotz seines proklamierten Neutralismus steht ein 
guter Teil des ‘Südens’ auf der Seite des ‘Ostens’ und ist gegen den “Westen’«. Das sei in 
der Konferenz der Nichtpaktgebundenen Länder (Havanna 1979) bestätigt worden. Au- 
ßerdem bestehe das eigentliche Ziel aller Aktivitäten der UdSSR in der Dritten Welt darin, 
»die Kontrolle des ‘Ostens’ über den am persischen Golf befindlichen Teil des ‘Südens’ zu 
errichten, um auf diese Weise die politische Herrschaft über den "Westen’ zu ertichten«. 
(Podhoretz 1980, S. 52 f.) 


So wird also der Pluralismus der Weltkonflikte allein auf den Ausdruck eines »sowjetischen 
Expansionismus« zurückgeführt und ihre Lösungsmöglichkeiten auf die militärische An- 
drohung oder Intervention reduziert. Das zeigt sich auch an der Einstellung gegenüber den 
sogenannten »autoritären« und den »totalitären« Regierungen in der Dritten Welt, die im 
nächsten Abschnitt kurz erläutert wird. Neoliberale und neokonservative Ideologie wird 
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insofern reibungslos vom Neonationalismus ergänzt. Der »Diktatur des Marktes« (Clerc 
1981, S. 11), die innerhalb der USA errichtet werden soll, entspricht auf internationaler 
Ebene die Diktatur der nordametikanischen Waffen. 

So stehen wir also vor einem »nationalistischen Konsens«, der mit der offenen Militärinter- 
vention der USA in jedem Teil der Dritten Welt und, wenn das nicht die gewünschte Wir- 
kung zeigt, mit dem Atomkrieg droht. Deshalb wird auch das Spiel aktualisiert, »das 
Undenkbare zu denken« und strategische Kalküle über die 1!/2 oder 2!/2 Atomktiege zu 
machen. Rätselhaft bleibt allerdings, was das noch mit der vielbeschworenen »Abschtek- 
kungsabsicht« zu tun hat. 


IH. Die Herausforderung der amerikanischen Macht durch »autoritäre« und »totahitäre« Re- 
gierungen 


Abschreckende Wirkung sollte das »Zeichen« haben, das Reagan sofort nach Amtsantritt in 
El Salvador setzen wollte. Dort, so lautete die offizielle Regierungspropaganda des Weißen 
Hauses, werde eine gemäßigte Regierung von kommunistischen Terroristen bedroht. Es 
wurde verkündet, die USA seien entschlossen, nicht ein weiteres Kuba oder Nicaragua ent- 
stehen zu lassen. Gleichzeitig hielt David Rockefeller in Argentinien eine Lobeshymne auf 
die dortige Diktatur und bescheinigte ihr zwar »autoritäre«, aber friedliebende Intentionen 
im Umgang mit der eigenen Bevölkerung. Einige tausend Verschwundene, sagte et, seien 
nichts im Vergleich zu den Hunderttausenden, die umkämen, wenn »totalitäre« Kräfte die 
Macht errängen. Als ersten ausländischen Staatschef empfing Reagan mit allen Ehren den 
südkoreanischen Diktator Chun Doo Hwan, der gleichzeitig damit beschäftigt war, seine 
Gegner einkerkern und umbringen zu lassen; während die US-Botschafterin bei den Ver- 
einten Nationen, Jeane Kirkpatrick die offizielle US-Politik gegenüber den Diktaturen in 
der Dritten Welt mit den Worten zusammenfaßte: » Wenn wir vor die Wahl gestellt wer- 
den, einer gemäßigt repressiven autokratischen Regierung beizustehen, die mit den USA 
befreundet ist, oder ihren Sturz durch Aufständische zu erlauben, die von Kuba ausgebil- 
det, von Kuba bewaffnet und von Kuba sekundiert werden, dann werden wit die gemäßig- 
ten Autokraten unterstützen« (zit. nach »Dissent«, Spring 1981, S. 163). ; 

Einen systematischen Versuch, die soziale Entwicklung in der Dritten Welt auf der Grund- 
lage der neokonservativen Ideologie zu erklären, hatte Jeane Kirkpatrick schon 1979 in ei- 
nem seitdem oft kommentierten Artikel zur Außenpolitik Carters unternommen (1979, 
S. 34 ff.). Vernichtend urteilte sie dort über Carter: Er habe nicht nur den Panamakanal 
an einen Castrofreundlichen »großschnäuzigen« Diktator übergeben, eine »dramatische« 
Aufrüstung der Sowjetunion, eine Stagnation der eigenen Militäranstrengungen und die 
Expansion der UdSSR am Horn von Afrika, Angola, Afghanistan und in der Karibik gedul- 
det; sondern darüber hinaus seien zwei »strategische« Länder in die Hände des Feindes ge- 
fallen, nämlich Iran und Nicaragua. Carter, so wiederholte sie nach Reagans Wahl (1981, 
S. 29 ff.), sei unfähig gewesen, »den Herausforderungen der sowjetisch/kubanischen Ex- 
pansion« im karibischen Raum und in anderen Teilen der Welt entgegenzutreten und ha- 
be stattdessen »positiv dazu beigetragen«, die Probleme zu vergrößern. Er habe nämlich 
eine »Entfremdung der wichtigsten Nationen (von den USA), ein Wachsen des Neutralis- 
mus, eine Destabilisierung befreundeter Regierungen« und eine weitere Verschärfung des 
Niedergangs der amerikanischen Macht induziert (ebd., S. 29). 
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Das Grundübel der nordamerikanischen Außenpolitik in der Dritten Welt unter Carter, so 
schrieb Kirkpatrick, sei die Unfähigkeit zu erkennen, daß trotz aller Kritik gegenüber »au- 
tokratischen« oder »autoritären« Regierungen ihre Beseitigung nicht nur keine bessere 
Situation schaffe, sondern - im Gegenteil - der entsprechenden Bevölkerung noch viel grö- 
ßere Opfer abverlange. Zwar würden »Autokraten« nicht immer - vielleicht auch sehr sel- 
ten - die gleichen Ziele anstreben, die in den USA von der Bevölkerung angestrebt wer- 
den, u.a. die liberale Demokratie. Man müsse jedoch anerkennen, daß autoritäre Regime 
meistens eine - wenn auch gemäßigte - Opposition zulassen, ihre Gegner nur gelegentlich 
physisch bedrohen, eine gewisse Meinungsfreiheit erlauben und diese nur in extremen Ge- 
fahrensituationen aufheben würden, somit also der eigenen Bevölkerung den Ablauf des 
gewohnten Lebensrhythmus garantieren, d.h. ihre Bewegung innerhalb der traditionellen 
persönlichen, familiären und sozialen (dörflichen) Bindungen gewährleisten. Außerdem 
sei innerhab solcher Autokratien immer die Möglichkeit zum sozialen Wandel gegeben, 
denn anders als in totalitären Regimen würde schon die Zulassung einer gemäßigten Op- 
position die Vorwärtsentwicklung fördern und in einem gewissen Umfang auch dutchset- 
zen können. 

Anders sei die Situation in »totälitären« Regimen, die durch Beseitigung der »Autokraten« 
errichtet werden. Statt sich ähnlich wie »autoritäre« Regime die langfristige Errichtung der 
Demokratie zum Ziele zu setzen, würden »totalitäre« Regime eine vollständige, permanen- 
te und unveränderbare Kontrolle des Staates über die gesamte Gesellschaft anstreben. Fa- 
miliäre Beziehungen würden ignoriert, der »gewohnte Rhythmus zwischen Arbeit und 
Freizeit« gestört, das »Anbeten traditioneller Götter und die Einhaltung traditioneller Ta- 
bus« nicht respektiert, sondern im Gegenteil verfolgt. Und statt es so zu belassen wie z.B. 
in Indien, wo die ‘Kinder der Unberührbaren’ »die Fähigkeiten und Attitüden« schon von 
Geburt aus erlernen, um »die armselige Rolle zu spielen, die ihnen das Schicksal zugeord- 
net hat«, würden totalitäre Regime diese natürliche Umgebung der eigenen Bevölkerung 
zerstören und damit unendliches Leid hervorrufen (Kirkpatrick 1979, S. 44). Es sind daher 
vom Standpunkt des elementaren Humanismus die autoritären Regime in den Ländern der 
Dritten Welt den »totalitären« Regierungen vorzuziehen. Aber auch unter dem Gesichts- 
punkt elementarer US-Sicherheitsinteressen wäre dafür zu plädieren, daß die US-Regie- 
rung autoritäre Regime stützt und, wenn nötig, durch eigene Militärinterventionen am 
Leben hält. 

Diese Schlußfolgerung ergibt sich aus der spezifischen neokonservativen Betrachtungsweise 
der Dritten Welt. Dort herrschen - wir folgen immer noch dem Argument von Kirkpatrick 
- die schon beschriebenen »autoritären« Regime. Darin könne sich keine Gesellschaftsgrup- 
pe politisch so artikulieren, daß sie die Macht anzustreben in der Lage sei. Das sei gerade 
der Ausdruck der mangelnden politischen Modernisierung der betreffenden Gesellschaft. 
Anders aber, wenn eine dieser Oppositionsgruppen von außen Hilfe bekommt, wie im Fal- 
le der »sozialistisch-revolutionären Bewegungen«, die von der UdSSR oder von Kuba unter- 
stützt würden. Solche Gruppen könnten dann in der Tat zu einer Gefahr für die etablier- 
ten »Autokraten« werden, nicht wegen deren mangelnder Integrationskraft, sondern nur 
wegen ihrer militärischen Schwäche. Setze der von Kuba und/oder der UdSSR unterstützte 
Kampf der Aufständischen gegen das autokratische Regime erst einmal richtig ein, falle 
dieses fast von selber zusammen. Gemäßigte Kräfte würden sich dann auf die Seite der 
Aufständischen schlagen, ihnen sozusagen als Aushängeschild dienen (um ihre »tota- 
litären« Ansprüche zu verschleiern), große Teile der Militär- und Polizeikräfte würden 
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handlungsunfähig, die losen Bindungen zu den USA - der einzigen Macht, die den Zu- 
sammenbruch verhindern könnte - würden abbrechen und schließlich jene Kräfte die 
Macht übernehmen, die die »totalitäre« (kommunistische) Hertschaft entweder direkt oder 
auf Umwegen errichten. 

Die ideologische Schlußfolgerung einer solchen »Analyse« lautet dann sehr einfach, die 
USA müßten allen mit ihnen befreundeten autokratischen »gemäßigt repressiven« Regie- 
rungen im Falle eines Bürgerkriegs oder einer bewaffneten inneren Bedrohung militärisch 
unter die Arme greifen, denn sonst würde als einziger Gewinner die »sowjetisch-kuba- 
nisch« inspirierte Subversion erfolgreich sein. Neben den »autoritären« Regierungen des 
Diktators Somoza und des iranischen Schah ist auch die Regierung Napoleon Duartes in El 
Salvador ein Beispiel einer solchen »befreundeten« autoritären Regierung. Auch hier ließe 
sich - angeblich - die Theorie der Neokonservativen belegen. El Salvador, so Kirkpatrick, 
gehöre zusammen mit Guatemala, Marokko, Zaire und anderen Ländern in die Kategorie 
jener Länder, in denen die strategische Position der USA angesichts einer »von den Sowjets 
unterstützten Subversion« (ebd., S. 34) bedroht sei. Auch hier gelte es, ein »moralisch und 
strategisch akzeptables und politisch realistisches Programm« zu formulieren, andernfalls 
werde bis hin zu Mexico und Korea die strategische Lücke der USA nicht mehr zu füllen 
sein. 

Nun lassen sich aber gerade in El Salvador die typischen Merkmale der »autoritären« Regie- 
tungen erkennen, die schließlich die Bevölkerung dazu zwingen, zur Beendigung des . 
Leids, der Not, des Elends und der Unterdrückung zu den Waffen als letztem Mittel zu 
greifen. »El Salvadors, so schreiben William LeoGrande und Carla Anne Robbins in Fo- 
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reign Affairs - dem wohl kaum kommunistische Sympathien nachgesagt werden können -, 
»besitzt die starrste Klassenstruktur und die schlimmste Einkommensungleichheit in ganz 
Lateinamerika. Länger als ein Jahrhundert ist dort das politische und wirtschaftliche Leben 
der Nation von einer kleinen Elite von Großgrundbesitzern behertscht worden, die unter 
dem Namen ‘las catorce familias’ (Los Catorce) bekannt ist, auch wenn ihre gegenwärtige 
Zahl die 14 weit übersteigt. Die familiären Klans, aus denen sich die Oligarchie zusam- 
mensetzt, bestehen aus einigen wenigen tausend Personen, im Vergleich zu einer Gesamt- 
bevölkerung von annähernd 5 Millionen. Bis vor kurzem besaßen aber diese Klans 60 % 
der landwirtschaftlich nutzbaren Fläche, das gesamte Bankensystem und die Mehrheit der 
Industrie. Außerdem erhielten sie etwa 50 % des Nationaleinkommens« (LeoGrande/Rob- 
bins 1980, S. 1085). Den gleichen Autoren zufolge besteht seit Jahrzehnten das wichtigs- 
te Ziel der Oligarchie von El Salvador darin, »zu verhindern, daß der latente Konflikt 
ausbricht und sich in einen Klassenkonflikt verwandelt«. Maßgebliches Instrument zur 
Verwirklichung dieses Zieles sind seit jeher die Streitkräfte gewesen, die seit 1931 das Land 
regieren und systematisch jede Beteiligung der breiten Bevölkerungsschichten an den poli- 
tischen Entscheidungen des Landes ausschließen. Dies ist ihnen auch mit nur kurzen Aus- 
nahmen gelungen, in denen junge, reformistische Offiziere regieren konnten. Die ange- 
kündigten Reformen sind dann aber immer wieder entweder rückgängig gemacht oder 
überhaupt nicht in die Praxis umgesetzt worden. 

Dennoch bestand eine der ersten außenpolitischen Entscheidungen der Regierung Reagans 
darin, in El Salvador ein »deutliches Zeichen« zu setzen, daß sie nun nicht mehr wie ihre 
Vorgängerin gewillt war, den weiteren Vormarsch des »sowjetischen Expansionismus« zu 
dulden. Während US-Außenminister Haig die schon versprochenen Kredite der USA für 
die »totalitäre« Regierung von Nicaragua endgültig strich, begannen »Militärberater« der 
USA in El Salvador einzutreffen, um die einheimischen Militärs in die Bedienung der nun 
massiv gelieferten Militärausrüstungen einzuweisen. Um die europäischen Verbündeten - 
von der drohenden »kommunistischen« Gefahr zu überzeugen, wurde die Eagleburger- 
Mission nach Europa geschickt, die mit - wie später sogar selbst von US-Regierungsmit- 
gliedern zugegeben wurde (vgl. »Le Mondes, 11.6.81, S. 6) - gefälschten und obskuren 
»Dokumenten« die sowjetisch-kubanisch-nicaraguanische »Intervention« in El Salvador be- 
weisen sollte. Die Gesprächsbereitschaft der salvadoreanischen Opposition wurde einfach 
ignoriert, und die US-Regierung zeigte sich sogar über die Vermittlungsbemühungen der 
Sozialistischen Internationalen »zutiefst verärgert«. 

Worin besteht nun das eigentliche »Zeichen«, das die Reagan-Regierung mit ihrer (vorerst 
nur auf »Militärberater« und massive Militärausrüstung »beschränkten«) Unterstützung für 
das »autoritäree Regime von Napoleon Duarte gegeben hat? Zum einen darin, die Ent- 
schlossenheit zu bekräftigen, jeden gesellschaftlichen Wandel in einem Land der Dritten 
Welt aufzuhalten, wenn dort angebliche Lebensinteressen der USA bedroht werden. Zum 
anderen darin, die grundsätzlich bipolare Einstellung der USA in allen Weltfragen konkret 
zum Ausdruck zu bringen, damit auch die Sowjetunion und ihre »Satelliten« verstehen, 
daß nun in den USA mit der Wiederherstellung der »amerikanischen Machi« ernst gemacht 
wird. 

Bei der Unterscheidung zwischen »autoritären« und »totalitären« Regimen haben wir es also 
nicht nur mit einem »Ekzentrismus« und einer »fast verrückten Aufzählung der politischen 
Realitäten Lateinamerikas« (Farer 1981, S. 10) und von anderen Regionen der Welt zu tun. 
Diese Unterscheidung gehört vielmehr in den Mittelpunkt der strategischen Vorstellungen 
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der gegenwärtigen US-Regierung. Darin’ verwischen vollständig die Grenzen zwischen den 
inländischen Bestimmungsfaktoren der sozialen Konflikte innerhalb einer jeden Nation 
und ihren konkreten Ausdrucksformen einerseits und den ideologischen und konkreten 
Dimensionen der internationalen Konflikte andererseits. Die Nichtpaktgebundenheit ver- 
liert also in den neuerlichen strategischen Vorstellungen der USA jede Bedeutung. Das ist 
durchaus ein wesentlicher Unterschied zu der Politik der Carter-Regierung und zu den 
Vorstellungen des Trilateralismus, auch wenn nachweislich die US-Militärintervention in El 
Salvador, die enorme Militärpräsenz im Indischen Ozean, die (heimliche und offene) In- 
tervention in Afrika und die Unterstützung für die Militärdiktaturen in Südamerika auch 
schon unter Carter massiv weitergeführt wurden (zu El Salvador vgl. Jokisch 1981, 
S. 185 ff.). Denn im Gegensatz zu den (spärlichen und konfusen) positiven Ansätzen un- 
ter Carter, die gegenwärtige Weltkrise u.a. durch internationale Verhandlungen und Ab- 
kommen zu lösen (Hoffmann 1981 (a), S. 3 ff.), setzt der reagansche Neonationalismus 
auf Militärstärke, Militärkonfrontation und Militärlösungen. 

Die verschiedenen Bausteine des reaganschen innen- und außenpolitischen Programms zur 
Wiederhetstellung der »amerikanischen Macht« passen sich also reibungslos ineinander - 
zumindest der Ideologie nach. Das nukleare Potential der UdSSR soll durch ein nukleares 
Übergewicht der USA, die konventionelle Übermacht der UdSSR durch klare Hinweise 
darauf, daß »lebenswichtige Zonen« in der Dritte Welt notfalls durch einen Atomkrieg ver- 
teidigt werden sollen (z.B. im arabisch-persischen Golf), neutralisiert werden; und jeder 
Fortschritt des »sowjetischen Expansionismus« in der Dritten Welt soll dadurch gebremst 
werden, daß »gemäßigt repressive« Diktaturen & la Pinochet, Somoza, Duarte u.a. unter- 
stützt werden, und zwar militärisch, versteht sich! 

Es bleibt also nichts anderes übrig, als die Frage, ob in Zukunft die US-Regierung versu- 
chen wird, die politischen und diplomatischen Möglichkeiten zur internationalen Konflikt- 
regelung den militärischen Aktionsmöglichkeiten unterzuordnen, mit »ja« zu beantwor- 
ten. Eine ganz andere Frage ist allerdings, ob ihr das gelingen wird. 
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Thomas Hurtienne*: 


Peripherer Kapitalismus und autozentrierte Entwicklung 
- Zur Kritik des Erklärungsansatzes von Dieter Senghaas 


Die Erkenntnis, daß hohes wirtschaftliches Wachstum und soziale Modernisierung in der 
Mehrheit der kapitalistischen Entwicklungsländer Massenarmut und Unterbeschäftigung 
nicht beseitigt haben, ist in der gegenwärtigen entwicklungspolitischen Diskussion fast 
. schon zum Allgemeinplatz geworden. Durch die offizielle Entwicklungspolitik wurde das 
Scheitern der einseitig auf Wachstum und Modernisierung orientierten Entwicklungsstra- 
tegien der 60er Jahre aber erst seit der Nairobi-Rede von Weltbank-Chef McNamara im 
Jahr der Ölkrise 1973 eingestanden. Die in der unmittelbaren Nachkriegszeit im Klima des 
kalten Krieges und unter dem Schock der chinesischen Revolution als kapitalistische Wachs- 
tumsförderungspolitik zur Vermeidung sozialistischer Revolutionen entstandene nord- 
amerikanische Entwicklungskonzeption, die auch das entwicklungspolitische Denken in der 
Bundesrepublik behertschte, geriet in ihre zweite Krise. Die erste schwere Etschütterung 
hatte der westliche Fortschrittsoptimismus Ende der 50er Jahre erlebt als in vielen jungen 
Nationalstaaten Afrikas und Asiens der Entwicklungsnationalismus ausgeprägtere Formen 
annahm und die kubanische Revolution die Zukunft des Kapitalismus in Lateinamerika in 
Frage zu stellen schien. Der Aufschwung der von Kuba unterstützten Guerillabewegungen 
und der damit drohende Terraingewinn sozialistischer Entwicklungsideen in vielen latein- 
amerikanischen Ländern führte zu der späten Einsicht, daß beschleunigtes Wirtschafts- 
wachstum und westliche Demokratie nur noch dutch präventive Strukturreformen vor allem 
im Agrarsektor gegen den Aufschwung entwicklungsnationalistischer und sozialistischer 
Entwicklungskonzeptionen verteidigt werden konnte. Die »Allianz für den Fortschritt« 
John F. Kennedys, die zunehmende Betonung der sozialkulturellen Dimensionen des 
nachholenden Entwicklungsprozesses durch die seit 1960 anschwellenden Arbeiten über 
»Modernisierung« (der jetzt den davor üblichen Begriff der »Verwestlichung« ersetzte), 
aber auch die umfassende Funktionalisierung der Sozialwissenschaften für die »counter-in- 
surgency«-Progtamme in den Ktisengebieten der 3. Welt kennzeichneten die 60er Jahre. 
Die veränderte US-amerikanische Politik war durchaus »erfolgreich«: der Aufschwung ent- 
wicklungsnationalistischer und sozialistischer Bewegungen wurde durch die historische 
Niederlage der lateinamerikanischen Guetillabewegungen und eine neue Welle autoritärer 
Militärtegime in der 3. Welt mit der Ausnahme Vietnams und der Befreiungsbewegungen 
in den portuguiesischen Kolonien Afrikas gebremst. Die großen Erwartungen, die Moderni- 
sierungstheoretiker und nordamerikanische Strategen mit dem neuen Typus »modernisie- 
render Militärtegime« verbanden, verflogen allerdings bald: die sozialen Entwicklungspro- 
bleme wurden durch ungehemmte kapitalistische Wachstumspolitik und staatliche Repres- 
sion gegen Gewerkschaften und Bauernbewegungen eher noch verschärft. Die Auswirkun- 
gen von Ölkrise und weltwirtschaftlicher Rezession und die gestätkte Präsenz der Entwick- 
lungsländer in der UNO nach 1974 stellten das Entwicklungsmodell »Erst Wachstum - 
* "Thomas Hurtienne ist wissenschaftlicher Assistent am Lateinamerik-Institut der Freien Universität 
Berlin. 


Zur Kritik von Dieter Senghaas 105 


dann Verteilung« zunehmend in Frage. Die Unangemessenheit der vorhettschenden Ent- 
wicklungstrategien wurde nun sogar von der Weltbank konstatiert. Die Suche nach neuen 
Konzepten zur Bekämpfung der absoluten Armut und Unterbeschäftigung setzte ein. 
Wichtig für die Verarbeitung der Krise der offiziellen Entwicklungspolitik und Entwick- 
lungstheorie wurde die verspätete Rezeption von Erklärungsansätzen, die Sozialwissen- 
schaftler aus Lateinamerika und Nordafrika seit Mitte der 60er Jahre unter dem Einfluß der 
kubanischen und algerischen, aber auch der chinesischen und vietnamesischen Revolution 
in Auseinandersetzung mit den nordamerikanischen Modernisierungs- und Freihandels- 
theorien entwickelt hatten. Die Abhängigkeitstheorie aus Lateinamerika (Dependenztheorie) 
und die Theorie des peripheren Kapitalismus des in Frankreich und Westafrika arbeitenden 
Ägypters Samir Amin wurden mit großer Schnelligkeit als Rettungsanker in politi- 
scher und theoretischer Not vom linksliberalen Flügel der internationalen entwicklungsthe- 
oretischen »community« rezipiert und bildeten die Grundlage eines neuen Verständnisses 
der Ursachen von Unterentwicklung und möglicher Strategien zu ihrer Überwindung., Die 
sich schnell verbreitende Redeweise von der »Entwicklung der Unterentwicklung« (A.G. 
Frank), des »Wachtums ohne Entwicklungs und der Notwendigkeit »autozentrierter Ent- 
wicklungsstrategien« (S. Amin) war ein Indikator für den Terraingewinn des neuen Para- 
digmas der Theorie des peripheren Kapitalismus und der autozentrierten Entwicklungs- 
strategie gegenüber dem immer noch dominanten offiziellen Konzept der »Entwicklung 
durch Handel«. Die Schnelligkeit der Rezeption forderte allerdings auch ihren Preis: Ver- 
einfachte globale Erklärungsmodelle verdrängten zunächst die Mühsal konkteter histori- 
scher Analysen. 

Dieter Senghaas, der als Friedensforscher einen wesentlichen Anteil an der Diskussion um 
Rüstung und Militarismus seit Ende der 60er Jahre hatte, übernahm die wichtige Rolle, die 
Abhängigkeitstheorie und die Theorie des peripheren Kapitalismus im westdeutschen 
Sprachraum einem breiten Publikum zugänglich zu machen. In dem 1972 bei Suhrkamp 
erschienenen ersten Reader »Imperialismus und strukturelle Gewalt« stand noch die The- 
matisierung »der asymetrischen Struktur der internationalen Gesellschaft« mit ihren »Ab- 
hängigkeitsstrukturen« und »Abhängigkeitsketten« in allgemeiner Form im Mittelpunkt. 
Im zweiten Reader »Peripherer Kapitalismus« (1974) erfolgte dann eine Präsentation wich- 
tiger (wenn auch selektiv ausgewählter ) Ansätze der Abhängigkeitsdiskussion. In seinem 
Buch »Weltwirtschaftsordnung und Entwicklungspolitik. Plädoyer für Dissoziation« (1977) 
erfolgte die zusammenfassende Darstellung des neuen Erklärungsansatzes vor allem in 
Hinblick auf seine entwicklungspolitischen Konsequenzen (Abkoppelung und autozen- 
trierte Entwicklung als entwicklungspolitische Imperative). Im vorläufig letzten Reader 
»Kapitalistische Weltökonomies (1979) wurde die neue »Theorie der Akkumulation im 
Weltmaßstab« in Ausschnitten präsentiert. 1978 erschienen eine Reihe von Monographien 
über die nachholende sozialistische Entwicklung in China, Nordkorea und Albanien.? Eine 
Studie über Kuba folgt 1981.? 

Die Gelegenheit zu einer Zwischenbilanz der Arbeiten von Dieter Senghaas und seiner 
Schule bietet sich an. Vor allem für jemanden wie den Autor dieses Artikels, der bereits 
1974 eine herbe Kritik der Unzulänglichkeiten der Abhängigkeitstheorie vorgelegt hat.‘ 
Welche Erkenntnisfortschritte kounten mit dem neuen Paradigma erzielt werden? Wo lie- 
gen seine Erkenntnisschranken? 
Um es vorwegzunehmen, positiv bleibt zu bilanzieren: die klare Thematisierung asymetti- 
scher Ungleichheit in den internationalen Beziehungen, die systematische Kritik des Frei- 
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handelsoptimismus der offiziellen Entwicklungspolitik, die Sensibilisierung für die »dia- 
lektische Einheit von Unterentwicklung und Entwicklung«, die Herausarbeitung und 
schrittweise Differenzierung eines alternativen Entwicklungspolitik-Konzeptes. 

Der folgende Beitrag wird sich weniger mit diesen unbestreitbaren Vorzügen beschäftigen, 
sondern eher den Finger auf die noch offenen Wunden dieses neuen Paradigmas legen. Im 
ersten Teil werden einige Ungereimtheiten dieses Erklärungsansatzes thematisiert: der nur 
vordergründige Bruch mit den Modernisierungstheorien, die Hochstilisierung von heuristi- 
schen Merkmalskatalogen zu entwickelten Theorien, die Reduktion komplexer Welt- und 
Nationalgeschichte auf die idealtypische Kontrastierung eines autozentrierten und eines 
peripheren Entwicklungsprofils. Im zwezter und drıtten Teil erfolgt der Nachweis der 
empirischen Unhaltbarkeit einiger zentraler Thesen dieses typologischen Erklärungsansat- 
zes: Während sich Senghaas im Anschluß an Amin die autozentrierte Entwicklung der 
heutigen Industrieländer nur als dynamische Verflechtung von Massenkonsumgüter- und 
Produktionsmittelindustrien durch eine systematische Zunahme der Reallöhne und der 
produktiven Beschäftigung vorstellen kann, der breiten Massenkonsumgüternachfrage da- 
bei die zentrale dynamische Entwicklungsfunktion einräumt und die metropolitanen Kapi- 
talistenklassen als nur produktiv akkumulierende Investoren auffaßt, dokumentiert der hi- 
storische Nachvoilzug von Struktur und Dynamik der englischen und preußisch-deutschen 
Industrialisierung im zweiten Teil die zentrale Rolle des Luxuskonsums der Oberklassen, 
der staatlichen Infrastrukturinvestitionen und der industriellen Exporte für die Dynamik 
der Kapitalakkumulation und verweist auf die oft vergessene Tatsache, daß die Massen der 
Arbeiter und Bauern erst nach über 100 Jahren kapitalistischer Industrialisierung an den 
»Früchten« dieses wirtschaftlichen Wachstums relativ dauerhaft beteiligt wurden. Die für 
das »periphere Akkumulationsmodellk typischen Phänomene wie hoher Luxuskonsum, 
Exportorientierung, hoher Grad an struktureller Heterogenität und Matginalisierung wa- 
ten also auch konstitutive Bestandteile der metropolitanen Industrialisierungsgeschichte. 
Im dritten Teil werden die von Senghaas postulierten dauerhaften Strukturmerkmale des 
peripheren Kapitalismus am Beispiel Brasiliens auf ihren empirischen Gehalt hin kritisch 
hinterfragt. Brasilien kann dabei insofern als paradigmatischer Testfall der Theorie des pe- 
ripheren Kapitalismus angesehen werden, da nach Senghaas gerade dieser Extremfall »rela- 
tiv differenzierter Produktivkraftentfaltung an der Spitze der 3. Weit« die Dauerhaftigkeit 
entwicklungsunfähiger Peripheriestrukturen und damit die strukturelle Unmöglichkeit 
autozenttierter kapitalistischer Entwicklung beweisen soll. Der kurze Nachvollzug der brasi- 
lianischen Entwicklungsgeschichte wird die Unhaltbarkeit dieser vereinfachenden Auffas- 
sung ansatzweise herausarbeiten. Die brasilianische kapitalistische Entwicklung war nie- 
mals nur durch Merkmale peripherer Akkumulation gekennzeichnet, sondern wies bereits 
seit Ende des 19. Jh. immer auch Merkmale autozentriert-kapitalistischer Entwicklung auf: 
zuerst regional beschränkt auf die Sao Paulo-Region, ab 1930 auch national durch die Do- 
minanz binnenmarktorientierter Kapitalakkumulation, ab 1960 auch durch die zuneh- 
mende Verwandlung von Luxus- in Massenkonsumgüter und die wachsende Dichte der 
Austauschbeziehungen zwischen Abteilung I und I. 

Durch die Kritik der vereinfachenden Sichtweise der Theorie des peripheren Kapitalismus 
will ich den Weg freimachen für eine vorurteilslosere, die Widersprüchlichkeit historischer 
Entwicklungsprozesse aufnehmende Analyse der Unterentwicklungsproblematik, die im 
Rahmen dieses Artikels allerdings noch nicht voll entwickelt werden kann. Dies würde eine 
umfassendere komparative Darstellung der unterschiedlichen Entwicklungswege innerhalb 
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mehrerer Ländergruppen der 3. Welt voraussetzen, die in einem weiteren Artikel erfolgen 
soll. Das gleiche gilt für die vergleichende Diskussion der nichtkapitalistischen Entwick- 
lungswege sozialistischer Entwicklungsländer, die in einem anderen Artikel in Auseinan- 
dersetzung mit den im Umkreis von Senghaas entstandenen Monographien über China, 
Nordkorea, Albanien und Kuba erfolgt.’ Vor allem diese Monographien und die noch nicht 
veröffentlichten Arbeiten von Senghaas und Menzel über kleine westeuropäische Exportö- 
konomien, die sich trotz hoher Weltmarktabhängigkeit und unvollständiger Industtie- 
strukturen autozentriert entwickelt haben, beinhalten eine weitgehende Modifikation des 
ursprünglichen Erklärungsansatzes und machen eine differenziertere Diskussion über un- 
terschiedliche Formen autozenttierter Entwicklung auch zwischen Vertretern unterschiedli- 
cher Wissenschaftskonzeptionen eher möglich. Der folgende Beitrag geht allerdings über 
die von Senghaas vollzogene Differenzierung seines Erklärungsansatzes insofern hinaus, da 
er dessen Erklärungskraft auf grundlegendere Weise in Zweifel zieht. 


1. Bemerkungen zur Theorie des peripheren Kapitalismus 


Auf die Herausbildung des neuen Paradigmas »Peripheter Kapitalismus« in Hinblick auf 
den historischen Hintergrund, die innerwissenschaftliche Kontroversen und die politischen 
Motive kann ich in diesem Aufsatz nicht eingehen.’ Dargestellt und kritisiert wird daher 
im folgenden nur das fertige Produkt in seiner Formulierung von D. Senghaas.? 

Was besagt die Theorie des peripheren Kapitalismus? Grob zusammengefaßt folgendes: 
Massenarmut und Unterbeschäftigung in den Ländern der 3. Welt sind nicht das Resultat 
stagnierender traditioneller Gesellschaften, die ihre Rückständigkeit aufgrund vielfacher 
»Teufelskreise« nicht durchbrechen können, sondern Konsequenz ihrer abhängigen Ein- 
gliederung in die internationale Arbeitsteilung durch Kolonialismus und Imperialismus. 
Mehr durch offene oder verdeckte Gewalt gezwungen als freiwillig wurden die Entwick- 
lungsländer dadurch zu einseitig spezialisierten Produzenten von unverarbeiteten Rohstof- 
fen und Agrarprodukten für die Zentren der Kapitalakkumulation in Westeuropa. Die da- 
durch bedingte strukturelle Abhängigkeit von den Zentren (Metropolen) reptoduzierte 
sich trotz aller Formwandlungen der Abhängigkeit in einer dauerhaften Deformation der 
internen Sozial- und Wirtschaftsstrukturen, die als »defekte und verkrüppelte Periphetie- 
Ökonomien« nur noch die »Dialektik von dynamischem Wirtschaftswachstum und Massen- 
elend« zulassen. 


»Alle Peripherie-Ökonomien sind seit jeher ausgesprochene Wachstumsökonomien, nur daß das 
Wachstum sich auf wenige, meist exportorientierte Sektoren konzentriert und auch die binnenorien- 
tierten Wachstumsprozesse sektoral und soziologisch begrenzt sind. ... Bruchstückhaftigkeit und 
manglende Kohätenz im Ökonomischen übersetzen sich in eine Zergliederung der Gesellschaftsstruk- 
tur von Periphetien, die in der Theorie des peripheren Kapitalismus als strukturelle Heterogenität be- 
zeichnet wird.« (Senghaas 1977, S. 41) 


Die Überwindung dieser entwicklungsunfähigen »Tiefenstrukturen« ist nicht durch das 
von den Modernisierungstheorien propagierte Durchsickern der Modernisierung von den 
modernen Wachstumspolen aus zu erreichen, da Massenelend und ungleiche Einkom- 
mensverteilung konstitutiv für die periphere Akkumulationsdynamik bleiben. Diesem pe- 
tipheren Akkumulationsmodell eines »Wachstums ohne soziale Entwicklung«, in dem alles 
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nur noch schlimmer werden kann, stellt Senghaas das autozentrierte Entwicklungsmodell 
der entwickelten Industriegesellschaften mit ihren »lebens- und entwicklungsfähigen 
Strukturen« gegenüber, um dann daraus die absolute Notwendigkeit einer autozentrierten 
Entwicklungsstrategie zur Überwindung der Strukturdefekte des peripheren Kapitalismus 
abzuleiten: Nur die zeitweise Abkoppelung vom Weltmarkt (»Dissoziation«), interne 
Strukturreformen (vor allem im Agrarsektor) und die Etablierung eines in die Binnenwirt- 
schaft integrierten möglichst kompletten Produktionsmittelsektors ermöglichen eine dyna- 
mische Entwicklung des Binnenmarktes, in den die Masse der Bevölkerung wegen der 
zunehmenden wechselseitigen Verflechtung von Industrie und Landwirtschaft produktiv ein- 
gegliedert werden kann. Im Gegensatz zum 19. Jhdt. erfordert eine solche autozentrierte 
Entwicklung unter den gegenwärtigen weltwirtschaftlichen Bedingungen mit ihrem »wach- 
senden internationalen Kompetenzgefälle« und der zunehmenden »Politisierung der Ent- 
wicklungsproblematik« einen nichtkapitalistischen Entwicklungsweg, der mit Elementen 
sozialistischer Planung die hauptsächlichen Strukturdefekte der Peripherie-Ökonomien 
aufhebt und eine Strategie prioritärer Grundbedürfnisbefriedigung einleitet. 

Der Vorzug dieser einfachen Argumentationskette lag in der ersten Phase der Kritik an den 
herrschenden Entwicklungstheorien offensichtlich darin, auf einer allgemeinsten Ebene 
die wichtigsten Ursachen und Strukturdefekte unterentwickelter Gesellschaften sowie eine 
allgemeine Strategie zu ihrer Überwindung zu benennen und damit gleichzeitig die illu- 
sionären Modernisierungstheorien zu kritisieren. Insofern hat dieser Ansatz auch politisie- 
rend und erkenntnisfördernd im Prozeß der Ablösung von veralteten Erklärungsmustern 
gewirkt. 

Das Problem der Theorie des peripheren Kapitalismus ist nun allerdings, daß es ihr schwer- 
fällt, über heuristische Merkmalsbeschreibungen, vereinfachende Typologien (Peripherie - 
Metropolen) und grobe konfigurative Kausalbeziehungen hinauszukommen. Es handelt 
sich bei dieser »Theorie« daher weniger um eine empirisch gehaltvolle erklärende Theorie, 
sondern eher um erste heuristische, d.h. die Erkenntnis fördernde Modelle mit stark deduk- 
tivem Charakter. Die nützliche Funktion dieser Modelle im Erkenntnisprozeß kann ange- 
sichts des allgemein desolaten Zustands der Theorie der Unterentwicklung zunächst über- 
haupt nicht bestritten werden. 

Die Redeweise von »der Theorie« erweckt aber einerseits bei dem mehr bürgerlichen Teil 
des wissenschaftlichen und politischen Publikums uneinlösbare Ansprüche auf theoreti- 
sche Kohärenz und empirische Fundierung und fördert andererseits bei den Verfechtern 
dieser Theorie (vor allem im linken Lager) schwerwiegende Erkenntnisblockierungen. Da- 
mit ist weniger die empirisch-induktive Arbeitsweise von D. Senghaas und seiner For- 
schungsgruppe selbst gemeint, die sicherlich auf beeindruckende Weise demonstriert ha- 
ben, was »Lernflexibilität« bedeuten kann. 

Die als entwickelte Theorie präsentierten Vereinfachungen der 1. Phase, die später - oft 
unter der Hand - korrigiert und differenziert wurden, haben aber auf die allgemeine poli- 
tisch-wissenschaftliche Diskussion vor allem im »linken Spektrum« entdifferenzierend und 
enthistorisierend gewirkt. Dem groben Klotz der bürgerlichen Modernisierungtheorie und 
offiziellen Entwicklungspolitik konnte unbesorgt der grobe Keil oft zum Klischee herabge- 
sunkener globaler Erklärungsmuster und unhistorischer Politikvorstellungen eingerammt 
werden. Ich glaube, daß die Popularität von Versatzstücken aus der Dependenztheorie 
und der Theorie des peripheren Kapitalismus (die ich im weiteren als identische Theorien 
behandeln werde) gerade in der Einfachheit ihres eindimensionalen Weltbildes liegt. 
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Nicht komplizierte Widersprüche müssen analysiert werden, einfache, das Denken entla- 
stende Denkfiguren und Rezepte (die Multis sind an allem Schuld, der Sozialismus könnte 
alle Probleme lösen, wenn er sie nicht löst, ist er bürokratisiert, etc.) reichen zur Wirklich- 
keitsbewältigung aus. 

Diese hier nur angedeuteten Probleme eines allerdings nur auf kleine Intellektuellenkreise 
beschränkten neuen »Alltagsbewußtseins« von Peripheriegesellschaften ohne Bewußtsein 
von deren wirklichem Alltag gründet sich nicht nur auf einer »Phänomenologie der 
Armut«, zu der relativ privilegierte und sozial abgehobene Intellektuelle zu allen Zeiten 
geneigt haben, sondern auch auf einem vermeintlich radikalen Bruch mit dem bürgerli- 
chen Denken der Modernisierungstheorien. 

Die Kritik linken Alltagsbewußiseins erfordert daher zunächst eine Prüfung der Frage, wie 
es eigentlich mit dem auch von Senghaas unterstellten radikalen Bruch mit den 
Modernisierungstheorien?, die sich eurozentrisch die nachholende Entwicklung nur nach 
dem Vorbild westlich-kapitalistischer Industriegesellschaften vorstellen können, bestellt 
ist. 

Bei der Lektüre der Schriften von Senghaas fällt zunächst auf, daß die Kritik an den Moder- 
nisierungtheorien (mit der Ausnahme des Freihandelspostulates) nirgends grundsätzlich 
entwickelt worden ist. Sie wird vielmehr durch den Verweis auf die Theorie des peripheren 
Kapitalismus vor allem Amins vorausgesetzt.'" Bei genauer Lektüre fällt die große Anzahl 
der rühmlichen Ausnahmen vorn Verdikt auf: Bendix, Gerschenkton, K.W. Deutsch, Ei- 
senstadt, mit Einschränkungen sogar Huntington. Selbst Rostow und Hoselitz werden häu- 
fig positiv zitiert.!! Sucht man im Text Hinweise auf die generelle Untersuchungsmethode, 
wird man auf Arbeiten von K.W. Deutsch als einem der Protagonisten der Modernisie- 
rungstheorie verwiesen.!? Spätestens jetzt wird dern aufmerksamen Leser klar, daß der ver- 
meintliche Bruch mit den nordamerikanischen Modernisierungstheorien gar nicht so radi- 
kal gewesen sein kann. Warum auch? würde sicherlich Senghaas antworten: Wenn man 
mit der Methodik, den Grundbegriffen und zentralen theoretischen Aussagen der ent- 
wickelten Modernisierungstheorien wissenschaftlich gut arbeiten und sinnvolle Ergebnisse 
erzielen kann, warum soll man sich dann nicht ihrer bedienen? 

Der Autor dieses Artikels teilt sogar die Einsicht, daß das begriffliche Instrumentarium der 
Modetnisierungstheotien duichaus für eine differenzierte Beschreibung bestimmter kom- 
plexer Phänomene von Entwicklungs- und Unterentwicklungsprozessen nützlich sein 
kann: So läßt sich z.B. mit Hilfe sozialkybernetischer Begriffe und Hypothesen aus dem 
Werkzeugkasten K.W. Deutschs die zentrale Bedeutung sozialkultuteller Selbststeue- 
rungsfähigkeit von Gesellschaften, Klassen und Individuen für die »Innovations- und 
Transformationskapazität« relativ gut begründen." (Allerdings ließe sich das auch im Rah- 
men der marxistischen Theorie entwickeln und begründen, was zugegebenermaßen bisher 
ehet versäumt wurde bzw. erst io allerersten Ansätzen steckt.) Ebenso läßt sich aus den dif- 
ferenzierten Analysen det Funktionsweise politischer Systerme unter unterschiedlichen Um- 
weltbedingungen (Almond-Schule) vieles lernen - und lateinamerikanische kritische So- 
zialwissenschaftler wie O’Donnell haben dies zur Genüge vorexerziert.' 

Problematisch bleibt m.E. nur, daß im Rahmen einer Theorie des peripheren Kapitalis- 
mus, die explizit die Modernisierungstheorien als unangemessen negiert, implizit mit de- 
ren Methoden, Begriffen und zentralen Aussagen gearbeitet wird, ohne daß dieser Wider- 
spruch produktiv aufgelöst, d.h. darstellbar und diskutierbar wird. So ist es sicherlich kein 
Zufall, daß der folgende Merkmalskatalog autozentrierter Entwicklung in Terminologie 


110 Thomas Hurtienne 


und Stellenwert der einzelnen Faktoren fast identisch ist mit den Postulaten der Theorien 
der politischen und sozialen Modernisierung (Deutsch, Almond, Huntington, etc.):" 


»1. die erfolgreiche Herausbildung einer Identität von Individuen und Kollektiven - und damit poli- 
tischer Kultur insgesamt 

2. die wachsende Fähigkeit zur Selbstkontrolle und Selbststeuerung von Politik, Gesellschaft, Öko- 

nomie und Kultur (d.h. die Herausbildung von Autonomie) 

differenzierte Produktivkraftentfaltung in allen wesentlichen Bereichen 

4. der Austausch mit sozialen Einheiten jenseits der Grenzen, zunächst streng selektiv, später aufge- 
fächert« 
(Senghaas 1977, $. 290) 


be 


Selbst der Altmeister der strukturell-funktionalen Gesellschafts- und Evolutionstheorie 
Talcott Parsons würde diese Bedingungen nicht anders formulieren (höchstens die zentrale 
Bedeutung sozialkultureller Werte noch stärker betonen und zur unabhängigen Variable 
machen).!° Es wäre sicherlich auch reizvoll, zentrale Begriffe des Senghaasschen Erklärungs- 
ansatzes wie »Kohärenz«, »strukturelle Homogenität«, »Vermaschung«, »Tiefenstruktus«, 
»konfigurative Kausalität« auf den systemtheoretischen Hintergrund der Modernisierungs- 
theorien (dynamisches Systeragleichgewicht mit hoher Differenzierung und Integration der 
Systemelemente dutch sozialkulturelle Eigensteuerung) zu beziehen.!’ Sie werden dadurch 
noch nicht falsch und unbrauchbar, aber ihr systemtheoretischer Hintergrund und seine 
Vereinbarkeit mit Versatzstücken marxistischer Theorie (Produktionsweise, Gesellschafts- 
formation, etc.) wäre eher diskutierbar. Es könnte sich dabei z.B. herausstellen, daß diese 
systemtheoretisch fundierten Konzepte der Senghaaschen Theorie die Analyse von Wider- 
sprüchen (z.B. Binnenmarktentwicklung trotz Reallohnstagnation durch Proletarisierung 
und staatlich vermittelten Konsum, zunehmende Kohärenz trotz ungleichmäßiger Ent- 
wicklung) zumindest behindern können. Oder daß die Rede von »überdeterminierten Tie- 
fenstrukturen«, »die variable Strukturen ohne Preisgabe der eigenen Identität 
produzieren«, in der Tendenz zu strukturalistischen widerspruchsfreien Typologisierungen 
komplexer Erkenntnisgegenstände (Peripherie -Metropole) führt.!? Oder daß die von 
Senghaas empfohlene Methodik der »konfigurativen Kausalität«, wonach z.B. - K.W. 
Deutsch folgend - »die erfolgreiche Integration einer nationalen Gesellschaft und Ökono- 
mie cher das Ergebnis des fließbandähnlichen Zusammenwirkens einer Reihe von verursa- 
chenden Faktoren ist, deren Aufeinanderfolge probabilistisch von Fall zu Fall höchst varia- 
bel ist« (Senghaas 1979, S. 306), zu sehr in die Nähe der gängigen Multifaktor- Analyse 
ohne eindeutige Priorität in Hinblick auf die letztlich bestimmenden Faktoren gerät. 
Aber ich will mich nicht »lernpathologisch« zeigen (ein Lieblingsvorwurf von Senghaas an 
die »an Sinnlosigkeit grenzende Zirkelhaftigkeit marxologischer Auseinandersetzungen«)"? 
und lieber den Erkenntnisgewinn des für die Theorie des peripheren Kapitalismus zentra- 
len Konzeptes der »strukturellen Heterogenität« untersuchen. 

»Strukturelle Heterogenität« ist in der Dependenztheorie und der Theorie des peripheren 
kapitalismus die Schlüsselkategorie für die internen Folgen externer struktureller Abhän- 
gigkeit von den Zentren. Ihr Inhalt folgt gemäß der typologischen Ableitung notwendig 
aus den Merkmalen struktureller Homogenität, die heute kapitalistische und sozialistische 
Metropolen sowie sozialistische Entwicklungsländer mit erfolgreicher autozentrierter Ent- 
wicklung (China, Nordkorea, Albanien, Kuba, Bulgarien, Rumänien, Yugoslawien) auf- 
weisen:? 
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1 Hobe sozio-ökonomische Kohärenz: die differenzierte Herausbildung und wechselseitige Ver- 
flechtung aller wesentlichen ökonomischen Sektoren (Landwirtschaft, Massenkonsumgüter- und 
Produktionsmittelindusttie) mit einem hohen Grad an intra- und intersektorialer Vermaschung 

2 Homogenisierung der Produktivitätsniveaus der einzelnen Scktoren mit der Folge einer Anglei- 
chung der Faktorkosten von Boden, Kapital und Arbeit innerhalb und zwischen Branchen sowie 
zwischen Regionen. 

3 Erweiterte Binnenmarkierschließung dutch die systematische Zunnahme der Reallöhne, Soziallei- 
stungen und der nationalen Integration (Abbau des Gefälles Wachstumspole - Hinterland) 

4 Kapitalakkumulation unter eigener Kontrolle durch Fähigkeit zur Produktion von Produktions- 
mitteln und Technologie 

5 Hohe Transformations- und Anpassungskraft, die zu einer hohen Fähigkeit der Absorption und 
Verarbeitung von Krisen führt. 


Die szrukturelle Heterogenität der peripher kapitalistischen Länder ergibt sich als Negativ- 
bild dieses Merkmalskataloges: Mangelhafte Kohärenz, Heterogenität der Produktivitätsni- 
veaus, keine Angleichung der Faktorkosten, extrem ungleiche Einkommensverteilung, Do- 
minanz der Luxusgüterkonsumtion, »soziologische Binnenmarktenge«, von multinationa- 
len Konzernen kontrollierte Kapitalakkumulation, geringe Transformationskapazität, etc. 
Die auf diese Weise gewonnene Kontrastierung eines metropolitanen und eines peripheren 
Entwicklungsprofils mag zwar für die erste Phase vereinfachender Abstraktionen und Ty- 
pologiebildungen seinen heuristischen Wert haben. In der entscheidenden zweiten Phase 
der gedanklichen Reproduktion der widersprüchlichen konkreten Totalität verschiedener 
Entwicklungs- und Industrieländer und ihrer Beziehungen zueinander erweist sie sich m.E. 
als Hemmnis, wenn nicht sogar als Erkenntnisblockierung. Das systemtheoretisch orientier- 
te Denken in polaren Dichotomien, das gerade an der Modernisierungstheorie mit ihrem 
Dualismus Tradition - Moderne so vehement kritisiert wurde, reproduziert sich auch im 
Rahmen der Theorie des peripheren Kapitalismus. Die Unfähigkeit der Modernisierungs- 
theorien, gesellschaftliche Widersprüche grundlegend zu analysieren und nicht nur in ih- 
ren äußerlichen Erscheinungsformen hängen zu bleiben, reproduziert sich auch in ihrer 
scheinbar radikalen Alternative. Das Resultat ist der Austausch alter vereinfachender Typo- 
logien (Traditionalität - Modernität) durch neue (Peripherie - Zentrum, strukturelle Hete- 
rogenität - strukturelle Homogenität) mit ebenso beschränktem Erkenntnisgewinn.?! Dar- 
über kann auch nicht die nachträgliche Betonung unterschiedlicher Entwicklungswege 
autozenttischer Entwicklung hinwegtäuschen. Daß dem so ist, soll im folgenden ansatzweise 
verdeutlicht werden. 

Die zentrale Behauptung von Senghaas (und mit ihm der Dependenztheorie) ist nun die, 
daß strukturelle Heterogenität in den im 19. Jhdt. einsetzenden kapitalistischen Industria- 
lisierungsprozessen ein schnell verschwindendes Merkmal war, heute aber bei nachholen- 
der kapitalistischer Entwicklung zu einem dauerhaften Strukturmerkmal des peripheren 
Kapitalismus geworden ist.?? Selbst wenn die unmittelbare empirische Evidenz der meisten 
Länder der 3. Welt sicherlich heute angesichts von Massenarmut, Unterbeschäftigung, sck- 
toral und regional begrenzten Wachstumspolen ohne Dynamisierung des Hinterlandes für 
die Stichhaltigkeit dieser These zu sprechen scheint, ergibt sich diese bereits aus seiner Pe- 
ripherie-Metropolen-Dichotomie, die Widersprüche nur zwischen den beiden Typologien 
zuläßt. Zwei Testfragen bleiben daher zu stellen: 

1) Welche Rolle haben die mit »Struktureller Heterogenität« umschriebenen Merkmale in 
der kapitalistischen Industrialisierung des 19. Jhdt. gespielt? Gab es vielleicht sogar einen 
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telativ dauerhaften »funktionalen Zusammenhangs zwischen struktureller Heterogenität 
und kapitalistischer Industrialisierung, und wie lange bestand er? 

2) Läßt sich wirklich ein unumstößlicher gesetzmäßiger Zusammenhang zwischen dauet- 
hafter struktureller Heterogenität und nachholender kapitalistischer Entwicklung in der 3. 
Welt heute feststellen? Oder gibt es auch hier nach Ländergruppen und Akkumulationsbe- 
dingungen variüierende, widersprüchliche und komplexe langfristige Entwicklungstenden- 
zen in Richtung auf wachsende strukturelle Homogenisierung der Produktionsverhältnisse 
und Produktivkraftniveaus? Sind die dabei entstehenden sozialen Kosten wirklich in je- 
dem Fall so hoch, daß die davon betroffenen sozialen Klassenund politischen Kräfte als 
einzigen Ausweg eine nachholende Entwicklung unter sozialistischem Vorzeichen auf die 
Tagesordnung setzen können und müssen? 

Der ansatzweisen Beantwortung dieser zwei Testfragen dienen die folgenden zwei Ab- 
schnitte, die nur deshalb z.T. so weit historisch ausgreifen, um die gestellten Probleme 
besser in den Griff zu bekommen. 


2. Kapitalistische Industrialisierung und strukturelle Heterogenität im 19. Jhdt. 


Jeder Prozeß einer nachholenden Industrialisierung in Westeutopa, USA und Japan stand 
seit der industriellen Revolution in England - wie Senghaas und Menzel zu Recht feststel- 
len - unter dem Druck der »erdrückenden und immer weitet fortschreitenden englischen 
Überlegenheit« in »technologischer, wirtschaftlicher, militärischer und politischer 
Hinsicht.@? Die Gründe für dieses »Kompetenzgefälle« zwischen England und dem Rest 
Europas können hier nicht ausführlich diskutiert werden. Sie sind aber beileibe nicht so 
unklar wie Senghaas/Menzel im Anschluß an Rostow und Kindleberger es m.E. untetstel- 
len. Voluminöse Arbeiten marxistisch orientierter britischer Historiker (Dobb, Hill, 
Hobsbawn, Anderson)? haben die Thesen von Marx über die enorme Bedeutung det inne- 
ten Festigkeit und Gliederung vorkapitalistischer Produktionsweisen für deren Auflösungs- 
potential durch das Wirken des Fernhandelskapitals und die städtische Warenptoduktion 
(dezentrale Struktur des Feudalismus mit seinem Stadt-Land-Gegensatz und der Existenz 
des beschränkten Privateigentums im Gegensatz zur büroktatisch-zentralisierten Struktur 
asiatischer Gesellschaften mit fehlendem oder untergeordnetem Privateigentum und der 
lokalen Einheit von Manufaktur und Agrikultur)?* ebenso bestätigt und vertieft wie die 
Marxsche Analyse des klassischen Charakters der ursprünglichen Akkumulation in Eng- 
land, in der der Nachdruck auf die Entwicklung des Lohnarbeitsverhältnisses gelegt 
wurde.?” Die industrielle Revolution erscheint auf dem Hintergrund dieser und anderer 
Arbeiten nicht mehr nur als ein von historischen Zufallsfaktoren abhängiger Prozeß - wie 
es Senghaas implizit unterstellt -®, sondern wird m.E. relativ leicht erklärbar druch einen 
Komplex besonderer innerer und äußerer Bedingungen, die im folgenden nur in resümier- 
tet Form dargestellt werden.” 

Im Untetschied zum kontinentalen Europa war die englische Gesellschaft seit der Mitte des 
17. Jhdts. bereits eine vom unbeschränkten bürgerlichen Privateigentum behertschte mo- 
derne Konkurtenzgesellschaft mit einem »parlamentarischen Absolutismus« (Kofler), der 
seit der Glorreichen Revolution 1688 die »grundherrlichen und kapitalistischen Plusmacher 
zur Hertschaft« (Marx) brachte. Die Reformen des Tudorabsolutismus und der Verkauf der 
Kirchengüter in der Reformation an den niedrigen Landadel und städtische Geldkapitalbe- 
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sitzer hatten den Weg geebnet für den Aufstieg einer neuen Grundeigentümerklasse, »der 
Gentty«, die zum Gespött des kontinentalen Adels ihren Status mehr durch »business« und 
produktive Investitionen in die Landwirtschaft als durch Luxuskonsum, staatliche Privile- 
gien und Pfründen erwerben und erhöhen konnte. Zusammen mit den radikalen Klein- 
bauern (yeoman) und den nicht durch die Krone privilegierten Manufakturisten und 
Händlern des Hinterlandes und Londons wurden sie zur treibenden Kraft der puritani- 
schen Revolution gegen die letzten Reste des feudal-absolutistischen Regimes und bereite- 
ten in der Phase der parlamentarischen Republik und des Protektorats Cromwells endgültig 
die Bahn für die volle Durchsetzung unbeschränkter bürgerlicher Rechts- und Eigen- 
tumsverhältnisse: Eine bürgerliche Konkurrenzgesellschaft, die die unbeschränkte Nurt- 
zung des Privateigentums zur persönlichen Bereicherung durch den Marktmechanismus 
zum obersten Prinzip erklärte und mit zunehmender gesellschaftlicher Wohlfahrt identifi- 
zierte, war entstanden.?® Der von feudalen und staatlichen Fesseln ungehemmte »Besitzin- 
dividualismus« (Macpherson), der seinen theoretisch-ideologischen Ausdruck in den neuen 
bürgerlichen Staats- und Gesellschaftstheorien von Hobbes, Locke und Hatrington fand?!, 
führte schon bald auf Kosten der unteren Gentry und der Kleinbauern zu einer neuen ge- 
waltigen Konzentration des Bodens in den Händen einer kleinen Oligarchie grundbesit- 
zender Adliger, die bereits 1690 ca. 70 % des Bodens auf sich konzentrierten.?? 

Diese Whig-Oligarchie des 18. Jhdts. fungierte aber trotz vieler gesellschaftlicher Privile- 
gien (Clubs, Privatschulen, Fuchsjagd, Oberhaus), die ihr ein feudales Äußeres gaben, als 
moderne Grundeigentümerklasse: Ihre Ländereien wurden weitgehend durch kapitalisti- 
sche Pächter mit Lohnarbeitern bewirtschaftet. Resultat dieses im Vergleich zum Konti- 
nent (mit Ausnahme Hollands) einmaligen Agrarkapitalismus war die bereits im 17. Jhdt. 
beginnende und im 18. Jhdt. ihren Höhepunkt erreichende »Agrarrevolution«: Der Über- 
gang zur modernen Fruchtwechselwirtschaft ohne Brache in eingezäunten Ländereien (en- 
closure), die Einführung neuer Produkte (Kartoffeln, Mais, Zuckerrüben, Klee), eine 
erhebliche Steigerung des Einsatzes von Pferden (tiefere Furchen, schnellere Landbearbei- 
tung) und damit auch bessere Düngung, die allgemeine Verwendung von eisernen Pflügen 
und besserem Saatgut. Die landwirtschaftliche Arbeitsproduktivität stieg von 1700 bis 
1800 um 100 %, die ha-Erträge wurden nur noch von Holland überflügelt.?? 
Komplementär zum Agrarkapitalismus entwickelte sich ein breites ländliches Hausgewerbe 
(in der neueren Diskussion als Proto-Industrialisierung bezeichnet), das von handelskapi- 
talistischen Verlegern organisiert sowohl für den langsam expandierenden Binnenmarkt 
wie für die rasch zunehmenden äußeren Märkte zuerst in Südeuropa (17. Jhdt.) und dann 
vor allem in den neuen Siedlungskolonien (18. Jhdt.) produzierte. 

Die Kommerzialisierung der Landwirtschaft, die Proto-Industrialisierung der ländlichen 
Nebengewerbe, das überproportionale Wachstum der großen Städte (London war mit ei- 
ner dreiviertel Million Bewohnern zweimal so groß wie Paris) und die Behertschung der 
Weltmeere und des Welthandels schufen die objektiven Bedingungen dafür, daß ab 1780 
der Übergang von der ländlichen Hausindustrie mit billiger Familienarbeit und den Manu- 
fakturen mit arbeitsteiliger Handwerksarbeit zur großen Industrie mit Maschinen- und 
Lohnarbeit erfolgen konnte. Kein anderes europäisches Land verfügte über ähnlich günsti- 
ge Bedingungen für die Durchsetzung des großindustriellen Fabriksystems wie England. 
Der neue führende Sektor des kapitalistischen Wirtschaftswachstums, die Baumwollindu- 
strie?’, entstand von Anfang an als Weltmarktindustrie, deren Rohstoff aus den Sklaven- 
plantagen der Neuen Welt importiert und deren Fertigprodukt (Baumwollstoffe und -gar- 
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ne) zu 50-75 % exportiert wurde. Entgegen hartnäckiger Vorurteile bestand der Beitrag 
der mechanisierten Textilindustrie bis 1850 weniger in der Binnenmarktetschließung durch 
Förderung der Massenkaufkraft und sekundäre Verflechtungseffekte: Trotz 6 -7 % jährli- 
chen Wachstums entfiel auf die Baumwollindustrie nur 7-8 % der Bruttoinlandsproduk- 
tion mit geringen internen Verflechtungseffekten und minimalen Endnachfragekoppe- 
lungseffekten: 77 % der Textilarbeiter waren 1838 Frauen und Kinder, die wegen ihrer 
größeren Fügsamkeit in die industrielle Arbeitsdisziplin bevorzugt wurden, und die bei ei- 
nem bis zu 16-stündigen Arbeitstag und einer 8-Tage-Woche zu Niedrigstlöhnen (Frauen 
1/3, Kinder 1/6 des Männerlohnes) »beschäftigt« wurden« Die Nettoproduktion stieg 
1820/1840 um 40 %, die Exportquote auf über 60 %, die Lohnsumme aber um weniger 
als 5 %. 

Da England zunächst die mechanisierte Baumwollindustrie gegenüber dem Rest der Welt 
monopolisierte, konnten die englischen Textilunternehmer zunächst bis zur Absatzkrise 
1847/48 ihre Produktivitätszuwächse in Extraprofite verwandeln und Profitraten um die 
25 % realisieren.’ Da ihre mittelgroßen Betriebe nur eine geringe Kapitalintensität hatten 
(achtmal niedriger als in der Landwirtschaft), konnten sie ihre hohen Erweiterungsinvesti- 
tionen relativ mühelos aus dem Profit finanzieren.?’ Selbst bei ihrer Umlaufkapitalfinan- 
zierung spielten Bankkredite der konservativen Finanzwelt in London eine untergeordnete 
Rolle gegenüber den dominierenden Handelswechseln. 

Obwohl der Baumwollindustrie für das Ingangsetzen der technologischen Revolution, der 
Entwicklung des modernen Fabriksystems, der Durchsetzung der industriellen Lohnarbeit 
und der industriellen Exportoffensive eine Schlüsselstellung zukam und sie daher häufig 
(Rostow, W.G. Hoffman)?® in den Vordergrund der Analyse gestellt wird (sog. Textilweg), 
haben neuerer Untersuchungen” ergeben, daß der industrielle Akkumulationsprozeß in 
England erst mit der Industrialisierung von Kohle, Eisen und Stahl im 1840 beginnenden 
»Zeitalter des Eisenbahnbaus« (Hobsbawn) ein sich selbst tragendes Wachstum mit hohen 
Verkettungseffekten zwischen Produktionsmittelindustrien, Infrastruktur- und Exportbe- 
darf erreichte. Erst jetzt stieg die Investitionsrate und damit die »produktive Konsumtion« 
etheblich an (Bruttokapitalbildung Eisenbahnbau 1845/49 ca. 7 % des Volkseinkom- 
mens) und induziert ein beschleunigtes Wachstum der industriellen Beschäftigung, die 
sich in 30 Jahren verdoppelte bei insgesamt konstanten (und nur bei qualifizierten Fachar- 
beitern leicht steigenden) Reallöhnen. Der Anteil der in der Landwirtschaft Beschäftigten 
sank von 28 % 1851 auf 10 % 1911, die Industrie war seit 1850 der größte Wirtschaftssek- 
tor, der Urbanisierungsgrad erreichte im gleichen Jahr bereits 50 %. 

Ohne weiter ins Detail zu gehen kann - im Anschluß an Spohn“® - zusammenfassend ge- 
sagt werden, daß die englische Industrialisierung als Pionierprozeß durch eine relativ orga- 
nische Verknüpfung von Leicht- und Schwerindustrie, durch eine breitgefächerte dezentra- 
le Kapitalakkumulation mit einem breitgestreuten lokalen Bankensystem ohne direkte 
ökonomische Interventionen des Staates und eine frühzeitige Auflösung aller vorkapitali- 
stischen und vorindustriellen Produktionsverhältnisse gekennzeichnet war. 

Die gleichgewichtigere Industriestruktur war allerdings ebenso eine englische Sonderent- 
wicklung wie die nach 1840 sich herausbildende »klassische« komplementäre internationale 
Arbeitsteilung, in der England als Werkstatt, Händler und Finanzier der Weltwirtschaft 
Nahrungsmittel und Rohstoffe vor allem aus den Siedlungskolonien und den rückständi- 
gen Teilen Europas importierte und dafür die Weltmärkte mit seinen Textil- und Eisenwa- 
ren überschwermmte. 
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Zusammen mit der frühzeitigen Homogenisierung der Produktionsverhältnisse und der 
Sozialstruktur, die ab 1850 nur noch graduelle Veränderungen aufwies, erklärt dieses be- 
sondete englische Entwicklungsprofil die hartnäckige Dominanz von Paradigmen kapitali- 
stischer Entwicklung, die ökonomisch im Gleichgewichtsmodell effizienter Allokation von 
national und international vorgegebenen Ressourcen (Neoklassik, Freihandelsmodell) und 
soziologisch im Evolutionsmodell sozialer Differenzierung durch individuelle Leistung 
(Spencer, Sozialdarwinisten) seinen Ausdruck fanden.*! Ebenso wie die Modernität der So- 
zialstruktut (1867 schätzte Baxter den Anteil der Klasse der manuellen Arbeiter an der Ge- 
samtbevölkerung auf 77 %)‘- die von J.$. Mills als Theoretiker und Distaeli als Praktiker 
unternommenen Versuche erklärt, dem liberalbürgerlichen Staat ohne Bedrohung det Ei- 
gentumsordnung eine demoktatische Basis dutch die schrittweise Integration der besser ge- 
stellten (und in Crafts Union besser organisierten) qualifizierten Teile der Arbeiterklasse in 
das parlamentarische System zu vetschaffen. 

Eine ähnlich gleichgewichtige Industtialisierung und frühzeitige Modernisierung der So- 
zialstruktur ließ sich im 19. Jhdt. nur noch in den USA, allerdings aus anderen strukturel- 
len Gründen, feststellen: Fehlende Feudalstruktur, Dominanz prosperierender kleiner 
Warenptoduzenten im Agrarsektor, wegen der »ftontiet« im Wilden und Neuen Westen 
hohes Lohnniveau in der sich organisch mit ausgeprägter regionaler Arbeitsteilung ent- 
wickelnden Industrie. wegen der homogeneren Nachfragestrukturen frühe Verallgemeine- 
rung von industriellen Massenkonsumgütetindustrien mit Serienptoduktion, kontinentale 
Binnenmarkterschließung, nur geringer Anteil am Welthandel. Der ökonomische und 
politische Liberalismus Englands erreichte in den USA sogar noch extremete Formen der 
ideologischen Hegemonie.** 

Die sozial-ökonomische Entwicklung von England und den USA scheint daher zunächst 
die These von der im kapitalistischen Entwicklungsprozeß relativ schnell vertschwindenden 
Bedeutung von Merkmalen struktureller Heterogenität zu bestätigen. Hohe sozial-ökono- 
mische Kohärenz, Homogenisierung des Produktivitätsniveaus, erweiterte Binnenmarkt- 
schließung, hohe Transformationsfähigkeit - all das scheint am Ende des 19. Jahrhunderts 
in England und den USA weitgehend erreicht. Im Grunde genommen gilt das bei genaue- 
tet Analyse nur für die USA, während für England erhebliche Einschränkungen zu machen 
sind: Neben der Fragwürdigkeit einer hohen Transformationsfähigkeit der in der ersten In- 
dustrialisierungswelle verfestigten Wirtschafts-- und Gesellschaftsstrukturen®°, die nach 
1900 den endgültigen Abstieg Englands von seiner industriellen Hegemonie besiegelten, 
ist dabei vor allem an die Struktur der Binnenmarktschließung und den Umfang der öko- 
nomischen und sozialen Grundleistung für die Mehrheit der Bevölkerung zu denken. 
Nach Senghaas soll »die Entwicklung des metropolitanen Kapitalismus (insbesondere im 
Fall Englands)« säkular betrachtet - neben »Produktivitätssteigerungen des landwirtschaft- 
lichen Sektors« und der industriellen Produktion von Produktionsgütern« vor allem »dutch 
die Entwicklung eines industriellen Konsumgütersektors für die Produktion von Massen- 
konsumgütern« getragen worden sein: 

»Anfänglich hatte die Produktion von Massenkonsumgütern (der Bekleidungs-, Nahrungs- und 
Wohnbedarfsindustrie) den größten Anteil an der industriellen Fertigung. In allen Industrialisierungs- 
prozessen vom metropolitanen Typ pendelte sich nach wenigen Jahrzehnten ein immer wieder zy- 
klisch gestörtes Gleichgewicht zwischen der Produktions- und der Konsumgüterindustrie ein, Allge- 
meine Produktivitätssteigerungen, einschließlich in der Landwirtschaft, sowie die Verknappung und 
gewerkschaftliche Organisation von Arbeitskraft ermöglichten Reallohnsteigerungen, die ihrerseits 
mit einer erweiterten Binnenmarkterschließung rückgekoppelt waren.« (Senghaas 1977, S. 34) 
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Die in diesem Zitat zusammengefaßte Argumentationskette: Produktivitätssteigerungen 
—gewerkschaftliche Organisierung — Reallohnsteigerungen — Erweiterung des Binnen- 
marktes — Übergewicht der industriellen Massenkonsumgüterindustrie — homogenes 
metropolitanes Nachfrage- und Entwicklungsprofil bildet den Kern der Senghaasschen Auf- 
fassung über die Struktur der Binnenmarkterschließung zumindest in den ersten Industria- 
lisierungsländern England, Frankreich, Belgien, Preußen/Deutschland, USA, Österreich 
(Typ 1, von Menzel auch als »Textilweg« der vorrangigen Massenkonsumgüterindustriali- 
sierung bezeichnet).* 

Senghaas steht mit dieser Auffassung nicht allein da: Prebisch, Emmanuel, Amin, Frank, 
Rostow, W.G. Hoffmann, die Mehrheit der Autoren der Dependenztheorien (aber auch 
der Modernisierungstheorien!) und sicherlich die Mehrheit der bundesrepublikanischen 
Entwicklungssoziologen würden der Senghaasschen Argumentationskette voll zustimmen. 
Was soll also daran falsch sein? 

Nach langer Beschäftigung mit der westeuropäischen Wirtschafts- und Sozialgeschichte bin 
ich zu dem Schluß gekommen, daß diese Argumentationskette auf einer allgemeinsten 
Ebene sicherlich nicht vollkommen falsch ist, die widersprüchliche Dynamik kapitalisti- 
scher Binnenmarkterweiterung in ihren wesentlichen Momenten durch sie aber nicht 
begreifbar wird. Und um es noch zuzuspitzen: Das durch sie vermittelte Gesamtbild der dy- 
namischen Verkettung von Produktionsmittel- und Massenkonsumgüterindustrien reprä- 
sentiert m.E. eher die von Senghaas/Menzel in Hinblick auf die Freihandelspostulate der 
offiziellen Entwicklungspolitik formulierte Problematik, »daß in ihnen Spätphasen (in der 
Regel) kapitalistischer Entwicklung idealtypisch überhöht und die Ergebnisse solcher stili- 
sierten Analyse dann auf die Frühphase dieser Entwicklung und auf die heutigen Entwick- 
lungsländer kurzschlüssig projiziert wurden« (Senghaas 1979, S. 287) 

Im Folgenden werde ich versuchen, diese kühne Behauptung durch einige empirische Indi- 
katoren selbst für das englische Entwicklungsprofil nachzuweisen. 

Über die Reallohnentwicklung im England des 19. Jahrhunderts gibt es eine umfangreiche 
Kontroverse zwischen englischen Wirtschaftshistorikern (die übrigens in vielem der heuti- 
gen Diskussion in Brasilien ähnelt!): War die kapitalistische Industrialisierung mit einer 
Verbesserung oder Verschlechterung des Lebensstandards der Arbeiter verbunden?“ Als 
Resultat dieser Kontroverse läßt sich m.E. festhalten, daß vor allem während der Phase des 
Durchbruchs der industriellen Revolution 1780 - 1830 ein Sinken der Reallöhne festzuhal- 
ten ist. Danach kam es in den Durchschnittswerten zu marginalen Verbesserungen, die al- 
lerdings die zunehmende Heterogenität der Lohnniveaus zwischen qualifizierten und 
nichtqualifizierten Arbeitern überdeckte. Da aber auch Reallohnentwicklungen wenig 
über die Entwicklung des realen Lebensstandards unmittelbar aussagen (Hobsbawn), schei- 
nen mir die von Hobsbawn, Dean, Foster, Odds und anderen zusammengetragenen Sozial- 
indikatoren trotz aller statistischen Ungenauigkeiten aussagekräftiger zu sein: 


a) Nach einer Phase des Sinkens stieg ab 1820 die Kindersterblichkeit wieder an und schwankte zwi- 
schen 1840 und 1900 um den Wert 150 pro 1000 Geburten, um dann bis 1914 auf 105 zu sinken 
(Zum Vergleich Brasilien: 1964/73: Anstieg auf 93, dann Abfall auf 70 1977).* 

b) Die allgemeine Sterberate stieg nach einem Abfall von 35,8 (1730) auf 21 pro 1000 (1811/20) auf 
23,4 (1831/40), um dann bis 1870 auf demselben Niveau zu bleiben, und danach kontinuierlich 
auf 15,4 (1901/10) zu sinken. Die Sterberate in Industriestädten wie Liverpool und Manchester er- 
reichte allerdings 1841/50 33 - 40. (Zum Vergleich Brasilien: 1960/78 Sinken von 11 auf 9) 19 

c) Eine Computer-Hochrechnung der verschiedenen Einzeluntersuchungen über Familienbudgets 
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zwischen 1887 und 1901 von Oddy bestätigt im wesentlichen die Resultate der etsten einigerma- 
ßen zuverlässigen Armutsanalysen von Booth für London und Rownttee für York: ca. 40 % der 
Arbeiterfamilien (d.h. 30 % der Bevölkerung) lebten an oder unter der absoluten Armutsgrenze 
(unter 2000 Kalorien und 54 g Protein). Nur die kleine Gruppe der gelernten und bezahlten »Ar- 
beiteraristokratie« (ca. 15 % der Arbeiter) konsumierte durchschnittlich 2500 Kalorien und 72g 
Proteine. Zum Vergleich: Familien, die in Sao Paulo 1971 bis zu 1 Mindestlohn bezogen (ca. 
20 % der städtischen Lohnarbeiter) konsumierten im Durchschnitt 2468 Kalorien und 65 g 
Proteine.?° 

d) Nach den relativ groben Schätzungen über die Einkommensverteilung von Baxtet entfielen 1867 
ca. 50 % des Volkseinkommens auf die oberen 10 %, nach Bowley/Kuznets 1880 48 % auf die 
oberen 5 % (1913 43 %). (Zum Vergleich Brasilien: Auf die oberen 5 % entfielen 1970 37 %, 
1976 39 % des Volkseinkommens.) Die Schätzungen von Kuznets über den Anteil der Vermögens- 
einkommen am Volkseinkommen ergaben 1860/69 und 1905/14 43 - 46 %,, der Anteil »anderer 
Ausgaben« (gesamte Konsumausgabe ohne Nahrungsmittel, Kleider und Wohnung) 1880/1899 
41 %.°' Auf diese empirisch belegbare Tatsache, daß zumindest in den ersten 100 Jahren engli- 
scher Industrialisierung der Anteil des Surplusproduktes am gesellschaftlichen Produkt wuchs und 
keineswegs primär für Investitionen verwandt wurde, sondern zu einem großen Teil die wachsen- 
de Luxuskonsumtion der Kapital- und Grundeigentümer alimentierte, hat bereits Marx im Kapi- 
tal ausführlich hingewiesen.?? 

e) 1861 war der Umfang der »dienenden Klasse« der Hausangestellten mit 1,2 Mill. Personen dop- 
pelt so groß wie die Zahl der in der größten Industriebranche, der Textilindustrie, Beschäftigten. 
Ihr Anteil an der Gesamtbeschäftigung blieb bis zum Ende des 19. Jahrhunderts bei 16 % und 
sank bis 1911 auf immer noch 12 %.?? Nimmt man die ungenauen Schätzungen über die Zahl 
der in marginalisierten Handwerks- und Kleinbetrieben Beschäftigten, die der »Paupers«, der flie- 
genden Händler und Mülltonnenverwerter und die der zyklisch Arbeitslosen ohne soziale Sicher- 
heit (bis zu 50 % in einzelnen Branchen und Städten) hinzu, ergibt sich bis 1900 (trotz hoher 
Auswanderungen) ein Grad der Marginalisierung, der den heutigen Verhältnissen in halbindu- 
sttialisierten Ländern der 3. Welt durchaus in etwa quantitativ z7d qualitativ entsprechen dürfte. 
Zum Vergleich: In Brasilien betrug der Anteil der Hausangestellten an der Erwerbsbevölkerung 
1970 6,3 %, der Anteil der im unproduktiven Bereich den Dienstleistungenssektors nur marginal 
Beschäftigten 10 - 15 %.* 


Was sich hinter diesen nüchternen Sozialindikatoren, deren Exaktheit sicherlich nicht 
überschätzt werden darf, verbirgt (und sich auch aus vielen beschreibenden Darstellungen 
der Zeitgenossen ergibt)”, sind Strukturen kapitalistischen Wachstums mit extremer Un- 
gleichheit der Einkommensverteilung und einer hohen absoluten Armut, die m.E. jedem 
Vergleich mit halbindustrialisierten Entwicklungsländern wie Brasilien standhält. Idylli- 
sche Vorstellungen über die sozialen Kosten kapitalistischer autezentrierter Entwicklung 
im Pionierland der Industrialisierung können damit relativiert werden. Der für die Theorie 
des peripheren Kapitalismus entscheidende Widerspruch zwischen dem hohen Luxuskon- 
sum einer kleinen Oberschicht und dem nur »vegetativ« mit dem Wachstum der Bevölke- 
tung und der Beschäftigten bei stagnierenden Reallöhnen ansteigenden Massenkonsum er- 
scheint mir nicht nur als Problem heutiger peripher-kapitalistischer Entwicklung, sondern 
‚als Problem kapitalistischen Wachstums in seinen ersten Phasen überhaupt (mit nur weni- 
gen Ausnahmen wie die USA, Dänemark, Neuseeland). Wenn sich heute in der 3. Welt 
Luxuskonsum in Luxusautos, Wohnpalästen, Europareisen, Motorjachten und Hausange- 
stellten manifestiert, so entsprachen dem die Pferdekuische, erste Autos, Seebadeaufenthalte 
in internationalen Luxushotels, Motorjachten und Hausangestellte um 1900. Volkswitt- 
schaftlich lag der einzige Unterschied wahrscheinlich darin, daß um 1900 ein größerer Teil 
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des Luxuskonsums als persönliche Dienstleistung »produziert« wurde, während heute kapi- 
talistisch produzierte Waren und Dienstleistungen überwiegen und daher eher die Indu- 
striestruktur und die Investitionsrate beeinflussen. 

Um die Konsequenzen der ungleichen Einkommensverteilung für die Spaltung des Kon- 
sumgütermarktes in Luxus- und Lohngüter eher abschätzen zu können, versuche ich in 
dem folgenden klassenmäßig gegliederten Einkommens- und Nachfrageptofil für England 
um 1900 ein stilisiertes Grobprofil auf der Basis der verfügbaren Daten und Schätzungen 
zu geben:”° 


Die oberen 5 % det Bevölkerung (grundbesitzender Hochadel und Finanzbourgeoisie, große Indu- 
strielle, höhere Freiberufler) finanzierten aus ihrem 50 %igen Anteil am Volkseinkommen nicht nur 
Investitionen für lukrative Exportgeschäfte und Eisenbahnbauten, sondern vor allem klassizistische 
Landhäuser, eine Schar von Dienern, Reisen in die Luxushotels der Schweiz und der Toskana, Renais- 
sancemöbel, Pariser Mode, später auch Motorjachten und Luxusautomobile (Rolls Royce). 

Die darauf folgenden 10 % (traditionelle Mittelklasse der »freien Berufes, der mittleren Gewerbetrei- 
benden und Händler, neue Mittelklasse der besser bezahlten Angestellten) sicherten sich mit ihrem 
Anteil von ca. 10 % am Volkseinkommen einen »bequemen Lebensstandard« (gutes Essen und Klei- 
dung, Reihenhaus in gepflegten Vororten mit einer Hausangestellten, mittelständisches Vereinsle- 
ben) und investierten relativ viel in ihre Geschäfte und die Privatausbildung ihrer Kinder (Hochburg 
des konservativen Idealismus). \ 

Die folgenden 10 % (untere Mittelklasse der kleinen Gewerbetreibenden und Angestellten) unter- 
schieden sich mit einem Anteil von 5 % am Volkseinkommen kaum vom bescheidenen Lebensstan- 
dard der besser gestellten Arbeiter, versuchten aber um jeden Preis sich von diesen sozial abzuheben 
durch Geburtenbeschränkung (»frustrierte Klasse«) und die Imitation mittelständischer Lebensfor- 
men. (Hochburg der imperialistischen und patriotischen Propaganda). 

Auf die rest/ichen 75 % det Bevölkerung (manuelle Lohnarbeiterklasse) entfielen ca. 35 % des Volks- 
einkommens, wobei allerdings die oberen 15 % der Arbeiterklasse, die gelernten Arbeiter (crafts- 
men) sich durch ihre Knappheit auf dem Arbeitsmarkt die »standard rate« für ihr Fach dutch gewerk- 
schaftliche Aktion erkämpfen konnten und als »Arbeiteraristokratie« mindestens doppelt so viel 
verdienten wie die ungelernten Dutchschnittsarbeiter (labourer), die von der »district rate for labous« 
abhingen und von denen ca. 40 % an oder unterhalb der Armutsgrenze lebte. 60 % der Haushaltsaus- 
gaben der Arbeiterfamilien entfielen auf Nahrungsmittel (Brot, Kartoffeln, etwas Fleisch, Tee und 
Zucker), 25 % auf Miete, Brennstoff und Licht, 10 % auf Kleidung (gebrauchte Kleidungsstücke, 
Textilstoffe zur Eigenproduktion). Vor 1880 beschränkte sich der Verbrauch an Industriewaren auf 
Textilstoffe und -garne, Hausrat aus Eisen, Bier und Margarine, erst danach entwickelten sich die er- 
sten »Co-ops«, die hausindustriell gefertigte Stiefel, Schuhe und Billigkleidung speziell für Arbeiter- 
familien zu verkaufen begannen. Grundlage dafür war die rasche Verbreitung der Nähmaschine, die 
als bedeutsamste Neuerung in der Produktion von Konsumgütern und als das erste zivile Gerät nach 
den Handfeuerwaffen in industrieller Serienfertigung mit austauschbaren Teilen produziert wurde. 
Die Nähmaschine diente dabei weniger der Erleichterung der häuslichen Eigenproduktion (dafür war 
sie zu teuer!), als vielmehr der schnellen Ausweitung billiger Frauen-Heimarbeit für Zwischenmeister 
(»Schwitzsystern«) und die neuen Konfektionsmanufakturen, um das häusliche Einkommen aufzu- 
bessern.?’ 

Die kurze Darstellung des klassenmäßigen Einkommens- und Nachfrageprofils in England 
um 1900 sollte auf möglichst anschauliche Weise darstellen, daß von einer dynamischen 
Binnenmarkterweiterung durch die zadastrielle Produktion von Massenkonsumgütern als 
Voraussetzung oder Resultat von 120 Jahren autozentrierter Entwicklung in England noch 
nicht die Rede sein kann. Zwar war die Proletarisierung der ländlichen Produzenten und 
der städtischen Handwerker ezze wichtige Grundlage für die Erweiterung des inneren 
Marktes. Die Dynamik der Kapitalakkumulation im 19. Jahrhundert aber wäre ohne mas- 
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sive Industriegüterexporte (1880: 80 % der englischen Textilproduktion), den Eisenbahn- 
bau und die damit verbundene interindustrielle Nachfrage (Eisen und Stahl, Dampfma- 
schinen), den Luxuskonsum der Oberklassen und die Ausweitung der »hausindustriellen« 
Produktion von lebensnotwendigen Konsumgütern nicht denkbar gewesen. 

Dabei blieb im Rahmen der Dominanz der absoluten Mehrwertproduktion und der exten- 
siven Kapitalakkumulation bis zum 1. Weltkrieg der Lebensunterhalt der Lohnarbeiterfa- 
milien weitgehend auf den lebensnotwendigen Bedarf an Nahrungsmitteln, Kleidung und 
Wohnung (mit Bier, Musikhallen und Fußball als einzigen Freizeitvergnügen) beschränkt. 
Die großindustrielle Produktionsweise dominierte keineswegs die eigentlichen Konsumgü- 
terindustrien (Bekleidungs-, Nahrungsmittel-, Wohnbedarfsindustrie), sondern erfaßte 
zunächst nur die leicht zu mechanisierenden Vorprodukte (Textilgatn, Textilstoffe, Eisen, 
Zement). Die in diesen der Endproduktion vorgelagerten Vor- und Zwischenproduktindu- 
strien erzielten Produktivitätssteigerungen haben über sinkende Vorproduktionspreise die 
weitgehend vorindustriell bleibende Endproduktion (Heimarbeit im kapitalistischen Ver- 
lagssystem, häusliche Eigenproduktion) sicherlich beträchtlich verbilligt und damit über 
sinkende Konsumgüterpreise die Produktion relativen Mehrwerts ermöglicht. Die engen 
Gtenzen der primär auf der Ausdehnung der Beschäftigtenzahl basierenden absoluten 
Mehrwertproduktion und die Dominanz der reinen Subsistenzsicherung der Lohnarbeiter- 
klasse wurden aber dadurch nur erweitert, aber nicht gesprengt. 

Die großindusttielle Revolutionierung der Konsumgüterproduktion begann erst Anfang 
des 20. Jahrhunderts im großen Stil in den USA mit der Einführung der wissenschaftlichen 
Betriebsführung Taylors (Zergliederung des Arbeitsprozesses in einfache Tätigkeiten, die 
unter strenger Kontrolle des technischen Büros durch angelernte Arbietet im Akkordlohn- 
system etfolgte, bei Verdrängung der Kontrolle der alten Facharbeiter über den Produk- 
tionsprozeß) und der halbautomatischen Fließbandmontage Henry Fords (Werkstücke 
wetden zu den neuen Detailarbeitern dutch ein kontinuierlich laufendes Band transpor- 
tiert, das den Arbeitsthythmus bestimmt und die Serienproduktion mit austauschbaren 
Teilen ermöglicht). Erst jetzt konnte sich eine enge Verkettung zwischen serienmäßiger 
Massenkonsumgüterptoduktion und mechanisiertem Maschinenbau entwickeln, die die 
Produktivität der gesellschaftlichen Arbeit in den Konsumgüterindusttien sprunghaft er- 
höhte. Die in den USA auf Grund besonders günstiger Bedingungen (kontinentaler 
Binnenmarkt mit hohem Reallohnniveau) entwickelten neuen Technologien und die Inten- 
sität der Arbeit steigernden Organisationsformen der Industrieproduktion wurden in West- 
eutopa eıst in den zwanziger Jahren punktuell übernommen und verschärften zunächst 
eher durch die massenhafte Einsparung an Arbeitskraft bei unveränderten Reallöhnen 
(»Rationalisierungskonjunktur«) die Ungleichheit der Einkommensverteilung, die struktu- 
telle Arbeitslosigkeit und damit auch die Disproportionen zwischen Konsumgüter- und 
Produktionsmittelindustrien (ein Hauptgrund für die große Weltwirtschaftskrise 
1929/32). 

Esst nach dem 2. Weltkrieg verallgemeinerten sich die neuen Massenkonsumgütetindu- 
strien (industriell gefertigte Nahrungsmittel, Konfektionsindustrie, elektrische Haushalts- 
geräte, Autos) in allen kapitalistischen Metropolen. Erst jetzt ermöglichte die sprunghafte 
Steigerung der Arbeitsproduktivität die Dominanz der relativen Mehrwertproduktion 
(sukzessive Verbilligung vor allem von dauerhaften Konsumgütern und ihre Verwandlung 
in Massenkonsumgüter), die kontinuierliche Steigerung der Reallöhne und die Revolutio- 
nierung der Konsumstruktur der Arbeiterklasse (industriell gefertigte Güter verdrängen 
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die häusliche Gebrauchswertproduktion, Technisierung des Haushalts).°° Die relative Ver- 
stetigung der Massennachfrage durch keynesianische Vollbeschäftigungspolitik, die Auflö- 
sung vorindustrieller Produktions- und Konsumtionsformen, die kapitalistische Moderni- 
sierung der Landwirtschaft und des Dienstleistungssektors führten zu jener dynamischen 
Verkettung von hochproduktiver Landwirtschaft, Massenkonsum- und Produktionsgüter- 
industrien, die das Senghaassche »metropolitane Entwicklungsprofil« mit seinen hohen 
ökonomischen und sozialen Grundleistungen für die Mehrheit der Bevölkerung überhaupt 
erst möglich machte. 

Als Resultat der bisherigen Darstellung kann m.E. festgehalten werden, daß bereits die 
englische Industrialisierung trotz ihres bereits frühzeitig erreichten hohen Grades der 
Durchsetzung kapitalistischer Produktionsverhältnisse und der relativen Modernität der 
Sozialstruktur (Kleinbauern und Handwerker besaßen kein gesellschaftliches und politi- 
sches Gewicht mehr) zumindest bis zum 1. Weltkrieg (also ca. 130 Jahre nach Beginn der 
industriellen Revolution) durch einige zentrale Merkmale bzw. Resultat »struktureller He- 
terogenität« gekennzeichnet war: extreme Ungleichheit der Einkommensverteilung, hoher 
Anteil des Luxuskonsums, geringe Bedeutung der industriellen Massenkonsumgüterpto- 
duktion, hohe absolute Armut und soziale Marginalisierung (traditionelle »Arbeiter- 
kultur«!). 

Inwieweit unterscheidet sich nun die nachholende kapitalistische Entwicklung in Preu- 
‚Ren / Deutschland von diesem »klassischen« Entwicklungsprofil?°' Im Hinblick auf die oben 
genannten Merkmale struktureller Heterogenität ergeben sich z.T. erhebliche Abweichun- 
gen, die allerdings weitgehend mit dem insgesamt höheren Entwicklungsniveau, aber der 
geringeren Wachstumsdynamik Englands zusammenhängen: Die Ungleichheit der Ein- 
kommensverteilung war nach den vorliegenden von Kuznets zusammengestellten groben 
Schätzungen von Procopovitch und Mueller für Preußen und Sachsen deutlich niedriger, 
wenn man den Anteil der oberen 5 % als Indikator verwendet, oder fast gleich hoch (An- 
teil der unteren 60 % als Indikator) wie in England: Sachsen 1896: Anteil der oberen 5 % 

am Volkseinkommen 36 %, der oberen 20 % 57 %, der unteren 60 % 26,5 %; Preußen 
1896: obere 5 % 27 %, obere 20 % 45 %.°? Der Anteil der Vermögenseinkommen am 
Volkseinkommen war allerdings im Deutschen Reich 1895 fast gleich hoch wie in England 
(47 %), was sich aus dem höheren Anteil der Selbständigen in Deutschland erklärt. Die 
durchschnittlichen jährlichen Wachstumsraten der Reallöhne 1860/1913 lagen in Deutsch- 
land und Frankreich mit 1,8 % deutlich über den Raten Englands (1 %).°* Das durch- 
schnittliche Lohnniveau in Deutschland betrug im Vergleich zum englischen 1860 50 % 
und stieg dann 1905 auf 65 %, 1913 auf 80 %.°° Die Bruttoinvestitionsrate stieg von 
18,9 % 1871/90 auf 23 % und lag damit fast dreimal so hoch wie in England (8,4 % 
1900/ 14).°° 

Hinter dieser insgesamt dynamischeren Entwicklung im Deutschen Reich verbarg sich aller- 
dings eine ungleichgewichtige Wachstumsstruktur und ein scharfes Produktivitäts-, Kon- 
zentrations- und Lohngefälle zwischen den weltmarktorientierten, auf höchstem Niveau 
akkumulierenden Sektoren (Montanindustrie, Chemie und Elektrotechnik) und den tradi- 
tionellen Produktionszweigen (Landwirtschaft, Textil, Bekleidung), in denen vorkapitali- 
stische und vorindustrielle Produktionsweisen noch bis zum Ende des 19. Jahrhunderts vor- 
herrschten. Die Wachstumsrate der Produktion und der Produktivität sowie das Lohnni- 
veau waren in den modernen Sektoren mehr als doppelt so hoch wie in den traditionellen 
Sektoren.°” Während im modernen Sektor der Anteil der in modernen Industriebetrieben 
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Beschäftigten über 70 % ausmachte, herrschten in den traditionellen Sektoren noch 
Handwerk, Heimarbeit, Manufaktur und ländliche Kleinbetriebe vor. Der Anteil der tra- 
ditionellen Mittelklassen war daher mit 34 % aller Beschäftigten 1907 wesentlich höher als 
in England.“ j 

Die »duale Akkumulationsstruktur« (Kemp, Spohn) im Deutschen Reich ist natürlich vor 
dem Hintergrund der besonderen Bedingungen nachholender Entwicklung zu sehen. Die 
Auflösung feudaler Produktionsverhältnisse erfolgte zumindest im Osten Deutschlands 
erst Anfang des 19. Jahrhunderts unter dem »Modernisierungsdruck« der englischen Han- 
dels- und der französischen Militärkonkurrenz durch kapitalistische Anpassung: Die recht- 
lichen und institutionellen Beschränkungen der kapitalistischen Produktionsweise wurden 
beseitigt (bürgerliches Recht, Konstitution des nationalen Wirtschaftsraumes durch Zollver- 
ein und Reichsgründung), das Bürgertum aber nach seiner Niederlage 1848 und im Ver- 
fassungsstreit in eine konfliktive Klassenallianz unter der politischen Vorherrschaft des 
alten Grundadels, der die oberen Ränge der staatlichen Bürokratie und des Militärs mono- 
polisierte, gezwungen.” 

Der Durchbruch zur kapitalistischen Industrialisierung erfolgte wegen der Freihandelspoli- 
tik der preußischen Agrarier nicht in der Textilproduktion, sondern erst über den Eisen- 
bahnbau in Verbindung mit der stürmischen Entwicklung der Montanindustrie ab 1850.’ 
Innerhalb der folgenden 50 Jahre überflügelte die deutsche Schwer-, Elektro- und Chemie- 
industrie den englischen Rivalen in Produktionsbedingungen, Produktivität und in der. 
Weltmarktkonkurrenz. Während England auf sein großes Empire ausweichen konnte, er- 
oberte Deutschland die kontinental-europäischen Märkte. Hintergrund dieses erstaunlichen 
Erfolges war die schnelle Anwendung moderner Produktionsverfahren in Großbetrieben, 
der höhere Grad an Konzentration und Zentralisation des Kapitals und die Investionsfi- 
nanzierung durch die Großbanken (»Finanzkapitak). 

Im Vergleich zu England wurde wahrscheinlich ein weitaus höherer Teil des von den 
Grund- und Kapitaleigentümern angeeigneten Mehrprodukts vor allem in der Schwerin- 
dustrie und in der Infrastruktur investiert: Die deutsche Investitionsrate war 1913 fast drei- 
mal so hoch wie die englische. Dadurch bedingt stiegen industrielle Beschäftigung und Re- 
allöhne in den industriellen Agglomerationszentren vor allem ab 1895 schneller als in Eng- 
land, so daß der Lebensstandard der Lohnarbeiter (1907 ca. 50 % der Bevölkerung) und der 
Staatsbediensteten (ca. 8 %) über den dürftigen »Kartoffelstandard« (Abel) der 50er Jahre 
stieg und den Massenabsatz von industriell gefertigten Schuhen und in Heimarbeit und 
Werkstätten gefertigten Konfektionen stimulierte.’! Andererseits wuchs die dem unmittel- 
baren Bedarf dienende Konsumgüterproduktion wesentlich langsamer als die moderne 
Schwerindustrie mit ihrem hohen Grad an Kartellbildung und Zentralisation des Kapitals. 
Die seit 1900 zunehmenden Absatzprobleme der Stahlindustrie wurden im Rahmen der 
zunehmend aggressiveren Weltmachtpolitik Wilhelms II. durch den rasanten staatlichen 
Flottenbau, den Rüstungswettlauf mit England und die Waren- und Kapitaloffensive in 
den südost- und osteuropäischen Raum »gelöste.’? 

Die staatliche Unterstützung der Schwerindustrie erfolgte im Rahmen der konservativen 
politischen Herrschaftsformen des wilhelminischen Reiches um den Preis einer Subventio- 
nierung der Landwirtschaft (Agrarzölle), in der 1880 noch 50 % der Beschäftigten tätig 
waren. Der Strukturwandel der Landwirtschaft mit ihrem hohen Anteil an Klein- und Mit- 
telbauern mit geringen und einer kleinen Junkerschicht mit großen Bodenflächen wurde 
wesentlich verlangsamt: Bis 1900 hertschte noch die extensive Erweiterung der landwirt- 
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schaftlichen Produktion vor, erst danach stieg die Boden- und Arbeitsproduktivität durch 
Mechanisierung und Einsatz von chemischen Düngemitteln.’”? Das hohe gesellschaftliche 
Gewicht vorindustrieller Klassen (Bauern, Handwerker, Gutsbesitzer) erwies sich in der 
Folgezeit noch als ein beträchtliches Hemmnis für die »Modernisierung« der Sozialstrukur 
und der politischen Hertschaftsformen (Hitlerfaschismus!). 

Die nachholende kapitalistische Entwicklung war also in Deutschland durch den Vorrang 
der Produktionsmittelindustrien für den Infrastrukturausbau (Eisenbahnen, Kanäle, Hä- 
fen), den Rüstungswettlauf mit England und die industriellen Exporte gekennzeichnet, 
während die Konsumgüteriadustrien sich erst verspätet und nur teilweise auf großindu- 
strieller Basis entwickelten. Den bedeutsamen Diskrepanzen in der Wachstumsdynamik 
und der Produktivkraftentwicklung zwischen den modernen industriekapitalistischen Pro- 
- duktionsbereichen und den traditionellen noch bis Ende des 19. Jahrhunderts vorindu- 
striell produzierenden Sektoren entsprachen extreme Unterschiede im Lohnniveau zwi- 
schen und innerhalb der volkswirtschaftlichen Sektoren und industriellen Branchen (ca. 
1:3) und ein hohes regionales Entwicklungsgefälle (Hamburg/ Ostpreußen 1:4), das sich im 
Zuge der Industrialisierung eher noch verschärfte.’* Die strukturelle Heterogenität der Pro- 
duktivitäts- und Lohnniveaus, die sich auch in einer größeren Heterogenität der Klassen- 
struktur ausdrückte, erwies sich im Deutschen Reich nicht als Hindernis, sondern in vieler 
Hinsicht als beschleunigendes Moment dynamischer Kapitalakkumulation. 

Eine Behandlung der nachfolgenden Entwicklung Iahens und Japans würde eher noch ex- 
tremere Merkmalsausprägungen dauerhafter Ungleichheiten und Ungleichgewichte in der 
Industriestruktur und dem Verhältnis von Landwirtschaft und Industrie sowie über lange 
Zeiträume stagnierende Reallohnentwicklungen und die Finanzierung nachholender Ent- 
wicklung durch die weitgehende Aneignung der Produktivitätszuwächse durch industrielle 
Kapitaleigentümer und den Ressourcentransfer aus der Landwirtschaft ergeben.” Politi- 
scher Ausdruck für die Probleme eines dynamischen kapitalistischen Wachstums in den 
Wachstumszentren mit einer verzögerten »breitenwirksamen« sozialen Entwicklung war in 
Deutschland, Italien und Japan die Installierung faschistischer und autoritärer Regime, die 
vor allem in Italien und Japan einen wesentlichen Anteil an der Beschleunigung und Ver- 
breiterung der Kapitalakkumulation auf Basis steigender absoluter Mehrwertproduktion 
(Reallohnstagnation bei erhöhten Arbeitszeiten), des prioritären Aufbaus von Schwerindu- 
strien für die Rüstung und imperialistische Eroberungspolitik (Korea, Albanien) hatten. ’® 
Die extrem hohen sozialen Kosten dieses sogenannten »Stahlweges« der nachholenden In- 
dustrialisierung im 20. Jahrhundert (die sich unter anderen gesellschaftlichen Bedingun- 
gen auch in der Stalinphase der UdSSR gezeigt haben), blieben natürlich kleinen westeu- 
ropäischen Ländern mit günstigen Ausgangsbedingungen wie Dänemark (frühe speziali- 
sierte Agrarmodernisierung, früher Ausbau des Bildungswesens, Dominanz von Mittel- 
und Großbauern) dann erspart, wenn sie sich unter günstigen Bedingungen in die interna- 
tionale Arbeitsteilung eingliedern konnten (Veredelungslandwirtschaft für das englische 
Frühstück).’” Die Mehrheit der süd-, südost- und osteuropäischen Länder aber war in der 
Zwischenkriegszeit sowohl lange Zeit durch autoritäre Regime wie durch typische Struktu- 
ten der Unterentwicklung gekennzeichnet. ’® 

Erst nach dem 2. Weltkrieg entwickelten sich in Westeuropa die typischen Strukturmerkma- 
- le des metropolitanen Kapitalismus, während in Ost- und Südosteuropa (bis auf Griechen- 
land) die nachholende Entwicklung unter sozialistischen Vorzeichen erfolgte. 
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3.  Kapitalistische Industrialisierung und strukturelle Heterogenität im peripheren 
Kapitalismus des 20. Jahrhunderts 


Die skizzenhafte Darstellung der Entwicklungswege und Entwicklungsprofile von zwei ka- 
pitalistischen Industrieländern hat bereits erhebliche Indizien für die These erbracht, daß 
eine kapitalistische Industrialisierung in der Regel über lange Zeiträume hinweg mit un- 
gleicher Einkommensverteilung und Massenarmut konstitutiv verbunden war. Die kapita- 
listische Form der Binnenmarktetschließung hatte die breite Massennachfrage zwar zur 
Grundlage, bezog aber ihre Dynamik eher aus der produktiven (Infrastrukturaufbau, in- 
terindustrielle Nachfrage) und der unproduktiven Konsumtion (Rüstungsgüter, Luxuskon- 
sum der Oberklassen und der aus dem Mehrwert bezahlten neuen Mittelklassen). Etst ab 
einem bestimmten Entwicklungsgrad der gesellschaftlichen Antagonismen und der Sur- 
plusproduktion wurde auch der, durch eher vorindustrielle Muster geprägte, Konsum der 
Arbeitermassen in den kapitalistischen Reproduktionsprozeß integriert und durch die Ent- 
wicklung der industriellen Massenkonsumgüterproduktion zur breiten Basis weiterer Kapi- 
talakkumulation gemacht.’ Die von Senghaas und anderen Autoren der Theorie des peri- 
pheren Kapitalismus diagnostizierten Strukturmerkmale des metropolitanen Kapitalismus 
sind daher erst das späte Produkt von über 100 Jahren kapitalistischer Industrialisierung 
mit konstitutiver struktureller Heterogenität, deren Merkmale allerdings je nach den histo- 
tischen Ausgangsbedingungen und der spezifischen Form des Entwicklungsweges in Aus- 
maß und Form von Land zu Land divergierten. 

Die Probleme, vor denen die Länder der 3. Welt nach dem 2. Weltkrieg bzw. nach ihrer 
Dekolonisierung standen, schienen zunächst durchaus mit den allgemeinen Problemen der 
Anfangsphasen nachholender kapitalistischer Entwicklung vergleichbar zu sein. Die für 
diese Länder behaupteten allgemeinen Strukturmerkmale des peripheren Kapitalismus 
schienen in weiten Bereichen den typischen Merkmalen des langen Überganges zur kapita- 
listischen Industriegesellschaft in den heute entwickelten Industrieländern zu entsprechen 
und wurden daher zunächst auch eher als allgemeine Strukturmerkmale der Transforma- 
tionsperiode von Agrar- in Industriegesellschaften nicht nur von den Vertretern der nord- 
amerikanischen Modernisierungstheorien, sondern auch von der Mehrheit der fortschtrittli- 
chen Intelligenz in den betroffenen Ländern begriffen. Erst die begrenzten Entwicklungs- 
erfolge der 50er und 60er Jahre machten deutlich, daß diese allgemeine Transformations- 
probleme durch die unterschiedlich lange Geschichte der Kolonialisierung und die spezi- 
fischen Formen der kapitalistischen Penetration (abhängige Rohstoffenklaven, von Multi- 
nationalen Konzernen kontrollierte Konsumgüterindustrien in Wachstumspolen) mit neu- 
en peripheriespezifischen Problemen nachholender Entwicklung verbunden waren. Die 
Theorie des peripheren Kapitalismus und die Dependenztheorie hat daher seit der Mitte 
der 60er Jahre zu Recht diese peripheriespezifischen Probleme abhängiger Kapitalakkumu- 
lation zum Ausgangspunkt ihrer politisch interessierten theoretischen Reflexion gemacht 
und zu einem besseren Verständnis der Probleme der Unterentwicklung beigetragen. Das 
Problem dieser wichtigen Erklärungsansätze besteht aber darin, daß sie vorschnell den hi- 
storischen Ausgangspunkt der besonderen Bedingungen der Durchsetzung der kapitalisti- 
schen Produktionsweise in Peripherie-Gesellschaften in den ahistorischen Endpunkt eines 
theoretisch geschlossenen Systems peripherkapitalistischer Entwicklung mit eigenem Ge- 
setzescharakter (dauerhafte strukturelle Heterogenität) transformiert hat. Was als heuristi- 
scher Ausgangspunkt historischer Analysen wichtig und richtig war und ist, verwandelt sich 
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so in eine die Erkenntnis hemmende strukturalistische globale Erklärungsschablone, die 
gezwungenermaßen die höchst unterschiedlichen Entwicklungsprozesse in der 3. Welt auf 
allgemeinste gemeinsame Merkmale reduziert. Denn nur auf der oberflächlichsten Ebene 
kann man von der Peripherie und derz peripheren Kapitalismus sprechen. Dafür ist die 
enorme Differenzierung der historischen Ausgangsbedingungen (weltimarktabhängige 
Produktion seit dem 16. Jh. in Lateinamerika und Kolonialisierung Afrikas und Asiens mit 
unterschiedlichen vorkapitalistischen Produktionsweisen und höchst unterschiedlichen Pe- 
netrationsgraden kapitalistischer Produktionsweise im 19. Jh.), der sozialökonomischen 
Entwicklungsprozesse (Urbanisierung, Form und Ausmaß der Agrarentwicklung, Zeit- 
punkt und Form der nationalen Unabhängigkeit, Veränderung der Klassenstruktur) und 
Entwicklungswege (binnenmarktorientierte versus exportorientierte Entwicklung) sowie 
des heutigen Entwicklungsniveaus (Brasilien versus Mauretanien) zu groß. 

Ohne Anspruch auf Allgemeingültigkeit für die verschiedenen Ländergruppen der 3. 
Welt, will ich im folgenden nur kurz auf die geringe Erklärungskraft der expliziten und 
impliziten Annahmen der Theorie des peripheren Kapitalismus für die binnenmarktorien- 
tierten Flächenstaaten der 3. Welt, die man heute auch als halbindustrialisierte Länder be- 
zeichnen könnte, eingehen.®° Ich werde mich dabei auf Brasilien als paradigmatischem 
Land für diese Ländergruppe beziehen, nicht nur, weil ich seit Jahren über dieses Land ar- 
beite, sondern auch deshalb, weil Senghaas gerade am Beispiel dieses Extremfalles »relativ 
differenzierter Produktivkraftentfaltung an der Spitze der 3. Welt« die Dauerhaftigkeit ty- 
pischer Merkmale von Peripherie-Ökonomien und die strukturelle Unmöglichkeit autozen- 
trierter kapitalistischer Entwicklung meint schlüssig nachweisen zu können.®! 

Unstrittig ist dabei zunächst, daß die brasilianische Gesellschaft und Wirtschaft als Pro- 
dukt eines im 16. Jahrhundert einsetzenden Penetrationsprozesses durch sich ablösende 
Metropolen (Portugal, Holland, England) von Anfang an durch einen extrem hohen Grad 
der Integration in die von den Metropolen behertschte internationale Arbeitsteilung ge- 
kennzeichnet war. Die brasilianische Gesellschaft entstand als abhängige Kolonialgesell- 
schaft, deren regionale Exportökonomien sich im Verlauf von klassischen Exportzyklen 
(erst Zucker, dann Gold und nach der Unabhängigkeit im 19. Jahrhundert Kaffee, Kakao 
und Gummi) als relativ eigenständige Regionen mit jeweils spezifischen Sozial- und Klas- 
senstrukturen in einem langen historischen Prozeß herausbildeten.®? 

Die brasilianische Gesellschaft stellte daher zunächst nicht mehr als eine Konföderation re- 
gionaler Gesellschaften dar, deren Zusammenhang durch die konfliktive Allianz der regio- 
nalen Agraroligarchien auf der Ebene des politisch schwachen Bundesstaates eher politisch 
als ökonomisch vermittelt war. 

Während die Agraroligarchien des Nordostens, des Südens und des Zentrums den noch 
weitgehend vorkapitalistischen Charakter der Produktionsverhältnisse auch nach der Ab- 
schaffung der Skaverei 1886 konservieren konnten, kam es seit 1880 in der Sao Paulo-Re- 
gion zu der raschen Durchsetzung eines auf freier Lohnarbeit italienischer Einwanderer be- 
tuhenden Agrarkapitalismus, der diese Region bald zum größten Kaffeeproduzenten der 
Welt werden ließ. Trotzdem entwickelte sich keine reine Monokultur-Exportwirtschaft, 
sondern ganz im Gegenteil - ähnlich wie in anderen weißen Siedlungskolonien - eine au- 
tozentrierte regionale Wirtschafts- und Gesellschaftsstruktur.‘? 

Die hohe Wachstumsdynamik der Kaffeewirtschaft induzierte nicht nur den forcierten 
Aufbau einer relativ differenzierten regionalen Infrastruktur (Eisenbahn, Straßen, »elektri- 
sche Energie«) durch die einheimische Kaffeebourgeoisie, sondern ebenso die dynamische 
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Entwicklung einer diversifizierten und verflochtenen binnenmarktorientierten Landwirt- 
schaft, in der kleine Warenproduzenten mit - im nationalen Vergleich - hoher Produktivi- 
tät fast alle regional benötigten Agrarprodukte auf den für den Kaffeeanbau nicht mehr 
lohnenden Böden produzierten. Dadurch wurde die Versorgung der neuen Lohnarbeiter- 
kontingente und der städtischen Mittelklassen mit relativ billigen Nahrungsmitteln (Boh- 
nen, Reis, Mais, Kartoffeln, Fleisch) sichergestellt, während die Lebensmittelimporte Sao 
Paulos nur Produkte des gehobenen Oberschichtenkonsums (Käse, Butter, Weine, Oliven- 
öl aus Frankreich) umfaßten. Zwischen 1901/1906 und 1925/30 wuchs nicht nur die Nah- 
rungsmittelproduktion Sao Paulos im Durchschnitt mehr als dreimal so schnell wie die 
Kaffeeproduktion, sondern ebenso schnell expandierte auch die regionale Produktion 
agrarischer Rohstoffe für die Industrie (Baumwolle, Jute, Zucker, pflanzliche Öle etc.), was 
zu einer rapiden Verdrängung der Importe aus anderen brasilianischen Regionen führte. 
Auf der Grundlage dieser dynamischen breitgefächerten Agrarentwicklung entstanden in 
dem gleichen Zeitraum städtische Konsumgüter-, aber auch Produktionsgüterindustrien, 
die wegen des Fehlens eines einheimischen Handwerks von vornherein mit modernster 
Technologie (Elektromotor) als relativ große Fabriken (Textil, Papier, Zement, Eisen, 
Schiffbau, Brauerei) oder relativ moderne Kleinbetriebe (Möbel, Nahrungsmittel, Schuhe) 
entstanden und bereits 1913 zur weitgehenden Selbstversorgung der Region mit den wich- 
tigsten Konsumgütern führten.®? Die Kaffeebourgeoisie behinderte diese Entwicklung kei- 
neswegs, sie war vielmehr über die Errichtung erster regionaler Banken und vor allem in 
den Phasen niedriger Kaffeepreise z.T. direkt an der Finanzierung dieser ersten regionalen 
Industrialisierungsphase beteiligt. Wichtig für das Verständnis dieser dynamischen kapita- 
listischen Entwicklung in der Hauptexportregion Brasiliens ist natürlich die simple Tatsa- 
che, daß die Sao Paulo-Region weitgehend eine Einwanderungsregion war: fast alle Unter- 
nehmer, Handwerker, Händler und 90 % der Industtiearbeiter waren Einwanderer (zu 
80 % Italiener), die Sao Paulo mit ihrem importierten know how schnell zu einem Klein- 
Norditalien machten. Ebenso wie in Italien die norditalienische kapitalistische Entwick- 
lung lange Zeit durch die agrarische Rückständigkeit des Südens verzögert wurde, blieb 
auch die Dynamik der agrar- und industriekapitalistischen Entwicklung Sao Paulos auf eine 
regionale Entwicklung beschränkt. Die fehlende infrastrukturelle Verbindung zwischen 
den regionalen Ökonomien, die erst nach 1950 beseitigt wurde, war sicherlich eia Grund 
für diese Entwicklung. Entscheidender aber war die Konservierung vorkapitalistischer oder 
zumindest archaischer Produktionsverhältnisse durch die traditionellen Grundeigentümer- 
klassen des Nordostens, des Zentrums und des Südens (Latifundium/ Minifundium-Kom- 
plex), die auf die Verdrängung ihrer regionalen Exportprodukte vom dynamisch wachsen- 
den Sao Paulo-Markt nicht oder nur partiell durch kapitalistische Modernisierung reagier- 
ten. Wenn die Kaffeebourgeoisie Sao Paulos vor 1930 wirklich - wie Senghaas und einige 
brasilianische Autoren meinen - über die absolute Hegemonie im Staatsapparat und in der 
brasilianischen Gesellschaft verfügt hätte, wäre die Dynamik der Kapitalakkumulation si- 
cherlich nicht regional beschränkt geblieben. Angesichts der Festigkeit der regionalen So- 
zialstrukturen, der fehlenden interregionalen Infrastruktur und der bedeutenden politi- 
schen und militärischen Macht der traditionellen Agraroligarchien (die hohen Militärs ka- 
men aus dem Süden und aus Minas Gerais), mußte sich die Kaffeebourgeoisie Sao Paulos 
auf das konfliktive Bündnis mit diesen Klassen auf bundesstaatlicher Ebene einlassen, um 
ihren wirtschaftspolitischen Interessen auch in der nationalen Außenwirtschaftspolitik Gel- 
tung zu verschaffen. Das für die gesamtbrasilianische Entwicklung verheerende Resultat 
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dieses Klassenkompromisses, war die relativ dauerhafte Blockierung der ursprünglichen 
Akkumulation außerhalb der Sao Paulo-Region und vor allem im Hinterland der Regional- 
ökonomien. Die Hauptutsache der regionalen Unterentwicklung war daher m.E. nicht - 
wie Senghaas und Frank meinen - der zu hohe, sondern eher der zu niedrige Grad der »in- 
ternen Kolonisation« dutch die dominante Sao Paulo-Industrie, die im krassen Gegensatz 
zu den Thesen der Theorie des peripheren Kapitalismus zu keiner Zeit vor 1950 in wirklich 
relevantem Umfang auf die Krücken nichtkapitalistischer Produktionsweisen (billige Nah- 
rungsmittel, Arbeitskräfte und Werttransfer aus dem traditionellen Sektor) zur Beschleu- 
nigung ihrer Kapitalakkumulation angewiesen war.°° Erst der Aufbau einer interregiona- 
len Infrastruktur ab 1952 schuf die Grundlage für die Herausbildung eines nationalen Bin- 
nenmarktes für die expandierende Industrie Sao Paulos, was im bevölkerungsreichen Nord- 
osten zum Ruin der unproduktiven Manufakturen, zur Modernisierung der Zuckerplan- 
tagenwirtschaft (Ausweitung des Lohnarbeitsverhältnisses ab 1955) und zur massenhaften 
Abwanderung freigesetzter Arbeitskraft in den Südosten führte. 

Die seit Anfang des 20. Jahrhunderts schrittweise voranschreitende regionale Industrialisie- 
tung wurde ducch die tiefe Krise der Kaffeeexportwirtschaft seit der Weltwirtschaftskrise 
1929/32 enorm beschleunigt. Die Industrieproduktion wuchs 1933/39 um 11,3 % jähr- 
lich, verlangsamte sich aber in den Kriegsjahren 1939/45 auf 5,4 %, da Kapitalgüter nur 
noch begrenzt importierbar waren und die interne Produktionsmittelproduktion technolo- 
gisch rückständig blieb.” Die Versuche des populistischen Vargas-Regimes, dutch den 
Aufbau einer eigenen modernen integrierten Stahlindusttie dafür eine bessere Grundlage 
zu schaffen, verzögerte sich auf Grund des Desinteresses nordametikanischer Stahlkonzer- 
ne und des erst nach langen Verhandlungen mit den USA erreichten Abkommens über die 
Lieferung der Maschinen und des know hows für das staatliche Projekt Volta Redonda, das 
als erstes vollintegriertes Stahlwerk Lateinamerikas erst 1946 seine Produktion begann.®® 
Das die Entwicklung einer staatlichen Schwerindustrie in den Mittelpunkt stellende natio- 
nakapitalistische Entwicklungsprojekt von Vargas wurde allerdings nur von führenden na- 
tionalistischen Militärs und Teilen der staatlichen Technokratie als staatskapitalistischer 
Entwicklungsweg ä la Japan unterstützt, von der Mehrheit der Agraroligarchien, der kon- 
sumorientierten städtischen Mittelklassen und importabhängigen Industriellen Sao Paulos 
aber als autoritärer Staatskapitalismus ä la Hitlerdeutschland vehement bekämpft.?? Die 
Wiederherstellung des kapitalistischen Weltmarktes und der politischen Demokratien in 
Westeuropa nach 1945 ermunterte diese Koalition, Vargas 1945 zu stürzen und Brasilien 
unter der Fahne der liberalen Demokratie und des freien Unternehmertums wieder in den 
neu belebten Weltmarkt zu reintegrieren. Für die weitere Entwicklung entscheidend wart, 
daß in dem auch weiter anhaltenden Kampf zwischen autoritär-staatlichen Nationalkapita- 
listen und liberal-kapitalistischen Kosmopoliten die ersteren in der zweiten Regierungszeit 
von Vargas 1950/54 zwar vorübergehend dominierten (Nationalisierung der Erdölindu- 
sttie, forcierter Ausbau der staatlichen Stahlindustrien), das danach unter Kubitschek for- 
mulierte Entwicklungsprogramm aber beide Tendenzen zu einer proindustriellen Klassen- 
allianz verband.?’ Durch massive staatliche Investitionen in die Infrastruktur und die 
Grundstoffindustrien sollte das kapitalistische Wachstum vor allem durch den Aufbau ei- 
ner eigenen Automobilindustrie mit ihren hohen potentiellen Verkettungseffekten nach 
nordamerikanischem Vorbild beschleunigt werden. Davon erhoffte man sich die schnelle 
Reproduktion der »nordamerikanischen Massenkonsumgesellschaft« mit Hilfe der Übertra- 
gung der Produkt- und Prozeßinnovationen der hochindustrialisierten Zentren durch die 
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Filialen der multinationalen Konzerne. Tatsächlich wurde in kurzer Frist in Brasilien eine 
Industrie- und Infrastruktur aufgebaut, die durch ihre Orientierung an den Konsum- und 
Produktionsmustern der USA zu großen Belastungen der sozialen und politischen Entwick- 
lung führen mußte. Die Funktion der Militärdiktatur ab 1964 war es, die Anpassung der 
Distributionsverhältnisse an die neue Produktionsstruktur zu gewährleisten: Der Markt für 
hochwertige Konsumgüter wurde zunächst durch eine Politik der Einkommenskonzentra- 
tion erweitert, allerdings nicht - wie Senghaas meint - nur für die oberen 1-5 %, sondern 
für die oberen 20 % der Bevölkerung (d.h. 40 % der städtischen Bevölketung).?' Die in 
den Wirtschaftswunderjahren 1969/73 erreichte enorme Beschleunigung der Kapitalakku- 
mulation beruhte allerdings nicht nur auf dem dynamischen Wachstum der dauerhaften 
Konsumgüterindustrien, sondern ab 1972 zunehmend auf dem dadurch induzierten 
Wachstum der Kapitalgüterindustrien. Auch nach dem Abflachen der Wachstumsraten ab 
1974 setzte sich zunächst das Wachstum der Kapitalgüterindustrien fort - und wurde sogar 
durch ein umfangreiches staatliches Programm zum Aufbau einer integrierten Schwerin- 
dustrie durch gigantische staatliche Investitionen in Schwerpunktbereichen enorm be- 
schleunigt. 

Als Resultat dieser besonderen Verlaufsform nachholender kapitalistischer Industrialisie- 
tung weist dieser auf das Dreieck Sao Paulo - Belo Horizonte - Rio konzentrierte größte In- 
dustriekomplex der 3. Welt bereits heute eine durch die Input-Output-Matrix meßbare 
Dichte der intra- und intersektorialen Verflechtungen auf, die in keiner Weise den meisten 
entwickelten kapitalistischen Industrieländern nachsteht.?? Dies wird auch von Senghaas 
konzediert, aber mit der Betonung auf »starker Kohärenz im Wachstumspol« ohne »Um- 
strukturierung zugunsten eines zu entfaltenden dichten Binnenmarktes.<? Nun kann aber 
trotz aller Empörung über die gerade in Brasilien besonders krasse Einkommensungleich- 
heit m.E. nicht geleugnet werden, daß sich zumindest im oben genannten Agglomera- 
tionsdreieck sich sehr wohl ein dynamischer, dichter und breiter Binnenmarkt entfaltet 
hat: 

Alle einschlägigen Untersuchungen über die Verbreitung dauerhafter Konsumgüter kom- 
men zu dem, die Theoretiker des peripheren Kapitalismus sicherlich überraschenden Er- 
gebnis, daß sich diese Güter längst in städtische Massenkonsumartikel verwandelt haben. 
Nach einer unverdächtigen repräsentativen Gewerkschaftsuntersuchung lag der Verbrei- 
tungsgrad von dauerhaften Konsumgütern bei Arbeiterfamilien in Sao Paulo (bis auf das 
Auto) bereits 1970 bei Werten, die der Bundesrepublik 1962 entsprechen: Radio 87 %, 
TV 75 %, Nähmaschine 72 %, Kühlschrank 60 %, Waschmaschine 17 %,, Auto 15 %.* 
Nach 1970 haben sich diese Werte nach den vielfältigen Haushaltsbudgetuntersuchungen 
der letzten Jahre sogar noch erheblich erhöht. Die Revolutionierung der Konsumstruktur 
der städtischen Lohnabhängigen ist damit längst zu einer unbestreitbaren Tatsache gewor- 
den. Ob es einem gefällt oder nicht, die abhängige Kapitalakkumulation Brasiliens hat - 
wenn auch mit zeitlicher Verzögerung - sehr wohl zu einem Reproduktionsniveau der städ- 
tischen Lohnabhängigen geführt, das im Ganzen gesehen wesentlich über dem Reproduk- 
tionsniveau der Industriearbeiter Englands um 1900 liegen dürfte. Das diese statistische 
Tatsache von den Betroffenen berechtigterweise natürlich nicht so gesehen wird, liegt auf 
der Hand: Der städtische Arbeiter vergleicht sein reales Lebensniveau natürlich nicht mit 
den miserablen Lebensbedingungen des 19. Jahrhunderts, sondern mit den unter heutigen 
Produktionsbedingungen möglichen und durch Werbung und Fernsehen propagierten 
Konsumnormen (»Mittelklasse-Lebenswelt« der brasilianischen Tele-Novelas). Und er ver- 
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gißt auch nicht, daß er an Nahrung, Kleidung und Gesundheit sparen muß, um die für 
seine tägliche Reproduktion als notwendig erachteten Güter zu erwerben (Verkürzung der 
langen Anfahrtzeiten in 10 Millionen-Städte wie Sao Paulo durch das eigene Auto, Techni- 
sierung des Haushaltes, um Frauenarbeit zur Aufbesserung des Familieneinkommens mög- 
lich zu machen). Er vergißt auch nicht, daß sein intensiver 12-stündiger Arbeitstag am 
Fließband hoch produktiv ist und einen raschen Verschleiß seiner Arbeitskraft bedeutet. 
Der Kampf um höhere Reallöhne (oder zumindest einen Inflationsausgleich) in den letz- 
ten Streikbewegungen gewinnt daher seine Dynamik. 

Für die wissenschaftlich-politische Diskussion um die Möglichkeit oder Unmöglichkeit dy-, 
namische Kapitalakkumulation mit breiter Binnenmarkterschließung bleibt festzuhalten, 
daß unter den sicherlich exrem günstigen Bedingungen Brasiliens zentrale Annahmen der 
Theorie des peripheren Kapitalismus in ihrer Allgemeinheit nicht mehr zu halten ist. 
Aber beschränkt sich die oben skizzierte Entwicklung nicht nur auf die dynamischen 
Wachstumspole im Dreieck Sao Paulo, Belo Horizonte und Rio? Ohne hier im einzelnen 
den an anderer Stelle von mir ausführlich dokumentierten empirischen Nachweis zu füh- 
ren, bin ich auf Grund umfangreicher Arbeiten zu dem Resultat gekommen, daß dem 
nicht so ist: 

Die Dynamik der brasilianischen Kapitalakkumulation hat schon längst auf sekundäre 
Wachstumspole im Nordosten und Süden übergegriffen und zeitigt auch seine, wenn auch 
erheblich verzögerten, »Durchsickereffekte« auf das agrarische Hinterland. Dies kann mit 
den Daten der Haushaltsuntersuchungen und Volkszählungen konkret nachgewiesen wer- 
den. Die Expansion des Lohnarbeitsverhältnisses beschränkt sich nicht mehr nur auf die 
städtischen Zentren (die Sozialstruktur des Staates Sao Paulo entspricht mit fast 80 % 
Lohnabhängigen längst in etwa Italien), sondern durchdringt seit 1970 auch zunehmend - 
selbst im besonders rückständigen Nordosten - das ländliche Hinterland.” Das durch diese 
verspätete kapitalistische Umgestaltung der Landwirtschaft natürlich die Probleme des 
Massenelends und der strukturellen Arbeitslosigkeit vor allem im Nordosten zunächst eher 
verschärft werden, haben die letzten Hungerkatastrophen in dieser Region gezeigt. Trotz- 
dem muß festgestellt werden, daß die regionalen Unterschiede längst nicht mehr so drama- 
tisch wie in den 50er und 60er Jahren zunehmen (die unteren - im wesentlichen ländlichen 
- Einkommensschichten konnten ihr Pro-Kopf-Einkommen sogar von einem allerdings 
niedrigeren Niveau schneller erhöhen als die städtischen Arbeiter) und die absoluten Dif- 
‚ferenzen sich kaum von Preußen/Deutschland um 1900 oder China 1970 unterscheiden. 
Auch die von Senghaas besonders betonte Vermaschung zwischen Landwirtschaft und In- 
dustrie ist in Brasilien weiter fortgeschritten als in vielen anderen Entwicklungsländern: 
1970/76 wuchs die landwirtschaftliche Produktion für den Export um 9 % und diejenige 
für den Binnenmarkt immer noch um 3,3 %. Das Pro-Kopf-Wachstum der Nahrungsmit- 
telproduktion liegt damit bei 0,6 % (ein immer noch viel zu geringer Wert, aber gleich 
hoch wie z.B. das chinesische agrarische Pro-Kopf-Produkt-Wachstum1952/ 1974).?° Und 
trotzdem: die extreme Ungleichheit der Lebens- und Beschäftigungschancen, der realen 
Bildungsmöglichkeiten und des effektiven Zuganges zum staatlichen Gesundheitssystem 
bleiben ein konstitutives Merkmal dynamischer Kapitalakkumulation unter den gegenwär- 
tigen Bedingungen des Weltmarktes und des politischen Systems in Brasilien. Aber simpli- 
fizierende Vorstellungen über die widersprüchliche Entwicklungsdynamik nachholender 
kapitalistischer Entwicklung in halbindustrialisierten Ländern wie Brasilien müssen in der 
wissenschaftlich-politischen Diskussion endlich beiseite geräumt werden, nicht um die 
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Entwicklungserfolge kapitalistischer Entwicklung zu feiern, sondern um die wirklichen Wi- 
dersprüche des realen Alltagslebens der brasilianischen Arbeiter und Bauern zum Aus- 
gangspunkt wissenschaftlicher und politischer. Arbeit machen zu können.?’ Dabei wird 
natürlich die Frage im Mittelpunkt stehen müssen, ob es einem von multinationalen Konzer- 
nen in Schlüsselsektoren beherrschten und an den Konsummustern der kapitalistischen In- 
dustrieländer orientierten abhängigen Kapitalakkumulationsprozeß überhaupt gelingen 
kann, über den Ausbau der Produktionsmittelabteilung und die Modernisierung des 
Agrarsektors die Grundlage für eine autozentrierte kapitalistische Entwicklung neuen Typs 
zu legen. 

Brasilien ist aber keineswegs mit der 3. Welt identisch, und sogar nur begrenzt repräsenta- 
tiv für die wenigen halbindustrialisierten Länder der 3. Welt: 1966/75 betrug der Anteil 
Brasiliens an der industriellen Produktionskapazität in der 3. Welt 24 %, gefolgt von Me- 
xiko 10,7 %, Argentinien 9,4 %, Süd-Korea 8,2 %, Indien 5,9 %, Türkei 5 %, Iran 
2,9 %, Indonesien 2,5 % (d.h. auf diese acht Länder zusammen enfielen 68,5 %!).?® Für 
die Mehrheit der Entwicklungsländer ist es also mehr als zweifelhaft, ob sie im Rahmen 
weltmarktbestimmter kapitalistischer Entwicklungslogik auch nur ein Mindestmaß der not- 
wendigen ökonomischen und sozialen Grundleistungen für die Mehrheit der Bevölkerung 
werden erbringen können, um soziale und politische Katastrophen zu vermeiden. 

Aus der Perspektive dieser Länder gesehen besitzt die Theorie des peripheren Kapitalismus 
und der autozentrierten Entwicklung zunächst eine größere Relevanz für die Diskussion 
um die Möglichkeiten und Bedingungen eines eigenständigen nichtkapitalistischen Ent- 
wicklungsweges. In meinem Verständnis allerdings gilt diese Aussage nur als Ausgangs- 
punkt der systematischen Beschreibung der mit den besonderen Bedingungen der Durch- 
setzung kapitalistischer Produktionsverhältnisse verbundenen allgemeinen peripheriespe- 
zifischen Strukturprobleme, die je nach historischen Ausgangsbedingungen und erreichten 
Entwicklungsniveaus nach Ländergruppen zu differenzieren wären. Gerade an solchen 
komparativen Analysen fehlt es aber weitgehend. 

Die von Senghaas inspirierten Fallstudien über sozialistische Eaemieekengelähde: doku- 
mentieren allerdings auf prägnante Weise die enorme Bedeutung der unterschiedlichen hi- 
storischen Ausgangsbedingungen für die konkreten autozentrierten Entwickiungswege. 
Wie ich in einem anderen Beitrag durch eine vergleichende Analyse versucht habe aufzu- 
zeigen, ergibt sich aus diesen Fallstudien eine weitgehende Modifikation der in den ersten 
Arbeiten von Senghaas formulierten idealtypischen Bedingungen autozentrierter Entwick- 
lung: die Abkoppelung von der internationalen Arbeitsteilung (auch innerhalb der soziali- 
stischen Ländergruppe) ist danach ebensowenig als Königsweg eigenständiger Entwicklung 
anzusehen wie der am sowjetischen Entwicklungsmodell der Stalinzeit orientierte Aufbau 
einer kompletten Produktionsmittelabteilung.?” Beide Bedingungen wurden aber noch 
1979 von Senghaas unter Berufung auf die Entwicklungserfahrungen des kleinen Nordko- 
rea und die Listsche Theorie der produktiven Kräfte als unerläßliche Lernkosten autozen- 
trierter Entwicklung darstellt.!° Erst die von Fabian 1980 abgeschlossene Fallstudie über 
Kuba brachte offensichtlich auch Senghaas zu der Einsicht, daß ein geschlossenes Modell 
gleichgewichtiger Akkumulation den konkreten Ausgangsbedingungen einer kleinen peti- 
pheren Exportökonomie mit entwickelten komparativen Vorteilen bei einem Expottpto- 
dukt durchaus unangemessen sein kann. Wie auch Senghaas richtig vermerkt, wiederholt 
der kubanische Entwicklungsweg einer exportgetriebenen Agroindustrialisierung mit kon- 
zentrischer interner Diversifizierung eher die historische Erfahrung kleiner westeuropäi- 
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scher Exportökonomien und englischer Siedlungskolonien (Neuseeland, Australien): ei- 
genständige Entwicklung war auch bei hoher Exportabhängigkeit und zunächst unvollstän- 
diger Industriestruktur durch eine Konzentration auf die dynamischen komparativen Vor- 
teile agrarischer Exportsektoren möglich, die bei relativ egalitärer Einkommensverteilung 
und nichtoligarischen Agrarstrukturen die Grundlage für eine gesamtgesellschaftliche Ent- 
wicklung legten.'"! Das Grundproblem nachholender eigenständiger Entwicklung entfernt 
sich damit erheblich vom ursprünglichen typologischen Erklärungsansatz: nicht die Ab- 
koppelung vom Weltmarkt und die Errichtung kompletter interner Wirtschaftskreisläufe, 
sondern die Sozialstruktur im Agrarsektor und der Entwicklungsgrad des Bildungssystems 
ist entscheidend dafür, wie »in kritischen Entwicklungsphasen entwicklungspolitische Ent- 
scheidungsprozesse in unterschiedliche spezifische Richtungen« kanalisiert werden.'"? Da- 
mit löst sich auch ein in der Senghaasschen Argumentationsweise von Anfang an besteben- 
des Spannungsverhältnis zunehmend auf: die rein ökonomischen Argumentationsstränge 
treten zunehmend hinter der eher modernisierungstheoretischen Thematisierung sozial- 
struktureller und vor allem sozialkultureller Voraussetzungen und Dimensionen nachho- 
lender Entwicklungsprozesse (nationale Identität, kulturelle Autonomie, Selbststeuerungs- 
fähigkeit, Lernkapazität), die in vielen ökonomistisch verkürzten Analysen gerade auch 
marxistischer Autoren oft nur eine sekundäre Rolle spielen, zurück. 

Diese bei Senghaas und Menzel in ihren letzten Arbeiten vollzogene historische Relativie- 
tung der globalen Theorie der autozentrierten Entwicklung verweist m.E. aber auch auf die 
Notwendigkeit, in gleicher Weise auch die globale Theorie des peripheren Kapitalismus 
zur Disposition zu stellen. Eine Konsequenz, die von diesen Autoren noch nicht vollzogen 
wurde, obwohl die kapitalistischen Entwicklungsprozesse in den Ländern der 3. Welt 
ebenso wie die autozentrierten Entwicklungsprozesse erheblich von ihrem ursprünglichen 
idealtypischen Modell abweichen. Die großen Unterschiede in den historischen Ausgangs- 
bedingungen, den erreichten Entwicklungsniveaus und den konkreten Entwicklungswegen 
in den verschiedenen Ländergruppen der 3. Welt zu verkennen, führt und verführt aber 
nur - wie ich versucht habe darzustellen - allzuleicht zu einem von Widersprüchen entla- 
stenden Wunschdenken in polaren Dichotomien, durch deren grobes Raster große Teile 
der heutigen kapitalistischen und nichtkapitalistischen Entwicklungsländer bindurchfallen 
und daher in ihrer widersprüchlichen Entwicklungsdynamik nicht mehr begreifbar wer- 
den. Zukünftige entwicklungstheoretische Arbeiten dürfen aber nicht von Wunschträu- 
men und bequemen Typologien leben, wollen sie nicht die konkreten Widersprüche kom- 
plexer Entwicklungsprozesse verfehlen. Das Zusammenbrechen globaler Erklärungsansät- 
ze, die die konkrete Geschichte ganzer Gesellschaften in das Korsett von zwei geschlosse- 
nen Systemen mit eigenem Gesetzescharakter pfessen und Widersprüche nur zwischen die- 
sen beiden idealtypischen Systemen zuzulassen, bedeutet für die entwicklungspolitische 
Diskussion einen sicherlich frustrierenden, dafür aber umso notwendigeren Prozeß, der 
nicht länger hinausgeschoben werden sollte. 
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Als Überblick über die Dependenztheorien vgl. Tilman Evers/P.von Wogau, »Dependenciac: Ia- 
teinamerikanische Beiträge zur Theorie der Unterentwicklung, in: Das Argument 79, Juli 1973, S. 
404 - 454; Thomas Hurtienne, Zur Ideologiekritik der lateinamerikanischen Theorien der Unter- 
entwicklung und Abhängigkeit, in: PROKLA 14/15, 1974, S. 213 - 283. Zur Theorie des periphe- 
ren Kapitalismus vgl. Samir Amin, Die ungleiche Entwicklung, Hamburg 1975. 

Ulrich Menzel, Theorie und Praxis des chinesischen Entwicklungsmodells, Opladen 1978; Gerd 
Wontroba/Ulrich Menzel, Stagnation und Unterentwicklung in Korea, Meisenheim 1978; Rose- 
matie Juttka-Reisse, Agrarpolitik und Kimilsungismus in der Demokratischen Volksrepublik Ko- 
rea, Meisenheim 1979, Wolfgang Ruß, Der Ertwicklungsweg Albaniens, Meisenheim 1979. 
Horst Fabian, Der kubanische Entwicklungsweg, Diss., Dortmund 1980. 

Thomas Hurtienne, Zur Ideologiekritik ... s. Anm. (1). 

Vgl. meinen Artikel »Aztozertrierte Entwicklung im 20. Jahrhundert: Soziahismus als entwick- 
lungspolitische Alternative«, der Ende 1981 in: Friedensanalysen 15, erscheint. 

Zur Kritik an Senghaas vgl. Rainer Schweers/Mohammed Massarat, Weltwirtschaftsordnung und 
Dritte Welt, in: Berliner Hefte, Februar 1979, S. 38 - 46; Hans-Jürgen Harborth, Dissoziation - 
mit welchem Ziel?, in: Entwicklung und Zusammenarbeit, Heft 7/8, 1977, S. 17 - 18. 

Vgl. Thomas Hurtienne, Staat und industrielle Kapitalakkumulation in halbindustrialisierten 
Ländern. Der Fall Brasilien. , Diss., 1981, sowie meinen Artikel Zur Ideologiekritik ... (s. Anm. 
()). 

Dieter Senghaas, E/ermente einer Theorie des peripheren Kapitalismus, in: Senghaas (Hısg.), Perz- 
bherer Kapitahsmus, Frankfurt 1974; ders., Strukturelle Abhängigkeit und Unterentwicklung. Ei- 
nige einführende Überlegungen, in: Basam Tibi/Volkhard Brandes (Hesg.), Handbuch 2: Unter- 
entwicklung, Frankfurt 1975, S. 120 - 138; ders., Weltwirtschaftsordnung und Entwicklungspoh- 
tik, Frankfurt 1977, Kap. 1 und 5; ders., Dissoziation und autozentrierte Entwicklung, in: ders. 
(Hısg.), Kapitalistische Weltökonomie, Frankfurt 1979, S. 376 - 412; Dieter Senghaas/ Ulrich 
Menzel, Autozentrierte Entwicklung trotz internationalem Kompetenzgefälle, in: Senghaas 
(Hrsg.), Kapitalistische Weltökonomie, Frankfurt 1979, S. 280 - 316. 

Vgl. die repräsentative Zusammenstellung in: Wolfgang Zapf (Hısg.), Theorien des sozialen 
Wandels, Köln 1969. Als kritische Aufarbeitungen s. Peter Flora, Modernisierungsforschung, 
Opladen 1974; Hans-Ulrich Wehler, Modernisierungstheorie und Geschichte, Ganges 1975; 
Anthony D. Smith, Te concept of social change, London 1973. 

Senghaas/Menzel, Autozentrierte Entwicklung ... s. Anm. (8), S. 280. 

ebenda, S. 308, Fußnote 3 und $. 298, 301. 

Als Beispiel für den in fast allen Arbeiten erfolgenden Hinweis auf K.W. Deutsch vgl. ebenda, S. 
306. 

Vgl. Karl W. Deutsch, Politische Kybernetik, Freiburg 1969, Teil III und Dieter Senghaas, Sozia/- 
kybernetik und Herrschaft, in: Claus Koch/D. Senghaas (Hısg.), Texte zur Technokratiediskus- 
sion, Frankfurt 1970, S. 196 - 217. 

Als immer noch lesenswerten Überblick über die Almond-Schule vgl. Wolf-Dieter Narr, Theorze- 
begriffe und Systemtheorie, Stuttgart 1969, S. 131 ff. und neuerdings Jürgen Hartmann, Verglei- 
chende politische Systemforschung, Köln 1980; von den zahlceichen Arbeiten von O'Donnells sei 
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»Identität«, »Autonomie«, etc. bei Narr s. Anm. (14). 

Talcott Parsons, Das System moderner Gesellschaften, München 1972. 

Für eine ausführliche Kritik vgl. meine Arbeit s. Anm.(7). 
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Am deutlichsten in der Einleitung des Senghaas Readess, »Peripherer Kapitalismus«, Frankfurt 
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reliance als nationale und kollektive Entwicklungsstrategie, München 1980 S. 34 

Senghaas/ Menzel 1979 s. Anm. 8, S. 298 ff. 
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non zur Industriellen Revolution, Frankfurt / New York 1977; Etic Hobsbawn, Industrie und 
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sprünge von Diktatur und Demokratie, Frankfurt 1969, 1. Kap.; Leo Kofler, Zur Geschichte der 
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Struggle and Industrial Revolution, London 1974; E.P. Thompson, The Making of the English 
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Barrington Moore, ebenda, $. 39 
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Für eine ausführliche Diskussion vgl. meine Arbeit s. Anm. (7). 
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Harms (Hısg.), Strakturwandlungen der Deutschen Volkswirtschaft, Berlin 1928, S. 33 ff. 
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Vgl. Ernest Mandel, Der Spätkapitalismus, Frankfurt 1972 
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Phelps Brown: A Certury of Pay, New York 1968, S. 68 ff. 
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Simon Kuznets, ebenda, $. 265 

Vgl. Spohn, s. Anm. (40), S. 188 ff. 

Sozialistische Studiengruppen (Hrsg.), Sozialdemokratie im Deutschen Reich 1870 - 1 1914, Ham- 
burg 1978, S. 33 

Vgl. Hans-Ulrich Wehler, Das Deutsche Kaiserreich 1871 - 1918, Göttingen 1973, S. 72 ff 
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Wilhelm Abel, Agrarkrisen und Agrarkonjunktur, Hamburg 1935, S. 226; Hans Teuteberg, Der 
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Vgl. Spohn, s. Anm. (40), S. 360 ff, James Kutth, Te political consequences of the product cy- 
de: industrial history und political outcomes, in: International Organization 33, Nt. 1,1979, 8. 1- 
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Vgl. Borchardt, s. Anm. (61), S. 80 ff 

ebenda, S. 95 sowie Spohn, s. Anm. (40), S. 200. 

Vgl. Victor D. Lippit, Ecorornic Development in Meyi Japan and contemporary China: a compara- 
tive study, in: Cambridge Journal of Economics 1978, 2, S. 55 - 81 und Volker Hunecke, Arbei- 
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Vgl. James Kurth, Industrial Change and Political Change: a european perspective, in: David Col- 
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Boris Fausto, Peguenos ensaios de historia da Republica (1889 - 1945), Sao Paulo 1972; Joseph Lo- 
ve, Rio Grande do Sul and Brasilian Regionalism, 1882 - 1930, Stanford 1971 und die verschiede- 
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Marcel Bühler: * 
Weltmarkt, internationale Arbeitsteilung und nationale 
Reproduktion 


- Neuere französische Iniernationalisierungstheorien - 


Einleitung 


Die politische Ökonomie in Frankreich hat in den letzten Jahren die Internationalisierung 
der kapitalistischen Produktionsverhältnisse als den Schwerpunkt ihrer theoretischen Be- 
mühungen betrachtet. Dies hat zwei Ursachen, die auch die unterschiedliche Richtung im 
Vergleich zur linken Diskussion in der BRD erklären können. 
Zum ersten hat die »traditionelle« Linke bis vor dem Scheitern der Linksunion versucht, 
Konzepte einer neuen, solidarischen Politik gegenüber den Ländern der Dritten Welt zu 
entwickeln (vgl. Beaud u.a. 1979). Dazu waren umfangreiche Arbeiten über das frühere 
französische Kolonialsystem und dessen neokolonialistische Fortsetzung notwendig (vgl. 
u.a. CEDETIM 1978). Die französische Bourgeoisie übt gerade in den früheren Kolonien 
eine aggressive Brückenkopffunktion für den Imperialismus aus. Die militärischen Inter- 
ventionen in Zaire, Niger, Zentralaftikanische Republik sind Ausdruck dieser Politik. Die- 
se politischen Zusammenhänge haben die Linke gleichsam gezwungen, sich verstärkt mit 
Neokolonialismus und abhängiger Entwicklung in der Dritten Welt auseinanderzusetzen. 
In der Theoriegeschichte entscheidend war dabei die Kritik und Überwindung der Theorie 
»des ungleichen Tauschs« (Amin/Emmanuel), die zu neuen Konzepten führte. Die wich- 
tigsten Arbeiten sind nicht im offiziellen Rahmen der linken Parteien entstanden. Die 
zweite Ursache einer Neuorientierung der polit-ökonomischen Internationalisierungstheo- 
tie ist in der veränderten Position Frankreichs im innerimperialistischen Konkurrenzkampf 
zusehen. Wobei Frankreich sich »vauf dem absteigenden Ast« befindet, da die nationale Re- 
produktion zunehmend von den dominanten imperialistischen Ökonomien (USA, BRD, 
Japan) bestimmt wird. Die gegenwärtige Krise wird von der Regierung, der Linken und 
den Gewerkschaften als über den Weltmarkt vermittelte verstanden. »Krisenstrategien« 
sind in Frankreich daher viel stärker als in der BRD über eine Analyse der internationalen 
Konkutrenzmechanismen entwickelt worden. 
Diese beiden Punkte haben zu neuen und konkteten Arbeiten im Bereich der Internationa- 
lisierung kapitalistischer Produktionsverhältnisse geführt. Ich werde in 4 Thesen die wich- 
tigsten Ergebnisse der französischen Diskussion zusammenfassen, um dann deren Relevanz 
für die BRD-Diskussion zu umreißen. 
1. Der Weltmarkt als Gegenstand der Untersuchung von Internationalisierungsprozessen 
ist eine Kategorie der internationalen Kapitalverwertung. Dabei werden Gesetzmäßigkei- 
ten det Verwertung des Einzelkapitals und der Konkurrenz in der Branche erfaßt. Wesent- 
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lich ist dabei die Analyse der konkreten Bewegungsformen des Einzelkapitals in der Kon- 
kurrenz und der Konzentration/Zentralisation. Die französische Internationalierungstheo- 
tie hat empirisch sehr sorgfältig die historisch verschiedenen Stufen der Internationalisie- 
rung des Einzelkapitals sowie neue Bewegungsformen der Konkurrenz auf dem Weltmarkt 
- die multinationalen Konzerne - untersucht. Gegenstand wurde dabei zunehmend der 
Weltmarkt als konkretes historisches Phänomen.! 

2. Auf der Ebene der internationalen Kapitalverwertung können weder die Kette der Hie- 
ratchie nationaler Produktionssysteme noch Mechanismen der Abhängigkeit der Länder 
der Dritten Welt umfassend analysiert werden. 

3. Die Untersuchung der Hierarchiestruktur der Weltwirtschaft sowie der spezifischen Pro- 
bleme der Länder der Dritten Welt verlangen einen tieferen, qualitativen Analyserahmen. 
Die bloße Analyse der Kapitalverwertung muß dabei zwangsläufig zu kurz greifen, da die- 
ser Ansatz letztlich eine nur quantitative Dimension erfaßt. Hier ist das neue Element der 
französischen Internationaliserungsdiskussion zu sehen: Durch die Analyse der histori- 
schen Veränderungen in der Reproduktion der dominanten Gesellschaftsformationen wer- 
den Gesetzmäßigkeiten in der Entstehung und Wirkungsweise der imperialistischen Hie- 
tarchie gesucht. Die spezifischen Probleme der abhängigen Länder der Dritten Welt kön- 
nen dann als deformierte nationale Reproduktion bei verschiedenen Produktionsweisen er- 
faßt werden. 

4. Dieser Ansatz ist notwendig zur Analyse neuer Tendenzen in der internationalen Ar- 
beitsteilung und der »Neuen Weltwirtschaftsordnung«. 

Im folgenden soll insbesondere These 2 und 3 entwickelt werden, da der Reproduktionsan- 
satz neue wesentliche Einsichten in den Internationalisierungsprozeß ergeben kann. Die 
wichtigsten Thesen konnten allerdings nicht unter Bezugnahme auf die Internationalisie- 
rungsdiskussion in der BRD dargestellt werden. Der Beitrag soll aber einen Anstoß zur 
Auseinandersetzung mit neuen Problemen einer polit-Skonomischen Internationalisie- 
rungstheorie geben. Die französische Diskussion ist dabei m.E. besonders wichtig, weil 
hier konktet bei den historisch-materiellen Veränderungen der Reproduktionszusammen- 
hänge nach dem 2. Weltkrieg bis hin zur heutigen Weltwirtschaftskrise angesetzt wird. 
Dabei wurden zentrale Phänomene systematisch analysiert, die in der BRD meist nur iso- 
liert betrachtet werden: von neuen Reproduktionsformen in den kapitalistischen Ländern 
bis hin zu Differenzierung und Polarisierung in der internationalen Arbeitsteilung. Die 
Relevanz der französischen Diskussion liegt für mich darin, daß sie die heutigen gesell- 
schaftlichen Phänomene systematisch angeht, wobei die Analyse nicht einheitlich ist und 
sicherlich diskussionswürdig bleibt. In der BRD muß gerade bei der Einbeziehung neuer 
Internationalisierungsphänomene (z.B. Analyse des BRD-Imperialismus in seiner konkre- 
ten Auswirkung auf die internationale Arbeitsteilung) eine große Lücke festgestellt wer- 
den. Der bislang noch erfolgreiche Feldzug des exportorientierten »Modell Deutschland« 
(Konstanzer Autorengruppe 1979) ist sicherlich ein Grund, daß eine vertiefende, an kon- 
kreten gesellschaftlichen Phänomenen ansetzende Internationalisierungsdiskussion nur 
partiell geführt wird.? Ich werde mich hier darauf beschränken müssen, die französische In- 
ternationalisierungsdiskussion darzustellen. Die hier besprochenen Arbeiten sind entweder 
im universitären Umfeld undogmatischer Auseinandersetzungen über die Perspektiven der 
Linksunion entstanden, oder im Umfeld der PSU angesiedelt (Granou u.a. 1979). Das 
Umfeld der »Diskussion« ist sicherlich hauptsächlich die universitäre Linke, die in Frank- 
reich über eine unvergleichlich stärkere Infrastruktur verfügt. Der Diskussionsbeitrag von 
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E. Maire (1978), Generalsekretär der CFDT, zeigt aber auch das wachsende gewerkschaftli- 
che Interesse an dieser Diskussion.’ 

»Internationalisierung« weist auf ein vielschichtiges Phänomen hin: Kulturelle Beziehun- 
gen, militärische Aggressionsakte, multinationale Konzerne, ... sind Formen und Elemen- 
te möglicher internationaler Beziehungen, wobei unterschiedliche Objekte aus vetschiede- 
nen Regionen/Nationen jeweils zu unterscheiden sind. In diesem Aufsatz werden nur die 
ökonomischen internationalen Zusammenhänge untersucht, wobei diese auf die interna- 
tionalisierte Kapitalverwertung und deren Rückwirkungen auf die Reproduktion der ver- 
schiedenen nationalen Gesellschaftsformationen beschränkt werden. Diese starke Ein- 
schränkung ist insofern gerechtfertigt, da die ökonomische Internationalisierung ein 
wesentliches Element der internationalen Beziehungen ist. Doch auch in dieser eingeschränk- 
ten Bedeutung ist das zu beschreibende Phänomen der Internationalisierung sehr viel- 
schichtig. Zunächst reden wir von zwei verschiedenen Objekten der Internationalisierung: 


- das Einzelkapital, das den Rahmen der Kapitalverwertung innerhalb einer Nation 
sprengt und internationalisierte Verwertungszusammenhänge in unterschiedlichen For- 
men entwickelt, 

- die nationale Gesellschaftsformation, deren Reproduktionsform und -niveau durch die 
jeweiligen nationalen/ internationalen Kapitalverwertungszusammenhänge wesentlich 
beeinflußt wird. 


Ich werde hier insbesondere auf drei Problembereiche eingehen: 


- theoretische Probleme bei der Erklärung der Inzernationalisierung des Produktionspro- 
2653es; 

- Untersuchung möglicher Erklärungen der Ursachen des langandauernden Aufschwungs 
des Kapitalismus nach dem 2. Weltkrieg sowie des krisenhaften Einbruchs; 

- Einfluß beider Phänomene auf die internationale Arbeitsteilung und deren Auswir- 
kung auf die ungleiche Entwicklung der »Beiden Welten«. 


Meine Darstellung beschränkt sich damit auf einige wesentliche Probleme (die für die In- 
ternationalisierung bedeutenden monetären Probleme mußten weitgehend ausgeklam- 
mert werden). Es kann hier nicht die historische Entwicklung der Internationalisierung des 
Kapitals nachgezeichnet werden. Ebensowenig kann auf die Frage der internationalen Ar- 
beitsteilung als historische Voraussetzung der Entwicklung kapitalistischer Verhältnisse 
eingegangen werden. Ich bin allerdings der Ansicht, daß die Diskussion dieses Problems 
durch die Aufarbeitung der außerordentlich umfangreichen und vielfältigen französischen 
Untersuchungen auch in der BRD an Relevanz gewinnen könnte, nicht zuletzt deshalb, 
weil dann viele Fragen sich nicht mehr stellen würden.? 

Die »Geschichte« det französischen Internationalisierungstheotie ist letztlich der Nachvoll- 
zug des Arbeitsplans für das »Kapital« von Marx - unter historisch veränderten Bedingun- 
gen. Nach der internationalisiertten »Wert«-Debatte (»Echange-inegal«, Amin 1979), der 
empirischen und theoretischen Untersuchung der internationalisierten Kapitalverwertung 
(konktete Bestimmung der internationalisierten Form der drei Kreislaufformen des Kapi- 
tals), ist die neueste Stufe die Analyse der nationalen, gesellschaftlichen Reproduktion im 
Zusammenhang mit dem Weltmarkt. Diese Entwicklung ist allerdings nicht nur theore- 
tisch bedingt: Durch die Diskussion der »neuen internationalen Arbeitsteilungs wurde die 
Frage nach der Analyse der strukturell untetschiedlichen nationalen Reptoduktionsform 
besondets relevant. 
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Bevor wir diesen Problembereich untersuchen, werden wir in den Grundzügen kurz die In- 
ternationalisierung des Einzelkapitals in der heutigen Form des internationalisierten Pro- 
duktionsprozesses untersuchen. 


1. Internationalisierung des Einzelkapitals 


Internationalisierungsprozesse im ökonomischen Sinne betreffen zwei unterschiedliche 
Objekte: im Rahmen der Kapitalverwertung das Einzelkapital, im Rahmen der Reproduk- 
tion der gesamtgesellschaftlichen Verhältnisse die nationale Gesellschaftsformation. Die 
nun zu untersuchenden verschiedenen Formen der Internationalisierung des Einzelkapitals 
können hier nicht historisch »abgeleitet« werden, weshalb wir uns auf eine logische Ablei- 
tung beschränken müssen. Wir gehen-also davon aus, daß das Einzelkapital notwendig die 
Schranken der jeweils nationalen Kapitalverwertung überwinden muß. »Internationalisie- 
rung« ist damit eine spezifische Form der Kapitalverwertung, wobei das Wertgesetz nicht 
modifiziert wird. Modifikationen der Kapitalverwertung können höchstens Formen der 
Konkurrenz bzw. der Extraprofiterzielung beinhalten. Der Kreislauf des Einzelkapitals 
kann uns Anhaltspunkte für die unterschiedlichen Formen der Internationalisierung des 
Einzelkapitals liefern: 


G— Wie P.....W’ — G’ — WW’ — 50... Para Wi 


Die logisch möglichen unterschiedlichen Internationalisierungsformen haben sich histo- 
tisch in unterschiedlichen Etappen durchgesetzt. Der Begriff »Etappe« drückt dabei aus, 
daß eine der Formen zu diesem Zeitpunkt die vorhertschende, die Bewegung bestimmen- 
de (d.h. dominante) war.° 


1.1. Die verschiedenen Stufen der Internationahisierung 


a) Die este Stufe ist die Internationalisierung des Warenkapitals, wobei hier zwei unter- 

schiedliche Formen zu berücksichtigen sind: 

-  Dadie kapitalistische Produktionsweise notwendig zur Überproduktion führt, können 
durch den Verkauf produzierter Waren im Aus/and Verwertungsschwierigkeiten über- 
wunden werden (Internationalisierung von W’ — G’). 

- Der Profit wird wesentlich bestimmt durch die Kosten für die Rohstoffe und die Kosten 
für die Reproduktion der Ware Arbeitskraft. Durch den Import billiger Rohstoffe, billi- 
ger Lebensmittel und billiger Arbeitskraft (Sklaven, Fremdarbeiter), können die Pro- 
duktionskosten gesenkt und die Profite unter günstigen Umständen erhöht werden 

_ (Internationalisierung von G — Wa 

Durch diese Internationalisierungsform entsteht eine neue kapitalistische Arbeitsteilung, 

indem der Kreislauf des Warenkapitals W — G — W’ sich verselbständigt und eigene Ka- 

pitalfraktionen (Branchen) bildet. Das Handelskapital entsteht. Der Kolonialhandel ver- 
körpert in selbständiger Form beide Formen der Internationalisierung des Warenkapitals: 
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Absatz von Waren und Beschaffung billiger Wertbestandteile für den Produktionsprozeß. 
b) Die zweite Stufe der Internationalisierung ist der Kreislauf des Geldkapitals G — W — 
G’. Das im Ausland angelegte überschüssige Geldkapital dient weniger der Kontrolle der 
ausländischen Konkurrenzproduktion als der Renditeerzielung. 

c) Die dritte Stufe ist die Internationalisierung des Kreislaufs des Produktivkapitals 

(P’.....P’’), indem Teile des Produktivkapitals internationalisiert werden. Diese heute die 

polit-ökonomische Internationalisierungsdiskussion bestimmende Form wollen wir konkre- 

ter untersuchen. 

Bei der Analyse internationalisierter Produktionsprozesse sind zwei Internationalisierungs- 

formen zu unterscheiden: 

- Konkurrenz verschiedener nationaler Kapitalien innerhalb derselben Branche auf dem 
Weltmarkt durch billige Waren (z.B. Textilsektor). Dies ist eine Internationalisierung 
des Warenkapitals bei national abgeschlossenen Produktionsprozessen. 

- Verlagerung der Produktion oder von Teilen der Produktion ins »Ausland« wegen ge- 
ringeren Lohnstückkosten. Hier wird der Produktionsprozeß selbst internationalisiert. 

Diese Unterscheidung ist keine Haarspalterei, weil nachgewiesen werden kann, daß der 
Produktionsprozeß erst bei einer gewissen Form der Zentralisation und Konzentration inter- 
nationalisiert werden kann. Die erste Form ist alt und trifft v.a. die in den kapitalistischen 
Industrieländern (KIL) unrentablen und wenig produktiven Branchen (Textil etc.). 
Es ist kein Zufall, daß die Internationalisierung des Produktionsprozesses erst nach dem 2. 
Weltkrieg zu einer eigenen Form der internationalisierten Kapitalverwertung wurde: Die 
kapitalistische Warenproduktion wurde nicht nur umfassender, sondern auch technisch 
komplizierter, komplexer. Zur Herstellung einer Ware sind zunehmend mehr vorgelagerte 
Produktionselemente notwendig; eine Ware wird nicht mehr in ezzer Fabrik, sondern in 
einer ganzen Produktionskette hergestellt (z.B. Kühlschränke). Teile des Produktionspro- 
zesses sind erst dann auslagerbar, wenn dieser selbst zechrisch aufgeteilt werden kann. Der 
neue unmittelbare industrielle Produktionsprozeß (Taylorismus) hat durch die massenhafte 
Dequalifikation der Lohnarbeit eine weitere Voraussetzung dafür geschaffen, daß die Pro- 
duktionsstandorte weltweit geplant werden können (also ohne geographische Bindung an 
ein bestimmtes Qualifikationsniveau). Die Internationalisierung der Produktion setzt also 
eine bestimmte Entwicklung der kapitalistischen Produktionstechnologie voraus. Diese 
Stufe der Entwicklung schlägt sich in einer neuen Existenzform des Einzelkapitals’nieder: 
dem Großkonzern auf der nationalen Ebene und dem multinationalen Konzern (MNK) in 
der internationalisierten Form. 
Konzentration und Zentralisation sind - abgeleitet aus der Kapitalakkumulation - als wis- 
senschaftliche Kategorien nicht ausreichend, um die MNK erklären zu können. Auch von 
der stofflichen Seite her ist der MNK die adäquate Form des Kapitals. Der Konzern zielt 
auf die möglichst weitgehende Kontrolle der gesamten Produktionskette (vom Rohstoff bis 
zu Endprodukt), und zwar national wie international, vertikal wie horizontal. Der Umfang 
dieser Kontrolle ermöglicht eine rationale Steuerung und Planung der Produktion in der 
gesamten Kette für die anarchische Konkurrenz auf dem Weltmarkt. 

Werden komplexe Waren produziert, so erhält der Weltmarkt eine neue Funktion, die nur 

bei dieser Form der Warenproduktion gilt: Der internationale Tauschwert einer technisch 

komplexen Ware (z.B. Computer) setzt sich auch aus »Wertbestandteilen« zusammen, die 

Zulieferungen von Produktionsprozessen aus verschiedenen nationalen Gesellschaftsfor- 

mationen innerhalb desselben Konzerns umfassen (z.B. Schaltungen aus Süd-Kotea). Der 


Neuere französische Internationalisierungstheorien 143 


Weltmarkt reguliert nicht nur den Tauschwert der Ware (Computer), sondern auch die 
Produktivität der vorgelagerten Produktionsprozesse, da diese in den Tauschwert als Be- 
standteil einfließen. Zulieferungen, die mit einer unter-durchschnittlichen Produktivität 
hergestellt wurden, erhöhen den (End)Tauschwert. In gleicher Weise wird das Lohnniveau 
als weiterer Kostenbestandteil der vorgelagerten Stufen über den Weltmarkt mitbestimmt. 
Lohn- und Arbeitsprozeß eines Produktionssegments aus der vorgelagerten Produktions- 
kette werden somit auch internationalisiert. Zur Extraprofiterzielung kann das multinatio- 
nale Kapital in der Internationalisierung des Produktivkapitals nationale Produktivitäts- 
und Lohnunterschiede ausnützen, dieser Zusammenhang erklärt die Strategie des Einzel- 
kapitals. Diese Möglichkeit wird vergrößert durch die möglichst weitgehende Kontrolle der 
einzelnen Produktionsstufen. Hier wird ersichtlich, daß das Phänomen »MNK« nicht allei- 
ne aus den Gesetzmäßigkeiten der Akkumulation abgeleitet werden kann, sondern daß 
sämtliche Kategorien der marxschen Analyse sowie neue, die die reale historische Entwick- 
lung erfassen, zu dieser Form des Einzelkapitals führen. 

d) Mit dem produktiven Kapital sind alle möglichen Ansatzpunkte der Internationalisie- 
tung des Kreislaufs des Einzelkapitals erschöpft. Damit wird aber das Entstehen neuer In- 
ternationalisierungsformen keineswegs ausgeschlossen. Diese können z.B. aus der Verän- 
derung der kapitalistischen Arbeitsteilung entstehen. Der tayloristische Produktionsprozeß 
vertieft die Trennung einfache/komplexe Arbeit und institutionalisiert sie in der Fabrik in 
der Trennung Planung und Kontrolle des Produktionsprozesses / Durchführung des un- 
mittelbaren Produktionsprozesses. Diese Trennung hat sich international verselbständigt 
und in einer neuen hochgradig internationalisierten Kapitalfraktion, dem Ergineering-Ka- 
‚Pital niedergeschlagen. Dieses plant und koordiniert das Erstellen schlüsselfertiger Fabri- 
ken, mit der Folge, daß der unmittelbare Produktionsprozeß nicht mehr vom gleichen Ka- 
pital kontrolliert wird. Diese dynamische Branche in den KIL konzentriert das technische 
Wissen, und der unmittelbare Produktionsprozeß wird aus der Kapitalverwertung abgesto- 
ßen. Diese spezifische Strategie ist nicht zuletzt die Antwort des Finanzkapitals auf die 
Verstaatlichungen in der Dritten Welt und die Entwicklungsstrategie einiger Länder wie 
z.B. Algerien. Im Gegensatz zur Direktinvestition entfällt das Verstaatlichungsrisiko, die 
Finanzierung ist gesichert, da meistens nationale Regierungen die schlüsselfertigen Fabri- 
ken kaufen. In den KiIL beschäftigt das Engineering-Kapital eine schmale Schicht von 
hochqualifizierten Kopf- oder Reißbrettarbeitern, wogegen die besonders kampffreudigen 
Facharbeiter nicht mehr Teil des unmittelbaren Arbeitsprozesses innerhalb des Enginee- 
ring-Kapitals sind. Durch die Kontrolle der Konzeption des Produktionsprozesses über- 
wacht das Engineering-Kapital die »Technologie«, d.h. denjenigen Bereich, der die Ab- 
hängigkeit wesentlich schafft. Diese Kapitalfraktion ist die Antwort des Kapitals auf die 
Veränderung der Weltmarktinverstitionsbedingungen und verkörpert gleichzeitig optima- 
le Verwertungsbedingungen (vgl. zum Engineering-Kapital die IREP Untersuchung, nach 
Palloix 1975). 

Zentrale Stelle für die Bestimmung der Tiefe der heutigen Weltwirtschaftskrise ist die Krise 
des vorherrschenden industriellen Produktionsprozesses - des Taylorismus. Erst ein neuer, 
die Kapitalverwertungsbedingungen strukturell verändernder Produktionsprozeß könnte 
einen relativ stabilen Aufschwung mit sich bringen. Ob sich daraus auch neue Internatio- 
nalisierungsformen ergeben werden, kann noch nicht gesagt werden. 
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1.2. Grenzen der Internationalisierungsanalyse auf der Ebene des Einzelkapitals/ 
der Branche 


Der wesentliche Beitrag der französischen Polit-Ökonomie liegt methodologisch in det sy- 
stematisch-strukturellen Rekonstruktion der vetschiedenen Analyse-Ebenen kapitalisti- 
scher Produktionsverhältnisse. »Internationalisierung« wurde in der Polit-Ökonomie bisher 
primär als internationale Verwertungsstrategie des Einzelkapitals bzw. der Branche verstan- 
den und analysiert. Diese Bereiche wurden in Frankreich insbesondere von Palloix (z.B. 
1975) und Michalet (z.B. 1976) systematisch und empitisch untersucht. Auf dieser Ebene 
kann jedoch die internationale Arbeitsteilung (iAt) richt untersucht und bestimmt wer- 
den, vielmehr ist dazu eine systematisch andere Ebene der Betrachtung erforderlich. Der 
dazu notwendige Bruch soll an einem Beispiel verdeutlicht werden (nach Palloix 1978 I, 
42 ff.): Mit der Internationalisierung des Produktiv-Kapitals als Problem der Kapitalver- 
wertung werden z.B. Auslagerungen von Produktionsbestandteilen innerhalb einer Pro- 
duktionskette analysiert. In der Regel sind es Oligopole, die Kapital exportieren. Für diese 
Oligopole bedeutet der Kapitalexport Auftechterhaltung und Ausbreitung der oligopoli- 
stischen Position innerhalb der Branche. Für das abhängige Land bedeutet er die Ansiede- 
lung eines Produktionssegments ohne die dazugehörige, kohärente Produktionsstruktur. 
Die Akkumulationsgesetze, die den Kapitalexport erklären können (tendenzieller Fall der 
Profitrate innerhalb der Branche, Konkurrenz und Zentralisation auf dem Weltmarkt, 
Ausgleich der Profitraten zwischen den Branchen) haben nicht für beide Internationalisie- 
rungs-Objekte die strukturell gleichen Konsequenzen, da der Import eines Produktions- 
segments destrukturierende Effekte für die nationale Produktionsstruktur haben kann. 
Wenn wir also die iAt analysieren wollen, müssen wir einen erweiterten theoretischen 
Raum schaffen. 

Die Internationalisierung der Verwertung des Einzelkapitals als Gegenstand traditioneller 
polit-ökonomischer Internationalisierungstheorien kann nur entsprechend den Gesetzmä- 
Rigkeiten des Verwertungsptozesses betrachtet werden, wobei die Grenzen dieses Prozesses 
auch die Grenzen des Analyseobjektes »Internationalisierung« sind. Die Formbestimmtheit 
des Reproduktionsprozesses, der mehr ist als die Summe der Einzelkapitalien, kann auf 
dieser Ebene nicht betrachtet werden. Diese »strukturalistische« Herleitung ist nun kein 
Selbstzweck. Die bisherige Betrachtung der Internationalisierung auf det Ebene des Einzel- 
kapitals hat zu einer eigenen »Entwicklungs-Strtegie« geführt: die Import-Substitutions- 
strategie. Die gesamtgesellschaftliche Reptoduktion fällt in dieser Strategie mit der Wachs- 
tumsphase einiger (weniger) (Schlüssel-) Branchen zusammen. Das Scheitern dieser Stra- 
tegie in der Dritten Welt zeigt, daß imperialistische Abhängigkeit strukturell über das Ein- 
zelkapital oder die Kontrolle von Schlüsselbranchen hinausgehen muß. 

Nachdem in der französischen Diskussion die internationalen Kapitalverwertungsstrate- 
gien des Einzelkapitals in der durch Konkurrenz und Zentralisation sich ergebenden Bewe- 
gungsform der Branche hinreichend genau theoretisch und empirisch untersucht wurden 
(vgl. die bei Deubner u.a. 1979 abgedruckten Branchenstudien), konzentrieren sich die 
neuesten Analysen auf die Zusammenhänge zwischen den Reproduktionsabteilungen, um 
Gesetzmäßigkeiten über Funktionsweise und Hierarchie nationaler Produktionssystemme 
herausfinden zu können. Es ist in diesem Zusammenhang nicht verwunderlich, daß ein 
Teil det Internationalisierungstheorie sich zu einer eigenen Industrie-Politik entwickelt 
hat. 
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2. Reproduktions- und unmittelbarer Produktionsprozeß 


Zur Analyse der internationalen Arbeitsteilung wird die konkrete Form des nationalen Re- 
produktionsprozesses untersucht. Dabei sind zwei Thesen (zumindest implizit) der Aus- 
BEEDUn 
Durch die iAt wird eine bestimmte Hierarchie nationaler Ökonomien konstituiert, wo- 
bei die Kohäsionsprinzipien in der dominanten Ökonomie (der USA) verwurzelt sind 
(vgl. Aglietta/Fouet 1978, 25); 

- Die Konzentration und Zenttalisation sind nicht die letztlich grundlegenden Prozesse 
im Kapitalismus des XX. Jahrhunderts, sondern Veränderungen im Lohnarbeitsver- 
hältnis und im Prozeß der erweiterten Reproduktion. 

Diese beiden Thesen drücken eine Abgrenzung zu bestimmten traditionellen marxisti- 

schen »Theorien«, wie z.B. der »Fäulnis-Theorie« oder der »Stamokap-Theories aus. Der 

Kapitalismus/Imperialismus wird als dynamisches System verstanden, das sich in der er- 

weiterten Reproduktion - vermittelt über Krisen und Prosperitätsphasen - widersprüchlich 

weiterentwickelt und dabei jeweils neue, spezifische Reproduktionsformen entstehen läßt. 

Die kapitalistische Entwicklung läßt sich durch das Begriffspaar Regz/atior (quantitative 

Entwicklung) und Krzse (qualitativer Einbruch, der notwendig neue Formen der Regula- 

tion verlangt) erfassen.® Die Analyse des Reptoduktionsprozesses soll folglich die Formen 

der Regulation, die Einbruchstellen der kapitalistischen Entwicklung sowie neue Regula- 
tionsformen als mögliche Auswege aufschlüsseln. Die Internationalisierungs-Ebene wird in 
dieser Analyse - formell betrachtet - gleichzeitig reduziert und erweitert, indem ein »Zwei- 

Schritt« eingeführt wird: Nach der Analyse der Regulation /Krise der dominanten Ökono- 

mie sind die Internationalisierungsprozesse als Penetrations- und Destrukturierungsprozes- 

se nationaler Ökonomien zu analysieren. Internationale Arbeitsteilung wird folglich als 

Prozeß von Hierarchisierung und Differenzierung verstanden. 


2.1. Reproduktions- und Arbeitsprozeß 


Von den zwei ausführlichsten Arbeiten in diesem Bereich ist der Beitrag von Aglietta am 
bedeutendsten (Aglietta 1976, Palloix 1978; zusammenfassend Granou 1979). Er untersucht 
sehr umfassend - entsprechend den bereits erwähnten Annahmen - die Dynamik des US- 
Kapitalismus als dominanter Gesellschaftsformation. Die Analyse der USA nimmt in der 
französischen Polit-Ökonomie generell einen breiten Raum ein. Dies ist m.E. insofern be- 
rechtigt, als der nach dem 2. Weltkrieg einsetzende langfristige Aufschwung von der do- 
minanten US-Ökonomie ausging und in seiner Entwicklung bestimmt wurde.? Ich werde 
mit der Zusammenfassung der wichtigsten Thesen von Aglietta beginnen, wobei die Utsa- 
chen des Aufschwungs der dominaten US-Ökonomie bis hin zum krisenhaften Einbruch 
entwickelt werden. 


2.1.1. Transformation des Lohnarbeitsverhältnisses 


Akkumulation - hier verstanden als stofflicher Investitionsprozeß - ist eine Veränderung 
der Produktivkräfte als notwendiger Bestandteil der erweiterten Reproduktion. Ziel der In- 
vestition ist die Erzielung eines zumindest branchen-durchschnittlichen Profits. Strategien 


D 
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der Profitmaximierung sind die absolute und relative Mehrwertproduktion. Aglietta unter- 
sucht diese mehr formellen und auf der homogenen Ebene der Kapitalverwertung angesie- 
delten Gesetzmäßigkeiten in ihrer konkreten Ausgestaltung bis hin zur Formveränderung 
des Reproduktionsprozesses: 

Die absolute Mehrwertproduktion wurde seit dem 1. Weltkrieg insbesondere dutch die Et- 
fassung und den Abbau von Unterbrechungen, Ruhe- und Wartezeiten während der Ar- 
beit erhöht. Diese vermehrte Auspressung der Arbeitszeit ist verbunden mit technischen 
Änderungen des Produktionsprozesses und Dequalifizierungstendenzen. Absolute und re- 
lative Mehrwertproduktion sind folglich nur schwer zu trennen. Das Konzept der »absolu- 
ten Verelendung« erhält durch den Dequalifikationsprozeß eine sicherlich neue qualitative 
und quantitative Bedeutung; Palloix (1975) weist darauf hin, daß davon insbesondere die 
Fremdarbeiter betroffen sind. 

Wenn wir dennoch - aus analytischen Gründen - absolute und re/ative Mehrwertproduk- 
Hon trennen, so kann letztere über zwei Mechanismen erhöht werden: 


- Veränderung des Arbeitsprozesses (Arbeitsproduktivität) 
- Veränderung der Existenzbedingungen der Lohnarbeit (Senkung des Werts des variab- 
len Kapitals). 


Die Entwicklung des Kapitalismus ist nicht nur Folge der Veränderung des herrschenden 
Produktionsptozesses, sondern auch der Bedingungen der erweiterten Reproduktion der 
Lohnarbeit. Zur Analyse der Lage der Klassen im Kapitalismus sind auch die jeweils herr- 
schenden Konsumnormen als Erscheinung der dominanten Form des Reproduktionspro- 
zesses zu untersuchen. Dominanter Produktionsprozeß und Entwicklung der Konsumnor- 
men sind strukturelle Bestandteile der erweiterten Reproduktion. Die Analyse dieser Ver- 
änderungen ist insofern auch politisch relevant, da sie - im Gegensatz zu Zusammen- 
bruchs- und Konspirationstheorien - Grenzen der Entwicklungs- und Integrationsfähigkeit 
des Kapitalismus angeben kann. Aufschwungsphasen sind Ausdruck eines ausgeglichenen 
und abgestimmten Wachstums der Reproduktionsabteilungen. Krisen sind Ausdruck der 
gegenseitigen Blockierung der Abteilungen und bereinigen Disproportionalitäten durch 
spezifische Formen der Regulation. 


a) Veränderungen des Arbeitsprozesses 

Seit 1900 hat sich in den USA der Arbeitsprozeß grundlegend geändert: der Taylorismus 
hat durch neue Produktionsmittel zu einer Vertingerung der Arbeitsunterbrechungen und 
Erhöhung der Bandgeschwindigkeiten, d.h. zu einer sprunghaften Erhöhung der Arbeits- 
produktivität bei gleichzeitiger kollektiver Dequalifizierung geführt. Er ist durch die halb- 
automatische Fließbandproduktion charakterisierbar, Ausdruck der kollektiven Dequalifi- 
kation der Lohnarbeitermassen und der bisher weitgehendsten reellen Subsumtion des Ar- 
beitsprozesses. Strategische Variable (Produktionsnorm), die die Veränderung des Produk- 
tionsprozesses bestimmt, ist die Zezf. Die Zeitökonomie wurde dutch Schichtarbeit und 
zeitbezogene Lohnformen verallgemeinett. Die Erhöhung der Arbeitsproduktivität findet 
ihre Grenze an der psycho-sozialen Belastbarkeit des Arbeiters. Der neue Produktionspto- 
zeß verlangt notwendig eine Änderung der Existenzbedingungen der Lohnarbeit, denn die 
mit dem Taylorismus verbundene Erhöhung der Arbeitsproduktivität sowie die Konzentra- 
tion von Maschinetie führt bei Aufrechterhaltung der alten Konsumnorm zu Überproduk- 
tionskrisen (große Depression vor dem 2. Weltkrieg). 
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b) Veränderung der Existenzbedingungen der Lohnarbeit 

Der neue Produktionsprozeß und der darauf aufbauende veränderte Reproduktionsprozeß 
wird in der französischen Debatte Fordismzus genannt. Dieser Begriff ist noch genauer zu 
definieren. Er ist zwar ziemlich eng an den von Gramsci geptägten Begriff des »Amerikanis- 
mus« (Gramsci 1967, dazu Hirsch 1979) angelehnt, durch die klarere Beschreibung des do- 
minanten Produktionsprozesses (Taylorismus) z» Verbindung mit der für die Arbeiterklas- 
se dominanten Korsumnorm (zenttalisierte Lebens- und Wohnbedingungen, Standardi- 
sierung der Hausarbeit, Dutchdringung der »ptivaten« Reptoduktionssphäre mit Waren) 
aber auch neu bestimmt. »Das fordistische Lohnarbeitsverhältnis verbindet eine Form der 
Mobilisierung und Ingangsetzung der Arbeitskräfte, beruhend auf der Trennung von Kon- 
zeption und Ausführung innerhalb des Großbetriebs mit der spezifischen Reproduktions- 
form, die auf dem Kauf von Waren beruht, die in Massenproduktion hergestellt wurden« 
(Granou, u.a., 1979, $. 205, Übersetzung durch M.B.). 

Die Konsumweise wird durch die Erfordernisse der erweiterten Reproduktion strukturiert. 
Dieser Zusammenhang wendet sich auch gegen die These einer naturwüchsigen Produktiv- 
kraft-Entwicklung im Zusammenhang mit der Theorie der »natur-wissenschaftlich-techni- 
schen Revolution«, (vgl. etwa Lehrbuch 1972). 

Der Taylorismus als dominanter Produktionsprozeß ist gekennzeichnet durch eine /o&ale 
Konzentration an Maschinerie. Die Arbeitskraft wird ebenfalls geographisch konzentriert 
und damit die Verstädterung (»Urbanismus«) zum wesentlichen Bestandteil des Fordis- 
mus. Der Urbanismus führt zu einer neuen, verkleinerten privaten / häuslichen Repro- 
duktionszelle: die szödtische, proletarische Kleinfamilie. Die häuslichen Reproduktions- 
funktionen werden durch den Taylorismus erweitert, indem die gesamte geistige und kör- 
perliche Wiederherstellung der Arbeitskraft in die »Nicht-Arbeitszeit« verlagert wird (Folge 
der Aufhebung der Porösität des Arbeitstags). Da die städtische Kleinfamilie die Schutz- 
funktion der traditionellen Großfamilie nicht mehr übernehmen kann, wird ein neuer und 
erweiterter kollektiver Konsum (Arbeitslosenversicherung, Gesundheitswesen, Rentenver- 
sicherung, Freizeitindustrie) notwendig. Das strukturelle Anwachsen des indirekten Lohn- 
anteils ist Erscheinung dieser Tendenz. 

Der Fordismus erzeugt banalisierte Massenkonsumgüter, die immer größere Eindringung 
des Warenverhältnisses in den häuslichen Reproduktionsbereich ist Voraussetzung der 
Weitergabe der Produktivitätsfortschritte von Abt. I an Abt. I'® Die Erweiterung der 
Konsumnorm ist Ursache dafür, daß die mit der erhöhten Produktivität hergestellten Wa- 
renmassen verkauft werden können. Dieser Prozeß könnte - ökonomisch verkürzt - als spe- 
zifische Form der Lösung der Überproduktionstendenz bezeichnet werden. Hier zeigt sich 
wieder, daß der Kapitalverwertungsgesichtspunkt als ausschließliche Betrachtungsebene zu 
kurz greifen muß. Denn für die Reproduktion des Lohnarbeitsverhältnisses bedeutet diese 
Entwicklung, daß insbesondere die weibliche Hausarbeit immer mehr durch standardisier- 
te Waren (von Bouillon-Würfel bis zum Medikament) partiell ersetzt wird. Dadurch kann 
Frauenarbeit massenhaft in industrielle Lohnarbeit umgewandelt werden, wobei letztere 
vom Standpunkt des Einzelkapitals aus profitabler ist. Die so freigesetzte weibliche Ar- 
beitskraft kann als flexibler Bestandteil der industriellen Reservearmee fungieren, da bei 
ihr wie bei Jugendlichen die Schutz- und Reproduktionsfunktion der Familie noch einge- 
setzt werden kann. 

Die Schlüsselwaren des fordistischen Massenkonsums sind folglich das großstädtische Miet- 
wohnen sowie das Automobil als Folge der Konzentration und Zentralisation des Kapitals. 
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So ist es denn auch nicht verwunderlich, daß die Krise 1974 / 75 in diesen beiden Schlüs- 
selbranchen der fordistischen Konsumnorm entstanden ist (Mandel 1978). Der Fordismus 
vereinheitlicht durch den Dequalifikationsprozeß die Arbeiterklasse. Eine Differenzierung 
innerhalb der Arbeiterklasse - notwendig um Extraprofite erzielen zu können - findet 
nicht mehr entlang produktionsimmanenter, sondern externer Gegebenheiten statt (Fremd- 
arbeiter, Frauen, Jugendliche). Da die Warenverhältnisse immer mehr sämtliche Repro- 
duktionsbereiche strukturieren, erhält Arbeitslosigkeit den Charakter des Ausschlusses 
vom Konsum und der gesellschaftlichen Marginalisierung. Dieser Faktor, verbunden mit 
der zunehmenden Verschuldung der privaten Haushalte zwecks Auftechterhaltung der 
Konsumnorm, kann Hinweise für die Strukturierung des Widerstandspotentials der Arbei- 
terklasse in der heutigen Krise geben. 

Der Fordismus - letzter Punkt unserer Liste der Strukturmerkmale - führt notwendig zu ei- 
ner neuen, kapitalistischen Form der Regulation von Lohnarbeit und Kapital. Taylorismus 
- als Ausdruck von Konzentration und Zentralisation - führt zu hohen Investitionen in fi- 
xem Kapital. Regulationsformen müssen deshalb darauf abzielen, daß der Konsum stabil 
und kontinuierlich bleibt. So ist es nicht verwunderlich, daß im Rahmen des »New Deals« 
in den USA die Gewerkschaften erstmals gesetzlich anerkannt wurden und mit dem »col- 
lective bargaining« über stabilisierte Lohnhöhen eine adäquate Verkehrsform gefunden 
wurde. Die Analyse des »Fordismus« beansprucht, die Ursachen des relativ stabilen und 
langfristigen Aufschwungs nach dem 2. Weltkrieg in den Griff zu kriegen. 


c) Krise des Fordismus 

Der Taylorismus als Produktionsprozeß des Fordismus hat zur zentralen Achse die Maxi- 

mierung der Zeit-Ökoromie. Diese ist an die Grenze der psycho-sozialen Belastbarkeit 

gestoßen, mit der Folge, daß sich der Klassenkampf als Abwehrkampf gegen diesen Ar- 
beitsprozeß ab 1968 verschärft hat. Zudem konnte der Massenkonsum nicht mehr in 
der Form erhöht werden, daß die kohärente Entwicklung zwischen Abt. I und II hätte 
aufrechterhalten werden können. Die erhöhten Anforderungen an den kollektiven 

Konsum haben durch das Ansteigen des indirekten Lohnanteils entweder den Massen- 

konsum eingeschränkt oder die Profitrate gesenkt. Der Klassenkampf hat sich insofern 

erweitert, als der kollektive Konsum selbst zu dessen Objekt wurde (Gesundheit, Umwelt, 

Beteiligung an staatlichen Entscheidungen, Atomenergie ...). Diese Faktoren haben zu 

einem qualitativen Einbruch, zur Krise des Fordismus geführt. Diese Krise ist auch eine 

Krise des Aufschwungmodells nach dem 2. Weltkrieg. Die heutige Krise ist also nicht 

nur eine Verwertungskrise, sondern auch eine Krise des Arbeits- und Reproduktionspro- 

zesses. 

Diese - hier abstrakt geführte - Bestimmung der Krise ist in der französischen Debatte aus- 

führlich empirisch belegt worden (Aglietta 1978 I und Il, Granou u.a. 1979, de Bernis 

1978). Der kapitalitische Ausweg aus der heutigen Weltwirtschaftskrise würde zu einem 

neuen, dominanten Produktionsprozeß führen (»Neo-Fordismus«),!! der zwei wesentliche 

Momente beinhalten würde: 

- voll-automatische Produktion mit halb-autonomen Arbeitsgruppen und einer neuen 
dominanten Produktionsnorm - der Kontrolle - die von der Kapitalseite aus objekti- 
vierbarer wäre als die alte Zeit-Norm. Die Auseinandersetzung zwischen Lohnarbeit 
und Kapital würde sich insbesondere an der Kontrolle über die Information, die das 
Mittel der neuen Norm wäre, entzünden. Hier ist ein unmittelbarer Zusammenhang zu 
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mehr politologischen Theorien über neue autoritäre Staatstendenzen gegeben (Pou- 
lantzas 1978, Fach 1978, Esser / Fach 1979); 

- weitgehende Privatisierung der kollektiven Konsumbereiche bzw. Dutchdringung mit 
Waren in den (noch staatlichen) Bereichen (Beispiel ist die »Maschinisierung« des Ge- 
sundheitswesens). 

Ein solcher neuer dominanter Produktions- und Reproduktionsprozeß ist bis heute noch 

nicht in Sicht. Ein einsetzender Aufschwung würde bedeuten, eine stabile Strategie des 

Abbaus der Massenarbeitslosigkeit zu entwickeln (vgl. Junne 1979). 

Die neue Theorie der Reproduktion der dominanten Ökonomie muß m.E. in zwei Berei- 

chen weiterentwickelt werden: 

-  DieKrise des Arbeitsprozesses muß vertieft als Krise der produktiven Arbeit hergeleitet 
werden; 

- die Staatsfunktionen sind von den französischen Polit-Ökonomen im Rahmen der Re- 
produktionstheorie nur rudimentär infrastrukturell behandelt worden. Hier müßten 
die neueren wesentlichen staatstheoretischen Arbeiten (de Brunhoff 1976, Poulantzas 
1976, 1978) berücksichtigt werden. 


2.2. Veränderungen in den kapitalistischen Konkurrenzverhältnissen 


Ich werde im folgenden - thesenartig - die dem Fordismus adäquaten Regulationsmechanis- 
men darstellen. Veränderungen des Reproduktionsprozesses werden über die Konkurrenz 
als Bewegungsform vermittelt. Zentraler Ausgangspunkt ist bei Aglietta (1976) die Überle- 
gung, daß Krisen durch eine massive Entwertung von fixem Kapital eine Voraussetzung für 
die Restrukturierung des Produktionsapparates schaffen. Die Kapitalerntwertung ist einer- 
seits ein wesentliches Instrument der Regulation und andererseits Ausdruck der verkehrten 
Form der Vergesellschaftung. 


a) Konzentration und Zentralisation des Kapitals 

Konzentration und Zentralisation sind Folge der Entwicklung der Kapitalverwertung. Der 

Fordismus führt durch den großen Anteil von fixem Kapital zu folgenden Besonderheiten: 

- Produktions- und Konsumweise müssen in einem bestimmten Ausmaß stabil und kon- 
tinuierlich sein. Krisen wie die große Depression 1929 würden zu so tiefen Einbrüchen 
führen, daß die Reproduktion selbst infrage gestellt wäre. Dementsprechend entstand 
eine neue strukturelle Regulierung der Kapitalverwertung: die Kapitalentwertung wird 
geplant und - um das übereinstimmen im Wachstum von Abt. Iund II zu erreichen - 
beschleunigt; 

- die disponible Finanzmasse eines Unternehmens wird damit die zentrale Waffe im 
Konkurtenzkampf. 


b) Durchschnittsprofitrate und Konkurrenz 

Der Mehrwert wird unter den Bedingungen des Konkurrenzkapitalismus durch das Gesetz 
des tendenziellen Falls der Profitrate innerhalb der Branche und des Ausgleichs der Profit- 
raten zwischen den Branchen unter bestimmten Annahmen verteilt (vgl. zu Profitraten- 
problematik Deleplace 1979). Durch die dem Fordismus entsprechende Form des Groß-Be- 
triebs (horizontale und vertikale Integration, Flexibilität durch Zulieferung) wird tenden- 
ziell das Ausgleichs-Gesetz durch eine Differenzierung der Profitraten außerkraft gesetzt. 
Ursachen dieser Differenzierung sind: 
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-  Groß-Unternehmen, die ganze Produktionsketten integriert haben, können den Ort 
der Gebrauchswert-Produktion und der Verwertung trennen (Filialproduktion, Trans- 
ferpreise); 

- Einrichtung von Markteintrittsbarrieren; 

-  Unterschiedlich geplante Kapitalentwertungen in den diversen Konzernbeteichen; 

- Technische Produktionsnormen und ökonomische Tauschvorschriften, die zumindest 
die Konkurrenz auf dem nationalen Markt erschweren. Der Kampf um Normen ist in- 
sofern wichtig, als die fordistische Massenproduktion nur durch eine Normierung und 
Standardisierung der Produktion möglich war. Diese eminente Bedeutung der Nor- 
men ist am Beispiel der amerikanischen Automobilzulassungsvorschriften klar gewor- 
den. Die dargestellten fordistischen Regulationsformen der Kapitalverwertung haben 
wesentlich zum langandauernden Aufschwung der Profitraten der Großkonzerne in 
den USA nach dem 2. Weltkrieg beigetragen (vgl. die ausführlichen empirischen Un- 
tersuchungen von Aglietta (1976) und Andreff (1976). 


Monetäres System, Inflation, Krise 

Bleibt zu entwickeln, wie sich die der kapitalistischen Entwicklung immanenten Wider- 
sprüche auf dem fordistischen Feld der Regulation #riserhaft durchsetzen konnten. Der 
Fordismus hat auch zu einer weiteren Entfaltung des Kredit- und Bankensystems geführt. 
National wie international wurde durch das Zentralbanksystem und das Bretton-Woods- 
Abkommen das Währungssystem stabilisiert. Die fordistische Form der Vermeidung von 
Kapitalentwertungsktisen (geplante und beschleunigte Veraltung des Kapitals) ist wider- 
sprüchlich und führt zu Geldentwertungsktisen: Infatior. Durch die geplante Veraltung 
des fixen Kapitals werden ständig Waren mit höheren Produktpreisen auf den Markt ge- 
worfen, als tatsächlich an Wert im Produktionsprozeß übertragen worden ist. Da in letzter 
Instanz nur das real Produzierte als Einkommen verteilt werden kann, kann die Lücke nur 
gefüllt werden durch Entwertung des allgemeinen Äquivalents: Geld. Ein weiterer ktisen- 
hafter Prozeß ist in der dem Fordismus immanenten Tendenz des Ansteigens unprodukti- 
ver Arbeit durch den kollektiven Konsum zu sehen. Ein drittes Moment der Krise ist eine 
mögliche Disproportionalität des Wachstums von Abt. I und II; der Konsumsektor kann 
nicht mehr die Produktivitätsfortschritte von Abt. I übernehmen. Die Verbindung dieser 
Faktoren führen zur Krise, die notwendig national wie international als Finanzkrise auf- 
tritt. Diese spezifische Erscheinungsform drückt das dominante Moment der Geldentwer- 
tungskrise aus. Durch den inflationären Prozeß konnte also eine traditionelle Kapitalent- 
wertungskrise hinausgezögert werden, bei strukturellem Ungleichgewicht zwischen Abt. I 
und I bricht jedoch eine Finanzkrise als Erscheinung der beschleunigten Kapitalentwer- 
tung hervor. | 

Diese Analyse der Regulationsformen und krisenhaften Einbrüche der dominanten Öko- 
nomie ist auch die erste Stufe der Internationalisierungstheorie, die im folgenden darge- 
stellt wird. 


3. Internationalisierung 


Nach der Bestimmung der wesentlichen Grundzüge der neuen Reproduktionsstruktur in 
den dominanten Okonomien, werden nunmehr die darauf aufbauenden spezifischen For- 
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men der Internationalisierung entwickelt. Auch hier sind zwei Analyseebenen zu unter- 
scheiden: 


a) Kapitalverwertung als Bewegungsform in der Konkurrenz von Einzelkapitalien und der 
Branche auf dem Weltmarkt, 


b) Internationale Arbeitsteilung als hierarchische Kette ungleicher Entwicklung nationaler 
Produktionssysteme/Gesellschaftsformationen. Die Kategorie des »Weltmarktes« ist zu 
eng, um die iAt erfassen zu können. Die bisher entwickelte Theotie der veränderten Re- 
produktionsstruktur muß nunmehr auf der internationalen Ebene dargestellt werden. Die 
Komplexität der hier zu berücksichtigenden Phänomene führt zwangsläufig zu einer mehr 
formellen, an Beispielen orientierten Darstellung. 


3.1. Konkurrenz auf dem Weltmarkt 


Die traditionelle Internationalisierungstheotie hat die Analyse der Formen der Konkurtenz 
auf dem Weltmarkt auf die traditionellen Kategorien »Profit, Extraptofit, Konzentra- 
tion/Zentralisation ...« beschränkt. Dabei wurden neue Formen der Konkurtenz nicht 
berücksichtigt, die m.E. gerade in der heutigen Phase der kapitalistischen Entwicklung domi- 
nant sind. Der Taylorismus als Arbeitsprozeß des Fordismus hat duxch die Standardisie- 
tung des Arbeitsprozesses auch zu standardisierten und vergleichbaren Arbeitsproduktivi- 
täten geführt. Wesentlicher Inhalt der internationalen Konkurrenz innerhalb einer 
Branche wird der Kampf um die Festlegung der führenden Arbeitsproduktivität. Det Kon- 
kurtenzkampf wird dadurch technisch und arbeitsorganisatorisch normiert. Diese neue Form 
der internationalen Konkurtenz konnte bei der Stahlktise festgestellt werden: Kriterium 
der Schließung von Fabriken war zualleretst die internationale Produktivitätsnorm (Tonne 
Stahl pro Arbeitsstunde), während die Produktivitätstechnik selbst weitgehend standardi- 
siert ist. Die Internationalisierung der Arbeitsproduktivität ist die Erscheinung der Durch- 
setzung des Taylotismus als dominantem Produktionsprozeß auf dem Weltmarkt. Es ist 
klar, daß das Ziel dieser Strategie die Erzielung von Durchschnitts- und Extraprofiten dar- 
stellt. 

Auf diesem Ansatz aufbauend können konkrete Internationalisierungsanalysen innerhalb 
der Branche und für das Einzelkapital durchgeführt werden. Besonderes Gewicht wird in 
Frankteich auf die genaue empirische Untersuchung det Internationalisierung des Kreis- 
laufs des produktiven Kapitals als neue Form gelegt: Die Auslagerung von Produktionsstät- 
ten in abhängige Länder der Dritten Welt als Teil dieser Strategie kann nicht ausreichend 
mit der Profitmaximierung erklärt werden. Der Prozeß ist historisch bedingt und verlangt 
eine tiefere Analyse. Die Auslagerung wird überwiegend innerhalb einer komplexen Pro- 
duktionskette vorgenommen (Produktion von Micro-Chips in Südasien beispielsweise als 
Teil der Computerproduktion in den USA). Damit dies überhaupt stattfinden kann, muß 
der gesamte Produktionsprozeß zerlegbar und soweit standardisierbar sein, daß die Ergeb- 
nisse der einzelnen Produktionssegmente an einem zentralen Ort auch zu det Wate kombi- 
niert werden können. Etst der Taylorismus schafft die produktionstechnischen Vorausset- 
zungen, um das produktive Kapital innerhalb einer komplexen Produktionskette interna- 
tionalisieren zu können. 
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3.2. Internationale Arbeitsteilung und nationale Reproduktion 


Die kapitalistische Entwicklung strukturiert in ihrer jeweils konktet-historischen Form die 
nationale Reproduktion in doppelter Weise: die stofflichen Produktionszusammenhänge 
und die Klassenverhältnisse werden jeweils spezifisch reproduziert und artikuliert. Struk- 
tur, Umfang und Tiefe dieses Prozesses sind Ausdruck der jeweiligen Stufe der nationalen 
Gesellschaftsformation in der Kette der internationalen Arbeitsteilung. Es wird davon aus- 
gegangen, daß die nationalen Gesellschaftsformationen in zwei Blöcke oder strukturell un- 
terschiedliche Reproduktionszonen geteilt werden können: kapitalistische Industrieländer 
(dominante Länder) - abhängige Länder der Dritten Welt (beherrschte Länder). Die Inter- 
nationalisierung hat dabei für die jeweilige nationale Reproduktion zwei unterschiedliche 
Folgen: 

Für die kapitalistischen Industrieländer ein innerimperialistischer Korkurrenzkampf, wo- 
bei die heute vorherrschende Form die Internationalisierung des Fordismus ist. Umfang 
und Tiefe dieses Prozesses sind maßgebend für die Bestimmung der Stufe in der internatio- 
nalen Arbeitsteilung. Für die abhängigen Länder der Dritten Welt: Vertiefung der zrglei- 
chen Entwicklung und Abhängigkeit, die nationalen Produktionssysteme können sich 
nicht kohärent nach den internen Reproduktionsanforderungen entwickeln bzw. deren 
Struktur wird vertiefend verzerrt. 

Die Internationalisierungstheorie muß folglich diese Trennung begründen und die spezifi- 
schen Formen der Abhängigkeit untersuchen. Es ist unbestritten, daß einige Gesellschafts- 
formationen (z.B. Spanien) nicht eindeutig einem Block zugeordnet werden können. Dies 
ist auch nicht der Sinn dieser Aufteilung, sie drückt vielmehr das strukturelle Ergebnis der 
ungleichen Entwicklung auf Weltebene aus. Diese theoretische Struktur muß empirisch 
ausgefüllt werden, wobei insbesondere konkrete Formen der Abhängigkeitsmechanismen 
zu untersuchen sind. Die ökonomischen Arbeiten in Frankreich sind insbesondere zut in- 
ternationalen Konkurrenz der kapitalistischen Industrieländer erschienen. Die Analyse der 
abhängigen Gesellschaftsformationen wurde interdisziplinär angegangen, wobei besonders 
sozio-geographische und anthropologische Studien wesentliche neue Erkenntnisse lieferten 
(vgl. etwa Meillassoux (1978), Coquerty-Vidrovitch (1978), zu den ökonomischen Abhän- 
gigkeitsmechanismen Judet (1979)). 

Im folgenden werden exemplarisch wesentliche Formen der Internationalisierung darge- 
stellt. Diese Methode muß zwangsläufig exemplarisch sein, müßte doch jeweils spezifisch 
die nationale Reproduktion in ihrer jeweiligen Form untersucht werden. Hier ist genau die 
Lücke, die durch intensive Arbeiten zu schließen ist. Granou (1979) entwickelt einen ersten 
historischen und empirischen Versuch der Untersuchung der französischen Reproduktions- 
zusammenhänge im Rahmen der Theorie des Fordismus. 


a) Internationalisierung des Fordismus 

Der Fordismus wurde über den Weltmarkt vermittelt internationalisiert. Die spezifischen 
Produktions- und Reproduktionsformen wurden als Normen der dominanten Ökonomie 
zum Maßstab der Konkurrenz auf dem Weltmarkt gemacht. Wesentlicher Bestandteil die- 
ses Prozesses war die internationalisierte Arbeitsproduktivität, die durch den Taylorismus 
strukturell erhöht werden konnte. Die Durchsetzung des Taylorismus innerhalb einer 
Branche auf dem Weltmarkt hat gleichzeitig die imperialistischen Gesellschaftsformatio- 
nen. unterschiedlich strukturiert und spezialisiert. Diese Differenzierung nationaler Pro- 
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duktionssysteme als Ergebnis des internationalen Konkurrenzkampfs wird später unter- 
sucht. Wesentlich ist hier, daß die Internationalisierung des Fordismus nicht nur die 
Durchsetzung spezifischer Produktions-, sondern auch spezifischer Reproduktionsnormen 
bedeutet. Immer weitere Bereiche des gesellschaftlichen Lebens werden »amerikanisiert«. 
»Waldlauf« wurde als Gesundbetersport abgetan, erst als »Jogging« mit neuen Massenkon- 
sumwaren populär gemacht wurde, wurde daraus ein amerikanisierter Volkssport. Die ge- 
sellschaftliche Breite und Tiefe der fordistischen Durchdringung ist ein wesentliches Ele- 
ment einer genaueren Trennung zwischen herrschenden und abhängigen Gesellschaftsfor- 
mationen (z.B. Massenkonsum/Luxuskonsum). 
Ein anderes, wesentliches Phänomen der kapitalistischen Entwicklung ist noch nicht be- 
trachtet worden: die nationalen Produktionssysteme funktionieren unterschiedlich, zwi- 
schen ihnen sind einseitige Spezialisierungsprozesse festzustellen. Diese sind wiederum für 
die beiden strukturell unterschiedlichen Blöcke verschieden zu untersuchen: 
In den imperialistischen Ländern hat det Fordismus zu einer Veränderung der produktions- 
technischen Zusammenhänge der Abteilungen geführt. Die Banalisierung und Standardi- 
sierung des Produktionsprozesses für den Massenkonsum hat die technischen Anforderun- 
gen an die Produktionsmittel erheblich vergrößtert. Es kann empirisch gezeigt werden (Pal- 
loix 1977), daß die relative Dominanz des US-Kapitalismus genau in der höchst-entwickel- 
ten, nationalen Kontrolle über die technologisch fortschrittlichsten Bereiche der Produk- 
tion für Produktionsmittel besteht. Diese produktionstechnisch entscheidenden Bereiche, 
die im wesentlichen die internationale Produktivitätsnorm festlegen, werden in der franzö- 
sischen Theorie »strategische Knotenpunkte«s genannt. Die Position in der Hierarchie der 
kapitalistischen Industrieländer wird wesentlich durch die nationale, relativ autonome 
Kontrolle der strategischen Knotenpunkte bestimmt.'? Natürlich muß dieser industrielle 
Ansatz, der ökonomische Monopolsituationen berücksichtigen kann, erweitert werden. 
Hierbei wird sicherlich die Analyse des jeweiligen Niveaus des Klassenkampfs eine wesent- 
liche Rolle spielen. 
In Bezug auf die abhängigen Länder muß das Kriterium der Breite und Tiefe des fordisti- 
schen Eindtingens empirisch gefüllt werden. Der Fordismus hat offensichtlich die wesentli- 
chen Züge der abhängigen Reproduktion (Fehlen eines strukturell-organischen Zusam- 
menhangs der Reproduktionsabteilungen, Verzerrung bzw. Zerstörung vorkapitalistischer 
Produktionsverhältnisse) nicht aufgehoben, sondern höchstens modifiziert und differen- 
ziert. Ein Beispiel: Die Ansiedelung eines modernen, ausländischen Produktionsbetriebes 
in einem abhängigen Land kann für die nationale Produktionsstruktur die Einrichtung ei- 
nes isolierten Produktionssegments bedeuten, daß dessen Produktion weder den nationalen 
Bedürfnissen entspricht, noch solche Verflechtungseffekte hat, daß das nationale Repro- 
duktionsniveau erhöht wird. Die Internationalisierung der Konsumnorm hat in den ab- 
hängigen Ländern eine strukturell andere Dimension: sie ist Grundlage des Luxuskonsums 
der städtischen Bourgeoisie oder Elite. 
b) Internationale Arbeitsteilung 
Generell wird die iAt als Hierarchie nationaler Ökonomien unter der Dominanz der US- 
Ökonomie verstanden. Sie wird von folgenden Ausgangspunkten her analysiert (nach Pal- 
loix 1977, 5. 197 £f.): 
- die nationale Reproduktion geht in allen kapitalistischen Ländern nicht eigenständig 
und autonom vor sich, sondern als Teil der kapitalistischen Produktionsweise auf Welt- 
ebene; i 
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- die iAt kann - wie dargestellt - nicht über die traditionelle Analyseebene der Bran- 
che/Kapitalverwertung der Einzelkapitale erfaßt werden. Vielmehr müssen systema- 
tisch die Rückwirkungen der Verwertungsstrategie auf die jeweils nationale Reproduk- 
tion untersucht werden. 

Die iAt kann auf dieser methodologischen Basis als abgestuftes System nationaler Ökono- 
mie vom Grad der »autonomen« Kontrolle des Reproduktionsprozesses her bestimmt wird. 
Diese »interne« Kontrolle setzt eine jeweils relative Kohärenz der internen Klassenbündnis- 
se und des Verhältnisses der Reproduktionsabteilungen voraus. In der Bewegung nach un- 
ten, zu den Ländern der Dritten Welt, wird die interne Kohärenz zunehmend von außen 
durch die dominanten Ökonomien definiert. In dieser Bewegung werden die nationalen 
Produktionssysteme zunehmend differenziert und polarisiert. Dieser formale Rahmen 
muß im nächsten Schritt empirisch gefüllt werden. Besonders schwierig ist dabei die klas- 
senmäßige Bestimmung. In Anknüpfung an die Arbeit von Poulantzas (1975) wird die 
spezifische Klassenkonstellation im herrschenden Machtblock abhängiger Gesellschafts- 
formationen als Bündnis von Kompradorenbourgeoisie und nationaler Bourgeoisie ent- 
wickelt. 

Indem die nationale Kontrolle strategischer Knotenpunkte einerseits, die strukturelle De- 

formation abhängiger, nationaler Reproduktionsstrukturen andererseits als zentrale Kate- 

gorien der Analyse der iAt entwickelt wurden, ist es möglich, die iAt unter Berücksichti- 
gung neuer Phänomene zu untersuchen. Ein Beispiel: Eine entwicklungspolitische Strate- 
gie besteht darin, schlüsselfertige Fabriken von multinationalen Konzernen zu erwerben 
und nach der Eıstellung unter nationaler Kontrolle laufen zu lassen. Dadurch soll eine 
fortschrittliche Technologie unter Begrenzung des Einflusses der multinationalen Konzer- 
ne in die nationale Entwicklung eingegliedert werden. Algerien beispielsweise hat diese 

Strategie praktisch anzuwenden versucht (vgl. Judet 1979). Im Rahmen der dargestellten 

Theorie kann nachgewiesen werden, daß diese Strategie die Struktur der iAt nicht verän- 

dert, sondern durch neue Formen die Abhängigkeit vertieft: Die imperialistische Abhän- 

gigkeit wird zunehmend über den strategischen Knotenpunkt »technisch-konzeptionelles 

Wissen« vermittelt. Technisches Wissen und unmittelbarer Arbeitsprozeß werden arbeits- 

teilig getrennt. Neue hochgradig internationalisierte Branchen sind entstanden. Das Engi- 

neering-Kapital (ausschließliche Tätigkeit ist technische Beratung, Entwicklung von Plänen 
etc.) verkörpert diese neue Form der Arbeitsteilung. Beim Import schlüsselfertiger Fabri- 
ken verbleibt die Kontrolle des strategischen Knotens in den kapitalistischen Industrielän- 
dern, die konzeptionelle Technologie wird nicht erworben. Gleichzeitig wird die ungleiche 

Entwicklung innerhalb der abhängigen Gesellschaftsformation durch diesen Import verstärkt: 

der kapitalintensive Charakter des Produktionsprozesses, die Umwelt- und Arbeitsbedin- 

gungen sind Elemente dieser Entwicklung. 

Diese beiden Beispiele müssen natürlich ergänzt werden. Sie sollen nur zeigen, daß der 

französische Ansatz neue Phänomene erklären kann (Schlüsselfertige Fabriken, »Blaupau- 

sen-Strategie«). Hier liegt m.E. auch das Dilemma der Internationalisierungsdiskussion in 
der BRD: die Internationalisierung mit ihren neuen gesellschaftlichen Problemen verlangt 
von der Linken eine Stellungnahme. Die französische Theorie ist bei der Konkretion und 

Praxis erheblich weiter. 
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Anmerkungen 


1 Im Reader von Deubner u.a. (1979) sind die wichtigsten Texte in übersetzter Form enthalten, ich 
werde hier diese These nur kurz diskutieren. 

2 C. Deubner (1979) hat Stand und Perspektiven der Internationalisierungsauseinandersetzung in 
der traditionellen Linken der BRD analysiert. 

3 Zur genauen Einschätzung vgl. Rehfeldt in Deubner u.a. (1979). Ich möchte darauf hinweisen, 
daß die Diskussion mit J. Esser, W. Fach, G. Junne, U. Ludwig, U. Rehfeldt, F. Schlupp und G. 
Simonis wesentlicher Bestandteil der Ausarbeitung dieses Beitrags waren. 

4 vgl. das Lehrbuch von Destanne de Bernis/M. Bye (1977) oder den interdisziplinären Reader von 
Coqu£ry-Vidrovitch (1978), oder die Arbeiten von Claude Meillassoux (z.B. 1978). 

5 G = Geldkapital, W = Warenkapital, PM = Produktionsmittel, AK = Arbeitskräfte, P = Pro- 
duktivkapital, W’ = um den Merhwert erhöhtes Warenkapital. 

6 vgl. zur Aufarbeitung der Diskussion der »Klassiker« Michalet 1976. 

7 Es kann hier nicht die historische Entwicklung der Hegemonieposition der USA (vgl. Aglietta 
1976) und deren aktuell geschwächte Position (vgl. Aglietta/Fouet 1978) dargestellt werden - von 
der Hegemonie der USA nach dem zweiten Weltkrieg und damit von der Hegemonie über die 
langanhaltende Aufschwungphase des Kapitalismus kann sicherlich ausgegangen werden. 

8 Der Ansatz, die kapitalistische Entwicklung mit dem Begriffspaar »Regulation« und »Krise« zu er- 
fassen, ist der gesamten »Gtenobler-Schule« (de Bernis, Palloix, Aglietta, Judet u.a.) gemeinsam. 
Theoriegeschichtlich geht dies auf den »Hierarchies-Ansatz von Perroux und Weiller zurück. 

9 Wie jede Dominanz ist diese ein Verhältnis, d.h. Ausdruck einer Kräftekonstellation, die wider- 
sprüchlich und flexibel ist. 

10 Dieses ausgeglichene Wachstum wird als »strukturell kohärent« bezeichnet. Der gleiche Begriff 
wird auch für die Verbindung beider Abteilungen in einer nationalen Gesellschaftsformation un- 
ter relativ autonomer Kontrolle verwendet, was sicherlich nicht nur zur Klarheit beiträgt. 

11 Die folgenden Ausführungen sind sicherlich sehr spekulativ. Eine originelle Richtung in Frank- 
teich besteht darin, Spekulationen zuzulassen, denn nach den diversen Prognosen über den Zu- 
sammenbruch des Kapitalismus sind Überlegungen über das relative Stabilitätspotential mehr als 
nur legitim. 

12 Schlupp (1979) zeigt, wie mit diesem Ansatz die unterschiedliche Position der BRD gegenüber 
Frankreich erklärt werden kann. 
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